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1 Zusammenfassung1 

Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) bilden einen rasch wachsenden Wirtschafts-

zweig, generieren bei ihrer Anwendung in anderen Sektoren der Wirtschaft und  Gesellschaft hohe 

Nutzen- und Effizienzgewinne und sind Treiber von wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Inven-

tionen und Innovationen. Vorhandensein und produktiver Einsatz von IKT haben sich in den letz-

ten Jahren zu Schlüsselfaktoren der internationalen Konkurrenzfähigkeit von Unternehmen und 

Wirtschaftsstandorten entwickelt. Dies zeigte sich insbesondere in den USA, die dank ihrem inter-

national führenden IKT-Sektor und dank erfolgreicher IKT-Anwendung enorme Produktivitätsfort-

schritte erzielten, während letztere in den meisten europäischen Ländern wie auch in der Schweiz 

bescheiden ausfielen. 

 

Eine Studie ortete die Schweiz im Jahr 2005 in der geradezu paradoxen Lage, bereits enorme 

IKT-Investitionen getätigt, jedoch daraus noch kaum produktiven Nutzen gezogen zu haben (Com-

tesse 2005). Die vorliegende Studie prüft im Wesentlichen, ob nach fünf Jahren immer noch ein 

derartiges „Schweizer Paradox“ vorliegt und – falls dem so ist – welche Gründe hierfür ursächlich 

sein könnten. Aus dieser Analyse werden Folgerungen und Anforderungen für die IKT-Politik res-

pektive für eine Politik der Förderung des elektronischen Wirtschaftens (eEconomy) abgeleitet. 

 

Zunächst bestätigt sich in einem Ländervergleich anhand verfügbarer Statistiken und internationa-

ler Benchmark-Studien, dass die Schweiz insgesamt sehr gut mit IKT-Infrastrukturen und –

Betriebsmitteln versorgt ist. In wichtigen Bereichen wie etwa der terrestrischen und funkbasierten 

Breitbanderschliessung reiht sie sich in Bezug auf Anschlussrate, Bandbreite sowie Qualität und 

Sicherheit der Versorgung bei den weltbesten Ländern ein. Sofern die derzeit geplanten Vorhaben 

des Telekommunikationssektors zur Erschliessung der Haushalte mit Glasfaser (FTTH), zur Leis-

tungssteigerung der Kabelfernsehnetze (Docsis 3.0) und zur Umsetzung der nächsten Generation 

Mobilfunknetze (4G/LTE) plangemäss realisiert werden, bleibt die Schweiz ohne Zweifel in dieser 

vorteilhaften Position.2 Auch was das Vorhandensein und die Nutzung von IKT-Betriebsmitteln 

(Hard- und Software) der Unternehmen und Haushalte anbetrifft, liegt die Schweiz in den verfüg-

baren Ländervergleichen stets bei den bestversorgten Staaten. Es bestätigt sich somit, dass in der 

Schweiz hohe IKT-Investitionen getätigt wurden und weiterhin werden. 

 

Die Prüfung, ob sich diese heute in spürbaren Produktivitätsgewinnen niederschlagen, erweist sich 

demgegenüber als schwieriger und in ihren Ergebnissen als weniger eindeutig. Dies zeigt sich vor 

allem bei der Verwendung aggregierter Daten über mehrere Sektoren oder Anwendungsbereiche, 

wie sie praktisch alle internationalen IKT-Vergleichsstudien praktizieren. Selbst wenn diese mak-

roökonomischen Vergleiche soweit verfügbar mit mikroökonomischen Daten und Überlegungen 

ergänzt werden, gelangt man kaum zu einem globalen Schluss gemäss „Schweizer Paradox“. 

Aber immerhin ergeben sich daraus Hinweise auf eventuell rückständige Bereiche, in welchen IKT 

zu wenig eingesetzt werden oder aus dem IKT-Einsatz noch kaum Produktivitätsfortschritte erzielt 

werden.  

 

Diese Hinweise sind sehr nützlich, denn von Interesse für eine gezielte IKT-Politik sind in der Tat 

nicht globale Produktivitätsdaten, sondern die tatsächlichen produktiven Verhältnisse in einzelnen 

Anwendungsbereichen. Vor diesem Hintergrund werden in der Studie unter anderem folgende 

IKT-Anwendungsbereiche einzeln analysiert: 

 

 
1 Diese Zusammenfassung ergibt zusammen mit dem Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen ein umfassendes Manage-

ment Summary über die gesamte Studie (vgl. Kapitel 7). 
2 Zurzeit lässt der Bundesrat im Auftrag des Parlaments (Postulat) abklären, ob und welche Regulierungs- oder Förderschritte 
eventuell noch unternommen werden sollten. Dieser Bericht ist dem Parlament im Sommer 2010 – in den nächsten Wochen also 
– vorzulegen. 
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- Behörden und Verwaltung (eGovernment), 

- Gesundheitswesen (eHealth), 

- Energie und Umwelt, 

o intelligente Netze (smart grids), 

o intelligente Gebäude (smart homes and buildings), 

o intelligente Transportsysteme (smart transportation), 

- neue IKT-Anwendungsbereiche, 

o soziale Medien (social media), 

o Web 2.0 (einzelne Beispiele), 

o Internethandel (einzelne Beispiele). 

 

Dieser Analyse werden Betrachtungen zu sozusagen „propädeutischen“ IKT-Fragen betreffend 

Bildung und Befähigung (gegen den „digitalen Graben“) und Arbeitsmarkt vorangestellt. Die IKT-

Umsetzung in den einzelnen Anwendungsbereichen kann selbstverständlich nicht optimal sein, 

wenn die potenziellen IKT-Nutzer zwar angeschlossen sind, jedoch die Geräte und Programme 

nicht bedienen können, oder wenn IKT-Spezialisten absolute Mangelware sind. Gegenstand der 

Studie sind schliesslich auch einige IKT-Förderprogramme des Auslands, die grob analysiert und 

auf ihre Relevanz für die Schweiz geprüft werden. 

 
Die Ergebnisse dieser Analysen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
 

- Die Schweiz hat viel in IKT investiert und tut dies auch weiterhin.  

- Sie verfügt nicht über einen grossen IKT-Sektor – zumindest nicht direkt. Allerdings sind 

die Grenzen zu anderen High-Tech Sektoren wie etwa der Biotechnologie oder der Na-

notechnologie sowie auch zur Forschungsbereichen von Chemie, Pharma, Medizinalge-

räte, Maschinen, in  welchen die Schweiz international überaus konkurrenzfähig ist, flies-

send. In diesen Bereichen werden auch Geräte und Software entwickelt und im Welt-

markt umgesetzt, die dem IKT-Sektor zugerechnet werden könnten. Insofern dürften in 

einem solchermassen erweiterten IKT-Sektor keine grösseren Probleme zu orten sein. 

- Betreffend IKT-Bildung und -Befähigung der Bevölkerung sowie auch betreffend IKT-

Fachkräfte sind in der Schweiz im Vergleich zu den besten Ländern keine erheblichen 

Defizite auszumachen. Trotzdem sind gewisse staatliche Massnahmen nötig. 

- Die Schweiz liegt im eGovernment, im eHealth, bei smart grids, smart homes und smart 

transportation klar im Rückstand gegenüber den besten Ländern. In diesen wichtigen 

IKT-Anwendungsbereichen ist der Staat (der Bund) direkt oder indirekt (über Regulierun-

gen) involviert und hat entsprechend grosse Einflussmöglichkeiten und Verantwortung. 

Dies sind im Übrigen auch die Bereiche, in welchen der IKT-Einsatz enorme Produktivi-

tätspotenziale aufweist. Elektrizitätsnetze, Gebäude und Transporte beinhalten zudem 

ein erhebliches Umweltschutzpotenzial, die eine prioritäre Behandlung rechtfertigen. 

- Bei neueren Anwendungsbereichen liegt die Schweiz keineswegs generell im Rückstand 

zum Ausland. Der Internethandel hat aber noch kaum zu massiven Strukturveränderun-

gen und Produktivitätsfortschritten geführt. Dies liegt daran, dass daneben die alten For-

men des Handels weitergeführt werden. Mit Web 2.0 ergeben sich weitere interessante 

Möglichkeiten für den Handel und viele andere Anwendungsgebiete. Aber gerade bei den 

Handelsbeispielen zeigt sich auch, wie geduldete Kartelle (Bücherhandel) oder falsch 

konzipierte Wettbewerbsregulierungen (Automobilvertrieb) IKT-gestützte  Produktivitäts-

verbesserungen unterminieren können. Hier ergibt sich ein Handlungsbedarf, für echten 

Wettbewerb zu sorgen und nicht kleinere Wettbewerber (Kleinbuchhandel oder kleine 

Automobilhändler) zu schützen und damit ineffiziente Vertriebsstrukturen zu zementieren. 
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2 Ausgangslage 

2.1 Problemstellung 

Die Fortschritte im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) sind im Be-

griff, den Alltag der Menschen nachhaltig zu verändern. Business-Kontakte werden online ge-

pflegt, die Familienferien im Internet gebucht und Schülerinnern und Schüler lernen ihre Franzö-

sisch-Vokabeln mithilfe spezieller iPhone-Applikationen. Selbst Beobachtungen von Vögeln, die 

als Reaktion auf ihre Umwelt Handy-Anrufmelodien nachzwitschern, sind verbürgt. Die Durchdrin-

gung der neuen Technologien erfasst zunehmend sämtliche Lebensbereiche, der oft zitierte Wan-

del von der Industriegesellschaft hin zur Wissensgesellschaft ist in vollem Gange. Die weltweit ar-

beitsteilige Industrie wird aber – wie vorliegende Studie zeigt - durch IKT-Fortschritte nicht wirklich 

ersetzt, sondern weiter verbreitet und vertieft. 

 

Im Zuge des „New Economy“-Hypes gegen Ende der neunziger Jahre wurden in den Industrie-

staaten auf breiter Front hohe Hoffnungen in die neuen Technologien als Treiber nachhaltigen 

Wachstums mit tiefer Arbeitslosigkeit und niedriger Inflation gesetzt3. Das Platzen der Dotcom-

Blase brachte insofern eine zeitweilige Ernüchterung, als sich zeigte, dass Konjunkturzyklen eben 

doch nicht der Vergangenheit angehören und dass auch in der „digitalen Welt“ die Qualität des 

Geschäftsmodells über Erfolg und Misserfolg eines Unternehmens entscheidet. Mittlerweile be-

steht aber angesichts der anhaltenden technischen Fortschritte im IKT-Bereich sowie der bemer-

kenswerten Produktivitätsfortschritte im IKT-Vorreiterstaat USA bezüglich des hohen wirtschaftli-

chen und gesellschaftlichen Potenzials der IKT ein breiter Konsens.  

 

Der Beitrag der IKT zur wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung ist dreifach: 

  

- In der Produktion von Hardware, Software und IKT-Dienstleistungen werden Arbeitsplät-

ze geschaffen und Wertschöpfung generiert (IKT als Wirtschaftszweig). 

- Die wertorientierte Anwendung und professionelle Handhabung von IKT steigert Effizi-

enz, Produktivität, und Qualität in immer mehr wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Anwendungsbereichen (IKT als Produktionsfaktor). 

- Die IKT erschliessen ein enormes Innovationspotenzial, sowohl direkt in Bezug auf IKT-

Produkte und –Dienstleistungen als auch indirekt bei deren Implementierung und Umset-

zung in Wirtschaft und Gesellschaft (IKT als Innovationsgenerator und –katalysator).  

 

Informations- und Kommunikationssysteme stehen heute in enger wechselseitiger Beziehung zum 

Wirtschafts- und Gesellschaftssystem eines Landes, weshalb die IKT einen entscheidenden Bei-

trag zum Stand und zur Entwicklung der Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit einer 

Volkswirtschaft im internationalen Wettbewerb leisten. Dies gilt offenbar in ganz besonderem Mas-

se für die rohstoffarme und deshalb auf die Generierung und Umsetzung von Wissen angewiese-

ne Schweiz.  

 

Aus ökonomischer Sicht stellt sich in jedem Staat die Frage, unter welchen Rahmenbedingungen 

das Potenzial der IKT möglichst rasch und umfassend in volkswirtschaftliche Zielgrössen wie Wirt-

schafts- und Produktivitätswachstum umgemünzt  werden kann. Die USA waren in dieser Hinsicht 

bislang scheinbar weitaus erfolgreicher als die meisten europäischen Staaten, die Schweiz einge-

schlossen. Die EU und zahlreiche Mitgliedstaaten haben in der jüngeren Vergangenheit IKT-

spezifische Förder- und Monitoringprogramme errichtet, um diesen Rückstand wettzumachen, 

 
3 OECD 2 
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während in der Schweiz in diesem Zusammenhang bis heute eher eine Laissez-faire-Politik ver-

folgt wird. 

 

Die Zurückhaltung der Schweiz steht indessen im Einklang mit ihrer industriepolitischen Tradition, 

wonach der Staat weitgehend auf den Versuch der direkten Identifikation und Förderung von aus-

sichtsreichen Produkten und Sektoren verzichtet. Diese Grundhaltung entspringt der Erkenntnis, 

dass staatsplanerische Aktivitäten in der Regel keine erfolgsversprechende Alternative zur schöp-

ferischen Kraft des Wettbewerbs als Entdeckungsverfahren darstellen. Gleichzeitig steht aber 

auch hierzulande ausser Frage, dass der Staat über seine zentrale Rolle in Bereichen wie Bil-

dungswesen und Grundlagenforschung, Rechtssystem und Schutz von geistigem Eigentum, sek-

torielle Regulierungen bei Marktversagen sowie generelle Wettbewerbspolitik, den Nährboden für 

neue und dynamische Sektoren wie jenen der IKT entscheidend mitprägt. Entsprechend inadäqua-

te strukturelle Rahmenbedingungen können die Bereitschaft und Fähigkeit einer Volkswirtschaft, 

sich der technischen Errungenschaften gewinnbringend habhaft zu machen, nachhaltig hemmen.  

 

Vor diesem Hintergrund sollte analysiert werden, inwiefern die Herstellung sowie die Umsetzung 

und Nutzung und von IKT-Produkten und –Dienstleistungen in der Schweiz durch die staatlichen 

Rahmenbedingungen – fördernd oder hemmend – beeinflusst wird und durch welche Impulse das 

brachliegende Potenzial besser ausgeschöpft werden kann.  

 
2.2 Zielsetzung und Aufbau der Studie  

Die vorliegende Studie soll den Stand der IKT und des IKT-Einsatzes in wichtigen Anwendungsbe-

reichen im Hinblick auf die heutigen Möglichkeiten sowie im Vergleich zu anderen fortschrittlichen 

Ländern erwägen. In Bereichen, wo sich Rückstände oder nicht genutzte Möglichkeiten der 

Schweiz zeigen, ist nach Ursachen zu suchen. Aus dieser Analyse sind ökonomisch fundierte 

Empfehlungen für die IKT-Politik abzuleiten. 

 

Neben dem eigentlichen IKT-Sektor - der Produktion von IKT-Gütern und Diensten - ist besonders 

der Stand des IKT-Einsatzes in verschiedenen Anwendungsbereichen von Interesse. Hinkt dieser 

den fortschrittlichsten Ländern hinterher, dann dürfte dies oft auf nicht-marktkonforme staatliche, 

parastaatliche oder private Regulierungen oder Verhaltensweisen zurückzuführen sein, die den 

Wettbewerb beeinträchtigen. Grundsätzlich sind nämlich die Akteure unter wirksamem Wettbe-

werb gezwungen, die jeweils beste verfügbare Technologie einzusetzen; dies sollte an sich auch 

betreffend IKT-Einsatz nicht anders sein.  

 

Aufbau 

Mit diesem Hintergrund und der erwähnten Zielsetzung werden zuerst eine wesentlich erscheinen-

de ökonomische Grundlagen zum IKT-Sektor, zum IKT-Einsatz in anderen Sektoren sowie zu den 

damit verbundenen Produktivitätswirkungen erörtert (Kapitel 3). Es folgt eine Standortbestimmung 

der Schweiz im Vergleich mit dem Ausland anhand internationaler Studien (Kapitel 4). Aufgrund 

dieses Vergleichs werden Fallbeispiele ausgewählt, analysiert und Folgerungen für die Politik her-

geleitet (Kapitel 5). Diese Analysen werden ergänzt durch eine grobe Evaluation ausländischer 

Förder- und Monitoringprogramme (Kapitel 6). Schliesslich werden Schlussfolgerungen gezogen 

und Politikempfehlungen formuliert (Kapitel 7).  

 

Hinweis 

Der Bericht ist für eilige Leser in der Weise konzipiert, dass die vorangestellte Zusammenfassung 

(Kapitel 1), die Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen (Kapitel 7) zusammengenommen ei-

ner rund 10-seitigen Kurzfassung (Management Summary) entsprechen. 
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3 Ökonomische Grundlagen 

Die ökonomischen Auswirkungen der zunehmenden Nutzung, Produktion und Bereitstellung von 

Waren und Dienstleistungen im IKT-Bereich sind in einer Vielzahl von Studien untersucht worden. 

Auf makroökonomischer Ebene besteht heute ein breiter Konsens, dass sich die IKT zu einem 

ausschlaggebenden Faktor des Wirtschaftswachstums und der Produktivität entwickelt haben4.   

 

Von besonderer Bedeutung ist der Beitrag der IKT zur Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 

Produktivität. Produktivitätsgewinne erhöhen die Produktionskapazität von Waren und Dienstleis-

tungen ohne entsprechende Erweiterung der Ressourcen. Deswegen ist das Produktivitätswachs-

tum ein zentraler Indikator für die Entwicklung des Lebensstandards in einem Land resp. der 

Standortattraktivität einer Volkswirtschaft. Internationale Evidenz zeigt, dass die Transformation 

von IKT-Investitionen in gesamtwirtschaftliche Produktivitätsgewinne innerhalb der OECD bislang 

höchst unterschiedlich gelungen ist. Mikroökonomische Studien stützen und erweitern die Befunde 

auf volkswirtschaftlicher Ebene. Sie geben Hinweise zu den Faktoren, welche auf  betrieblicher 

Ebene für den gewinnbringenden Einsatz von IKT von zentraler Bedeutung sind.  

 

Das folgende Kapitel ist wie folgt strukturiert: Abschnitt 3.1 gibt einen Überblick über einige zentra-

le Erkenntnisse bezüglich der Wechselwirkungen zwischen der IKT-Nutzung/ -Produktion und wirt-

schaftlichen Zielgrössen. Zu diesem Zweck werden zunächst die in der Literatur diskutierten Pfade 

des Einflusses von IKT auf das BIP- und Produktivitätswachstum dargelegt. Ergänzt werden diese 

theoretischen Grundlagen durch internationale empirische Evidenz auf makro- (3.2) und mikroöko-

nomischer Ebene (3.3). Die Erkenntnisse werden in Abschnitt 3.4 zu einer zentralen Folgerung 

verdichtet.  

 

3.1 IKT und Wirtschafts-/Produktivitätswachstum 

Die Pfade, auf welchen die IKT die gesamtwirtschaftliche Produktivität beeinflussen, lassen sich 

anhand des neoklassischen Growth Accounting-Ansatzes illustrieren, welcher bis heute zahlrei-

chen empirischen Wachstumsanalysen zugrunde liegt. Gemäss dem von Solow begründeten 

Konzept – man spricht auch von der Wachstumsbuchhaltung – wird die Wachstumsrate des 

volkswirtschaftlichen Gesamtoutputs mithilfe einer Produktionsfunktion als gewichtete Summe der 

messbaren Inputwachstumsraten und eines Restfaktors erklärt. Bezüglich des Inputs wird übli-

cherweise zwischen den beiden Hauptkategorien Humankapital (Arbeit) und Sachkapital unter-

schieden. IKT-spezifische Analysen gliedern das Sachkapital häufig in IKT- und übriges Sachkapi-

tal auf.  Der Restfaktor – das Solow-Residuum – entspricht jenem Teil des Wachstums, der nicht 

auf Human- oder Sachkapitalerweiterungen zurückgeführt werden kann und damit ad hoc auch 

nicht „erklärbar“ ist. Er wird als totale Faktorproduktivität (TFP)5 bezeichnet und stellt ein Mass für 

die Effizienz des kombinierten Einsatzes der Sach- und Humankapitalressourcen dar (BfS, 2006).  

 

Der technische Fortschritt, der per se nicht messbar ist, äussert sich in der Wachstumszerle-

gungsanalyse folglich in einer Erhöhung der TFP. Bisweilen wird die Wachstumsrate der TFP als 

„Wachstumsrate des technischen Fortschritts“ interpretiert, was aber nicht ganz korrekt ist, da di-

verse andere Faktoren, z.B. statistische Unvollkommenheiten, Schwankungen bei der Kapazitäts-

nutzung oder Naturereignisse, ebenfalls in die TFP einfliessen (Tuomi, 2004). Unbestritten ist je-

doch, dass sich Phasen erhöhten technischen Fortschritts empirisch in höheren TFP-

Wachstumsraten niederschlagen.  

 

 
4 Dem war nicht immer so. Robert Solows Zitat aus dem Jahr 1987, wonach Computer überall zu sehen sind ausser in den Pro-
duktivitätsstatistiken, ist erst in den vergangenen zehn Jahren nachhaltig widerlegt worden (Pilat, 2004).  
5 Synonym wird der Begriff Multifaktorproduktivität (MFP) verwendet. 
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Die Arbeitsproduktivität ist der gebräuchlichste Indikator für die Entwicklung und das Niveau der 

Produktivkraft einer Volkswirtschaft. Sie ist üblicherweise definiert als die durchschnittliche reale 

Wertschöpfung eines Erwerbstätigen pro Arbeitsstunde. In Anlehnung an die oben skizzierte Pro-

duktionsfunktion lässt sich eine Steigerung der Arbeitsproduktivität auf zwei mögliche Quellen zu-

rückführen: eine erhöhte Ausstattung der Arbeiter mit Sachkapital (Kapitalvertiefung) und/oder ei-

ne effizientere Nutzung des Sachkapitals, d.h. eine Erhöhung der TFP (siehe Abbildung 1, oberer 

Bereich). Anhand dieses gedanklichen Rahmens lassen sich drei Pfade ausmachen, auf welchen 

IKT die Arbeitsproduktivität – und damit auch das Wirtschaftswachstum – positiv beeinflussen 

können (Qiang et al., 2004)6:   

 

1. Wachstum der totalen Faktorproduktivität im IKT-produzierenden Sektor 

2. IKT-Kapitalvertiefung in den Nutzerindustrien 

3. Wachstum der totalen Faktorproduktivität durch effiziente IKT-Nutzung 

 

 

 
 

Abbildung 1: IKT und Arbeitsproduktivität: drei Wirkungspfade 

 
Wachstum der totalen Faktorproduktivität im IKT-produzierenden Sektor 

Die Urquelle der von den IKT ausgehenden Wachstumsimpulse ist der rapide technische Fort-

schritt in diesem Bereich. Sinnbildlich für die technische Entwicklung der IKT ist das viel zitierte 

„Moore‟s Law“, gemäss welchem sich die Zahl der Transistoren auf einem Halbleiter ca. alle 18 

Monate verdoppelt. Zwar handelt es sich bei diesem Gesetz genau genommen um eine Prognose, 

doch seit es 1965 formuliert wurde, hat es sich weitgehend bewahrheitet. Die Leistungsfähigkeit 

von Mobilfunkgeräten, Computern und Software-Anwendungen erhöhte sich in den vergangenen 

Jahrzehnten massiv – und ein Abflachen dieses Trends wird von Experten vorerst nicht erwartet.  

Der Beitrag des IKT-produzierenden Sektors zum volkswirtschaftlichen Produktivitätswachstum ist 

unmittelbar mit diesem technischen Fortschritt verbunden. In den vergangenen Jahrzehnten ist es 

dem IKT-produzierenden Sektor gelungen, ohne Erhöhung des Inputs immer mehr Output zu er-

zeugen. Die sektorale Produktivitätssteigerung ist Ausdruck einer Zunahme der TFP in der Her-

stellung der IKT-Waren und -Dienstleistungen. Steigt die Effizienz im IKT-produzierenden Sektor 

stärker als in den übrigen Sektoren, ist damit automatisch eine Erhöhung der TFP auf gesamtwirt-

schaftlicher Ebene verbunden7. 

 
6 Vgl. in diesem Zusammenhang auch OECD (2003), OECD (2004) und i2010 High-Level Group (2006).  
7 Der Beitrag der IKT ergibt sich aus der Differenz zwischen dem TFP-Wachstum des IKT-produzierenden Sektors und der übri-
gen Sektoren.  
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IKT-Kapitalvertiefung in den Nutzerindustrien 

Investitionen in Sachkapital tragen zu einer Steigerung der Arbeitsproduktivität bei, indem sie die 

Kapitalausstattung pro Arbeiter (die sog. Kapitalintensität) erhöhen. Technischer Fortschritt ist in 

diesem Zusammenhang grundsätzlich keine zwingende Voraussetzung. Die IKT-bezogene Kapi-

talvertiefung in den Nutzerindustrien ist aber dennoch stark an den technischen Fortschritt im IKT-

Bereich gekoppelt. Die rapiden Entwicklungen im IKT-Bereich generieren nicht nur fortlaufend 

neue Waren und Dienstleistungen, sondern sorgen auch für einen anhaltenden Zerfall der quali-

tätsbereinigten Preise dieser Güter. Diese beiden Faktoren stimulieren IKT-Investitionen in den 

Nutzerindustrien.  

 

IKT-Investitionen können sich aus der Sicht des IKT-nutzenden Sektors aus zweierlei Gründen 

anbieten (Qiang et al., 2006): Zum einen können IKT ein Substitut für andere Formen von Kapital 

(und Arbeit) darstellen. Diese Erneuerung des Kapitalstocks setzt produktive Ressourcen frei, wel-

che anderswo zur Steigerung des volkswirtschaftlichen Outputs beitragen können. Stellen IKT ein 

Komplement zu den bereits vorhandenen produktiven Ressourcen dar, führen entsprechende In-

vestitionen zu einer Erhöhung der Produktivität des bestehenden Kapitalstocks und der Arbeits-

produktivität. In beiden Fällen wird der relative Arbeitsaufwand zur Erzeugung eines bestimmten 

Outputs durch die IKT-bedingte Erhöhung der Kapitalintensität den Nutzerindustrien reduziert.  

 

Wachstum der totalen Faktorproduktivität durch effiziente IKT-Nutzung 

Der dritte Mechanismus bezieht sich wiederum auf eine Erhöhung der TFP. In diesem Falle geht 

der Produktivitätsschub nicht vom IKT-produzierenden, sondern vom IKT-nutzenden Sektor aus, 

der zunehmend lernt, die neuen Möglichkeiten der Speicherung, Verarbeitung und Verbreitung von 

Informationen effizient zu nutzen. Diesem Effekt wird in der Literatur eine besonders tief greifende 

und nachhaltige Bedeutung beigemessen. Die Nutzung von IKT ermöglicht betriebliche Prozessin-

novationen, lässt neue Business-Modelle entstehen und fördert die Entwicklung und Einführung 

komplementärer Folgeinnovationen, welche ohne den technischen Fortschritt im IKT-Sektor nicht 

möglich wären (Spillover-Effekt).  

 

Investitionen in IKT transformieren sich allerdings nicht automatisch in eine erhöhte Effizienz der 

Nutzung der vorhandenen Ressourcen. Die erfolgreiche Adaption der neuen technischen Möglich-

keiten setzt Lern- und Anpassungsprozesse voraus. Auf betrieblicher Ebene besteht eine grosse 

Herausforderung darin, einen komplementären Humankapitalbestand aufzubauen, der die techni-

schen Errungenschaften mit dem erforderlichen Know-How zu nutzen imstande ist. Aus- und Wei-

terbildungen der Arbeitskräfte können diesen Prozess vorantreiben, doch ist er zeit- und kostenin-

tensiv. Ausserdem sehen sich die Unternehmen vor die Herausforderung gestellt, Reorganisatio-

nen der Strukturen resp. Veränderungen der Abläufe innerhalb des Betriebes vorzunehmen, um 

mit den veränderten Rahmenbedingungen Schritt zu halten. Auch dieser Prozess ist zeit- und kos-

tenintensiv – und stösst je nach Unternehmenskultur auf grosse interne Widerstände.  

 

Ein besonderes Merkmal der „digitalen Revolution“ besteht in der Bedeutung von Netzwerk-

Effekten (OECD, 2003). Die IKT-Innovationen verfügen über das grosse Potenzial, Nutzen zu ge-

nerieren, der über Effizienzsteigerungen innerhalb der Betriebe hinausgeht, d.h. die gesamte 

Volkswirtschaft umfasst. So führt die globale Vernetzung zu tieferen Kosten unterschiedlichster 

Transaktionsbeziehungen und fördert über den elektronischen Datenaustausch kürzere Innovati-

onszyklen. Diese Netzwerk-Effekte lassen sich allerdings nur realisieren, wenn die Zahl der Akteu-

re, welches dieses Netzwerk zu nutzen bereit und imstande sind, eine gewisse kritische Schwelle 

überschritten hat. Die Eröffnung eines Online-Shops (e-Commerce) beispielsweise war in den spä-

ten 1990er Jahren technisch längst keine Herausforderung mehr, stellte aber dennoch ein grosses 

unternehmerisches Risiko dar, weil schlicht noch nicht sehr viele Haushalte über einen Internet-

Anschluss verfügten.  
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Vielfach werden die IKT mit der Elektrizität oder der Dampfmaschine verglichen, welche als hoch-

gradig innovative Basistechnologien sämtliche Bereiche des Gesellschafts- und Wirtschaftslebens 

durchdrungen und nachhaltig verändert haben. Gerade bezüglich dieser beiden bahnbrechenden 

Technologien lehrt die Wirtschaftsgeschichte allerdings, dass zwischen der eigentlichen Innovation 

und der erfolgreichen Adaption durch die Gesellschaft einige Zeit verstreichen kann. Im Falle der 

IKT wird üblicherweise davon ausgegangen, dass sich die Auswirkungen des technischen Wan-

dels in zwei Wellen manifestieren: Zunächst stimulieren die IKT-Fortschritte das Wachstum durch 

Produktivitätsfortschritte im IKT-produzierenden Sektor und die steigende IKT-bezogene Kapitalin-

tensität in den Nutzerindustrien. Das gesamtwirtschaftliche Potenzial der IKT-Errungenschaften 

lässt sich allerdings erst nach einer breitgefächerten Adaptionsphase, d.h. mittel- bis langfristig, 

voll realisieren (i2010 High-Level Group, 2006).  

 

3.2 Makroökonomische Evidenz 

Dieser Abschnitt liefert einen groben Überblick über die internationale Evidenz des Einflusses der 

IKT-Revolution auf das Produktivitätswachstum8. Leider sind keine Studien bekannt, welche die 

entsprechende Situation in der Schweiz auf Grundlage eines gesamtwirtschaftlichen Ansatzes er-

fassen und in einen internationalen Kontext setzen9. Aus diesem Grund wird nachfolgend der Bei-

trag der IKT zur Wachstumsdivergenz zwischen der EU und den USA ab den 1990er Jahren dis-

kutiert. Die Ergebnisse in Bezug auf die EU dürften sich freilich weitgehend auf die Schweiz über-

tragen lassen, welche während des betrachteten Zeitraumes eine geringere Zunahme der Arbeits-

produktivität zu verzeichnen hatte als die meisten EU-Staaten. 

 

Wachstumsdivergenz USA - Europa 

Während den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg verzeichneten zahlreiche EU-Staaten re-

gelmässig höhere Produktivitätswachstumsraten als die USA. Im Laufe der 1990er Jahre verän-

derte sich das Bild allerdings abrupt. Während das Wachstum in den USA stark anzog, halbierte 

es sich in der EU (insbesondere in Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien). Früh wurde 

vermutet, dass die zunehmende Dynamik der Arbeitsproduktivität in den USA auf die frühzeitigen 

und umfangreichen Investitionen in IKT zurückzuführen sein könnte. Van Ark und Inklaar (2005) 

haben diese These mittels eines „Growth Accounting“-Ansatzes untersucht und weitgehend bestä-

tigt.10  

 

Die Autoren zerlegen das Produktivitätswachstum der EU-15 und der USA der Zeiträume 1995 – 

2000 und 2000 – 2004 in vier Komponenten: IKT-Investitionen im IKT-nutzenden Sektor (2. Kanal, 

vgl. oben), Effizienzgewinne im IKT-produzierenden Sektor (1. Kanal), nicht-IKT-bezogene Investi-

tionen und übrige Effizienzgewinne. Die letzte Komponente beinhaltet u.a. gesamtwirtschaftliche 

Effizienzgewinne, die aus der Nutzung von IKT resultieren (3. Kanal). Die eindeutig auf den IKT 

zugewiesenen Wachstumsimpulse (siehe Abbildung 2) dürften den gesamten IKT-bezogenen 

Wachstumseffekt insofern nicht voll erfassen. 

 

Die Produktivitätszerlegung der Jahre 1995 – 2000 lässt erkennen, dass die Hälfte des Produktivi-

tätszuwachses in der EU während der zweiten Hälfte der 1990er Jahre auf IKT zurückzuführen ist. 

 
8 Für  Literaturhinweise vgl. Pilat (2004). Studien, welche EU-Staaten mit einbeziehen, basieren in der Regel auf den Datenban-
ken des Groningen Growth and Development Centre (www.ggdc.net). In den letzten drei, vier Jahren scheinen in diesem Zu-
sammenhang keine Publikationen erschienen zu sein, welche aktuellere Daten liefern.  
9 Dies dürfte vorwiegend auf die Datenlage zurückzuführen sein. Schätzungen der Entwicklungen der TFP sind gemäss BfS 
(2006) erst seit dem Jahr 2006 möglich.    
10 Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die Erfassung von IKT-Kapital eine grosse statistische Herausforderung dar-
stellt (vgl. dazu OECD, 2003 und OECD, 2004). Tuomi (2004) ist vor diesem Hintergrund gegenüber dem klassischen Studiende-

sign skeptisch: „Eine genauere Untersuchung der IKT-Auswirkungen auf die Produktivität zeigt jedoch…, dass unsere gegenwär-
tigen Konzepte von Wirtschaftswachstum und Produktivität die wirtschaftlichen Auswirkungen der IKT womöglich nur begrenzt er-
fassen. Daher sollte womöglich noch einmal darüber nachgedacht werden, weshalb der Produktivität innerhalb der Politik eine 
derartige Bedeutung beigemessen wurde und was wir mit Produktivität und Wachstum in der Wissenswirtschaft genau meinen.“  
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In den USA waren die IKT sogar für knapp ¾ der Produktivitätsgewinne verantwortlich. Die 

Wachstumsdivergenz der beiden Volkswirtschaften während dieses Zeitraumes lässt sich damit 

auf die IKT zurückführen. IKT-bezogene Kapitalvertiefung war in der EU für 36%  und in den USA 

für 44% des Produktivitätswachstums verantwortlich. Im Gegensatz zur EU waren in den USA 

auch Effizienzgewinne im IKT-produzierenden Sektor ein starker Wachstumstreiber.  

 

 
Abbildung 2: Produktivitätswachstum: Vergleich EU-15 und USA, 1995 – 2000 (Quelle: Van Ark und Inklaar, 

2005) 

 

Während des Zeitraumes von 2000 bis 2004 nahm die Divergenz weiter zu (vgl. Abbildung 3). Das 

durchschnittliche Produktivitätswachstum stieg in den USA auf 2.8% p.a., während es in der EU 

auf 1.1% sank. Auffallend ist, dass die Produktivitätsgewinne in den USA zur Hälfte auf Steigerun-

gen der TFP zurückzuführen sind, während diese in der EU eine marginale Rolle spielten (2% des 

Produktivitätszuwachses). Dies kann als Indiz dafür gewertet werden, dass sich die IKT-

Investitionen der 1990er Jahre in den USA ca. ab dem Millenniumswechsel in Effizienzgewinne in 

den Nutzerindustrien zu transformieren begannen. Weitergehende Analysen auf Industrieebene, 

welche belegen, dass die Produktivität v.a. in den IKT-intensiven Branchen stark stieg, stützen 

diese These (i2010 High-Level Group, 2006). 
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Abbildung 3: Produktivitätswachstum: Vergleich EU-15 und USA, 2000 – 2004 (Quelle: Van Ark und Inklaar, 

2005) 

 

 

 

 

IKT und Wirtschaftswachstum: OECD-Indikatoren 

IKT-Investitionen leisten einen Beitrag zur Erhöhung des wirtschaftlichen Outputs, indem sie den 

existierenden Kapitalstock erweitern und erneuern. Der Beitrag der IKT-Investitionen zum Wirt-

schaftswachstum ist praktisch in sämtlichen OECD-Staaten signifikant, wie Abbildung 4 zu ent-

nehmen ist. Die Schweiz liegt diesbezüglich im vorderen Mittelfeld der OECD-Staaten. Bescheiden 

– resp. während des Zeitraumes 2001 bis 2006 sogar negativ – ausgefallen ist in der Schweiz hin-

gegen die Entwicklung der TFP (Abbildung 5). Offensichtlich haben die IKT auch in der jüngeren 

Vergangenheit in der Schweiz keinen nachweisbaren Schub der gesamtwirtschaftlichen Produkti-

onseffizienz ausgelöst. Es wäre allerdings unseriös, aus dieser oberflächlichen Beobachtung wei-

tergehende Schlüsse in Bezug auf den IKT-Einsatz in der Schweiz ziehen zu wollen.11  

 

 
11 Vgl. zum Thema Schweizer Wachstumsschwäche Borner und Bodmer (2004). 
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Abbildung 4: Beitrag von IKT-Kapital zum Wirtschaftswachstum in %, 1985 – 2006 und 2001 – 2006 (Quelle: 

OECD, 2008) 

 

 
Abbildung 5: Wachstum der TFP in %, 1985 – 2006 und 2001 – 2006 (Quelle: OECD, 2008) 

 

Sektorielle Aufschlüsselung: Evidenz für erhöhte TFP-Wachstumsraten in den IKT-

Nutzerindustrien bislang nur in den USA und Australien 

Die Arbeit von Pilat und Wölfl (2004) ergänzt die oben erwähnte Studie von Van Ark und Inklaar 

(2005) dahingehend, dass sie die Produktivitätsentwicklungen einzelner Sektoren (Industrien) ei-

nander gegenüberstellt. Es wird unterschieden zwischen dem IKT-produzierenden Sektor, dem 

IKT-nutzenden Sektor und übrigen Sektoren. Dem IKT-nutzenden Sektor werden jene Industrien 

zugerechnet, in welchen die Nutzung von IKT vergleichsweise hoch ist (Gross- und Kleinhandel, 

Bankwesen, Versicherungen, Business Services). Der sektoriellen Analyse liegt der folgende Ge-

danke zugrunde: Sofern die Nutzung von IKT zu einem Wachstum der TFP führt, muss sich dies 

zuerst in jenen Sektoren manifestieren, welche aufgrund ihres Tätigkeitsfeldes die IKT am stärks-

ten in Anspruch nehmen.  
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Abbildung 6:  Beitrag des IKT-nutzenden Sektors zur gesamtwirtschaftlichen Steigerung der Arbeitsprodukti-
vität (in %) (Quelle: Pilat und Wölfl, 2004) 

 

 

Der Studie lässt sich entnehmen, dass die Schweiz während der Phase 1990 bis 1995 als einziges 

OECD-Land gesamtwirtschaftlich ein knapp negatives Wachstum der Arbeitsproduktivität ver-

zeichnete (-0.03%). Diese schlechte Performance ist in erster Linie dem stark negativen Beitrag 

des IKT-nutzenden Sektors zuzuschreiben, wie anhand von Abbildung 6 unschwer zu erkennen ist            

(-0.58%). Die Autoren schränken allerdings ein: „Poor measurement of productivity in financial ser-

vices may be partly to blame“ (Pilat und Wölfl, 2004, 93). Es ist also denkbar, dass die Daten ein 

zu negatives Bild der Produktivitätsentwicklung des IKT-nutzenden Sektors vermitteln. Der Beitrag 

des IKT-produzierenden Sektors fiel mit +0.16% knapp positiv aus. Während der zweiten Phase 

(1996 – 2002) kehrte das gesamtwirtschaftliche Wachstum der Arbeitsproduktivität in den positiven 

Bereich zurück (+1.1%). Der Beitrag des IKT-produzierenden Sektors blieb mit +0.14% auf gerin-

gem Niveau, während der Beitrag des IKT-nutzenden Sektors +0.29% betrug.  

 

Aufschlussreicher ist allerdings die weitergehende Analyse in der Studie, welche das aggregierte 

Wachstum der Arbeitsproduktivität für ausgewählte Staaten in den Beitrag der Kapitalvertiefung 

und des TFP-Wachstums in den IKT-nutzenden Sektoren herunterbricht.12 Die Autoren gelangen 

zum Schluss, dass innerhalb der OECD eigentlich nur in den USA und in Australien ein signifikan-

ter Anstieg des TFP-Wachstums im IKT-nutzenden Sektor festzustellen ist. In Grossbritannien und 

Kanada sei im IKT-nutzenden Sektor zwar die Arbeitsproduktivität gestiegen, nicht aber das 

Wachstum der TFP. Und in zahlreichen weiteren Staaten habe ja sogar die Wachstumsrate der 

Arbeitsproduktivität abgenommen.  

 

 
12 Für die Schweiz fehlte die Datengrundlage.  
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Als Erklärungsansätze für den Vorsprung der USA werden zwei Faktoren hervorgehoben: die zeit-

liche Dimension der IKT-Investitionen sowie regulatorische Aspekte:  

 

- „Spillover effects may also play a role, however, as ICT investment started earlier, and 

was stronger, in the United States than in most OECD countries.“ (Pilat und Wölfl, 2004, 

99) 

- “Moreover, previous OECD work has pointed out that the US economy might be able to 

achieve greater benefits from ICT use since it got its fundamentals right before many 

other OECD countries. Indeed, the United States may have benefited first from ICT in-

vestment ahead of other OECD countries, as it already had a high level of competition in 

the 1980s, which it strengthened through regulatory reforms in the 1980s and 

1990s…The combination of sound macroeconomic policies, well-functioning institutions 

and markets, and a competitive economic environment may thus be at the core of the US 

success.” (Pilat und Wölfl, 2004, 99) 

 

3.3 Mikroökonomische Evidenz 

Aus der Diskussion in Abschnitt 3.2 dürfte hervorgegangen sein, dass die Messung und Interpreta-

tion entsprechend aggregierter Daten in der Regel schwierig ist. Selbst wenn man von den metho-

dologischen Problemen abstrahiert, lassen die Daten nur wenig Rückschlüsse bezüglich der Frage 

zu, unter welchen Bedingungen IKT-Investitionen ganz konkret als Motor der Produktivität dienen 

können. Aus Untersuchungen auf Firmenebene können diesbezüglich wertvolle Einsichten ge-

wonnen werden.   

 

Das Zusammenspiel auf Firmenebene zwischen der Unternehmensperformance und der IKT-

Nutzung ist in den vergangenen Jahren breit untersucht worden. Die meisten Studien in diesem 

Bereich gelangen zum Ergebnis, dass die Nutzung von IKT mit der Produktivität 

positiv korreliert ist.13 Entsprechende empirische Evidenz ist auch für die Schweiz verfügbar (Ar-

vanitis, 2004 und Arvanitis und Loukis, 2009). Die Literatur zeigt des Weiteren deutlich, dass die 

gewünschten Produktivitätseffekte v.a. dann eintreten, wenn IKT-Investitionen und deren Nutzung 

mit komplementären Anstrengungen und Investitionen auf betrieblicher Ebene einhergehen. Die 

zentralen Faktoren werden nachfolgend kurz diskutiert:   

 

Humankapital 

Inwieweit sich IKT gewinnbringend einsetzen lassen, hängt massgeblich von der Kompetenz der 

Arbeitskräfte im Umgang mit den neuen Technologien ab, den „ICT-Skills“. Die Interaktion zwi-

schen Technologie und Humankapital und deren gemeinsame Auswirkung auf die Unterneh-

mensperformance sind empirisch breit abgestützt.14  

 

Gretton et al. (2004) beispielsweise zeigen, dass Steigerungen der TFP durch Nutzung von IKT in 

Australien stark positiv mit dem Ausbildungsniveau der Belegschaft korrelieren. Ausserdem ist die 

Nutzungsintensität von IKT tendenziell umso höher, je besser die Belegschaft ausgebildet ist. Des 

weiteren adaptieren Firmen mit gut qualifizierter Belegschaft neue Technologien früher als andere. 

Eine kanadische Studie gelangt  zum Ergebnis, dass Unternehmen, welche die Kenntnisse und 

Fähigkeiten der Belegschaft durch Trainings und entsprechende Rekrutierungsmassnahmen kon-

tinuierlich erhöhen, ein höheres Wachstum der TFP aufweisen als andere Firmen (Baldwin et al., 

2004). Entorf und Kramarz (1998) wiederum demonstrieren am Beispiel Frankreichs, dass die IKT 

innerhalb der Betriebe vorwiegend von der hochqualifizierten Belegschaft genutzt werden. Die 

 
13 Vgl. zu diesem Abschnitt Pilat (2004) und die dort zitierte Literatur. 
14 Entsprechende Studien basieren auf Auswertungen longitudinaler Datensätze. Sind keine direkten Informationen zu den IKT-
Skills der Belegschaft verfügbar, werden diese häufig über das Lohnniveau approximiert.  
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Produktivität dieser Arbeiter steigt im Zeitablauf mit zunehmender Erfahrung im Umgang mit den 

neuen Technologien.  

 

Arvanitis und Loukis (2009) weisen sowohl für die Schweiz als auch für Griechenland eine positive 

Korrelation zwischen der IKT-Nutzungsintensität und der Nachfrage nach hochqualifizierten Ar-

beitskräften nach. Die Nachfrage nach Arbeitskräften mit tiefem Bildungsstand korreliert in beiden 

Ländern negativ mit der IKT-Nutzungsintensität. Diese Ergebnisse sind konsistent mit der These 

des „skill-biased technological change“, welche – kurz gefasst – davon ausgeht, dass der techni-

sche Fortschritt die Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften erhöht und jene nach 

schlechter qualifizierten Arbeitskräften senkt.15  

 

Organisationaler Wandel 

Ein synergetischer Zusammenhang besteht nicht nur zwischen der Nutzung von IKT und dem 

Vorhandensein einer gut ausgebildeten Humankapital-Basis, sondern auch zwischen der Nutzung 

von IKT und organisationalem Wandel.  

 

Zahlreiche Studien weisen darauf hin, dass das Produktivitätspotenzial aus der Nutzung von IKT 

dann am besten ausgeschöpft wird, wenn die IKT-Investitionen mit komplementärem organisatio-

nalem Wandel auf betrieblicher Ebene einhergehen (neue Strategien, neue Geschäftsprozesse, 

Anpassung der organisationalen Strukturen etc.). Nach Arvanitis (2004) ist die Entwicklung der Ar-

beitsproduktivität in der Schweiz positiv mit der Intensität des Humankapitals sowie organisationa-

len Faktoren wie Team-Work, Job-Rotation und Dezentralisierung der Entscheidungsprozesse kor-

reliert. Zahlreiche internationale Studien kommen zu ähnlichen Ergebnissen (vgl. die in Arvanitis, 

2004, erwähnte Literatur). Innerbetriebliche Reorganisierungen, welche eine Verflachung der Hie-

rarchien herbeiführen und dem einzelnen Arbeiter innerhalb seines Bereiches mehr Verantwortung 

übertragen, werden besonders häufig als Faktoren identifiziert, welche das produktive Potenzial 

der IKT-Nutzung komplementär erhöhen.  

 

Maliranta und Rouvinen (2004) zeigen am Beispiel Finnlands, dass die IKT-bezogenen Produktivi-

tätseffekte in jungen Unternehmen grösser sind als in älteren Unternehmen. Dies steht in einem 

Widerspruch zum Umstand, dass die allgemeine Kapitalproduktivität in älteren Unternehmen ten-

denziell höher ist, was üblicherweise mit sogenannten Lerneffekten in Verbindung gebracht wird. 

Entsprechende Lerneffekte dürften zweifellos auch im Umgang mit IKT eine grosse Rolle spielen. 

Allerdings scheint die betriebsinterne Fähigkeit und Bereitschaft, die effektive Nutzung von IKT 

durch komplementären organisationalen Wandel zu fördern, noch weitaus zentraler zu sein. Die 

entsprechende organisationale Flexibiltät ist in jungen Firmen offensichtlich grösser.    

 

Wettbewerbsaspekte und regulatorische Rahmenbedingungen 

In einem wettbewerblichen Umfeld gewinnen Unternehmen, welche die IKT effizient nutzen, 

Marktanteile auf Kosten jener Unternehmen, welche auf den Einsatz von IKT verzichten oder diese 

nicht effizient zu nutzen wissen. Gemäss Maliranta und Rouvinen (2004) spielte die Veränderung 

der Marktstrukturen durch Aufstieg und Niedergang einzelner Unternehmen eine nicht unwesentli-

che Rolle beim Diffusionsprozess der IKT in Finnland. In besonderem Masse gilt diese Beobach-

tung für junge Firmen, unter welchen sich die effizienten IKT-Nutzer durchsetzten und an Marktan-

teilen gewannen, während andere ganz aus dem Markt verdrängt wurden. Clayton (2005) wiede-

rum liefert am Beispiel Grossbritanniens Evidenz für die Bedeutung des von ausländischen Firmen 

ausgehenden Wettbewerbdrucks. Ableger von US-Firmen haben demzufolge unter den in Gross-

britannien ansässigen Firmen die höchsten Produktivitätsgewinne durch die Nutzung von Compu-

tern erreichen können.  

 
15 Tatsächlich lässt sich in den meisten OECD-Staaten seit Jahren eine Zunahme der Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeits-
kräften beobachten, vgl. Arvanitis und Loukis (2009).  
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Vergleichende Studien zwischen Deutschland und den USA belegen, dass die Produktivitätseffek-

te durch Kapitalinvestitionen aller Art in den USA deutlich höher ausfielen als in Deutschland (inkl. 

IKT-Investitionen) (Haltiwanger et al., 2003). Gleichzeitig war in den USA aber auch eine grössere 

Varianz der Produktivitätsperformance unter den Unternehmen auszumachen als in Deutschland. 

Diese Differenzen werden darauf zurückgeführt, dass US-Firmen tendenziell eher bereit sind, ris-

kante Investitionen zu tätigen, mit welchen sie ein Potenzial für grosse Produktivitätssteigerungen 

in Verbindung bringen (Bartelsman et al., 2003). Ein möglicher Grund für die grössere Bereitschaft 

von US-Firmen, „experimentelle“ Investitionen zu tätigen, kann in Mentalitätsunterschieden gese-

hen werden. Eine wesentliche Bedeutung könnte allerdings auch den regulatorischen Rahmenbe-

dingungen zufallen (z.B. den tieferen Marktein- und -austrittsschranken als in Europa).  

 

Innovation 

Diverse Studien weisen auf einen engen Zusammenhang zwischen der Nutzung von IKT und der 

Innovationskultur einer Unternehmung hin. Technischer Fortschritt per se – Ingenieure sprechen in 

diesem Zusammenhang häufig von einer „Verschiebung der technologischen Grenze“ – ist nur ein 

erster Schritt in der Schaffung neuer und wertvoller Nutzungsmöglichkeiten. Die Nutzer neuer 

Technologien tragen durch Experimentieren und Eigeninnovation massgeblich dazu bei, den Nut-

zungswert technischer Fortschritte zu erhöhen (Bresnahan und Greenstein, 1996). Dieser Prozess 

wird im Zusammenhang mit IKT häufig mit dem Begriff „Co-Invention“ umschrieben.  

 

Hempell et al. (2004) weisen am Beispiel Deutschlands und den Niederlanden nach, dass innova-

tive Firmen Investitionen in IKT besser in höhere Produktivität umzusetzen vermögen als Firmen, 

welche  keine komplementären Innovationsefforts leisten. Für nicht-IKT-Investitionen liess sich 

kein entsprechender Effekt feststellen. Des Weiteren zeigt die Studie, dass eine Betriebskultur, die 

Innovationen auf einer kontinuierlichen Basis fördert, besonders grosse Produktivitätsfortschritte 

ermöglicht.  

 

3.4 Folgerungen 

In Abschnitt 3.1 wurden die ökonomischen Wirkungspfade besprochen, auf welchen die digitale 

Revolution Wirtschaft und Gesellschaft beeinflusst. Die IKT sind als hochgradig innovative Basis-

technologien zu verstehen, deren produktives Potenzial sich graduell, dafür aber nachhaltig entfal-

tet, analog zu früheren bahnbrechenden Entwicklungen wie der Dampfmaschine oder der Elektrizi-

tät. Das grosse zukünftige Potenzial der IKT liegt zweifellos in deren zielgerichteten und sinnvollen 

Anwendung durch Unternehmen und die gesamte Gesellschaft. Allerdings kann auch ein dynami-

scher IKT-Sektor (Produktion und Herstellung von IKT) die Wirtschaftsentwicklung begünstigen.  

 

In Abschnitt 3.2 wurde die makroökonomische Evidenz besprochen. Es existieren klare Indizien, 

dass der Wachstumsschub der USA in den 1990er Jahren stark durch die frühzeitige Adaption und 

Nutzbarmachung der IKT begünstigt wurde. Innerhalb Europas lassen sich keine entsprechenden 

IKT-Effekte ausmachen. Pilat und Wölfl (2004) argumentieren, dass der Vorsprung der USA im 

Kern auf die deregulierten Märkte und – allgemeiner – die hohe Wettbewerbsintensität innerhalb 

des amerikanischen Binnenmarktes zurückzuführen ist. Folgerichtig orten sie den europäischen 

Reformbedarf v.a. auf struktureller Ebene (Deregulierung der Produkt- und Arbeitsmärkte). Für die 

Schweiz sind keine aussagekräftigen makroökonomischen Studien zum Einfluss der IKT bekannt, 

was v.a. auf die beschränkte Datenlage zurückzuführen ist. Das verfügbare Datenmaterial erweckt 

allerdings nicht den Eindruck, dass die Schweiz diesbezüglich bislang signifikant besser abge-

schnitten hätte als die Mehrheit der EU-Staaten.  

 

Ergänzend wurden im letzten Abschnitt Erkenntnisse aus der mikroökonomischen Literatur disku-

tiert. Die Literatur zeigt, dass die Transformation von IKT-Investitionen in erhöhte Produktivität auf 

betrieblicher Ebene keine triviale Aufgabe darstellt, sondern komplementäre Investitionen und Ef-

forts in Humankapital, organisationalen Wandel und Innovation voraussetzt. Hierzu ist auch Evi-
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denz aus der Schweiz verfügbar (Arvinitis, 2004 und Arvinitis und Loukis, 2009). Die Literatur lässt 

erkennen, dass IKT-bezogener Wandel auf betrieblicher Ebene als Teil eines kreativen Prozesses 

zu verstehen ist, der die Kräfte der „schöpferischen Zerstörung“ freisetzt. Eine erfolgreiche Adapti-

on der IKT auf volkswirtschaftlicher Ebene lässt sich folglich durch ein kompetitives Geschäftsum-

feld fördern, in welchem jene Akteure, welche die Möglichkeiten der IKT effizient zu nutzen verste-

hen, auf Kosten der weniger effizienten Akteure Marktanteile gewinnen können. Damit lässt sich 

aus der makro- und der mikroökonomischen Literatur eine zentrale gemeinsame Folgerung ablei-

ten: Der stärkste Treiber für die produktive Nutzbarmachung von IKT sind kompetitive Märkte.  
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4 Standortbestimmung eEconomy Schweiz 

In diesem Kapitel wird eine erste Standortbestimmung der eEconomy Schweiz vorgenommen. Zu 

diesem Zweck erfolgt zunächst eine Darstellung ausgewählter statistischer Indikatoren für ver-

schiedene relevante Bereiche (4.1). Soweit möglich, werden die Daten in einen internationalen 

Kontext gesetzt. In Abschnitt 4.2 wird das Abschneiden der eEconomy Schweiz in wichtigen inter-

nationalen Vergleichsstudien dargelegt. Der letzte Abschnitt (4.3) befasst sich mit der Frage, wel-

che Schlüsse aus den verfügbaren Indikatoren und Studie bezüglich der Positionierung der 

Schweiz im internationalen Vergleich gezogen werden können. 

 
4.1 Statistische Indikatoren 

Nachfolgend werden statistische Indikatoren zu den folgenden Bereichen dargestellt: IKT-Sektor, 

Haushalte, Unternehmen, Behörden und Verwaltung, Bildung sowie Wissenschaft und Technolo-

gie. Die meisten Daten stammen vom Bundesamt für Statistik (Bereich Informationsgesellschaft). 

Da die aktuellsten Daten vielfach nur via Internet abrufbar sind, wird jeweils einfach der entspre-

chende Link erwähnt.  

 
4.1.1 IKT-Sektor 

Der IKT-Sektor ist gemäss Bundesamt für Statistik BfS (2008, 6) wie folgt definiert: „Die Gesamt-

heit der wirtschaftlichen Aktivitäten zur Produktion von Waren und Dienstleistungen, welche die 

Digitalisierung der Wirtschaft ermöglichen, d.h. die Umwandlung von verwendeten und gelieferten 

Informationen in digitale Informationen, die einfacher bearbeitet, weitergegeben und wiederherge-

stellt werden können.“  

 

Die IKT-Systematik des BfS steht weitgehend im Einklang mit internationalen Empfehlungen 

(OECD-Standards). Wichtig ist der Hinweis, dass sie ausschliesslich Unternehmen berücksichtigt, 

deren hauptsächliche Tätigkeit in der Produktion von Waren- oder Dienstleistungen im IKT-Bereich 

besteht (BfS, 2008, 6). Betriebsinterne IT-Abteilungen (z.B. von Grossbanken oder Versicherun-

gen) oder Industriebetriebe, die Maschinen mit hohem IKT-Gehalt produzieren, bleiben in der Sta-

tistik aussen vor. Insofern unterschätzen die Indikatoren die wirtschaftliche Bedeutung des IKT-

Sektors zwangsläufig.  
 

Struktur 

Der IKT-Sektor in der Schweiz umfasst gemäss den offiziellen Statistiken etwas mehr als 16'000 

Unternehmen, was 5% der Gesamtzahl aller Unternehmen entspricht.16 Gemäss Sieber und Part-

ners (2010, 5) lässt er sich in fünf wie folgt strukturierte Teilbranchen unterteilen (2008): 

  

- Herstellung (5% der Unternehmen, 21% der Beschäftigten) 

- Grosshandel (7% der Unternehmen, 11% der Beschäftigten) 

- Detailhandel (17% der Unternehmen, 9% der Beschäftigten) 

- Telekommunikationsanbieter (2% der Unternehmen, 15% der Beschäftigten) 

- Informatikdienstleistungen (69% der Unternehmen, 44% der Beschäftigten) 

 

Diese Verteilung blieb über den Zeitraum 2005 – 2008 relativ stabil.  

 

Wertschöpfung 

Im Jahr 2007 erwirtschaftete der IKT-Sektor gemessen zu Preisen des Vorjahres eine Wertschöp-

fung in Höhe von 5.3% des BIP.17 1997 betrug der Anteil am BIP 5.2%. Die Verbreitung des Inter-

 
16 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30602.306.html. 
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nets sowie Massnahmen im Hinblick auf den Jahrtausendwechsel sorgten in der zweiten Hälfte 

der 1990er Jahre für eine hohe Dynamik des IKT-Sektors. Im Jahr 2000 erreichte der Anteil des 

IKT-Sektors am BIP mit 5.8% einen vorläufigen Höhepunkt. Ab 2002 flachte die Wertschöpfungs-

zunahme des IKT-Sektors ab, 2003 kippte sie für ein Jahr in den negativen Bereich. Insgesamt 

verzeichnete der IKT-Sektor über den Zeitraum 1997 – 2006 allerdings eine deutlich höhere Dy-

namik als das BIP (BfS, 2008).  

 

Im internationalen Vergleich verfügt die Schweiz weder über einen sonderlich grossen noch über 

einen überdurchschnittlich dynamischen IKT-Sektor. Dies gilt insbesondere im Vergleich mit Län-

dern wie den USA, UK, Finnland und Irland, die bezüglich Produktion von IKT-Waren und -

Dienstleistungen der Spitzengruppe der OECD-Staaten angehören.  

 

 

 

 

 
Abbildung 7: Entwicklung des Anteils des IKT-Sektors am BIP, internationaler Vergleich (1995-2003), zu lau-

fenden Preisen und in % (Quelle: BfS18) 

 

Trotz seiner relativ geringen Grösse war der IKT-Sektor indessen in der jüngeren Vergangenheit 

ein wesentlicher Wachstumstreiber des BIP (siehe Tabelle 1).  

  

 
17 Die Messung zu Preisen des Vorjahres wird vom BfS gegenüber laufenden Preisen bevorzugt, da sich auf diese Weise die Vo-

lumenänderung aufzeigen lässt. Zu laufenden Preisen nahm die Bruttowertschöpfung des IKT-Sektors zwischen 1997 und 2006 
im Durchschnitt jährlich um 3.3% zu, während die durchschnittliche Volumenänderung pro Jahr 6.0% betrug (Preisrückgang von 
2.6% p.a.). Vgl. BfS (2008). 
18 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30604.306.html 

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

USA Frankreich Deutschland

Japan Schweiz Finnland

Irland



 

22 

 

Jahr Beitrag des IKT-

Sektors zum BIP-

Wachstum 

Entwicklung des 

BIP 

1998 0.5% 2.6% 

1999 0.5% 1.3% 

2000 0.8% 3.6% 

2001 0.3% 1.2% 

2002 0.2% 0.4% 

2003 0.0% -0.2% 

2004 0.2% 2.5% 

2005 0.3% 2.6% 

2006 0.3% 3.6% 

2007 0.3% 3.6% 

Tabelle 1: Beitrag des IKT-Sektors zum BIP-Wachstum, 1998 – 2007 (Quelle: BfS19) 

 

 

IKT-Sektor als Arbeitgeber 

Der IKT-Sektor hat in den vergangenen Jahrzehnten als Arbeitgeber an Bedeutung gewonnen. Die 

Zahl der Beschäftigten im IKT-Sektor nahm zwischen 1985 und 2005 um 72% zu, während die 

Gesamtzahl der Beschäftigten in diesem Zeitraum lediglich um 13% stieg.20  

 

Gemäss Sieber und Partners (2010, 21) waren im Jahr 2008 161‟444 Personen im IKT-Sektor tä-

tig, was 4.0% aller Beschäftigten entspricht. 1985 betrug der Anteil der im IKT-Sektor tätigen Per-

sonen an der Gesamtzahl der Beschäftigten noch 2.8%.21 Die Anzahl der Beschäftigten im IKT-

Sektor ist damit insgesamt deutlich gestiegen, doch verlief diese Entwicklung weder stetig noch 

zyklisch zur Konjunktur, sondern stark prozyklisch (vgl. Abbildung 8). Im Jahr 2001 waren 4.5% al-

ler Beschäftigten im IKT-Sektor tätig.  

 

 

 
19 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30604.306.html 
20 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30603.306.html 
21 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30603.306.html 
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Abbildung 8: Wachstumsrate der Beschäftigung in Vollzeitäquivalenten des IKT-Sektors und der Volkswirt-

schaft in %,1992-2006 (Quelle: BfS22) 

 

Unterdurchschnittlich ist der Anteil der weiblichen Beschäftigten im IKT-Sektor. Der Anteil der im 

IKT-Sektor beschäftigten Frauen sank von 30% im Jahre 1995 auf 26% im Jahre 2005. Demge-

genüber stieg der Anteil der weiblichen Arbeitskräfte am gesamten Arbeitsmarkt seit 1985 kontinu-

ierlich an (Stand 2005: 43%).23 

 

Arbeitsproduktivität 

Zwischen 1998 und 2007 nahm die Arbeitsproduktivität im IKT-Sektor im Durchschnitt um 3.0% 

p.a. zu, während im gesamten Business-Sektor eine durchschnittliche Zunahme von 1.2% zu ver-

zeichnen war. 24 Einzig 1998 verzeichnete der IKT-Sektor ein negatives Wachstum der Arbeitspro-

duktivität, was v.a. auf die starke Beschäftigungszunahme in diesem Jahr zurückzuführen ist 

(+10.8% in Vollzeitäquivalenten). Der Spitzenwert im Jahr 2002 wiederum erklärt sich durch eine 

Abnahme der Zahl der Beschäftigten (-3.0%) bei gleichzeitiger Erhöhung der Bruttowertschöpfung 

(+ 3.2%).25  

 

 
Abbildung 9: Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität des IKT-Sektors und des Business-Sektors, 1998-2007, 

in % (Quelle: BfS26) 

 

Der IKT-Sektor erwies sich während dieses Zeitraumes als Treiber des Produktivitätswachstums 

im Business-Sektor (siehe Tabelle 2): 

 

Jahr Beitrag des IKT-

Sektors 

Entwicklung des 

Business-Sektors 

Relativer Anteil 

1998 0.5% 2.1% 23.8% 

1999 0.6% -0.3% - 

 
22 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30603.306.html 
23 vgl. oben 
24 Die Arbeitsproduktivität ist hier definiert als jährliche Bruttowertschöpfung dividiert durch die Anzahl Beschäftigter (in Vollzeit-

äquivalenten). Der Vergleich bezieht sich explizit nicht auf die gesamte Volkswirtschaft (resp. das BIP), sondern nur auf den Bu-
siness-Sektor, d.h. jenen Bereich der Volkswirtschaft, welcher der Logik der Rentabilität folgt (vgl. BfS, 2008, 10ff). 
25 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30605.306.html 
26 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30605.306.html 
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2000 0.9% 2.0% 45.0% 

2001 0.3% -1.0% - 

2002 0.2% 0.8% 25.0% 

2003 0.0% 0.5% 0.0% 

2004 0.2% 2.7% 7.4% 

2005 0.3% 2.0% 15.0% 

2006 0.1% 31.7% 5.9% 
 
Tabelle 2: Beitrag des IKT-Sektors zur Entwicklung der Arbeitsproduktivität des Business-Sektors, 1998 – 
2006 (Quelle: BfS, 2008, 11) 

 

Der Tabelle ist zu entnehmen, dass der IKT-Sektor auch im Jahr 1998 einen positiven Beitrag zum 

Produktivitätswachstum des Business-Sektors lieferte, obwohl er ein negatives Produktivitäts-

wachstum aufwies (-1.1%). Zwar verringerte sich die Arbeitsproduktivität innerhalb des IKT-

Sektors aufgrund der Beschäftigungszunahme, doch führte die Verlagerung von Arbeitskräften von 

Sektoren mit niedrigerer Produktivität in den IKT-Sektor gesamtwirtschaftlich zu einer Erhöhung 

der Arbeitsproduktivität (positiver Reallokationseffekt). 

 

Aussenhandel mit IKT-Waren27 

Der Aussenhandel mit IKT-Gütern hat in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre ein bemerkenswertes 

Wachstum erfahren (vgl. Abbildung 10). Die Importe stiegen von 7 Mrd. in den frühen 1990er Jah-

re auf über 15 Mrd. Franken im Jahr 2000. Die Entwicklung der Exporte verlief ähnlich, wenn auch 

auf tieferem Niveau. Das Handelsbilanzdefizit stieg in diesem Zeitraum von 2.5 Mrd. auf 7.5 Mrd. 

Franken. Infolge des starken Rückgangs der IKT-Aktivitäten nach der Jahrtausendwende 

schrumpfte der Handel bis zum Jahr 2003, doch war zwischen 2004 und 2007 wieder eine stei-

gende Tendenz zu beobachten. Im Jahr 2008 stagnierten Importe und Exporte auf dem Vorjahres-

Niveau. Das Handelsbilanzdefizit liegt seit dem Jahr 2002 ziemlich stabil bei ungefähr 6 Mrd. 

Franken. 

 

 
27 Die Angaben zum IKT-Aussenhandel beziehen sich einzig auf IKT-Waren. Auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene 
sind gegenwärtig keine Daten über den Aussenhandel mit IKT-Dienstleistungen verfügbar. Vgl. 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.informations.30601.html 
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Abbildung 10: Entwicklung des Schweizer Aussenhandels mit IKT-Waren, 1990 - 2008, in Mio. Franken 
(Quelle: BfS28) 

 

Die meisten OECD-Staaten verzeichneten im Jahr 2005 eine negative Handelsbilanz für IKT-

Güter. Ausnahmen sind Korea, Finnland, Japan, die USA, das Vereinigte Königreich und Ungarn, 

welche einen Überschuss auswiese. In Finnland und Ungarn ist der Überschuss hauptsächlich auf 

den Export von Telekommunikationsausstattungen zurückzuführen, in Korea, Japan und den USA 

auf elektronische Bauteile und Rechner.29  

 

 
28 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30601.306.html 
29 Vgl. oben. 
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Abbildung 11: IKT-Handelsbilanz im internationalen Vergleich, 2005, in % des gesamten Warenaussenhan-

dels (Quelle: BfS30) 

 

 

Verglichen mit verschiedenen anderen OECD-Ländern ist der Anteil der IKT-Exporte am Total der 

Warenexporte in der Schweiz relativ gering (2006: 3.7%). Das grösste relative Gewicht hat der 

IKT-Aussenhandel in Korea, Ungarn und Irland. Mit Ausnahme vom Vereinigten Königreich und 

der Tschechischen Republik verzeichneten die meisten anderen Länder eine vergleichbare Ent-

wicklung: einem sehr starken Anstieg des Anteils der IKT-Exporte zwischen 1990 und 2000 folgte 

ein zuweilen markanter Rückgang zwischen 2000 und 2006 (vgl. Abbildung 12). 

 

 
30 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30601.306.html 
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Abbildung 12: IKT-Aussenhandel im internationalen Vergleich, Entwicklung 1996-2006 (Quelle: BfS31) 

  

Deutliche Unterschiede zwischen den OECD-Staaten bestehen zwischen den Arten von exportier-

ten IKT-Waren.  

 

Für den Schweizer Aussenhandel ist die grosse Bedeutung der Kategorie "andere IKT-Produkte" 

(insbesondere wissenschaftliche und medizinische Geräte) charakteristisch (42% der Schweizer 

IKT-Exporte im Jahr 2006).32 Die skandinavischen Länder, insbesondere Finnland und Schweden, 

sind hingegen auf Exporte von "Investitionsgütern im Bereich Kommunikation" spezialisiert, wäh-

rend für die IKT-Exporte Irlands insbesondere die Kategorie "Informatikmaterial" von Bedeutung 

ist.  

 
31 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30601.306.html 
32 vgl. oben 
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Abbildung 13: IKT-Exporte im internationalen Vergleich nach Warenart, 2006, Anteil an den gesamten Aus-

fuhren des IKT-Sektors (in %) (Quelle: BfS33) 

 

Beschränkte Aussagekraft der Indikatoren 

Wie eingangs bereits erläutert wurde, sind die offiziellen Daten als blosse Näherungswerte zu ver-

stehen, da sie die „wahre“ IKT-Intensität der Schweizer Wirtschaft aus erhebungstechnischen 

Gründen nicht adäquat widergeben. Der nicht erfasste Teil des IKT-Sektors scheint durchaus sub-

stanziell zu sein, wird anderswo doch davon ausgegangen, dass in der Schweiz faktisch rund 

320'000 Beschäftigte dem IKT-Sektor zuzuordnen sind.34  

 

Auch ungeachtet der Messprobleme ist eine gewisse Vorsicht bei der Interpretation der Indikato-

ren angebracht. Die Entwicklung des Masses „Pro-Kopf-Produktivität“ beispielsweise wurde wäh-

rend des kurzen Betrachtungszeitraumes gleich durch verschiedene Faktoren verzerrt (die IKT-

typischen Preisrückgänge, das Platzen der Dotcom-Blase sowie eine höchst volatile Beschäfti-

gungsentwicklung). Deswegen ist es kaum möglich, aus den Daten stabile langfristige Trends her-

auszulesen.  

 

Ein dritter Punkt betrifft die Frage der allokativen Effizienz des Ressourceneinsatzes. Dass ein 

Land ein IKT-Handelsbilanzdefizit aufweist, sagt in einer arbeitsteiligen Welt nichts darüber aus, 

inwieweit die Ressourcen im Inland effizient – oder ineffizient – eingesetzt werden. Konsequentes 

Auslagern von gewissen IKT-Tätigkeiten ins Ausland (z.B. Indien) kann unter Umständen allokativ 

höchst effizient sein. Der Umstand, dass die Wachstumsrate der Exporte in der jüngeren Vergan-

genheit mit jener der Importe weitgehend Schritt hielt, scheint darauf hinzuweisen, dass die 

Schweiz in diversen IKT-Nischenmärkten international höchst kompetitiv ist. Eine abschliessende 

Beurteilung ist auf Grundlage dieser Globaldaten allerdings nicht möglich.  

 
  

 
33 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30601.306.html?open=2,10,321#321 
34 http://www.inside-it.ch/frontend/insideit?_d=_article&site=ii&news.id=16005 
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4.1.2 Haushalte 

Indikatoren zum Ausmass und zur Art der Nutzung der IKT in den privaten Haushalten geben An-

haltspunkte über den Diffusionsgrad der neuen Technologien in der Gesellschaft.  

 

Ausgaben für IKT 

Die Ausgaben pro Kopf für IKT sind in der Schweiz im internationalen Vergleich sehr hoch. 2006 

wies die Schweiz mit 2763 Euro pro Einwohner die höchsten pro-Kopf-Ausgaben für IKT aus, ge-

folgt von Schweden, Dänemark und Japan. 56% der IKT-Gesamtausgaben entfielen auf Informati-

onstechnologien, 44% auf Kommunikationstechnologien. Die IKT-Ausgaben machten rund 6.6% 

des BIP aus; damit lag die Schweiz hinter Japan und Schweden auf dem dritten Platz.35 

 

 

 
Abbildung 14: Ausgaben für Informations- und Kommunikationstechnologien im internationalen Vergleich, 
2006 (Quelle: BfS36) 

 
35 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30104.301.html 
36 vgl. oben 
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Abbildung 15: Ausgaben für Informations- und Kommunikationstechnologien im internationalen Vergleich, 

2006 (Quelle: BfS37) 

 

Infrastruktur 

Hinsichtlich der Ausstattung der Haushalte mit IKT-Gütern schneidet die Schweiz im internationa-

len Vergleich gut ab. So wiesen im Jahr 2007 lediglich die Niederlande, Japan, Korea, Deutsch-

land und die skandinavischen Länder (ohne Finnland) einen höheren Ausstattungsgrad der Haus-

halte mit Personalcomputern aus als die Schweiz (79%). 

 

 
37 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30104.301.html 

0.0 1.0 2.0 3.0 4.0 5.0 6.0 7.0 8.0 9.0

Irland

Norwegen

Spanien

Italien

Ver. Staaten

Frankreich

Deutschland

Österreich

Dänemark

Finnland

Portugal

Niederlande

Ver. Königreich

Schweiz

Schweden

Japan

In % des BIP

Informationstechnologien (IT) Kommunikationstechnologien (KT)



 

31 

 
Abbildung 16: Anzahl der Haushalte mit mindestens einem Personalcomputer im internationalen Vergleich 
(in %), 2008 (Quelle: BfS38) 

 

 

Als weiterer Indikator für die IKT-Infrastruktur in der Bevölkerung kann der Verbreitungsgrad von 

Hochgeschwindigkeits-Internetverbindungen betrachtet werden. Abbildung 17  zeigt, dass die 

Schweiz auch diesbezüglich zur Führungsgruppe gehört39. 33 von 100 Einwohnern nutzen das In-

ternet über einen Breitbandanschluss in der Schweiz – der OECD-Durchschnitt liegt bei 23%. Die 

Spitzenpositionen werden von Dänemark (37%), Norwegen (34.5%) und den Niederlanden 

(38.1%) belegt.40 

 

 
38 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30103.301.html 
39 Insgesamt verfügen in der Schweiz 74% der Haushalte über einen Internet-Zugang. Damit liegt die Schweiz deutlich über dem 
EU-27-Durchschnitt, der bei 60% liegt. 
40 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30103.301.html 
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Abbildung 17: Abonnentinnen und Abonnenten von Hochgeschwindigkeits-Internetanschlüssen pro 100 Ein-

wohner im internationalen Vergleich, Juni 2009 (Quelle: BfS41) 

 

 

Nutzung von IKT 

Als Indikator für die Nutzung von IKT lässt sich die Entwicklung des privaten elektronischen Ge-

schäftsverkehrs (E-Commerce) betrachten. 37% aller Personen in der Schweiz haben im Jahr 

2009 mindestens einmal einen Kauf über das Internet getätigt. Damit liegt die Schweiz über dem 

dem Durchschnitt der OECD-Länder (29%) bzw. der EU-27 (28%), aber doch ziemlich deutlich hin-

ter den diesbezüglich führenden Ländern, wie z.B. dem Vereinigten Königreich oder Norwegen 

(58% resp. 54%).42 Das individuelle Konsumverhalten steht in einem engen Zusammenhang mit 

dem Bildungsniveau: 2008 tätigten 15% der Bevölkerung ab 15 Jahren mit einem Bildungsab-

schluss auf Niveau „obligatorische Schule“ einen Online-Kauf. Bei der Gruppe der Personen mit 

einem Bildungsabschluss auf Tertiärstufe waren es 51%. Das Einkommensniveau spielt eine ähn-

liche Rolle: Rund jeder vierte Haushalt mit einem Monatseinkommen von unter 6'000 Franken be-

treibt E-Commerce, während diese Quote bei Haushalten mit einem Einkommen von mehr als 

9'500 Franken monatlich rund 65% beträgt. Dieser Bildungs- und Einkommenseffekt lässt sich 

auch in der EU beobachten. Aufschlussreich ist darüber hinaus, dass die Konsumgewohnheiten 

nur langsam angepasst werden: Der Anteil der Internetnutzer, die regelmässig mindestens einmal 

wöchentlich von E-Commerce Gebrauch machen, ist zwischen 2001 und 2006 nur marginal von 

13 auf 15% gestiegen.43  

 

 
41 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30103.301.html 
42 vgl. oben 
43 vgl. oben 
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4.1.3 Unternehmen 

 

Infrastruktur 

Die IKT-Infrastruktur der Schweizer Unternehmen hat sich in den vergangenen Jahrzehnten stark 

verbessert. Personalcomputer, Internet und Email haben unter den Schweizer Unternehmen mitt-

lerweile einen Diffusionsgrad von annähernd 100% erreicht.44 Der Anteil der Unternehmen mit ei-

ner eigenen Homepage stieg zwischen 2001 und 2005 von 57% auf 82%. Inwieweit die Home-

pages auch als Plattformen für integrierte Business-Lösungen zur Anwendung kommen, ist aller-

dings nicht bekannt. Der Anteil der Unternehmen mit einer Breitband-Internetverbindung stieg zwi-

schen 2002 und 2005 von 34% auf 85%.  

 

Die Angaben in Tabelle 3 beziehen sich auf Unternehmen mit zehn oder mehr Beschäftigten für 

das Jahr 2005. Sie lassen keine Infrastruktur-Defizite der Schweiz erkennen. Vielmehr scheinen 

auch die Schweizer Unternehmen bezüglich IKT-Infrastruktur gut positioniert zu sein.  

 

 

Internet LAN WLAN Intranet Extranet 

Schweiz 100% Finnland 85% Norwegen 29% Schweden 49% Schweiz 22% 

Finnland 98% Niederlande 84% Schweden 25% Schweiz 44% Schweden 21% 

Schweden 96% Deutschland 81% Schweiz 22% Finnland 41% Norwegen 18% 

Österreich 95% Schweden 81% Österreich 19% Deutschland 

40% 

EU-15 18% 

Deutschland 94% Norwegen 77% Vereinigtes Kö-

nigreich 19% 

Norwegen 39% Deutschland 

14% 

Norwegen 93% Schweiz 69% Niederlande 

13% 

Österreich 38% Niederlande 

14% 

EU-15 92% EU-15 68%  EU-15 37% Österreich 13% 

Niederlande 91% Vereinigtes Kö-

nigreich 65% 

 Niederlande 

36% 

Vereinigtes 

Königreich 9% 

Vereinigtes König-
reich 90% 

Österreich 58%  Vereinigtes Kö-

nigreich 33% 

 

 

Tabelle 3: Indikatoren zur IKT-Infrastruktur von Schweizer Unternehmen im internationalen Vergleich, 2005 

(Quelle: BfS45) 

 

Nutzung von IKT 

Indikatoren zur Nutzung von IKT sollen Aufschluss geben, ob die Schweizer Unternehmen die 

vorhandene Infrastruktur auch sinnvoll im Geschäftsprozess einzusetzen wissen.  

Abbildung 18 zeigt die Prozentzahlen der Firmen mit zehn und mehr Beschäftigten, welche Ein-

käufe und Verkäufe über das Internet abwickeln (Jahr 2005). Finnland und Schweden stehen an 

der Spitze, gefolgt von der Schweiz.  

 
44 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30201.302.html 
45 vgl. oben 
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Abbildung 18: Einkäufe und Verkäufe über das Internet im internationalen Vergleich, 2005.  

In % aller Firmen mit 10 und mehr Beschäftigten (Quelle: BfS46) 

 

 

Von jenen Schweizer Unternehmen, welche im Internet Einkäufe tätigen, werden v.a. zwei  Nut-

zungszwecke für E-Beschaffung geltend gemacht: „Beschleunigung der Geschäftsprozesse“ und 

„bessere Kenntnis des Angebots der Lieferanten“. „Imagepflege“ als Kriterium für E-Beschaffung 

hat zwischen 2002 und 2005 stark an Bedeutung verloren. Demgegenüber hat das Kriterium „billi-

gere Abwicklung des Einkaufs“ an Bedeutung zugewonnen. Ähnlich verhält es sich mit dem Nut-

zen des internetbasierten Verkaufs. „Stärkere Kundenorientierung“, „Beschleunigung der Ge-

schäftsprozesse“ sowie „Erschliessung neuer Kundensegmente“ sind die am häufigsten genann-

ten Gründe für E-Verkauf. 2002 war der Aspekt der Imagepflege noch führend, hat aber auch in 

diesem Bereich in der Zwischenzeit an Bedeutung eingebüsst. „Beschleunigung der Betriebspro-

zesse“ hat am stärksten an Bedeutung gewonnen.47 

 

 
46 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30204.302.html 
47 vgl. oben 
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Abbildung 19: Nutzungszwecke von E-Commerce in den Unternehmen in der Schweiz 

(2002 und 2005): E-Beschaffung (Quelle: BfS48) 

 

 

 
Abbildung 20: Nutzungszwecke von E-Commerce in den Unternehmen in der Schweiz (2002 und 2005): E-

Verkauf (Quelle: BfS49) 

 

 

Beschäftigung und IKT-Kenntnisse 

In der Schweiz gehen gut 23% der Beschäftigten einer Arbeit nach, für deren Ausübung IKT-

Kenntnisse benötigt werden („Beschäftigung mit IKT-Bezug“). In dieser Zahl sind sämtliche IKT-

Spezialisten sowie alle IKT-Anwender mit Grund- und fortgeschrittenen Kenntnissen enthalten. In 

den meisten OECD-Staaten liegt diese Quote zwischen 20 und 30%. Luxemburg (31%) und das 

 
48 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30204.302.html 
49 vgl. oben 
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Vereinigte Königreich (28%) verfügen in Europa über den grössten Anteil an Beschäftigten mit 

unmittelbarem IKT-Bezug, gefolgt von den nordischen Ländern.50 

 

 
Abbildung 21: Anteil der Beschäftigten mit IKT-Bezug in der Volkswirtschaft, internationaler Vergleich 2007, 

in % (Quelle: BfS auf Basis OECD51) 

 

Bezüglich des Anteils ausgewiesener IKT-Spezialisten an der Beschäftigung ist die Schweiz vor 

Schweden und Norwegen mit 5.2% (2007) gemäss OECD-Daten international führend. Das BfS 

weist darauf hin, dass bei der Interpretation dieser Zahlen jedoch Vorsicht geboten ist: Da der IKT-

Gehalt bzw. die IKT-Intensität einer Berufstätigkeit von Land zu Land variieren kann, seien Quer-

vergleiche nur bedingt möglich.52 

 

 
50 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30205.302.html 
51 vgl. oben 
52 vgl. oben 

0.0 5.0 10.0 15.0 20.0 25.0 30.0 35.0

Spanien

Frankreich

Ver. Staaten

Österreich

Irland

Deutschland

Belgien

EU15

Italien

Schweiz

Niederlande

Norwegen

Schweden

Finnland

Dänemark

Ver. Königreich

Luxemburg

IKT-Spezialisten IKT-Anwender



 

37 

 
Abbildung 22: Anteil der IKT-Spezialisten an der Beschäftigung, internationaler Vergleich 2007, in % (Quelle: 

BfS auf Basis OECD53) 

 

 

 

4.1.4 Behörden und Verwaltung 

 

Die IKT bieten grosse Möglichkeiten der vereinfachten Interaktion zwischen Bevölke-

rung/Unternehmen und den Behörden. Verwaltungsprozesse jeglicher Art können durch IKT er-

neuert werden. Insbesondere für Unternehmen kann der internetgestützte Austausch mit Behör-

den eine deutliche Entlastung des administrativen Aufwandes bieten. 

 

Die ersten Kantone machten bereits im Jahr 1995 den ersten Schritt in Richtung digitalen Aus-

tausch mit Unternehmen und Bevölkerung, indem sie eine eigene Website errichteten. Im Mittel-

punkt stand zunächst allerdings v.a. die Bereitstellung von Informationen. Seit dem Jahr 2000 ver-

fügen sämtliche Kantone über einen eigenen Webauftritt.54 Die Möglichkeiten der Internetnutzung 

gehen freilich weit über die Bereitstellung von Informationen hinaus. Die Verbreitung von eigentli-

chen E-Government-Service-Angeboten („elektronischer Schalter“) verläuft in der Schweiz zaghaft. 

Abbildung 23 zeigt, dass der Anteil des Angebots grundlegender Dienste der öffentlichen Hand im 

Internet im internationalen Vergleich äusserst gering ist.   

 
53 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30205.302.html 
54 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.set.303.html 
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Abbildung 23: Online-Serviceangebot der öffentlichen Hand im internationalen Vergleich,  

im November 2009 (in % der 20 wichtigsten Diensten) (Quelle: Capgemini, 2009) 

 

 

4.1.5 Bildung  

 

IKT-Spezialisten 

Im Lichte der rapiden Entwicklungen im IKT-Bereich ist die Verfügbarkeit gut ausgebildeter IKT-

Spezialisten zu einem wichtigen Faktor der Wettbewerbsfähigkeit geworden. IKT-Kompetenzen 

sind nicht nur im IKT-produzierenden Sektor selber, sondern auch in den IKT-anwendenden Sek-

toren von vitaler Bedeutung.  

 

Bis in die 1980er Jahre hinein lag in der Schweiz die Fachausbildung im IKT-Bereich weitgehend 

in den Händen der IKT-Industrie. Seither haben öffentliche und private Bildungsinstitutionen ein 
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grosses Studienangebot geschaffen. Der nachfolgende Indikator liefert Hinweise auf die in der 

Schweiz ausgebildeten und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehenden IKT-Spezialisten.55 

 

 
Abbildung 24: IKT-Abschlüsse in der Schweiz nach Ausbildungstyp, Entwicklung 1990-2008 (Quelle: BfS56) 

 

Eine erste stärkere Zunahme der Anzahl Diplome erfolgte in den Jahren 1990 bis 1994, auf die 

zunächst eine Phase der Stagnation folgte, bevor dann in den Jahren 2000 bis 2004 erneut ein 

starker Anstieg der Anzahl Diplome erfolgte. Der markante Rückgang von 2005 bis 2007 betrifft 

vor allem die EFZ (Berufslehre) und die eidgenössischen Fachausweise. Entsprechend der Kohor-

te der Studierenden von 2001 bis 2003 stieg die Zahl der Diplome der universitären Hochschulen 

noch bis 2008 an. 

 

In der Schweiz wird bisweilen ein IKT-Fachkräftemangel beklagt. Die hier dargestellten Daten ge-

ben keinen Aufschluss, ob tatsächlich eine strukturelle Angebotslücke herrscht. Der Rückgang der 

Diplome ab 2005 dürfte jedoch eine direkte Folge der verschlechterten Arbeitsmarktbedingungen 

im IKT-Bereich nach dem Platzen der Dotcom-Blase darstellen. Insofern bestehen gewisse Hin-

weise, dass der Bildungsmarkt durchaus spielt – wenn auch mit einer gewissen zeitlichen Verzö-

gerung. Die Bildungsfrage wird in Kapitel 5 vertieft analysiert.  

 

Computernutzung in der Schule 

Ebenso wichtig wie eine ausreichende Anzahl ausgebildeter IKT-Spezialisten sind grundlegende 

Fähigkeiten im Umgang mit den IKT in der breiten Bevölkerung. Die Einbettung von IKT in der 

Schule kann dazu beitragen, dass junge Bevölkerungsgruppen früh in den Kontakt mit den neuen 

Technologien gelangen und diese sinnvoll anzuwenden lernen.  

 

 
55 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30402.304.html 
56 vgl. oben 
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Abbildung 25: Computernutzung von 15-jährigen Schülerinnen und Schülern nach Nutzungsort im internatio-

nalen Vergleich, PISA 2003 und 2006 (Quelle: BfS57) 

 

Der Einsatz von IKT (v.a. PC) hat in den meisten OECD-Staaten in den vergangenen Jahren stark 

zugenommen. In der Schweiz nutzen 42% der 15jährigen Schülerinnen und Schüler (9. Klasse) 

den Computer in der Schule mehrmals pro Woche. Dieser Wert liegt deutlich unter dem OECD-

Durchschnitt von 52%. In Oesterreich gaben gar 71% der Schülerinnen und Schüler an, den PC in 

der Schule mehrmals pro Woche zu nutzen. Demgegenüber ist allerdings die Quote der Schüle-

rinnen und Schüler, die den PC mehrmals pro Woche zuhause nutzen, in der Schweiz hoch. Sie 

stieg zwischen 2003 und 2006 von 78% auf 91% (OECD-Durchschnitt: 82%).58  

 

4.1.6 Wissenschaft und Technologie  
 
Innovationen und – allgemeiner – die Kreation neuen Wissens gelten heute mehr denn je als wich-
tige Treiber für die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes. Die Intensität, mit welcher sich ein 
Staat in diesen Bereichen betätigt, lässt sich an Input- und Output-Variablen messen. Ein klassi-
scher Input-Indikator sind die Aufwendungen in Forschung und Entwicklung gemessen am BIP. 
Ein klassischer Output-Indikator sind die internationalen Patente, die ein Staat pro Jahr hervor-
bringt. Gerade im IKT-Sektor als Wirtschaftszweig der Zukunft ist die Zahl der internationalen Pa-
tente seit Mitte der 1990er stetig gestiegen. Zwischen 2000 und 2005 betrug die jährliche Wachs-
tumsrate 4.7%. Im Jahr 2005 wurden weltweit mehr als 50‟500 internationale Patentanmeldungen 
gemäss PCT registriert (OECD, 2008a).59  
 

 
57 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30404.304.html 
58 vgl. oben 
59 PCT = Patent Co-operation Treaty 
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Allgemeine Betrachtung 
Betrachtet man die Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung prozentual zum BIP, ist die 
Schweiz als „Wissensnation“ im internationalen Vergleich sehr gut positioniert. Gemäss OECD-
Daten waren die Gesamtaufwendungen für Forschung und Entwicklung in der Schweiz mit 2.9% 
des BIP im Jahr 2004 bei einem OECD-Durchschnitt von 2.3% klar überdurchschnittlich.60 Nur 
Schweden, Finnland und Japan verzeichneten grössere Aufwendungen für Forschung und Ent-
wicklung. Die Zunahme der Forschungsintensität der vorangehenden zehn Jahre entsprach dem 
OECD-Durchschnitt. Werden die Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung in Aufwendun-
gen des Staates (GERD) und Aufwendungen der Unternehmen (BERD) unterteilt, zeigt sich, dass 
in der Schweiz der Anteil der Unternehmungen an den Gesamtaufwendungen für F+E mit rund 
75% im internationalen Vergleich sehr hoch ist (OECD-Durchschnitt: 68%). Die hohe Bedeutung 
privaten Forschungsaufwandes spricht für ein gutes Geschäftsumfeld für forschungsintensive Tä-
tigkeiten. Die Forschungsausgaben des Staates liegen mit knapp 0.7% des BIP ziemlich genau 
auf Höhe OECD-Durchschnitts.61  
 
Die hohe Forschungsintensität in der Schweiz ist nicht zuletzt eine Folge des hohen Gewichts der 
Pharmaindustrie: Hierzulande ist der Pharma-Sektor für 37% der Forschungsausgaben der Unter-
nehmen verantwortlich, während der OECD-Durchschnitt der Pharmaindustrie bei 19% liegt.  
Ist diese Spezialisierung nun gut oder schlecht? Guellec (2006) kommentiert dies wie folgt: „Such 
a high degree of specialisation reflects also the relatively small size of the country: in an age of 
globalisation, specialisation is inevitable – e.g. Finland with the mobile telecoms. It is not neces-
sarily a bad thing, as it can be a source of efficiency (economies of scale). It allows countries to re-
inforce their comparative advantages. Specialisation in pharmaceuticals is not bad also as it is an 
area where demand will continue to grow, with healthcare being a rapidly growing share of GDP, 
due to the increasing wealth and ageing of most countries in the world.” 
 
Auf der Output-Seite (Anzahl internationaler Patente) schneidet die Schweiz ebenso sehr gut ab: 
Pro Million Einwohner wies im Jahre 2005 nur gerade Japan eine knapp höhere Dichte an interna-
tionalen Patenten aus als die Schweiz. Diese volkswirtschaftlich vorteilhaften Indikatoren sind zu 
berücksichtigen, wenn der IKT-Sektor im Speziellen näher betrachtet wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
60 Quelle: Main Science and Technology Indicators (MSTI) Database, OECD (2009). Für die Schweiz sind keine aktuelleren Da-
ten verfügbar. 
61 Quelle: vgl. oben sowie Guellec (2006) 
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Abbildung 26: Anzahl triadischer Patentfamilien pro Million Einwohner im internationalen Vergleich, 2005 
(Quelle: OECD, 2008a, 14)62 

 
IKT-Sektor: Input 
Die Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen der IKT-Unternehmen in der Schweiz sind seit 
dem Beginn der Beobachtungen im Jahre 1996 kontinuierlich gestiegen und haben sich seitdem 
mehr als verdoppelt. Im Jahr 2008 betrugen sie mehr als 1.5 Milliarden Franken. Gemessen an 
den Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung hat sich der den IKT-Unternehmen zuzu-
weisende Anteil allerdings nicht wesentlich erhöht. Im Jahr 2008 betrug er 13%.63 
 
Die Aufschlüsselung nach der Forschungsart lässt erkennen, dass im Jahr 2008 57% der entspre-
chenden Aufwendungen im IKT-Sektor in die experimentelle Entwicklung flossen. In die ange-
wandte Forschung flossen 36% der Ausgaben, während die Grundlagenforschung mit 7% ver-
gleichsweise eine nachrangige Bedeutung hatte. Gesamtwirtschaftlich, d.h. über alle Wirtschafts-

 
62 Zu den triadischen Patentfamilien zählen Patente, die beim Europäischen Patentamt (EPA) und beim japanischen Patentamt 
(JPO) angemeldet sowie vom US Patent & Trademark Office (USPTO) erteilt worden sind. Vgl.  
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/15/09/key/ind2.informations.20401.html 
63 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.set.305.html 
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zweige betrachtet, sind die Relationen ähnlich (experimentelle Entwicklung: 50%, angewandte 
Forschung: 39%, Grundlagenforschung: 11%).64  
 
IKT-Sektor: Output  
Abbildung 27 gibt Aufschluss über die Anzahl internationaler Patente (PCT) mit IKT-Bezug („ICT-
related patents“) im Vergleich zur Gesamtzahl der internationalen Patente in einem Land. Es ist 
ersichtlich, dass die relative Bedeutung von IKT-Patenten in der Schweiz vergleichsweise gering 
ist, was aber – wie oben erwähnt – nicht zuletzt auf die dominante Stellung der Pharmaforschung 
in der Schweiz zurückzuführen ist.  
 

 
 
Abbildung 27: Patente mit IKT-Bezug als Prozentzahl des nationalen Totals (PCT Anmeldungen) (OECD, 
2007) 

 
 
Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung der EU 
Die öffentliche Hand in der Schweiz ist seit dem 4. Rahmenprogramm für Forschung und techno-
logische Entwicklung (FRP) der EU an den meisten Forschungsprojekten im Bereich IKT beteiligt. 
Im Verlauf der letzten drei FRP nahmen Forschende aus der Schweiz an mehr als 1'000 Projekten 
teil, die sich mit dem Themenkomplex IKT/Informationsgesellschaft befassten. Im sechsten FRP 
stellt der Bereich Informationstechnologie mit 246 Projekten den grössten Posten. Damit sind ein 
Viertel der an den FRP teilnehmenden Schweizer Forschenden in Projekten des IKT-Bereichs ak-
tiv. Im gesamteuropäischen Vergleich sind die Schweizer Forschenden in den Projekten auf dem 
Gebiet der IKT, der Biowissenschaft sowie der Nanotechnologie überproportional vertreten.65  

 
64 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.set.305.html 
65 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30502.305.html 
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Abbildung 28: Beteiligung der Schweiz am 6. FRP (2003-2007) nach Forschungsbereich im inter-
nationalen Vergleich, in % (Quelle: BfS66) 
 
 
 

4.2 Internationale Vergleichsstudien 

In den vergangenen zehn Jahren sind zahlreiche Benchmarking-Studien erschienen, die versu-

chen, die Fortschritte der einzelnen Staaten auf dem Weg in die digitale Zukunft zu bewerten und 

in einen internationalen Kontext zu setzen. Das Abschneiden der Schweiz in den entsprechenden 

Studien kann Anhaltspunkte liefern, in welchen Bereichen die Schweiz gut positioniert ist resp. wo 

Nachholbedarf besteht. Nachfolgend wird ein kurzer Überblick über die folgenden Studien gege-

ben:  

 

- E-readiness Ranking 2009 der Economist Intelligence Unit (EIU) 

- Networked Readiness Index 2008-2009 des World Economic Forums (WEF) 

- ICT-Development Index 2009 der International Telecommunication Union (ITU) 

- IT-Industry Competitiveness Index 2009 der Economist Intelligence Unit 

 

4.2.1 E-readiness Ranking (EIU) 

 

Seit 2000 veröffentlicht die EIU in Zusammenarbeit mit dem IBM Institute for Business Value jähr-

lich ein globales Ranking der sogenannten „E-readiness“. Diese ist gemäss EIU definiert als der 

Status der IKT-Infrastruktur eines Landes und die Fähigkeit der Verbraucher, Unternehmen und 

staatlichen Behörden in diesem Land, diese Infrastruktur zu ihrem Vorteil einzusetzen.  

 

 
66 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30502.305.html 
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Für jedes der 70 berücksichtigten Länder werden über 100 quantitative und qualitative Indikatoren 

ermittelt, die in sechs Kategorien zusammengefasst und quantifiziert werden. Der eigentliche E-

readiness-Wert entspricht schliesslich der gewichteten Summe der Werte dieser Kategorien. In 

anderen Vergleichsstudien wird ein ähnliches Verfahren angewendet. Fürs E-readiness-Ranking 

werden technologische, wirtschaftliche, politische und soziale Ressourcen sowie deren Auswir-

kungen auf die zugehörigen Informationswirtschaften ausgewertet.  

 

Im aktuellen Ranking (EIU, 2009) liegt die Schweiz auf Rang 12. 2004 lag die Schweiz auf Rang 

10, stieg dann bis 2006 auf Rang 3, ehe sie in den letzten drei Jahren kontinuierlich etwas an Bo-

den verlor. Auf den ersten Rängen liegen Dänemark, Schweden, die Niederlande und Norwegen, 

gefolgt von den USA, welche im Vorjahresranking Rang 1 besetzten. Unter den Top 20 zu klassie-

ren vermochten sich ausserdem das Vereinigte Königreich, Österreich, Frankreich, Deutschland, 

Irland und Belgien. 

 

e-Readiness Ran-
king 2009 

1. Dänemark 

2. Schweden  

3. Niederlande 

4. Norwegen 

5. USA 

6. Australien 

7. Singapur 

8. Hong Kong 

9. Kanada 

10. Finnland 

11. Neuseeland 

12. Schweiz 

 

Tabelle 4: Abschneiden der Schweiz im EIU E-readiness-Gesamtranking und den sechs Hauptkategorien, 

2009 (Quelle: EIU, 2009) 

 

In den Bereichen „Connectivity and technology infrastructure“ sowie „Business environment“ ge-

hört die Schweiz zu den Leadern – nicht nur regional, sondern weltweit. Im Bericht wird darauf 

hingewiesen, dass die Ergebnisse für die Subindizes „Consumer and business adoption“ und 

„Connectivity“ eng miteinander verbunden sind. 17 der Staaten, die in der Kategorie „Consumer 

and business adoption“ in den Top 20 liegen, rangieren auch in der Kategorie „Connectivity“ unter 

den besten 20. Die Schweiz stellt hier offensichtlich eine grosse Ausnahme dar, was dahingehend 

interpretiert werden könnte, dass das Potenzial der zur Verfügung stehenden Infrastruktur hierzu-

lande suboptimal genutzt wird. Eine nähere Betrachtung der Kriterien für die Kategorie „Consumer 

and business adoption“ lässt den Schluss zu, dass das vergleichsweise schlechte Abschneiden 

der Schweiz in diesem Bereich v.a. auf die fehlende Nutzung resp. Verfügbarkeit von eGovern-

ment-Services zurückzuführen ist.  

 

4.2.2 Networked Readiness Index (WEF) 

 

Das WEF veröffentlicht in Zusammenarbeit mit der Wirtschaftshochschule INSEAD seit 2001 jähr-

lich den sogenannten Global Information Technology Report (WEF, 2009). Der Bericht soll als Be-

wertungsinstrument für die Auswirkungen von IKT auf den Entwicklungsprozess und die Wettbe-

Kategorie Leader Rang der 
Schweiz 

Connectivity and 

technology infra-

structure 

Dänemark und 

Niederlande 

3 

Business En-

vironment 

Hong Kong 5 

Social and cultural 

environment 

USA 11 

Legal environ-

ment 

Hong Kong 23 

Government po-

licy and vision 

Dänemark 20 

Consumer and 

business adoption 

Niederlande 21 
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werbsfähigkeit von Ländern dienen. Ein zentrales Element des Berichtes ist der Networked Readi-

ness Index (NRI), der mittlerweile 134 Länder miteinbezieht.  

 

Mit dem Index soll geprüft werden, mit welcher Effektivität die einzelnen Länder die IKT zur Förde-

rung ihrer Wirschaftsentwicklung und Wettbewerbsfähigkeit einsetzen. Der Index ist konzeptionell 

ähnlich aufgebaut wie der E-Readiness Index der EIU. Die Bewertung basiert auf drei Subindizes: 

die allgemeinen wirtschaftlichen, regulatorischen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen für 

IKT („environment“), die Bereitschaft der drei wichtigsten beteiligten Gruppen – Einzelpersonen, 

Unternehmen und Regierungen –, IKT nutzenbringend einzusetzen („readiness“), und ihre tatsäch-

liche Nutzung der neuesten verfügbaren Informations- und Kommunikationstechnologien („usa-

ge“). Ermittelt wird der NRI anhand von Daten aus öffentlich zugänglichen Quellen sowie den Er-

gebnissen des Executive Opinion Survey, einer umfassenden Meinungsumfrage, die das World 

Economic Forum in Zusammenarbeit mit Partnern in den vom Bericht erfassten Ländern durch-

führt.  

 

Networked Readi-
ness Ranking 
2008-2009 

1. Dänemark 

2. Schweden  

3. USA 

4. Singapur 

5. Schweiz 

6. Finnland 

7. Island 

8. Norwegen 

9. Niederlande 

10. Kanada 

 

Tabelle 5: Abschneiden der Schweiz im Networked Readiness Index 2008-2009 und den drei Hauptkatego-

rien (Quelle: WEF, 2009)67 

  

Wie auch im E-Readiness Index belegen Dänemark und Schweden aktuell die vordersten Ränge. 

Die USA und Singapur liegen ebenfalls wieder in der Spitzengruppe. Die Schweiz belegt Rang 5. 

2001/2002 belegte sie den 16. Rang, verbesserte sich dann bis 2007/2008 auf Rang 3, ehe sie 

nun wieder leicht zurückfiel. Die insgesamt dennoch sehr gute Platzierung der Schweiz wird im Be-

richt auf die folgenden Faktoren zurückgeführt:   

 

- hervorragende wirtschaftliche Rahmenbedingungen für IKT (Rang 4) 

- ein hervorragendes Bildungssystem, das v.a. Stärken in den Bereichen Mathematik und 

Naturwissenschaften aufweist (Rang 5) 

- starke Forschungsinstitute (Rang 2) 

- eine hohe Innovationskraft (Rang 6) 

- sowie eine stark vernetzte Zivilgesellschaft („very networked civil society“) 

 
67 Im Rahmen der Überarbeitung des Dokuments wurde festgestellt, dass mittlerweile der NRI 2009-2010 erschienen ist. Die 
Schweiz hat erneut einen Rang gewonnen und liegt nun auf Rang 4, hinter Schweden, Singapur und Dänemark, aber vor den 
USA. Vgl. http://www.weforum.org/en/initiatives/gcp/Global%20Information%20Technology%20Report/index.htm 

Kategorie Leader Rang der 
Schweiz 

Environment 1. Island 

2. Schweden 

3. USA 

6 

Readiness 1. Singapur 

2. Dänemark 

3. Schweden 

5 

Usage 1. Dänemark  

2. Schweden 

3. Singapur 

6 
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Der Bericht identifiziert einen „schweizerischen Sonderfall“ (WEF, 2009, 15): „…Switzerland is 

quite an unusual case within the most successful countries in the sample: the country‟s ICT excel-

lence seems to be the result of the interest and usage of the business sector and ordinary citizens 

rather than of a precise government vision and strategy. The country displays the highest and 

third-best levels of business and individual readiness, respectively, out of the 134 countries cov-

ered, coupled with widespread usage (6th and 3rd for individual and business usage, respectively), 

while the government lags behind, at a rather disappointing 17th place for both its ICT readiness 

and usage.”  

 

4.2.3 ICT-Development Index 2010 (ITU) 

 

Der ICT-Development Index (IDI) der internationalen Fernmeldeunion (ITU, International Tele-

communication Union) erfasst das Niveau und die Entwicklung der IKT-Adaption in mehr als 150 

Ländern auf Grundlage statistischer Daten und transformiert die Erkenntnisse in ein globales Ran-

king.  

 

Die Schweiz belegt im aktuellen Ranking (ITU, 2010) Rang 7 (Vorjahr: Rang 8). Angeführt wird die 

Rangliste von Schweden vor Luxemburg, Korea Rep., Dänemark, den Niederlanden und Island. 

Der Gesamtindex basiert auf drei Subindizes (ICT infrastructure and access, ICT use, ICT skills), 

die ihrerseits aus insgesamt 11 quantitativen Indikatoren hergeleitet werden. 

 

Angesichts der geringen Anzahl der berücksichtigten Indikatoren eignet sich der ICT-Development 

Index allenfalls, um einen groben Anhaltspunkt über die IKT-Situation einzelner Staaten relativ zu 

anderen Staaten zu erhalten. Indexunterschiede zwischen den Staaten innerhalb einzelner Län-

dergruppen (z.B. Westeuropa) sollten angesichts der grobkörnigen konzeptionellen Struktur des 

Indexes gewiss nicht überbewertet werden. Die Mängel des IDI lassen sich am Subindex „ICT ski-

lls“ illustrieren: Dieser beruht gerade mal auf zwei äusserst Indikatoren („adult literacy rate“ und 

„gross enrolment rate (secondary and tertiary level)“). Eine feine Differenzierung innerhalb der 

Gruppe der Industriestaaten ist auf dieser Grundlage kaum möglich. Insofern überrascht es nicht, 

dass die Top-10-Staaten auch ausgesprochen nahe beieinander liegen.  

 

4.2.4 IT Industry Competitiveness Index 2009 (EIU) 

 

Seit 2007 veröffentlicht die EIU jährlich ein Ranking der Wettbewerbsfähigkeit der IKT-Sektoren 

von 66 Staaten. Der Index setzt sich aus sechs Subindizes zusammen, welche aus insgesamt 26 

qualitativen und quantitativen Indikatoren gebildet werden. Wie bereits im Vorjahr verfügen die 

USA gemäss dem aktuellen Index (EIU, 2009a) über den wettbewerbsfähigsten IT-Sektor, gefolgt 

von Finnland und Schweden.  

 

Die Schweiz liegt auf Rang 14 (Vorjahr: Rang 11). In den Subindizes „IT infrastructure“ und „Legal 

environment liegt sie in der Spitzengruppe. Vergleichsweise schlecht schneidet sie in den Subindi-

zes „Human capital“ und „R&D environment“ ab (siehe Tabelle).  

 

Der Subindex „Human capital“ umfasst vier gewichtete Indikatoren. Die Zahl der Studierenden (ter-

tiärer Sektor, % der entsprechenden Alterskohorte) fliesst zu 25% in den Subindex ein. Die 

Schweiz dürfte hier – Details sind dem Bericht nicht zu entnehmen – vergleichsweise schlecht ab-

schneiden. Allerdings besteht eine Besonderheit des Schweizer Bildungswesens gerade darin, 

dass auch ohne Universitätsstudium eine gute Ausbildung möglich ist. Insofern dürfte dieser Indi-

kator der Schweiz ein ungerechtfertigt schlechtes Zeugnis ausstellen. Am stärksten gewichtet ist 

innerhalb des Subindexes „Human capital“ mit 40% der qualitative Indikator „the education sys-

tem‟s capacity to train technologists with business skills (project management, customer-facing 
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application and web development, etc)”. Auch hierzu sind keine Details bekannt, doch ist davon 

auszugehen, dass die Schweiz auch in diesem Punkt nicht vorteilhaft abschneidet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

IT Industry Competi-
tiveness Ranking 
2009 

1. USA 

2. Finnland  

3. Schweden 

4. Kanada 

5. Niederlande 

6. Vereinigtes Kö-
nigreich 

7. Australien 

8. Dänemark 

9. Singapur 

10. Norwegen  

14. Schweiz 

 

Tabelle 6: Abschneiden der Schweiz im EIU "IT Industry Competitiveness"-Gesamtranking und den sechs 

Hauptkategorien, 2009 (Quelle: EIU, 2009a) 

 

4.3 Fazit 

In den Abschnitten 4.1 und 4.2 erfolgte der Versuch, anhand verfügbarer statistischer 
Indikatoren und internationaler Benchmark-Studien eine erste Standortbestimmung 
der „eEconomy Schweiz“ vorzunehmen. Insgesamt deuten weder die statistischen 
Indikatoren noch die länderübergreifenden Benchmark-Studien auf einen grösseren 
IKT-spezifischen Rückstand der Schweiz im internationalen Vergleich hin.  
 

In gewissen Bereichen gehört die Schweiz offensichtlich zu den international führenden Staaten 

(IKT-Infrastruktur und -Durchdringung), während anderswo deutliche Anhaltspunkte für Verbesse-

rungspotenzial auszumachen sind (v.a. im Bereich eGovernment). Ein zentrales Ergebnis der Ana-

lyse ist aber auch in der Feststellung zu sehen, dass zahlreiche Indikatoren von höchst begrenzter 

Aussagekraft sind. Inwieweit die Schweizer Unternehmen – aber auch die Zivilbevölkerung – die 

Potenziale der IKT gewinnbringend zu nutzen imstande sind, lässt sich anhand der wenigen ver-

fügbaren Indikatoren nicht adäquat beurteilen. Die Nutzungsraten von E-Commerce sind im inter-

nationalen Vergleich nicht schlecht, doch handelt es sich hierbei um einen sehr groben Indikator. 

Der IKT-Sektor ist im internationalen Vergleich gemäss den offiziellen Statistiken weder sehr gross 

noch sehr dynamisch, doch sagt dies nichts über die Optimalität der Faktorallokation in der 

Schweizer Wirtschaft aus. Um zusätzliche Einsichten zu gewinnen, ist es deswegen unerlässlich, 

einzelne Sektoren und Bereiche detailliert zu untersuchen. 

 

Kategorie Leader Rang der 
Schweiz 

Overall business 

environment 

Finnland 16 

IT infrastructure Dänemark 2 

Human capital USA 37 

Legal environ-

ment 

USA 3 

R&D environment Kanada 21 

Support for IT in-

dustry develop-

ment 

Norwegen 14 
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5 Analyse 

In vorliegenden Kapitel werden ausgewählte Sektoren und IKT-Bereiche einer detaillierten Analyse 

unterzogen. Das Vorgehen bei der Auswahl entsprechener Sektoren wird im Folgenden dargelegt.  

 

5.1 Methodik 

Das vorangehende Kapitel zeigt u.a. auf, dass die Schweiz hinsichtlich IKT-Infrastruktur internatio-

nal betrachtet nicht zurückliegt. Die Ausschöpfung des IKT-Potenzials scheint jedoch nicht optimal 

zu sein. Vorangehende Ausführungen haben zudem die Problematik bei der Erfassung des IKT-

Potenzials dargelegt – werden IKT lediglich als Sektor betrachtet, greift dies zu kurz. Im Folgenden 

wird deshalb ein Instrument benötigt, welches hinsichtlich Auswahl von Sektoren und Bereiche, die 

ein hohes Wertsteigerungspotenzial durch Erhöhung des IKT-Einsatzes aufweisen könnten, ziel-

führend unterstützt.  

 

Märkte und damit Sektoren oder Bereiche einer Volkswirtschaft können in erster Linie dann ein 

hohes Potenzial an Wertsteigerung durch eine Erhöhung des IKT-Einsatzes aufweisen, wenn sie 

durch Regulierungen geschützt oder verzerrt werden. Institutionen oder Unternehmen in solchen 

Bereichen verspüren nicht den überlebenswichtigen Zwang, optimal zu produzieren oder funktio-

nieren. Demgegenüber können es sich Unternehmen und Insitutionen, welche sich in Märkten mit 

intensivem (internationalen) Wettbewerb befinden, nicht leisten, ihre Faktoren suboptimal zu allo-

zieren. Der Markt korrigiert allfällige Fehler in dieser Hinsicht schonungslos.  

 

Die Arbeitshypothese für die Auswahl von zu analysierenden Sektoren lautet deshalb dahinge-

hend, dass entweder eine Form von Markt- oder von Staatsversagen vorliegen muss, damit ein 

Sektor die Möglichkeiten der IKT ungenügend nutzt.  

 

Ausgangspunkt der Analyse ist die nachfolgende Transaktionspartner-Matrix, in welche sich die 

unterschiedlichen IKT-Felder und –Märkte systematisch einordnen lassen. Die Matrix fasst IKT-

Bereiche mit ähnlichen insitutionell-ökonomischen Grundvoraussetzungen in Gruppen zusammen, 

womit sie als Richtschnur und Orientierungshilfe für das weitere Vorgehen dient. Die Systematisie-

rung weist den Vorteil auf, dass je nach Zuordnung zu einem Bereich bis zu einem gewissen Grad 

bereits von vornherein klar ist, ob bei der Problemanalyse Markt- oder Staatsversagen im Vorder-

grund zu stehen hat. Bei Transaktionen mit (para)staatlicher Beteiligung steht eine Prüfung ver-

schiedener Formen von Staatsversagen im Mittelpunkt. Bei Transaktionen ohne Beteiligung des 

Staates ist die Ausgangslage weniger klar. Auch hier kann der Einfluss des Staates freilich eine 

Rolle spielen, z.B. dann, wenn der Markt aufgrund von Regulierungsversagen nicht wie gewünscht 

spielt. 

 

Auf Basis einer Literaturrecherche und eigener ökonomischer Analyse wird der Frage nachgegan-

gen, inwiefern die Sektoren und Bereiche von IKT bestmöglich profitieren können und ob beste-

hende politische oder ökonomische Rahmenbedingungen Barrieren der wirtschaftlichen Entwick-

lung darstellen. Als Benchmark dient jeweils der Vergleich mit jenen Staaten, die im entsprechen-

den Bereich eine führende Rolle einnehmen. Mithilfe (regulierungs)ökonomischer Tools wird un-

tersucht, welche Formen der staatlichen Einflussnahme angemessen und erfolgversprechend 

sind.  
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Kunde - Kunde 
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Tabelle 7: Transaktionspartnermatrix (eigene Darstellung) 

 

 

5.2 Sektoren 

5.2.1 Bildung und Befähigung 

 

Grundlegende Kenntnisse und Fähigkeiten im Umgang mit IKT avancieren immer stärker zu 

Grundkompetenzen des täglichen Lebens wie Lesen, Schreiben und Rechnen und sind für eine 

erfolgreiche Partizipation in der Gesellschaft von zunehmender Bedeutung. Fehlende IKT-

Kompetenzen mindern nicht nur die Chancen der Betroffenen auf dem Arbeitsmarkt, sondern 

schliessen sie auch von den vielfältigen Informations- und Interaktionsmöglichkeiten aus, welche 

die IKT eröffnen. Verfügt ein Teil der Bevölkerung nur über geringe oder gar keine IKT-

Kompetenzen, können die mit dem IKT-Einsatz verbundenen Produktivitätspotenziale auf volks-

wirtschaftlicher Ebene nicht voll realisiert werden. Gerade Staat und Behörden sehen sich auf-

grund des Gleichbehandlungsgebots gebunden, Dienste, die mittlerweile elektronisch zugänglich 

sind, auch weiterhin auf dem traditionellen Weg anzubieten. Eine zentrale Herausforerung auf dem 

Weg hin zu einer erfolgreichen eEconomy besteht folglich darin, dafür zu sorgen, dass sich mehr 

oder minder die gesamte Bevölkerung gewisse Mindest-Kompetenzen im Umgang mit IKT aneig-

net. Der Schlüssel hierzu liegt in der Bildung und der Befähigung.  
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Im Folgenden wird auf zwei miteinander verbundene Aspekte eingegangen: Zunächst wird die 

Frage des „digitalen Grabens“ thematisiert, in welcher es darum geht, in welchen Bevölkerungs-

gruppen minimale IKT-Kompetenzen besonders häufig fehlen und was dagegen unternommen 

werden kann. Danach wird der Frage nachgegangen, welche Rolle die IKT heute in der Bildung 

spielen und wo in diesem Zusammenhang Anzeichen für Handlungsbedarf bestehen.   

 

Digitaler Graben in der Schweiz 

In den vergangenen Jahren ist viel über den sogenannten „digitalen Graben“ oder die „digitale 

Spaltung“ geschrieben worden. Der Begriff spielt darauf an, dass a) IKT-Kompetenzen und -

Nutzung innerhalb der Bevölkerung alles andere als gleich verteilt sind und dass b) jene Bevölke-

rungsgruppen, welche den Schritt in die digitale Welt bisher nicht gewagt oder nicht geschafft ha-

ben, in gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Hinsicht der Gefahr einer zunehmenden Ausgren-

zung ausgesetzt sind.  

 

In der Schweiz weisen die statistischen Daten auf verschiedene Facetten eines digitalen Grabens 

hin. Das BFS68 liefert Daten über die Internet-Nutzung verschiedener Bevölkerungsgruppen, die 

u.a. folgendes aufzeigen:  

 

- Geschlecht: Im Jahr 2009 wurden 80% der Männer als Internet-Nutzer identifiziert, wäh-

rend diese Quote bei Frauen nur 67% beträgt. Diese Differenz erstaunt auf den ersten 

Blick. Allerdings zeigt sich bei näherer Betrachtung, dass die Zuwachsraten der Internet-

nutzung bei Frauen seit Jahren höher sind als bei Männern; der Trend verläuft eindeutig 

in Richtung einer Angleichung der Nutzungsquoten. 

- Bildungsstand: Die Internetnutzung variiert stark mit dem Bildungsstand. 92% der Perso-

nen mit einem Bildungsabschluss auf Hochschulstufe nutzen das Internet. Je tiefer der 

höchste Bildungsabschluss, umso tiefer ist aber die Quote der Internetnutzung: Von je-

nen erwachsenen Personen, deren höchster Bildungsabschluss dem obligatorischen 

Schulabschluss entspricht, sind gerademal 48% Internet-Nutzer. In den letzten Jahren 

waren nur geringfügige Angleichungen der Nutzungsquoten zu beobachten. Hier beste-

hen also deutliche Hinweise auf einen digitalen Graben. 

- Einkommen: Auch das Einkommen spielt eine grosse Rolle. Heute nutzen 93% der Per-

sonen mit einem Montatseinkommen von mehr als 10'000 Fr. das Internet, während Per-

sonen mit einem Einkommen unter 4‟000 Fr. pro Monat nur zu 41% Internetnutzer sind. 

Bildungsstand und Einkommensniveau sind eng miteinander verbunden, weswegen die 

ähnlichen Unterschiede kaum überraschen.  

- Alter: Grosse Unterschiede bestehen auch zwischen den einzelnen Altersgruppen. Unter 

den 14-19jährigen nutzen mittlerweile 91% das Internet. Bei der Bevölkerungsgruppe 

über 70 Jahren liegt die Nutzungsquote demgegenüber bei 21%. Insgesamt nimmt die 

Nutzungsquote zwar auch unter der älteren Bevölkerung stetig zu, doch der Trend deutet 

bisher nicht auf ein rasches Aufholen der Bevölkerung über 60 Jahren hin.  

 

Ökonometrische Analysen der Nutzungsquoten oder allgemeiner der IKT-Kompetenzen in der Be-

völkerung sind nicht bekannt. Es ist aber klar, dass zwischen den unterschiedlichen sozioökono-

mischen Merkmalen Wechselwirkungen bestehen. Die oben erwähnten Daten deuten darauf hin, 

dass v.a. zwei Bevölkerungsgruppen von der Gefahr der digitalen Spaltung betroffen sind: jene mit 

geringem Bildungsstand/geringem Einkommen sowie Ältere.  

 
68 http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/16/04/key/approche_globale.indicator.30106.301.html 
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Geographische Aspekte scheinen in diesem Zusammenhang eher von untergeordneter Bedeutung 

zu sein. In der italienischsprachigen Schweiz ist zwar die Internet-Nutzungsquote deutlich unter-

halb jener der deutsch- und französischsprachigen Schweiz, doch ist die Differenz wohl zu einem 

guten Teil auf die entsprechende Altersstruktur zurückzuführen. Vodoz et al. (2005) halten in ihrem 

im Auftrag des Schweizerischen Nationalfonds durchgeführten Bericht zur digitalen Spaltung fol-

gendes fest69: „In Bezug auf die ‚digitale‟ Integration berichteten die von uns befragten Bewohne-

rInnen von Randregionen von keinen besonderen Schwierigkeiten, die auf ihre Zugehörigkeit zu 

einer peripheren Region zurückzuführen wären. Es wird höchstens ab und zu erwähnt, dass der 

Zugang zu qualitativ hochstehenden ICT-Kursen schwierig sein kann.“ Die Autoren gelangen denn 

auch zum Schluss, dass die Kompetenzen der zentrale Faktor für die digitale Integration des Indi-

viduums sind. Darauf aufbauend formulieren sie die Hypothese, „dass in den urbanen Zentren 

proportional gesehen mehr Problemfälle existieren, da dort die in sozioökonomischer Hinsicht so-

wie in Bezug auf die unerlässlichen Grundkompetenzen am stärksten benachteiligten Bevölke-

rungsgruppen konzentriert sind.“  

 

The divide is not digital, it is educational 

Im Bericht „digitale Spaltung in der Schweiz“ (BBT, 2004) wird die ursächliche Bedeutung der Bil-

dung hervorgehoben: „Bildung Einkommen und IKT-Nutzung stehen in Wechselwirkung zueinan-

der. Sie können sich in Richtung gesellschaftliche Teilnahme positiv verstärken, aber ebenso in 

Richtung soziale Benachteiligung. Das Problem der digitalen Spaltung tritt überall dort auf, wo Fak-

toren der sozialen Benachteiligung sich gegenseitig verstärken. Ein Beispiel: Mangelnde IKT-

Kenntnisse verschlechtern tendenziell die Lage des Einzelnen auf dem Arbeitsmarkt, erschweren 

teilweise die Kommunikation mit anderen und beeinträchtigen die gesellschaftliche Teilnahme. 

Dadurch wird die soziale Benachteiligung noch verschärft. Dabei ist letztlich Bildung der entschei-

dende Faktor.“ 

 

Diese Einschätzung wird in der internationalen Fachliteratur weitgehend geteilt. Die OECD 

beispielsweise hält im Bericht “Learning to Bridge the Digital Divide” fest: „The most serious divide 

is in the extent and quality of human knowledge and learning. It is not digital, it is educational”70. 

Studien zeigen, dass z.B. die Lesefähigkeit einen wesentlich engeren statistischen Zusammen-

hang mit dem beruflichen Erfolg aufweist als der höchste Bildungsabschluss71.  

 

Eine Nachfolgeanalyse der ersten PISA-Erhebung hat in der Schweiz ergeben, dass gerade bil-

dungsferne Jugendliche besondere Schwierigkeiten haben, die nötigen IKT-Kompetenzen zu er-

langen72. Bildungsferne Schichten allgemein (Jugendliche und Erwachsene) sind demzufolge be-

sonders stark betroffen, weil sie 

  

- schlechtere Startbedingungen in Form tieferer Lesefähigkeit mitbringen, 

- die tiefe Lesefähigkeit im Laufe des Lebens durch Nichtnutzung teilsweise verlieren, 

- die eigentlichen IKT-Kompetenzen kaum zur gezielten Informationssuche, sondern vor-

wiegend zu Unterhaltungszwecken einsetzen, 

- deutlich weniger als andere Bevölkerungskreise an Weiterbildung teilnehmen und  

- all diese nachteiligen Voraussetzungen in der Regel an ihre eigenen Kinder weitergeben.  

 

 
69 Das Zitat wurde der auf Deutsch übersetzten einführenden Zusammenfassung entnommen; vgl. Vodoz (2005) 
70 Seite 52 
71 Vgl. BBT (2004), S. 9 
72 Vgl. BBT (2004), S. 10 in Anlehnung an BFS und EDK (2003) 
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Studien weisen darauf hin, dass in der Schweiz rund jeder zehnte Erwachsene weder richtig lesen 

noch schreiben kann (insgesamt rund 500'000 Personen)73. Ausserdem haben die PISA-Studien 

gezeigt, dass das Niveau der Lesefähigkeit der Jugendlichen in der Schweiz verbesserungsbe-

dürftig ist74. Illetrismus ist damit ein in der Öffentlichkeit tendenziell unterschätztes gesellschaftli-

ches Problem. Eine zukünftige Herausforderung besteht folglich darin, die Quote jener, die nach 

der obligatorischen Schule weder richtig lesen noch schreiben können, zu senken. In der Studie 

des BBT zur digitalen Spaltung in der Schweiz lautet ein Fazit wie folgt75: „Alles deutet darauf hin, 

dass die Schule in ihrer traditionellen Funktion als Vermittlerin elementarer Bildungsinhalte und 

somit als Instanz zur Verbesserung der Lebenschancen gerade auch mit Bezug auf die IKT-

Nutzung mehr denn je gefordert ist.“ 

 

Insgesamt werden im Bericht Massnahmen in vier Bereichen besprochen:  

 

- Befähigung aller durch Bildung (vergleiche oben), 

- IKT-Kompetenz, insbesondere die Befähigung zur IKT-Nutzung, 

- IKT als Thema aller Politikbereiche sowie 

- Erhöhung der Internet-Sicherheit (Schutz vor Netzwerkkriminalität, Datenschutz) 

 

Massnahmen zur Identifikation und Mobilisierung von Erwachsenen mit Lese- und Schreibschwä-

che werden im Bericht nicht abgelehnt, doch wird explizit darauf hingewiesen, dass sich entspre-

chende „Symptombekämpfung“ in vielen Ländern als schwierig erwiesen habe und selten von Er-

folg gekrönt sei76. Präventiven Massnahmen (Allgemein- und IKT-Bildung in der Schule) sei dem-

zufolge eine höhere Priorität beizumessen. Diese Einschätzung klingt plausibel, allerdings kann 

dieser Thematik im Rahmen dieser Arbeit nicht näher auf den Grund gegangen werden.  

 

Interessant ist die Massnahme „IKT als Thema aller Politikbereiche“77. In diesem Zusammenhang 

wird dargelegt, dass es sich bei den IKT um ein Querschnittsthema handelt, das viele Bereiche 

des staatlichen Handelns betrifft. Von einem eigenständigen Politikbereich „IKT-Förderung zur 

Überwindung oder Vermeidung der digitalen Spaltung“ wird abgeraten: Eine autonome IKT-Politik 

im Sinne einer Fokussierung auf diese Technologien würde zu kurz greifen und dazu verleiten, 

Symptom- statt Ursachenpolitik zu betreiben. Wirksamer und nachhaltiger sei die Entwicklung und 

praktische Nutzung von IKT im Rahmen der verschiedenen Politikbereiche des Bundes wie z.B. in 

der Bildungs- und Forschungspolitik oder der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Von den Verantwort-

lichen dieser Bereiche wird gefordert, IKT aktiv zu fördern und auf diese Weise ihren Zielgruppen 

die konkrete Anwendung von IKT näher zu bringen. Als Beispiele für Zielgruppen werden Arbeits-

lose und Stellensuchende, allgemein Nutzniessende von Sozialleistungen und ältere Leute (Al-

tersbetreuung) genannt. Träger dieser Politikbereiche sind für das Thema zu sensibilisieren und 

für Aktionen zu motivieren. Die Beherzigung dieser Forderung scheint sinnvoll.  

 

 
  

 
73 Vgl. „Jeder 10. erwachsene Schweizer kann nicht lesen und niemand weiss es“ (http://www.gfs-zh.ch/?pid=164); zum Thema 

siehe auch BFS (2005) 
74 BFS (2003): „Die ersten Resultate von PISA 2000…haben gezeigt, dass die Lesekompetenzen der Jugendlichen in der 
Schweiz im internationalen Vergleich mittelmässig sind.“  Bei der letzten Erhebung lag die Schweiz bezüglich Lesekompetenz 
erstmals über dem OECD-Durchschnitt (vgl. BFS (2007)). 
75 Vgl. BBT (2004), S. 21 
76 BBT (2004), S. 23 und S. 27. Vgl. auch Wolter et al. (2003),  welche aufzeigen, dass Bildungsgutscheine gerade bildungsferne 
Bürger eher selten erreichen.  
77 BBT (2004), S. 27 

http://www.gfs-zh.ch/?pid=164
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Internet-Nutzung im Alter 

Neben den Jugendlichen und Erwerbstätigen mit fehlender „digital literacy“ sind auch ältere Bevöl-

kerungsschichten zu berücksichtigen, wenn Massnahmen zur Vermeidung einer digitalen Spaltung 

diskutiert werden. Das Internet bietet gerade für ältere Leute ein grosses Potenzial an sinnvollen 

Anwendungen: Home-Shopping, Home-Banking, die erleichterte Kommunikation etc. können dazu 

beitragen, dass möglichst lange ein selbstbestimmtes Leben möglich ist.  

 

Im Gegensatz zu Jugendlichen, die heute mit den IKT aufwachsen, sind die älteren Bevölkerungs-

schichten erst im Erwachsenenalter mit den IKT konfrontiert worden, weswegen zur Charakterisie-

rung dieser Bevölkerungsgruppe häufig von „digital immigrants“ die Rede ist78. Es bieten sich ver-

schiedene Erklärungsansätze an, warum die „digital immigrants“ weniger rasch für Entwicklungen 

im IKT-Bereich empfänglich sind als die jüngeren Generationen. Unterschiede in der Sozialisation 

spielen sicher eine nicht zu unterschätzende Rolle. Daneben nehmen Häufigkeit und Kommunika-

tion im Alter generell ab. Ausserdem scheint im Alter die Neigung zu bestehen, an gewohnten 

Kommunikationsformen festzuhalten; die herkömmlichen Medien wie Fernsehen und Radio schei-

nen die Informationsbedürfnisse vieler Senioren weitgehend abzudecken.  

 

In diesem Zusammenhang ist kürzlich eine Studie79 des Zentrums für Gerontologie der Universität 

Zürich im Auftrag von Pro Senectute Schweiz erschienen, welche eine genaue Bestandesaufnah-

me der Internet-Nutzung im Alter präsentiert, nach Gründen für die Abstinenz fragt und Massnah-

men zur Förderung diskutiert. Grundlage der Studie ist eine repräsentative Umfrage bei Personen 

ab 65 Jahren. Die Autoren weisen darauf hin, dass die Internet-Nutzung im Alter in der Schweiz im 

europäischen Vergleich sehr hoch ist (zusammen mit den skandinavischen Ländern); in vielen 

Ländern ist die digitale Spaltung nach Alter ausgeprägter als hierzulande80.  

 

Die Autoren definieren jene Befragten, welche in den vergangenen sechs Monaten mindestens 

einmal das Internet selber genutzt haben, als „Onliner“. Frauen und Männer ab 65 Jahren sind 

gemäss der Befragung mit einem Anteil von 70% bzw. 52% mehrheitlich „Offliner“, nutzen das In-

ternet also nicht selber. Die Nutzung des Internets nimmt aber zu; zwischen 2008 und 2009 stieg 

die Quote derjenigen ab 70jährigen, die das Internet intensiv, d.h. mehrmals pro Woche nutzen, 

von 18% auf über 22%. Die Nutzungsquote ist auch unter den Älteren stark altersabhängig: Unter 

den 65 – 69jährigen nutzen 58% gelegentlich das Internet, bei den 80 – 84jährigen beträgt die 

Quote nur 17%. 

 

Die Analyse der Ergebnisse fördert einige interessante Erkenntnisse zu Tage: Unter den Befragten 

vertreten ¾ der Onliner und 42% der Offliner die Ansicht, dass auch Ältere das Internet nutzen 

sollten. Änliche Grössenverhältnisse zeigen sich hinsichtlich der Beurteilung des Internets als „an-

regend und faszinierend“. Beide Gruppen sind mehrheitlich der Meinung, dass das Internet stärker 

genutzt würde, wenn es altersgerechter wäre. Generell stehen Onliner dem Internet etwas positi-

ver gegenüber als Offliner. Allerdings neigt auch ein Drittel bis die Hälfte der Offliner zu einer ex-

plizit positiven Beurteilung des Internets. Dennoch glauben nur 12% von ihnen, dass sie das Inter-

net in Zukunft selber nutzen werden.  

 

Die Studie zeigt des Weiteren, dass allgemeines Interesse an Technik und die Einschätzung der 

Bedienung technischer Geräte als schwierig oder leicht starke Prädiktoren für die Internet-Nutzung 

im Alter sind. Offliner geben v.a. die Kompliziertheit der Benutzung (71%) und den Aufwand für 

das Erlernen (60%) als stärkste Gründe zur Nichtnutzung des Internets an. Auch Onliner berichten 

 
78 Jugendliche, die mit den IKT aufwachsen oder aufgewachsen sind, werden als „digital natives“ bezeichnet.  
79 Nachfolgend: Schelling und Seifert (2010). Die hier angegebenen Daten wurden – sofern nicht anders gekennzeichnet – alle 
dem Kurzbericht entnommen.  
80 Vgl. Schelling und Seifert (2010), S. 5 
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von ähnlichen Schwierigkeiten in dieser Hinsicht, diese konnten aber offensichtlich überwunden 

werden. Sicherheitsbedenken (Datensicherheit, Internetkriminalität) sind bei On- und Offlinern 

stark vertreten (60%), doch zumindest erstere halten sie nicht von der Nutzung ab. 

 

Die Kosten für Hardware und Zugang sind zwar nur für ein Drittel der Offliner ein expliziter Hinde-

rungsgrund; allerdings sind sie zu zwei Dritteln gar nicht bereit, dafür Geld auszugeben. Gesund-

heitliche Gründe, das Internet nicht zu nutzen, spielen im Vergleich eher eine untergeordnete Rol-

le. Die Befürchtung, die Nichtteilhabe am Internet führe zu einem gesellschaftlichen Ausschluss, 

wird von den Befragten grossmehrheitlich nicht geteilt81. Die Internetnutzung des eigenen sozialen 

Umfelds (Lebenspartner/in, Kinder, Enkel, Geschwister, Freundeskreis) hängt mit der eigenen 

Nutzung zusammen. Besonders in der gleichen Generation ist die Nutzung im Umfeld der Onliner 

rund doppelt so stark wie im Umfeld der Offliner. Von einer Liste möglicher Lernformen bzw. Lern-

kontexte zum Internet (Rangfolge für beide Gruppen: informelle Unterstützung zu Hause, Angebo-

te mit Jugendlichen bzw. Gleichaltrigen, Kurse, professionelle individuelle Unterstützung zu Hause, 

autodidaktisches Lernen) erscheinen Onlinern alle Formen wesentlich attraktiver als Offlinern 

(76% bis 46% gegenüber 50% bis 14%); insbesondere der autodidaktische Zugang ist nur für we-

nige der Offliner denkbar. Ein knappes Drittel der Offliner hält sämtliche der aufgelisteten Formen 

für nicht attraktiv.  

 

Die Autoren orten Anzeichen, dass rund ein Viertel bis ein Drittel der befragten Offliner das Inter-

net gerne nutzen würde, etwa die Hälfte dem Internet eher gleichgültig oder ambivalent gegenüber 

steht und lediglich ein Fünftel das Internet ablehnt. Damit entsprechen die Ergebnisse in etwa der 

Typologie von Offlinern, die in Deutschland bei Personen ab 50 Jahren gefunden wurde82. Insge-

samt stellen die Offliner damit eine heterogene Gruppe dar, die unterschiedliche Einstellungen 

zum Internet aufweist.  

 

Diese Bestandesaufnahme lässt den Schluss zu, dass kaum ein Allheilmittel existiert, um die ge-

ringe Nutzungsquote der „digital immigrants“ in kurzer Zeit massgeblich zu erhöhen. Es stellt sich 

die Frage, was zu unternehmen ist, damit der „Switch“ erfolgt, der unter der grossen Mehrheit der 

Älteren den Entschluss reifen lässt, dass das Internet auch für sie sinnvoll ist und dass sich Efforts 

zum Erwerb der erforderlichen Kompetenzen lohnen. Im Bericht „Digitale Spaltung in der Schweiz“ 

wird eine ziemlich pragmatische Haltung vertreten (s.19): „Erst eine Minderheit der Älteren macht 

heute von diesen Möglichkeiten Gebrauch. Dies wird sich aller Voraussicht nach ändern, sobald 

die heute 20-30jährigen in die obere Altersklasse aufgerückt sind.“ Davon ist gewiss auszugehen, 

doch stellt sich die Frage, ob bis dahin nicht zu viel Zeit ins Land verstrichen sein wird. Im Sinne 

der Förderung der eEconomy sollte der Befähigung der „digital immigrants“ zweifellos eine grösse-

re Priorität eingeräumt werden.  

 

Schelling und Seifert (2010) nennen u.a. die folgenden Ansätze:  

 

- Sensibilisierung älterer Menschen und der Anbieter von IKT-Diensten für das Thema „IKT 

und Internet im Alter“, Aufklärung über die Potenziale des Internets für die Lebensgestal-

tung alter Menschen 

- Direkte und indirekte Ermutigung, eigene Bedürfnisse und Angebote des Internets zu 

vergleichen, um dadurch mögliche Nutzen zu erkennen; Aktivierung des persönlichen 

sozialen Umfeldes zur Unterstützung des Interneteinstiegs,  

 
81 In der Studie von Vodoz et al. (2005) wird auf die paradoxe Situation hingewiesen, dass das Gefühl der „digitalen Ausgren-
zung“ bei Leuten mit durchschnittliche IKT-Kenntnissen am stärksten vertreten ist („..diese Personen scheinen aber auch verin-
nerlicht zu haben, dass sie ihre ICT-Kenntnisse ständig auf dem neusten Stand halten müssen.“) 
82 Vgl. Mahn (2007) und Schelling und Seifert (2010), S. 39ff 
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- Förderung niederschwelliger und individualisierter Schulungs- und Unterstützungsange-

bote vor Ort und oder im engen Kreis 

- Vereinfachung der Benutzeroberflächen von Applikationen und Verbesserung der Usabi-

lity von Webseiten, Verfügbar- und Bekanntmachung kompensatorischer Hilfsmittel der 

Nutzung (Ein- und Ausgabegeräte) 

 

Digitale Integration (e-inclusion) Schweiz 

Seit Ende 2006 baut die Koordinationsstelle Informationsgesellschaft des BAKOM ein Netzwerk im 

Bereich digitale Integration auf, um koordiniert Projekte zur Förderung der gesellschaftlichen Teil-

habe aller umzusetzen83. Das Netzwerk ist eine Vereinigung von Institutionen der öffentlichen 

Hand, Interessenorganisationen und Vertretern aus der Wirtschaft, die sich verpflichten, Projekte 

und Initiativen im Bereich digitale Integration zu lancieren und deren Umsetzung zu unterstützen. 

Ziel des Netzwerkes sowie von dessen Aktionsplan ist, einen konkreten Beitrag zur Förderung ei-

ner integrativen Informationsgesellschaft in der Schweiz zu leisten. Zu diesem Zweck werden Akti-

vitäten und Initiativen zugunsten von Personengruppen entwickelt und umgesetzt, die von einem 

Zugang zu digitalen Inhalten, einem kompetenten Umgang mit den IKT und bedürfnisspezifischen 

technologischen Lösungen besonders profitieren, wie ältere Menschen, Menschen mit Behinde-

rungen und Migrant/innen.  

 

Das Aktionsprogramm nennt die folgenden Handlungsschwerpunkte:  

 

- Förderung eines chancengleichen Zugangs zu IKT, zu digitalen Inhalten und Dienstleis-

tungen sowie deren Nutzung durch alle 

- Förderung der technischen und inhaltlichen Kompetenzen im Umgang mit IKT 

- Förderung von Pluralismus, kultureller Identität und sprachlicher Vielfalt im digitalen 

Raum im Hinblick auf die Integration aller 

- Demographische Entwicklung: Förderung der Lebensqualität durch IKT  

 

Auf die konkreten Massnahmen wird an dieser Stelle nicht im Einzelnen eingegangen (sie sind 

nachlesbar im Aktionsprogramm). Insgesamt weisen die Massnahmen aber zweifellos in die richti-

ge Richtung. Aus ökonomischer Sicht stellt sich allerdings die Frage, ob die stark vom Prinzip der 

freiwilligen Partizipation geprägten Massnahmen im Lichte diverser IKT-resistenter Bevölkerungs-

gruppen effizient sind. Sollte der Staat als wichtiger „Transaktionspartner“ der Bürger in verschie-

denen Bereichen so etwas wie eine Pflicht zur IKT-gestützten Interaktion einführen, könnte dies zu 

einem rapiden Anstieg der Nutzung von IKT in den betroffenen Bevölkerungsgruppen beitragen. 

Bedingung wäre hierfür freilich, dass der Staat den betroffenen Bürgern auch eine entsprechende 

Hilfestellung anbietet.   

 

5.2.2 Bildungspolitik 

 

Know-How im Umgang mit IKT wird von Arbeitgebern und Gesellschaft in den verschiedensten 

Bereichen immer mehr als „Grundkompetenz“ vorausgesetzt. Damit steigen die Anforderungen an 

die Bildungsinstitutionen, ihren Schülern und Studenten adäquate Kenntnisse und Fertigkeiten zu 

vermitteln. Was genau vermittelt werden soll (und was auf welcher Stufe), ist allerdings nicht so 

einfach zu beantworten. Im Zuge der rapiden technologischen Entwicklungen sahen sich die Bil-

dungsinstitutionen in den vergangenen Jahrzehnten immer wieder vor neue Herausforderungen 

und Möglichkeiten des Einbezugs von IKT in den Unterricht gestellt. Doch setzten sie dabei auch 

 
83 http://www.bakom.admin.ch/themen/infosociety/02104/index.html?lang=de 
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die richtigen Prioritäten?  Ist das von den Schulen vermittelte Wissen nachhaltig oder – wie häufig 

kritisiert wird – eher kurzlebig? Und braucht es überhaupt so etwas wie eine IKT-spezifische 

Grundbildung, wenn die Bedienung der meisten Anwendungsprogramme zunehmend selbsterklä-

rend ist und viele Schüler („digital natives“) bereits in jungen Jahren mit produktspezifischem An-

wendungswissen auftrumpfen können, das jenes ihrer Lehrer („digital immigrants“) in den Schatten 

stellt? In diesem Kapitel erfolgt der Versuch, auf diese und ähnliche Fragen Antworten zu liefern. 

„IKT in der Schule“ ist allerdings ein breiter Themenkomplex, der sich im Rahmen dieser Arbeit 

nicht annähernd abschliessend behandeln lässt. Es geht im Folgenden daher vorwiegend darum, 

Hinweise zu finden, ob die IKT-spezifische Bildungspolitik in eine sinnvolle Richtung weist oder ob 

– im Gegenteil – neue Prioritäten zu setzen sind.  

 

In der Schweiz ist das Bildungswesen von der Vorschule ("Kindergarten") bis zur Tertiärstufe 

(Hochschulen und höhere Berufsbildung) eine Staatsaufgabe. Die Verantwortung für das Bil-

dungswesen obliegt in erster Linie den 26 Kantonen. Sollten hier Versäumnisse geortet werden, 

sind folglich direkte staatliche Massnahmen gefragt.  

 

IKT als Lernhilfe vs. IKT als Lerninhalt 

In Anlehnung an Döbeli Honegger (2008) scheint zunächst die Unterscheidung von IKT als Lerni-

nhalt im Unterricht und IKT als Hilfsmittel im Unterricht als sinnvoll. Der zielgerichtete Einsatz von 

IKT im Unterricht als Hilfsmittel ist ein Anwendungsbereich, der im Rahmen dieser Studie nicht se-

parat untersucht wird84. Die nachfolgenden Ausführungen zeigen aber immerhin, dass der päda-

gogisch-didaktische Einbau von IKT in den Unterricht in der Schweiz bildungspolitisch bereits stark 

gefördert wird. Betrachtet man die Schulen etwas technisch als Institutionen zur Bildung von Hu-

mankapital, scheint die Frage zentraler, welche IKT-spezifischen Kompetenzen den Schülerinnen 

und Schülern vermittelt werden. An dieser Stelle interessiert deswegen in erster Linie „IKT als 

Lerninhalt“.  

 

Hierbei lassen sich grob drei Bereiche unterscheiden: Informatik, Anwendungsschulung und Medi-

enerziehung. Die Informatik setzt sich zum Ziel, den Schülerinnen und Schülern Grundlagen und 

Prinzipien der Informatik näher zu bringen. Die Anwendungsschulung soll den Schülerinnen und 

Schülern die konkrete Nutzung von Hard- und Software beibringen, während bei der Medienerzie-

hung die Förderung eines kompetenten, kritischen und emanzipierten Umgangs mit IKT in Schule, 

Beruf und Freizeit im Mittelpunkt steht. Es ist klar, dass zwischen diesen drei Bereichen Überlap-

pungen existieren und eine scharfe Trennung nicht immer möglich ist. Dennoch scheint diese ge-

dankliche Unterscheidung sinnvoll. Betreffend Reihenfolge leuchtet ein, dass Medienerziehung 

und teilweise auch Anwendungsschulung bereits in der Primarstufe seine Berechtigung hat, wäh-

rend die Vermittlung grundlegender Konzepte der Informatik aufgrund ihrer Komplexität tendenziell 

eher für nachgelagerte Stufen geeignet ist. 

 

Das bildungspolitische Motto lautet „use ICT to learn and not only learn to use ICT“ 

Betrachtet man die wichtigsten bildungspolitischen Massnahmen im Zusammenhang mit den IKT 

der vergangenen zehn Jahren, offenbaren sich klare Prioritäten beim Ausbau der Schulinfrastruk-

turen, der Integration der IKT in den Unterricht (IKT als Hilfsmittel) sowie bei der IKT-spezifischen 

Aus- und Weiterbildung der Lehrerschaft.  

 

In der „Strategie der EDK im Bereich Informations- und Kommunikationstechnologien (ICT) und 

Medien“ vom 1. März 2007 werden die folgenden Bemühungen seit 2000 erwähnt: 

  

 
84 Dies gilt für den gesamten Bereich eLearning oder eEducation.  
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- Im Juni 2000 verabschiedete die EDK-Plenarversammlung eine Erklärung zu den IKT im 

Bildungswesen, in welcher die Prioritäten der interkantonalen Koordination für die nächs-

te Zeit festgelegt wurden.  

- 2004 wurden Empfehlungen für die Grundausbildung und Weiterbildung der Lehrperso-

nen an der Volksschule und der Sekundarstufe II im Bereich der IKT verabschiedet und 

für die gesamtschweizerische Anerkennung das Profil für die Zusatzausbildungen für 

Ausbildende im Bereich Medienpädagogik/IKT erlassen.  

- Im Rahmen der Initiative „Public Private Partnership – Schule im Netz“ (PPP-SiN) wur-

den die Kantone bei der Integration der IKT in den Unterricht vom Bund unterstützt, auf 

der Basis eines per 1. August 2002 in Kraft getretenen Bundesgesetztes unter Mitwir-

kung von Partnern aus der Privatwirtschaft. Das  Bundesgesetz lief per Juli 2007 aus.  

- In unmittelbarer Zukunft stehen die Produktion und Validierung von elektronischen Lern- 

und Lehrinhalten (e-content) und der Zugang zu ihnen im Vordergrund.  

 

Die Strategie setzt sechs aktuelle Handlungsfelder, die den zwei folgenden übergeordneten Zielen 

dienen sollen:  

 

1. Integration der IKT in den Unterricht aller Schulstufen 

o Die IKT als Hilfsmittel für das Lehren und Lernen in die einzelnen Fächer ein-

beziehen 

o Die IKT in eine umfassende Medienpädagogik einbetten 

 

2. „ICT-Literacy“ 

o Allen Schülerinnen und Schülern der Volksstufe Grundfertigkeiten im Umgang 

mit IKT vermitteln 

o Die Chancengleichheit bezüglich IKT und Medien fördern 

o Für die Sekundarstufe II zusätzlich: Wissen um Zusammenhänge und elemen-

tares fachliches Kernwissen Informatik vermitteln  

 

Das zentrale bildungspolitische Projekt im Bereich IKT der vergangenen zehn Jahre war die von 

Bund und Kantonen in Kooperation mit der Privatwirtschaft lancierte Initiative „Public Private Part-

nership – Schule im Netz“ (PPP SiN). Die Evaluation des Programms zeigt die Fortschritte der „In-

tegration von IKT in die Bildung“ (Barras und Petko, 2007). Einige Kernaussagen der Evaluation 

lauten:    

- Praktisch alle Schulen (99%) verfügen heute über Computer, die im Unterricht eingesetzt 

und/oder durch die Schülerschaft verwendet werden. Im Durchschnitt teilen sich 7.6 

Schülerinnen und Schüler einen Computer. 2001 verfügten noch knapp 80% der Volks-

schulen über Computer und im Durchschnitt mussten sich 12.8 Lernende einen Rechner 

teilen. Mittlerweile befindet sich die Schweiz diesbezüglich leicht über dem europäischen 

Mittelwert, jedoch unter demjenigen der nordischen Staaten, Grossbritanniens und der 

Benelux-Länder. Internet-Zugang für Unterrichtszwecke oder Schülerarbeiten ist in mehr 

als 95% aller Schulen verfügbar. Drucker, Scanner und Beamer sind in mehr als 90% der 

Schulen vorhanden.  

- Die Informatikverantwortlichen der Schulen beurteilen die Bedingungen an den Schulen 

fast durchwegs als besser als im Jahr 2001. Infrastruktur und Support werden im Durch-

schnitt als gut beurteilt. Als mässig beurteilen die Informatikverantwortlichen jedoch die 
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IKT-Kompetenzen der Lehrpersonen und den IKT-Einsatz im Unterricht. Diese Einschät-

zungen werden von den Lehrpersonen selbst bestätigt.  

- 24% der Schulen kennen ein IKT-Obligatorium für den allgemeinen Unterricht. An 53% 

der Schulen der Sekundarstufe I existiert ein obligatorisches Unterrichtsfach Informatik.  

- Ca. jede zweite Schule arbeitet mit einer Online-Lernplattform mit persönlichem Login. 

Die meisten dieser Schulen verwenden educanet, die mittlerweile etablierte Lernplattform 

des Schweizerischen Bildungsservers.  

- Als Haupthindernisse für die Integration von IKT in den Schulalltag nennen die Informa-

tikverantwortlichen in erster Linie die mangelnden Fähigkeiten der Lehrenden zur Integra-

tion von IKT den Unterricht. 71% zählen dies unter die wichtigsten drei Hindernisse. Wei-

tere Hindernisse sind die immer noch ungenügende Zahl der Computer für Lernende 

(64%), die fehlende Zeit der Vorbereitung (59%) sowie fehlendes Interesse bzw. man-

gelnde Motivation (58%).  

- Die eigenen Kompetenzen im Umgang mit IKT bewegen sich nach Einschätzung der 

Lehrerinnen und Lehrer auf einem ähnlichen Niveau wie 2001. Der Umgang mit einfa-

chen Internet- und Officefunktionen ist für die grosse Mehrheit der Lehrpersonen kein 

Problem. Anspruchsvollere Anwendungen und auch das didaktische Wissen zur Integra-

tion von Computern im Unterricht werden im Schnitt nach wie vor als mittelmässig oder 

schlechter beurteilt.  

 

 
Abbildung 29: Hindernisse der IKT-Integration in Schulen (Barras und Petko, 2007) 

 

Die Ergebnisse zeigen, dass die „Integration“ von IKT in den alltäglichen Unterricht in den vergan-

genen zehn Jahren stark vorangetrieben wurde. Die Umsetzung scheint bisweilen an mangelnden 

Fertigkeiten oder mangelndem Interesse seitens der Lehrer zu scheitern, doch insgesamt wurden 

hier fraglos grosse Fortschritte erzielt. Das Motto „use ICT to learn and not only learn to use ICT“ 

entspringt einem Zitat des Präsidenten des „Dachverbandes Schweizer Lehrerinnen und Lehrer“ 
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Beat Zemp85. Es verdeutlicht, dass zum einen viel Wert auf die Nutzung von IKT als Hilfsmittel ge-

legt wurde und zum anderen – im inhaltlichen Bereich – die Anwendungsschulung im Fokus stand. 

Angesichts der oben erwähnten aktuellen Prioritäten des EDK (e-content) deutet wenig darauf hin, 

dass die positive Dynamik in diesen Bereichen aufgrund fehlender politischer Sensibilisierung zu 

einem Stillstand kommen könnte. Was aber auffällt:  „Learn ICT“, die Vermittlung von grundlegen-

dem Konzeptwissen, stellte offensichtlich keinen Pfeiler der zentralen bildungspolitischen Anstren-

gungen der letzten Jahre dar. Wie nachfolgend argumentiert wird, dürfte hierin ein Versäumnis lie-

gen.  

 

Hinweise für Mängel in der Vermittlung von langlebigem Grundlagenwissen 

Tatsächlich lautet einer der zentralen Kritikpunkte am der bildungspolitischen Ausrichtung dahin-

gehend, dass auf allen Schulstufen heute inhaltlich die Anwendungsschulung von Programmen im 

Mittelpunkt steht. Die Vermittlung von grundlegendem Konzeptwissen fristet demgegenüber ein 

weitgehendes Mauerblümchendasein. Diese Einschätzung ist unter Experten breit abgestützt und 

wird durch eine Studie der Hasler Stiftung (2008) untermauert. Auf Basis einer repräsentativen 

Umfrage zeigt diese Studie, dass Informatik heute von der überwiegenden Mehrheit der Bevölke-

rung, aber auch von Gymnasiasten und Gymnasiastinnen und selbst von Lehrpersonen als An-

wendung gängiger Computerprogramme wahrgenommen wird.  

 

Die Verfasser der Studie gelangen zum folgenden Schluss: „Die verzerrte Wahrnehmung der In-

formatik wurzelt nicht zuletzt in einem Informatik-Unterricht, der zwar nahezu flächendeckend in 

der Deutsch- und Westschweiz angeboten wird, dessen Inhalte aber nicht der Informatik im Sinne 

der Wissenschaft entsprechen. Vor allem der flächendeckende obligatorische Informatik-Unterricht 

vermittelt überwiegend Anwendungswissen; Programmieren oder andere ‚echte‟ Informatik-Inhalte 

stehen selten auf dem Stundenplan.“  

 

Die starke Betonung der Vermittlung von Anwendungswissen ist bildungspolitisch fragwürdig. 

Problematisch ist insbesondere die Tatsache, dass dieses Wissen oberflächlich und zudem eher 

von kurzlebiger Natur ist. Grundlegende Konzepte der Informatik (z.B. Datenbankerstellung, Prob-

lemlösungstechniken, Grundlagen der Programmierung) sind demgegenüber durchaus langlebig 

und können den Schülerinnen und Schülern ein Leben lang nützlich sein. Grundlegendes Wissen 

wird ihnen später auch in der Berufswelt helfen, wenn sie neue Programme erlernen müssen oder 

wenn sich die nächste Welle technischer Neuerungen verbreitet. Schelhowe formuliert die Anfor-

derungen an die Bildungsinstitutionen wie folgt: „Zu einer nachhaltigen und über die Schule hinaus 

wirkenden Handlungskompetenz im Bereich der digitalen Medien gehört das Interesse an Compu-

tern, Neugier auf ihre Weiterentwicklung und auf ihre Wirkprinzipien. Dabei ist nicht jeweils die 

konkrete Anwendung entscheidend, sondern die prinzipielle Offenheit für neue und innovative 

Möglichkeiten.“ Durch reine Anwendungsschulung wird die geforderte „Offenheit“ mit Sicherheit 

nicht gefördert.  

 

Zehnder (2007) umschreibt den Zustand der IKT-Bildung in Schulen mit den folgenden Worten: 

„Junge Leute begegnen der Informatik täglich ganz konkret, in der Schule, in der Freizeit, zu Hau-

se. Sie nutzen Computer und Handys als Kommunikations-, Arbeits- und Spielgeräte, erleben aber 

nur ganz ausnahmsweise die Informatik als spannendes Fachgebiet (mit Programmieren und Da-

tenbankaufbau sowie als Problemlösungstechnik). Sogar in den Gymnasien ist das vor 20 Jahren 

eingeführte Fach ‚Informatik‟ längst zu reiner Informatikanwendung (Textverarbeitung, Tabellen-

kalkulation, Surfen im Web) verkommen.“ 

 

  

 
85 Vollständiges Zitat: „Use ICT to learn and not only learn to use ICT – dieses Motto war 
Leitgedanke für die Bildungsinitiative PPP-SiN“; vgl. SKIB (2007). 
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Zwei IKT-Mythen: 1.) Die Jungen können‟s, 2.) Die Lehrer können‟s 

Eingangs wurde darauf angespielt, dass viele Jugendliche mit ihrem Produktwissen heute besser 

informiert sind als ihre Lehrer. Lässt sich daraus schliessen, dass die Jugendlichen keine IKT-

spezifische Schulung brauchen? Nach Fässler (2009) verfügen heute immerhin mehr als 90% der 

Gymnasiastinnen und Gymnasiasten über ihren eigenen Computer. Er schränkt aber ein, die Ju-

gend verbringe zwar viel Zeit am Computer, dies aber vor allem für Aktivitäten wie Chatten, E-Mail 

und Spiele. Daraus lasse sich nicht ableiten, dass sie in der Lage sind, Probleme zu bewältigen, 

die in einer modernen, global vernetzten Informationsgesellschaft zu lösen sind.  

 

Das begrenzte Know-how der Jugendlichen bringt Fässler wie folgt auf den Punkt: „Gewisse 

Grundvoraussetzungen im Umgang mit dem Computer (Internetnutzung, Mausbedienung etc.) 

sowie eine generelle Akzeptanz und Selbstverständlichkeit, den Computer zur Problemlösung ein-

zusetzen, kann heute auf Mittelstufe mit wenigen Ausnahmen (im Gegensatz zu früher) vorausge-

setzt werden. Für Arbeitsbereiche, die einen höheren Anteil an konzeptionellem Wissen erfordern 

(z.B. Netzwerke, Datenbanken, Programmierung) kommt das Wissen der meisten Gymnasiastin-

nen und Gymnasiasten jedoch schnell an Grenzen. Zur Bewältigung dieser Aufgaben reicht das 

‚Anwendungswissen‟ (welches meist durch Ausprobieren einer Anwendungssoftware angeeignet 

wird) nicht aus. Die Schülerinnen und Schüler müssen mit einer Reihe von Begriffen und Konzep-

ten aus der Informatik vertraut sein und Verständnis dafür entwickeln, was sie mit dem Computer 

tun (‚bewusstes Anwenden‟) und wie mit einem Kontext umzugehen ist, damit er zielgerichtet unter 

Einsatz eines Informatikmittels bearbeitet werden kann.“ 

 

Der zweite Mythos – „die Lehrer können‟s“ – wird bereits durch Grafik 29 als solcher entlarvt, wel-

che die Unzulänglichkeiten vieler Lehrer bestens dokumentiert. Zehnder liefert eine plausible Er-

klärung für diesen Umstand: Während die Mehrheit der Berufstätigen in der Schweiz heute ohne 

Informatikanwenderkenntnisse kaum mehr arbeiten könnte, ist dies in den Schulen anders. In vie-

len Fächern ist ein guter Schulunterricht durchaus auch ohne Computereinsatz nach wie vor mög-

lich. Es mag daher nicht erstaunen, wenn viele – gerade ältere – Lehrkräfte die Forderung von 

Schulbehörden und Öffentlichkeit nach Informatikeinsatz in der Schule als unnötige Belastung 

empfinden. Häufig scheinen die Lehrer auch die Konfrontation mit den Schülern zu meiden, da ihr 

eigenes Informatik-Wissen eher „schmalspurig“ ist und viele Schüler gerade bezüglich der neusten 

Anwendungen sehr spezifisches Produktwissen aufweisen. Wie lässt sich dieses Dilemma umge-

hen? Nach Zehnder lautet die Lösung wie folgt: „Diese Unsicherheit könnte stark abgebaut wer-

den, wenn sich die Lehrkräfte auch in der Informatik auf langlebiges Grundwissen (Konzeptwissen) 

konzentrieren und das jeweils gerade aktuelle Produktwissen den Schülern überlassen würden. 

Aber wer sagt ihnen das? Die systematische Lehrerausbildung in Informatik an den pädagogi-

schen Hochschulen und Universitäten ist ja erst im Gange.“ 

 

Aus diesen beiden Mythen lässt sich eine klare Forderung ableiten: Der Fokus der IKT-

spezifischen Bildung muss in den Schulen (insbesondere den Gymnasien) verstärkt auf die Ver-

mittlung von langlebigem Konzeptwissen gerichtet werden.  

 

Kleine Schritte in die richtige Richtung auf gymnasialer Ebene 

An den Gymnasien spielte die Informatik vor 20 Jahren eine andere Rolle als heute. In den 1980er 

Jahren wurde das Fach Informatik auf gymnasialer Ebene mit einem starken Fokus auf Program-

miertechnik obligatorisch eingeführt (vgl. Fässler). Mit der Maturitätsreform von 1995 wurde die In-

formatik als (Pflicht-)Fach an Schweizer Gymnasien wieder aus dem Stoffplan gestrichen. Gleich-

zeitig wurde stattdessen die Integration von Informatikanwendungen in andere Fächer empfohlen. 

Dies stellte sich später als unumsetzbar heraus, u.a. wegen Überforderung der Lehrpersonen. Als 

Ausweg wurden auf Initiative der Schulen IKT-Grundlagenkurse eingeführt. Mittlerweile gibt es 

wieder Schritte hin zu einer stärkeren Fokussierung auf die Vermittlung von grundlegenden Infor-

matikkonzepten auf gymnasialer Stufe. Im Juni 2007 haben der Bundesrat und die EDK der Ein-
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führung des Ergänzungsfachs Informatik zugestimmt. Mit anderen Worten handelt es sich um ein 

Maturitäts-Wahlfach für Interessierte.  

 

Das Ergänzungsfach Informatik ist für Kritiker bloss ein erster Schritt in die richtige Richtung. Bru-

derer (2009) sieht die Entwicklung eher skeptisch: „Die Einführung des Ergänzungsfachs Informa-

tik wird am Schattendasein des Informatikunterrichts an Gymnasien kaum allzu viel ändern. Die In-

formatik wird damit nämlich nicht zum Pflichtfach. Ob das neue Ergänzungsfach von den einzel-

nen Schulen angeboten wird und ob es tatsächlich zustande kommt, hängt nicht zuletzt von einer 

ausreichenden Nachfrage ab. ‚Harte‟ Fächer werden erfahrungsgemäss viel seltener gewählt als 

‚weiche‟.“  

 

Auch diese letzte Aussage wird durch die Studie der Hasler Stiftung bestätigt: „Programmieren und 

Algorithmik werden häufiger im Wahlfach bzw. Wahlpflichtfacht Informatik gelehrt, das aber nur 

14% der Schüler/innen besuchen. Und auch im Wahl-/Wahlpflichtfach stehen häufig andere Inhal-

te, wie kreative Multi-Media-Anwendungen und das Internet sowie Tastaturschreiben im Vorder-

grund.“ Dennoch geben allerdings 70% der Schüler/innen an, dass es sie grundsätzlich interessie-

ren würde, etwas über Informatik zu lernen. Könnten die Schüler/innen Unterrichtsinhalte selber 

wählen, entschieden sie sich allerdings vor allem für kreative Computer-Anwendungen wie Bild- 

und Musikbearbeitung oder das Erstellen eines Internetauftritts, sowie für Anwendungsprogramme 

und Tastaturschreiben. Interessanterweise begrüssen die Lehrpersonen gemäss der Hasler Stif-

tung den Informatik-Unterricht in seiner heutigen Form: „…sie finden die Vermittlung von Textver-

arbeitung und co. wichtig.“ 

 

Bruderer (2009) wirft die Frage auf, warum Informatik kein Grundlagenfach ist: „Es ist nicht einzu-

sehen, weshalb – laut MAR-Teilrevision86 – die Einführung in Wirtschaft und Recht ein Pflichtfach 

sein soll und die Philosophie als Grundlagenfach angeboten werden kann, während die Informatik 

nur die Stellung eines freiwilligen Ergänzungsfachs haben darf. Es besteht also im Hinblick auf die 

geplante Gesamtrevision des MAR dringender Handlungsbedarf.“  

 

Zehnder (2007) fordert auf Stufe Gymnasium eine „vollständige Neuausrichtung“. Seine Vorschlä-

ge zielen in eine ähnliche Richtung:  

 

- Das neu zugelassene Ergänzungsfach Informatik ist raschmöglichst in den Gymnasien 

konkret einzuführen. Dies bedingt, dass qualifizierte Lehrkräfte anspruchsvolle Lerninhal-

te anbieten können.  

- Der vielerorts noch im Lehrplan vorhandene obligatorische „Einführungskurs Informatik“ 

für alle ist inhaltlich vollständig neu zu orientieren: weg von Informatikanwendungen, hin 

zu allgemein bildenden Grundlagen (Grundlagen von Programmierung und Automation, 

Informationssysteme). Dafür sind geeignete Lehrmittel bereitzustellen und Lehrkräfte 

auszubilden. 

- Mittelfristig ist ist eine weitere Änderung des MAR anzustreben: Zulassung eines 

„Schwerpunktfachs Informatik“. Voraussetzung ist hier aber erst recht die Verfügbarkeit 

entsprechender Lehrkräfte und Lehrkonzepte  

 

Folgerungen 

In der Schweiz wird der Einsatz von IKT in den Schulen seit rund einem Jahrzehnt stark forciert. 

Im Mittelpunkt standen bisher vorwiegend der Ausbau der schulischen Infrastruktur, die Vernet-

zung der Schulen, die Integration von IKT in den Unterricht sowie auf inhaltlicher Ebene die Schu-

 
86 MAR = Maturitätsanerkennungsreglement 
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lung von Anwendungskenntnissen. All diese Bemühungen hatten sicher ihre Berechtigung und 

haben auch Früchte getragen. Aus heutiger Optik stellt sich aber die Frage, ob die Prioritäten noch 

richtig gesetzt sind. Insgesamt scheint ein Missverhältnis zwischen der Vermittlung von Anwen-

dungskenntnissen und langlebigem Konzeptwissen zu herrschen. Bildungspolitisch wäre es gera-

de in Hinsicht auf die langfristige Arbeitsmarktfähigkeit der heutigen Jugendlichen fatal, wenn hier 

kein Umdenken stattfindet.   

 

Wo ist anzusetzen? In erster Linie sind die bildungspolitischen Strategien dahingehend anzupas-

sen, dass überall stufengerechtes IKT-Wissen vermittelt wird und keine unnötigen Überschneidun-

gen existieren. Bei der Strategiefindung ist eine explizite Trennung zwischen IKT als Lerninhalt 

und IKT als Hilfsmittel (eLearning) anzustreben. Nur wenn diese beiden Bereiche strukturell sau-

ber voneinander getrennt sind, lassen sich aus einer Vogelperspektive die Entwicklungen und Er-

folge auf kantonaler Stufe adäquat miteinander vergleichen. Gerade der Bund sollte auf diese 

Trennung hinwirken, wenn er in Zukunft ein umfassendes und aussagekräftiges Monitoring der In-

formationsgesellschaft errichten will.  

 

Der Bereich IKT als Hilfsmittel wurde nicht näher analysiert, daher wird an dieser Stelle auf Vor-

schläge verzichtet. Im Bereich IKT als Lerninhalt ist wiederum eine strikte Trennung der Unterbe-

reiche (Medienerziehung, Anwendung und Informatik) anzustreben. In einem Monitoring des Bun-

des wären die einzelnen Bereiche getrennt voneinander zu erfassen und analysieren. Gerade auf 

Stufe Gymnasium sollte die Vermittlung von langlebigem Konzeptwissen gefördert werden. Erste 

Schritte in diese Richtung sind bereits zu beobachten, doch scheint ein Haupthindernis immer 

noch die teilweise fehlende Kompetenz der Lehrerschaft zu sein. Diesbezüglich sollte bereits in 

der Ausbildung angehender Lehrkräfte verstärkt darauf geachtet werden, dass sie dereinst in der 

Lage sind, langfristig gültige Lerninhalte im Bereich Informatik zu vermitteln. 

 

5.2.3 Arbeitsmarkt 

 

Allgemeine Arbeitsmarkt-Trends stimmen zuversichtlich 

Neben dem bildungsintensiven („skill-biased“) technologischen Wandel tragen auch die zuneh-

mende Verlagerung anspruchsloser Produktionstätigkeiten ins Ausland sowie der wachsende An-

teil an Dienstleistungsberufen dazu bei, dass auf dem Schweizer Arbeitsmarkt der Anstieg der 

Nachfrage nach höher Qualifizierten längst spürbar ist (Sheldon, 2008b). Da sich die Beschäfti-

gungschancen von Ungelernten zunehmend verdüstern, besteht gerade bei Jungen ein gewisser 

Druck zur Ausbildung.  

 

Tatsächlich lässt sich zeigen, dass Bildungsstand der Wohnbevölkerung laufend zunimmt. Hierfür 

sind v.a. zwei Faktoren massgebend: Zum einen ist das Bildungsniveau nachrückender Generati-

onen seit Längerem ständig steigend, zum anderen fand in den letzten Jahren auch eine verstärk-

te Zuwanderung höher qualifizierter Ausländer statt. Gerade im Bereich der Migration hat sich das 

Blatt in den vergangenen 20 Jahren deutlich gewendet: Bis in die 1990er Jahre hinein bestand 

mehr als die Hälfte aller in die Schweiz neu einreisenden ausländischen Arbeitskräfte aus Unge-

lernten, gerade mal 15% waren Akademiker. Mittlerweile ist es so, dass 50% einen Hochschulab-

schluss aufweisen und nur noch rund 20% ungelernt sind. Der Anteil an Akademikern ist heute un-

ter den rekrutierten ausländischen Arbeitskräften deutlich höher als bei der einheimischen Er-

werbsbevölkerung. Das bedeutet über die Jahre eine massive Einfuhr von Humankapital (Sheldon, 

2008a). 

 

Positiv zu erwähnen ist ausserdem, dass der Schweizer Arbeitsmarkt über ein hohes und wach-

sendes Mass an beruflicher Flexibilität verfügt (Sheldon, 2008b). Rund die Hälfte aller erwerbstäti-

gen Lehrabsolventen übt heute einen anderen als den gelernten Beruf aus. Dies ist ein Hinweis, 

dass zahlreiche berufliche Qualifikationen vielseitig verwendbar sind, was dazu beiträgt, Arbeits-
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kräftemängel zu vermeiden und bestehende Defizite zu vermindern. Insgesamt scheint der 

Schweizer Arbeitsmarkt deswegen für die zukünftigen Anforderungen relativ gut gewappnet zu 

sein. Strukturelle Fehlentwicklungen lassen sich jedenfalls nicht erkennen. Nachfolgend wird der 

Fokus etwas verengt, indem der Markt für IKT-Fachkräfte – oder genauer: der Markt für Informati-

ker und Analytiker (nachfolgend: Informatiker) betrachtet wird.  

 

Informatik: Fachkräftemangel?  

In Abschnitt 4.1.5 wurde die Frage aufgeworfen, ob in der Schweiz ein Mangel an IKT-Fachkräften 

herrscht. Tatsächlich sind entsprechende Klagen in den vergangenen Jahren wiederholt geäussert 

worden. Gemäss dem Lehrmeisterverband Informatik beispielsweise fehlen in der Schweiz rund 

8'000 Informatiker (Sheldon, 2008b). Ausserdem werden bisweilen düstere Zukunftsszenarien an 

die Wand gemalt, bleibt doch auch der IKT-Sektor von der demografischen Alterung und den da-

mit verbundenen Herausforderungen nicht verschont. Wie aktuelle Untersuchungen zeigen, gibt es 

durchaus Indizien, dass im Arbeitsmarkt für Informatiker derzeit eine Situation gegeben ist, die als 

„Fachkräftemangel“ bezeichnet werden könnte (Kägi und Braun, 2009). Für die Entwicklung einer 

eEconomy ist dies natürlich alles andere als ein wünschenswerter Zustand. Es stellt sich daher die 

Frage, wie dieser Fachkräftemangel einzustufen ist, was dagegen unternommen werden kann und 

wie die Zukunftsperspektiven einzuschätzen sind87. 

  

Zunächst bietet sich die Feststellung an, dass ein Fachkräftemangel aus ökonomischer Sicht kein 

Datum ist, sondern als Funktion der auf dem entsprechenden Fachkräftemarkt vorherrschenden 

angebots- und nachfragerelevanten Arbeitsbedingungen verstanden werden muss. Spielen Ange-

bot (sprich das Arbeitsangebot der Fachkräfte) und Nachfrage (nach Arbeitskräften) perfekt, pen-

delt sich das Lohnniveau im Marktgleichgewicht ein und der Markt wird geräumt. Abgesehen von 

Informations- und Mobilitätsbarrieren, die in der Realität stets eine gewisse Rolle spielen, besteht 

dann weder ein Überschuss (Arbeitslosigkeit) noch ein Mangel an Fachkräften.  

 

Liegt das aktuelle Lohnniveau hingegen aus irgendeinem Grund oberhalb des gleichgewichtigen 

Lohnes, übersteigt das Angebot die Nachfrage und es entsteht ein (temporärer) Überschuss an 

Fachkräften. Ein Fachkräftemangel entsteht demgegenüber dann, wenn der aktuelle Lohn unter 

dem Gleichgewichtslohn liegt, der die Markträumung ermöglichen würde. Mögliche Ursachen für 

einen Fachkräftemangel sind eine Linksverschiebung der Angebotskurve (z.B. aufgrund verbes-

serter Arbeitsbedingungen einem anderen Beruf, den die Fachkräfte ebenfalls ausüben können) 

oder aber – im Falle von Informatikern eher von Relevanz – eine Rechtsverschiebung der Nach-

fragekurve. Letztere ergibt sich dann, wenn z.B. eine technologische Veränderung den Bedarf an 

Fachkräften mit der entsprechenden Qualifikation steigen lässt.  

 

Existiert ein temporärer Fachkräftemangel, ergeben sich auf beiden Marktseiten Anreize, die zur 

Beseitigung des Mangels beitragen. Auf der Nachfrageseite entsteht bei den Firmen der Anreiz, 

durch höhere Löhne oder bessere Arbeitsbedingungen Fachkräfte aus anderen Teilmärkten oder 

aus der Nichterwerbstätigkeit (z.B. Ruhestand) anzulocken. Durch die steigenden Löhne erhalten 

die gesuchten Arbeitskräfte einen Anreiz, in den betreffenden Berufsmarkt einzutreten. Durch die-

se Mechanismen wird der Markt wieder geräumt, wobei die ursprüngliche Personallücke nicht voll-

ständig geschlossen wird. Wird Arbeit teurer, suchen die Firmen zusätzlich nach anderen Alterna-

tiven, welche zur Deckung des Bedarfs beitragen (z.B. Umstellung der Arbeitsabläufe). Auf Fach-

märkten sind die Kosten zur Beseitigung eines Mangels höher als in anderen Märkten, in welchen 

wenig spezialisierte Qualifikationen erfordert sind. Je spezifischer das nachgefragte Fachwissen, 

umso weniger gut können die Firmen auf Arbeiter mit anderen Qualifikationen zurückgreifen.  

 

 
87 Die nachfolgenden Ausführungen sind angelehnt an Sheldon (2008b). 
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Aus diesen Überlegungen folgt, dass ein Fachkräftemangel aus ökonomischer Sicht ein Ungleich-

gewicht zwischen Angebot und Nachfrage bei einem gegebenen Lohn darstellt. Durch Lohnerhö-

hungen lassen sich Fachkräftemängel grundsätzlich beheben. Gerade deswegen ist es methodo-

logisch nicht ganz einfach, einen Fachkräftemangel objektiv nachzuweisen.  

 

Langfristige Betrachtung: Angebot und Nachfrage spielen 

Der Markt für Informatiker ist unter den verschiedenen Teilarbeitsmärkten in der Schweiz insofern 

ein „Spezialfall“, als er bis in die 1970er Jahre hinein volkswirtschaftlich nur eine geringe Rolle 

spielte88. Ab den 1980er Jahren erhöhte sich der Bedarf an Informatikern dann rasant. Der stei-

genden Nachfrage stand zunächst kein adäquates Angebot an ausgebildeten Informatikern ge-

genüber, da entsprechend definierte Ausbildungsgänge überhaupt erst ab Mitte der 1980er Jahre 

aufgebaut wurden: Seit 1985 besteht beispielsweise an der ETH die Möglichkeit des Informatik-

studienganges, während die berufliche Grundbildung für den Informatiker sogar erst 1995 in Kraft 

gesetzt wurde. Parallel dazu wurden immer mehr proprietäre, nicht staatlich kontrollierte Ausbil-

dungsmöglichkeiten geschaffen. Zwischen 1990 und 2000 folgte daher ein systemimmanenter 

sprunghafter Anstieg der Zahl entsprechend ausgebildeter Personen von knapp 3'500 auf über 

20'000. Bis zum Jahr 2008 stieg die Zahl der zur Verfügung stehenden ausgebildeten Fachleute 

um weitere knapp 10'000. Insgesamt weist diese Entwicklung darauf hin, dass der Marktmecha-

nismus – automatischer Ausgleich von Angebot und Nachfrage – im Arbeitsmarkt für Informatiker 

durchaus spielt.  

 

Kurzfristige Betrachtung: Koordinationsprobleme 

Betrachtet man anstelle der langfristigen Trends die kurzfristigen Schwankungen, sind gewisse 

Koordinationsprobleme zwischen dem Angebot und der Nachfrage zu konstatieren. Abbildung 30 

zeigt die Entwicklung des Anteils an Stelleninseraten für Informatiker in deutschsprachigen Zeitun-

gen sowie den Verlauf des Anteils der Studienanfangenden in der Informatik. Am Verlauf des An-

teils der Stelleninserate lässt sich eine langfristige trendmässige Zunahme ablesen, die allerdings 

höchst volatil ist. V.a. zwischen 1979 und 1987 sowie zwischen 1998 und 2004 waren massive 

Einbrüche zu verzeichnen. Die Entwicklung der Studienanfangenden verlief nicht losgelöst von der 

Arbeitsmarkt-Entwicklung, wie der Grafik unschwer zu entnehmen ist. Vielmehr brach jeweils in 

kurzem zeitlichem Abstand zu jedem Stelleneinbruch in der Informatikbranche auch die Zahl der 

Studienanfangenden ein. Die Bildungsentscheide der Jugendlichen sind offensichtlich marktreagi-

bel.  

 

Der heutige Mangel an Informatik-Fachkräften lässt sich in diesem Licht als direkte Folge des Stel-

leneinbruchs infolge der Dotcom-Blase erkennen, der viele Jugendliche dazu bewogen hat, einen 

anderen Ausbildungsweg einzuschlagen. Eine Trendwende lässt sich daraus aber nicht ableiten. 

Die Koordinationsproblematik liegt in der Tatsache begründet, dass die Auswirkungen der Bil-

dungsentscheide der Jugendlichen aufgrund der Ausbildungsdauer jeweils erst mit einigen Jahren 

Verzögerung in entsprechenden Angebotsänderungen wirksam werden. Dieser für den Informatik-

Arbeitsmarkt zentrale Aspekt wird im folgenden Abschnitt kurz erläutert.  

 

 

 
88 Vgl. für die Ausführungen zur Entwicklung des Arbeitsmarktes Kägi und Braun (2009). 
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Abbildung 30: Vergleich von Angebot und Nachfrage im Informatik-Markt, 1950 – 2005 (Quelle: Sheldon, 

2008b) 

 

Schweinezyklus-Modell als Erklärungsansatz  

Der Markt für Informatikfachkräfte lässt sich theoretisch gut anhand des Schweinezyklus-Modells 

(engl: Cobweb Model) erklären, dessen Bezeichnung darauf zurückzuführen ist, dass die entspre-

chenden Marktmechanismen erstmals am Beispiel des Schweinemarktes beschrieben wurden. 

Schweinemärkte sind aufgrund der langen Zuchtdauer durch ein kurzfristig starres (inelastisches) 

Angebot gekennzeichnet, infolgedessen ein Wechselbad aus Überfluss und Mangel mit grossen 

Preisschwankungen entstehen kann. Ähnlich ist die Situation auf dem Markt für Fachkräfte, wo die 

Ausbildungsdauer für ein kurzfristig unveränderliches Angebot sorgt.  

 

 
Abbildung 31: Markt für Fachkräfte: systemimmanente Schweinezyklus-Problematik (Quelle: Sheldon, 

2008b) 
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Ausgehend von einem geräumten Fachkräftemarkt mit Lohn w und L Beschäftigten (Schnittmenge  

zwischen der Angebotskurve S und der Nachfragekurve D) soll die Schweinezyklus-Problematik 

anhand einer Ausweitung der Nachfrage nach Arbeitskräften erklärt werden (Verschiebung von D 

nach D‟). Durch die Nachfrageverschiebung steigt der neue langfristige Gleichgewichtslohn auf w*. 

Allerdings ist das Angebot kurzfristig unveränderbar, was durch die Kurve S‟ dargestellt wird. Die 

Firmen überbieten sich gegenseitig im Wettstreit um die knappen Fachkräfte, wodurch der Lohn 

auf w‟ steigt, ohne dass die Erhöhung einen unmittelbaren Mengeneffekt zur Folge hätte. In der 

Folge wirkt der hohe Lohn anziehend auf die Jugendlichen, welche sich für eine Ausbildung ent-

scheiden müssen. Die Ausbildungszahlen im entsprechenden Fachbereich steigen, wodurch das 

Angebot beim gegebenen Lohn von L auf L‟ steigt, nachdem die Jugendlichen ihre Ausbildung ab-

geschlossen haben.  

 

Nun übersteigt beim gegebenen Lohn das Angebot die Nachfrage, d.h. der Nachfrageüberhang 

der ersten Periode kippt in einen Angebotsüberhang. Wiederum ist das Angebot in der kurzen Frist 

starr (siehe S‟‟). Deswegen sinkt nun der Lohn, was sich wiederum auf die Zahl der nächsten Ge-

neration von Jugendlichen auswirkt, welche eine Ausbildung zu wählen haben. Beim Ausbleiben 

von zusätzlichen Nachfrageschocks setzt sich dieser Prozess immer weiter fort, bis der Gleichge-

wichtslohn w* und die Gleichgewichtsbeschäftigung L* irgendwann erreicht sind. Das Auf und Ab 

der Löhne und der Beschäftigten zeichnet im Diagramm ein Spinnennetz, weswegen auch vom 

Cobweb-Modell die Rede ist.  

 

 

Bildungsinitiativen sind mit Gefahren verbunden 

In einem Spezialistenmarkt ist die Nachfrage nach Arbeitskräften tendenziell inelastisch, da Spezi-

alisten gewissermassen definitionsgemäss schlecht substituierbar sind. Eine Ausweitung der 

Nachfrage ist daher mit vergleichsweise hohen Lohnsteigerungen und damit hohen Kosten für die 

betroffenen Unternehmen verbunden. Aus Verband- und Firmenkreisen ertönt deshalb häufig der  

Ruf nach Bildungsinitiativen, welche den „Fachkräftemangel“ möglichst nachhaltig beseitigen sol-

len.  

 

Bildungsinitiativen sind allerdings gefährlich und können unter Umständen kontraproduktiv wirken, 

wie wiederum anhand des Cobweb-Modells gezeigt werden kann. Ob der Markt nämlich in sein 

neues Gleichgewicht einpendelt, hängt massgeblich von den Elastizitäten des Angebots und der 

Nachfrage ab. Es kann gezeigt werden und ist intuitiv nachvollziehbar, dass der Arbeitsmarkt in 

Richtung seines Gleichgewichtes strebt, sofern das Angebot weniger reagibel ist auf Lohnverände-

rungen als die Nachfrage. Bildungsinitiativen haben zur Folge, dass die ohnehin gegebene Markt-

reagibilität des Angebots noch weiter verstärkt wird. In der untenstehenden Grafik ist die Situation 

skizziert, die entsteht, wenn durch eine Bildungsinitiative die Elastizität des langfristigen Angebots 

auf das Niveau der Nachfrage gehoben wird: Der Markt verfängt sich in einen Teufelskreis, in wel-

chem er permanent zwischen Über- und Unterversorgung oszilliert, ohne sich dabei dem Gleich-

gewicht überhaupt anzunähern.  
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Abbildung 32: Kontraproduktive Wirkung einer Bildungsinitiative (Quelle: Sheldon, 2008b)  

 

 

Praxiserprobte Rekrutierungsstrategien mit Zukunftspotenzial 

Die ansteigende Zahl von Arbeitsplätzen im Bereich der Informatik mit adäquaten Personen zu 

besetzen, ist keine neue Herausforderung für die Schweizer Wirtschaft. Es haben sich in den ver-

gangenen 30 Jahren einige Strategien herausgebildet, mittels welchen die Firmen auch in Zeiten 

relativer Fachkräfte-Knappheit den Bedarf decken konnten. Zu nennen sind die folgenden Ansätze 

(Kägi und Braun, 2009):  

 

- Ausbildungsbemühungen (Berufslehre) 

- Rekrutierung von Fachkräften im Ausland (Migration) 

- Rekrutierung von geeigneten Personen mit fachfremder Ausbildung 

- Nutzung vorhandener Kapazitäten durch gute Arbeitsbedingungen (hohe Erwerbsquote) 

 

Die Rekrutierung von Fachkräften im Ausland hat im Informatikbereich traditionell eine überdurch-

schnittlich hohe Bedeutung. Bisweilen werden Befürchtungen geäussert, auch im europäischen 

Ausland seien Informatik-Fachkräfte zunehmend gesucht, weswegen die Schliessung von Ange-

botslücken mittels Migration in Zukunft schwieriger werden würde. Inwieweit dies zutreffen wird, ist 

schwer abzuschätzen, doch gibt es durchaus Gründe für Optimismus: Zum einen dürfte sich der 

absolute Bedarf an Informatikern in der Schweiz im Vergleich zu grösseren Ländern eher im Rah-

men halten. Zum anderen verfügt die Schweiz über gewisse Standortvorteile (hohe Lebensquali-

tät, tiefe Abgabenlast), welche die Rekrutierung von Ausländern sicher erleichtern (Sheldon, 

2008a). 

 

Eine grosse Rolle spielt auch die Rekrutierung von Personen mit einer fachfremden Ausbildung. 

Nach Zehnder (2007) verfügen mehr als 70% der als Informatiker Erwerbstätigen eine fachfremde 

Ausbildung. Kägi und Braun (2009) sehen in der „fachfremden“ Besetzung von Informatikerstellen 

kein Problem: „Tatsächlich muss es bei Informatikstellen keine Verlegenheitslösung sein, wenn ei-

ne Person mit einer anderen Ausbildung eingestellt wird. Ganz im Gegenteil kann das Anforde-

rungsprofil für einen in einer Bank arbeitenden Informatiker z.B. das eines Bankkaufmanns sein; 
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häufig sind Branchenkenntnisse wichtiger als die Informatikausbildung. Hier ist die Informatik si-

cherlich nicht ganz mit anderen Berufen vergleichbar.“ 

 

Eine weitere Strategie zur Erhöhung des Arbeitskräfteangebots besteht darin, dafür Sorge zu tra-

gen, dass die Fachleute auch tatsächlich arbeiten. Die Erwerbsquote der Informatiker ist in der 

Schweiz weit überdurchschnittlich, was darauf hinweist, dass die entsprechenden Arbeitsbedin-

gungen gut sind. Teilweise ist hierfür sicher auch die Altersstruktur der Informatiker verantwortlich, 

ist doch insbesondere der Anteil der über 50jährigen in der Informatikbranche nach wie vor gerin-

ger als in anderen Wirtschaftszweigen. Nach Kägi und Braun (2009) liefert die Altersstruktur der 

Informatiker kein Indiz, dass in der Zukunft bedingt durch altersbedingte Pensionierungen mit ei-

nem überdurchschnittlich grossen Fachkräftemangel im Sinne eines Ersatzbedarfs zu rechnen 

sein wird.  

 

Fazit und Empfehlungen:  

Insgesamt lässt sich festhalten, dass der Arbeits- und Bildungsmarkt in der Schweiz gut funktio-

niert. Die Trends weisen in Richtung einer immer besseren Ausbildung der erwerbstätigen Bevöl-

kerung, was exakt den Bedürfnissen der Wirtschaft entspricht. Betrachtet man den Teilarbeits-

markt für Informatiker, ist angesichts der langfristigen Trends ebenfalls von einem funktionierenden 

Markt zu auszugehen. In der kurzen Frist bestehen allerdings weitgehend unbestrittene Koordina-

tionsprobleme zwischen Angebot und Nachfrage, die jedoch weitgehend systemimmanent sind 

(Schweinezyklen). Gerade in den vergangenen Jahren sind diese Koordinationsprobleme als Fol-

ge der geplatzten Dotcom-Blase verstärkt aufgetreten. Bildungsinitiativen sind vor dem Hinter-

grund von Schweinezyklen ein untaugliches Mittel zur Beruhigung des Marktes. Indem sie die 

Marktreagibilität des Angebots erhöhen, besteht vielmehr die Gefahr, dass sie kontraproduktiv wir-

ken.  

 

Mit Blick in die Zukunft stellt sich die Frage, wie die Rahmenbedingungen zu setzen sind, damit 

der Arbeitsmarkt weiterhin in der Lage ist, dem zunehmenden Bedarf an IKT-Spezialisten Folge zu 

leisten. Was die langfristige Koordination von Angebot und Nachfrage betrifft, besteht offensicht-

lich kein Handlungsbedarf. Gefragt sind Massnahmen, welche das kurzfristige Angebot an Fach-

kräften erhöhen. Hier muss das Rad nicht neu erfunden werden. Es bieten sich in Anlehnung an 

Sheldon (2008) drei zentrale Handlungsfelder an:  

 

1. Die Möglichkeiten der Rekrutierung von Fachkräften im Ausland sollten bewahrt – und 

soweit möglich – weiter verbessert werden. Längerfristig dürfte dieses Ziel am besten er-

reicht werden, wenn die Attraktivität der Schweiz als Lebens- und Arbeitsstandort sorgfäl-

tig gepflegt wird (Abgabenlast, Lebensqualität, individuelle Freiheit).  

2. Die Möglichkeiten der Mobilisierung vorhandener Kapazitäten sollten verbessert werden. 

Hier drängt sich ein Verweis auf die tiefe Quote von Frauen unter den IKT-Fachkräften 

auf (15%). Heute ist die Erwerbstätigkeit unter den IKT-Fachkräften hoch. Eine höhere 

Frauenquote würde wohl dazu führen, dass in Phasen der Knappheit mehr Fachkräfte 

zum Wiedereinstieg  bewegt werden können, die sich vorübergehend aus der Erwerbstä-

tigkeit zurückgezogen haben.  

3. Die Möglichkeiten des Rückgriffs auf Quereinsteiger sollten weiter verbessert werden. 

Dies kann durch unterschiedliche bildungspolitische Massnahmen geschehen. Zentral ist 

eine Erhöhung der allgemeinen Informatikkompetenz der Arbeitskräfte.  
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5.2.4 Behörden und Verwaltung (E-Government) 

 

Gegenstand und Ausgangslage 

Unter elektronischen Behördendiensten (nachfolgend: eGovernment) wird – grob gefasst – die 

IKT-gestützte Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Bund, Kantonen und 

Gemeinden verstanden. Schedler (2000, 35) nennt die folgende Definition: „Electronic Govern-

ment ist eine Organisationsform des Staates, welche die Interaktionen und Wechselbeziehungen 

zwischen dem Staat und den Bürgern, privaten Unternehmungen, Kunden und öffentlichen Institu-

tionen durch den Einsatz von modernen Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) in-

tegriert.“ 

 

eGovernment umfasst damit Geschäftsprozesse innerhalb des öffentlichen Sektors (G2G), zwi-

schen dem öffentlichen Sektor und der Bevölkerung (G2C, C2G) und auch zwischen dem öffentli-

chen Sektor und Unternehmen (G2B, B2G). Die Bandbreite der möglichen Anwendungen ist dem-

zufolge zwangsläufig riesig, entsprechend gross ist das Potenzial an Effizienz- und Transparen-

zoptimierungen sowie qualitativen Verbesserungen. In Anlehnung an das eGovernment-

Evaluationsmodell von Capgemini (2009) lassen sich fünf Stufen mit ansteigendem Reifegrad von 

eGovernment-Diensten unterscheiden: Information, einseitige Interaktion, zweiseitige Interaktion, 

Transaktion und Automatisierung. Wie in Abschnitt 4.1.4 dargelegt wurde, haben die öffentlichen 

Institutionen in der Schweiz relativ früh eigene Websites zu Informationszwecken erstellt. Danach 

ist die Entwicklung aber bald ins Stottern geraten, insbesondere im direkten Vergleich mit vielen 

europäischen Staaten.  

 

Tatsächlich scheint innerhalb Europas so etwas wie ein „eGovernment-Wettrüsten“ stattzufinden. 

Die Entwicklung der eGovernment-Implementierung in den europäischen Staaten ist durch die 

jährlichen Capgemini-Benchmarks gut dokumentiert. Zahlreiche europäische Staaten haben ihre 

Angebote in den vergangenen Jahren massiv ausgebaut und verbessert. In Abbildung 23 wurde 

gezeigt, dass die Schweiz in Bezug auf das Online-Serviceangebot (Verfügbarkeit) der öffentlichen 

Hand im internationalen Vergleich weit zurück, ja sogar hinter Griechenland, Rumänien, Bulgarien 

und Kroatien liegt. Auch in Bezug auf den Reifegrad („Sophistication“) der Dienste schneidet die 

Schweiz nur unwesentlich besser ab. Ganz offensichtlich ist hier die Entwicklung teilweise ver-

schlafen worden, was insofern bedauerlich ist, als die Schweiz hinsichtlich Infrastruktur hervorra-

gend positioniert wäre, um im Bereich eGovernment international eine Vorreiterrolle zu spielen.  

 

Auf eine nähere Betrachtung der Capgemini-Berichte wird an dieser Stelle verzichtet. Es lohnt sich 

allerdings, einige der „20 wichtigsten Dienste“ kurz aufzuzählen, welche im Fokus der Benchmarks 

stehen. Im G2C-Bereich werden u.a. die folgenden Bereiche erfasst: Deklarierung von Einkom-

menssteuern, Anträge für Sozialleistungen, Ausstellen von Heirats- und Geburtsurkunden und 

Umzugsmeldungen. Im G2B-Bereich wiederum werden u.a. diese Dienstleistungen erfasst: Dekla-

rierung von Sozialabgaben, Unternehmenssteuern und Mehrwertssteuerabgaben, Eintragung ei-

nes neuen Unternehmens, Übermittlung von statistischen Daten, Zolldeklarierung und öffentliche 

Beschaffung (e-procurement). Bereits beim Durchlesen dieser Anwendungsbereiche wird klar, 

welch grosses Nutzenpotenzial hier für Bürger und Unternehmen besteht. Ebenso leuchtet unmit-

telbar ein, dass die elektronische Verfügbarkeit dieser Dienste auf Bundes- und Behördenebene 

ein massives Kosteneinsparpotenzial birgt.  

 

Diagnose: Staatsversagen 

Aus ökonomischer Sicht ist die Diagnose für die Diskrepanz zwischen dem Machbaren und dem 

effektiv Umgesetzten im eGovernment-Bereich in der Schweiz rasch erstellt: Die Förderung und 

Implementierung von eGovernment-Angeboten fällt zwangsläufig in das Aufgabengebiet von Bund 

und Behörden, weswegen die unbefriedigende Situation als Staatsversagen bezeichnet werden 

muss. Es liegt an Bund und Behörden, Strategien zu entwickeln und möglichst rasch umzusetzen, 
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um den im internationalen Vergleich herrschenden Rückstand zu verringern oder gar in einen Vor-

sprung umwandeln.  

 

Hinweise zum Potenzial von eGovernment in der Schweiz 

Im Vergleich zum europäischen Ausland scheint das von eGovernment ausgehende Potenzial in 

der Schweiz grundsätzlich gross zu sein – einerseits auf Grund der durch das Prinzip der Subsidi-

arität geprägten Aufgabenteilung, welches viele Kontakte zwischen den Behörden zur Folge hat 

und andererseits auf Grund der direkten Demokratie als Staatsform, welche eine Vielzahl an Kon-

takten zwischen Bürger und Behörden (Gemeinde, Kantone und Bund) hervorruft.  

 

Die Anwendung von IKT ermöglicht vermehrt dezentrale Informations- und Entscheidungsprozes-

se, wodurch innerhalb von Institutionen sowie zwischen Institutionen und Bürgern die Transakti-

onskosten reduziert werden. Innerhalb von (staatlichen) Institutionen ist eine Effizienzsteigerung 

zu erwarten, da der Informationsfluss durch die Hierarchiestufen schneller möglich ist und Informa-

tionen besser verarbeitet bzw. gezielt dem entsprechenden Empfänger zugeleitet werden können. 

Insbesondere auf Kantonsebene wurden in jüngster Zeit Prozesse innerhalb der Verwaltung ver-

bessert. Zwischen Behörden scheint aber die Kooperation, trotz Anstieg der IKT-Nutzung, nach 

wie vor schwach zu sein.89 

 

Effizienzsteigerungspotenziale bestehen auch im Verkehr der Bürger mit den Behörden. Hinsicht-

lich Ermittlung eines möglichen Potenzials sind verschiedene Aspekte wichtig:  

 

Erstens sind die beteiligten Transaktionspartner zu beachten, bei welchen Einsparungen erzielt 

werden können. Selbst wenn der Nutzen für den einen Transaktionspartner eher gering erscheint, 

kann er auf der gegenüberliegenden Seite durchaus hoch ausfallen. Der Nutzenanstieg für die 

Stimmbürger ist bei elektronischen Abstimmungen vielleicht eher gering – der Aufwand für das 

briefliche Abstimmen (Ausfüllen des Stimmzettels mit „Ja“ oder „Nein“ und Briefeinwurf) hält sich 

sehr in Grenzen.90 Andererseits dürfte aber das Einsparpotenzial bei der Auszählung auf Seiten 

der Behörden beträchtlich ausfallen. Im Idealfall entfällt die aufwändige Auszählung brieflich abge-

gebener Stimmen völlig.   

 

Zweitens gilt es, das Kosten-Nutzen-Verhältnis einer Einführung von IKT-Leistungen im Auge zu 

behalten, wobei ein allfälliger Nutzen durchaus auch erst in Zukunft auftreten kann.91 Bei regel-

mässig auftretenden Transaktionsbeziehungen wie der jährlichen Steuererklärung ist das Einspar-

potenzial offensichtlich – sowohl auf Seiten der Steuerpflichtigen wie auch auf Seiten der Steuer-

behörden. Einerseits können Hilfestellungen an den Steuerpflichtigen beim Ausfüllen der Steuer-

erklärung elektronisch erfolgen, andererseits ist die Auswertung und der Abgleich der Informatio-

nen bei den Steuerbehörden durch IKT einfacher möglich. Auch wenn jedoch ein aktuelles Kosten-

Nutzen-Verhältnis zum heutigen Zeitpunkt keinen unmittelbaren Einsatz von IKT nahe legt, kann 

ein Implementieren von IKT-Lösungen sinnvoll sein. In absehbarer Zeit können sich im IKT-Markt 

Produkte entwickeln, deren Implementierung zu einem späteren Zeitpunkt mit bedeutend grösse-

rem Aufwand verbunden wäre. Die elektronische Ausstellung von Reisepässen beispielsweise er-

scheint zum jetzigen Zeitpunkt nicht notwendig. Falls aber die elektronische Identifikation von Per-

sonen für verschiedene andere wertschöpfende Anwendungen an Bedeutung zunimmt, erscheint 

die Ausstellung des Reisepasses (anhand der bereits bei den Behörden vorhandenen persönli-

 
89 Vgl. gfs.bern (2009): Der E-Government-Zug rollt in zwei Geschwindigkeiten. Schlussbericht zur Studie Verwaltung und E-
Government 2009. S.6 
90 Vgl. Römer, Jürg (Juli 2001): „E-Government als Beitrag zur staatlichen Wertschöpfung“, Die Volkswirtschaft.  

91 Auch wenn das Potenzial der eigentlichen Stimmabgabe nicht sehr gross erscheint, liegt 
allenfalls ein beträchtliches Potenzial in der Informationsbeschaffung vor der Stimmabgabe, das 
zur Zeit noch nicht genutzt wird. 
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chen Daten) lediglich als marginale Zusatzleistung. Wesentlich dabei ist die Konvergenz von ver-

schiedenen Informationsflüssen, Diensten und Anwendungen innerhalb der IKT. Insofern sind 

auch behördliche Transaktionen mit sehr grossen zeitlichen Abständen für eine Anwendung der 

IKT zu prüfen. 

 

Während für natürliche Personen gewisse Behördendienste, wie beispielsweise die elektronische 

Steuererklärung, bereits möglich sind, befinden sie sich für juristische Personen noch im Aufbau.92 

Für KMU ist durch die Nutzung von eGovernment ein sehr grosses Einsparpotenzial zu erwarten. 

Gemäss Umfragen des EVD93 empfinden 40% der KMU die administrative Last durch den Kontakt 

mit den Behörden als eher mühsam bis äusserst mühsam. Der Zeitaufwand, den die KMU für die 

administrativen Arbeiten im Behördenverkehr aufbringen müssen, ist mit gut einer Woche Arbeit 

pro Mitarbeiter/-in und Jahr hoch. Insbesondere administrativ aufwändig sind Tätigkeiten bei Bau-

vorhaben, Abrechnungen der Mehrwertsteuer, Importen und Exporten, im Rahmen statistischer 

Auskünfte sowie bezüglich Arbeitssicherheit.94 In der Schweiz, in welcher 99.7% der Unternehmen 

KMU sind und mehr als zwei Drittel aller Erwerbstätigen beschäftigen (rund 2 Millionen Angestell-

te)95, liegen deutliche Einsparungsmöglichkeiten vor.96  

 

„E-Government-Strategie Schweiz“ 

Der Bund hat den Handlungsbedarf erkannt und im Januar 2007 eine umfassende „E-

Government-Strategie Schweiz“ verabschiedet, welche die folgenden drei Ziele (in absteigender 

Bedeutung) verfolgt: 

 

1. Die Wirtschaft wickelt den Verkehr mit den Behörden elektronisch ab. 

2. Die Behörden haben ihre Geschäftsprozesse modernisiert und verkehren untereinander 

elektronisch. 

3. Die Bevölkerung kann die wichtigen – häufigen oder mit grossem Aufwand verbundenen 

– Geschäfte mit den Behörden elektronisch abwickeln.  

 

Im Strategiepapier werden sieben Grundsätze für die Umsetzung der Strategie genannt. Zentral ist 

dabei die „Orientierung an Leistungen und Geschäftsprozessen“, wonach unkoordinierte und teure 

„Insellösungen“ vermieden werden sollen. Stattdessen sollen gemeinsame, an einem ebenen-

übergreifenden Dienstleistungs- und Prozessverständnis orientierte Lösungen erarbeitet werden. 

Die Gewährleistung von Rechtssicherheit und der standardisierte Umgang mit elektronischen Da-

ten und Dokumenten von der Entstehung bis zur Archivierung werden diesbezüglich als Heraus-

forderungen genannt. Des Weiteren beruht die Strategie auf dem Prinzip der „Fokussierung und 

Priorisierung“. Die Umsetzung der Strategie soll demzufolge auf wenige Schwerpunkte ausgerich-

tet sein, die sich an den Bedürfnissen der Zielgruppen orientieren. Ausserdem sollen Grundlagen 

geschaffen werden, damit das Potenzial innovativer Staatsstellen besser genutzt werden kann. Ein 

gemeinsames Vorgehen und definierte Organisationsstrukturen sollen in diesem Zusammenhang 

die übergeordnete Steuerung sicherstellen (Prinzip „Innovation dank Föderalismus“). Die weiteren 

Grundsätze lauten „Einsparungen durch Mehrfachnutzung und offene Standards“, „Zugang für al-

le“ und „Unterstützung der Entscheidungsträger“.  

 

 
92 Vgl. http://www.ch.ch/private/00987/01052/01054/01819/index.html?lang=de 
93 Vgl. http://www.kmu.admin.ch/politik/00123/00125/00126/index.html?lang=de 
94 Vgl. http://www.kmu.admin.ch/politik/00123/00125/00126/index.html?lang=de 
95 Vgl. http://www.economiesuisse.ch/web/de/dossiers/kmu-steuerreform/Seiten/default.aspx 
96 Vgl. http://www.kmu.admin.ch/politik/00123/00128/00129/index.html?lang=de 
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Der „Katalog priorisierter Massnahmen“ gibt Aufschlüsse über die Prioritäten, die zwecks Umset-

zung der Strategie festgelegt wurden. Es wird unterschieden zwischen „priorisierten Leistungen“ 

und „priorisierten Voraussetzungen“.  

Als priorisierte Leistungen (A) werden Bereiche festgehalten, in welchen die Behörden Leistungen 

für das Gemeinwesen als Ganzes (z.B. Sicherheit) ebenso wie für Privatpersonen, Unternehmen 

und Institutionen erbringen. Es werden diejenigen öffentlichen Leistungen aufgelistet, die „aus 

Sicht der Zielgruppen und aus Sicht der Verwaltung“ ein besonders gutes Kosten-Nutzen-

Verhältnis ausweisen, wenn sie elektronisch erbracht werden. Dabei wird unterschieden, ob zwin-

gend eine organisationsübergreifende Koordination nötig ist (A1-Leistungen) oder ob eine flächen-

deckende Umsetzung mit gegenseitigem Erfahrungsaustausch dezentral erfolgen kann (A2-

Leistungen). Weiter werden priorisierte Voraussetzungen (B) beschrieben, welche schweizweit ko-

ordiniert bereitgestellt werden müssen, damit die priorisierten Leistungen erbracht werden können. 

Solche Voraussetzungen betreffen meist organisatorische, rechtliche, Standardisierungs- oder 

technische Aspekte.97 

 

A1-Leistungen umfassen beispielsweise: 

 

- Unternehmensgründung und Mutationsmeldungen beim seco, 

- Übertragung der Lohndaten aus der Lohnbuchhaltung von Unternehmen an die relevan-

ten Behörden und Versicherungen (v.a. Ausgleichskassen, Suva, Privatversicherungen, 

Steuerverwaltungen, Statistik), 

- Abwicklung der Geschäfte zwischen Ausgleichskassen und deren Mitgliedern (Unter-

nehmen), z.B. Mutationen von Mitarbeitenden,  

- Bestellung und Bezug von beglaubigten Registerauszügen, Ausweisen des Zivilstands-

wesens, Kopien von wichtigen öffentlichen Urkunden und Verfahrensentscheiden,  

- Vote électronique (Möglichkeit der Abstimmung und Wahl mit elektronischen Mitteln). 

 

Als A2-Leistungen, d.h. Leistungen, welche keine zwingende organisationsübergreifende Koordi-

nation erfordern, werden beispielsweise die folgenden Leistungen erwähnt: 

 

- Portal MWST (elektronische Einreichung der MWST-Abrechnung), 

- Abwicklung der Erklärung von Gewinn- und Kapitalsteuer / Steuererklärung bei Privat-

personen,  

- Dienstleistungen der Strassenverkehrsämter (Bereich der Fahrzeug- und Führerzulas-

sung),  

- Arbeitsbewilligungen (elektronische Einreichung von Anträge für Arbeitsbewilligungen 

durch Unternehmen), 

- Zugang zu Rechtsdaten (Gliederung der Rechtsdaten aller föderalen Stufen wie bei-

spielsweise Gesetzgebung, Entscheide etc. nach einheitlichen Strukturen und Gewäh-

rung des unentgeltlichen Zugangs für jedermann).  

 

Priorisierte Voraussetzungen (B) sind gemäss Katalog der priorisierten Vorhaben unter anderem 

folgende Rahmenbedingungen und Standardisierungen: 

 

- neu zu schaffende Rechtsgrundlagen für E-Government-Angebote, 

 
97 Vgl. Geschäftsstelle E-Government Schweiz (November 2009): Katalog priorisierter Vorhaben. 
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- einheitliches Inventar und Referenzdatenbank öffentlicher Leistungen (einheitliche Refe-

renzdatenbasis für öffentliche Leistungen, einheitliche Strukturierung und durchgängiger 

Aufbau von E-Government-Leistungen),  

- einheitlicher Personenidentifikator,  

- einheitlicher Unternehmensidentifikator,  

- E-Government-Architektur Schweiz („Raumplanung“ für das E-Government in der 

Schweiz), 

- Standardisierung der Personen-, Unternehmens- und Lohndaten,  

- Registerharmonisierung (Harmonisierung der Personenregister von Bund, Kantonen und 

Gemeinden), 

- Schweizweiter Austauschstandard für elektronische Dossiers und Dokumente.  

 

Im Bereich Infrastruktur und Dienste werden zusätzlich folgende priorisierte Voraussetzungen ge-

nannt: 

 

- Zugang zu elektronischen öffentlichen Leistungen (Portale),  

- Verzeichnisdienst bezüglich Zuständigkeiten aller föderaler Stufen (Bund, Kantone, Ge-

meinden),  

- Dienst für elektronische Formulare (strukturierte Übermittlung der Kundendaten an die 

Verwaltung), 

- Dienst für den übergreifenden elektronischen Datenaustausch (zuverlässiger Transport 

und Verteilung der Informationen), 

- Dienst für die Identifikation und Berechtigungsverwaltung,  

- „SuisseID“ (Bereitstellung der digitalen Identität und Identifikation für die Authentifizierung 

im elektronischen Geschäfts- und Behördenverkehr), 

- elektronische Rechnungsstellung und Zahlungsabwicklung,  

- Dienst für die elektronische Langzeitarchivierung,  

- Dienste zur Unterstützung bei der Verarbeitung von elektronischen Belegen,  

- durchgängige Netzwerk-Infrastruktur für alle Verwaltungsebenen.  

 

Die offiziellen Dokumente zur eGovernment-Strategie erwecken den Eindruck, dass der Hand-

lungsbedarf, der sowohl im Bereich Voraussetzungen als auch im Bereich konkrete Anwendungen 

fraglos gegeben ist, klar erkannt wurde und dass nun mit Hochdruck daran gearbeitet wird, die 

Mängel zu beseitigen. Die Strategie wirkt mit ihrer Festlegung von expliziten Prioritäten insgesamt 

durchdacht. 

 

Der „Bericht über die Umsetzung der Wachstumspolitik 2008 – 2011“ gibt gewisse Aufschlüsse 

über den Stand der Umsetzung der eGovernment-Strategie. Demzufolge kommen alle Teilprojekte 

„zeitgerecht voran und halten die inhaltlichen Vorgaben ein.“ Gewisse Vorhaben, wie z.B. e-dec 

Export (elektronische Zollabfertigung), das elektronische Lohnmeldeverfahren sowie die SIMAP-

Plattform für das öffentliche Beschaffungswesen sind bereits abgeschlossen. In jüngster Vergan-

genheit wurde die „SuisseID“ lanciert, welche einen Meilenstein auf dem Weg zu einer breit gefä-

cherten Diffusion von vollständig elektronischen Geschäftsprozessen darstellen dürfte.  
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Akteure und ihre Anreize 

 

Bund 

Bund, Kantonen und Gemeinden fällt gemäss der Natur des eGovernments die zentrale Rolle bei 

der Förderung und Weiterentwicklung entsprechender Dienste zu. Die Frage, warum sich die 

Schweiz im internationalen Vergleich einen derart offensichtlichen Rückstand einhandeln konnte, 

lässt sich nicht ohne weiteres beantworten. Im Lichte der Neuen Politischen Ökonomie resp. der 

ökonomischen Theorie der Bürokratie ist es allerdings zumindest nicht erstaunlich, wenn Verwal-

tung und Behörden allgemein nicht zu den ersten Akteuren gehören, welche die neuen techni-

schen Möglichkeiten in kundenzentrierte Anwendungsmöglichkeiten ummünzen. Vielmehr ist da-

von auszugehen, dass sie eigene Interessen verfolgen, die mit den Bedürfnissen der Kunden (der 

Bürger) häufig im Konflikt stehen (z.B. Prestigegewinn durch Budgetmaximierung oder schlicht 

Aufwandminimierung).  

 

Die Verfügbarkeit von eGovernment-Diensten wird zunehmend als Faktor für die Standortattraktivi-

tät eines Landes gesehen. In Bezug auf die Schweiz scheint das weitgehende Fehlen dieser 

Dienste zumindest in der Vergangenheit keine grosse Rolle gespielt zu haben, da der traditionelle 

Behördenverkehr im internationalen Vergleich gut oder sehr gut funktioniert. Es ist davon auszu-

gehen, dass dieser Umstand dazu beigetragen hat, dass die eGovernment-Thematik erst seit we-

nigen Jahren auch hierzulande eine gewisse Priorität geniesst.  

 

Kantone, Gemeinden 

Für Kantone und Gemeinden gilt im Wesentlichen dasselbe wie für den Bund. Angesichts der fö-

deralistischen Struktur der Schweiz wäre zusätzlich zu erwarten, dass der interkantonale und in-

terkommunale Standortwettbewerb die Diffusion von eGovernment begünstigt. Dem war in der 

Vergangenheit offenbar nicht so, was wiederum teilweise an der guten Qualität des traditionellen 

Behördenverkehrs liegen dürfte. Viele Gemeinden und auch Kantone sind aber auch fraglos zu 

klein, um von Grund auf eigenständige eGovernment-Projekte zu entwickeln. Der föderalistische 

Wettbewerb erfordert daher ein gewisses Mass an Koordination und gemeinsamen Grundlagen. 

Diesbezüglich scheint die Strategie des Bundes in die richtige Richtung zu zielen. Auch Fragen 

der Rechtssicherheit, die nur auf Bundesebene zu lösen sind, dürften ein Hemmnis darstellen. Im 

Zuge der Umsetzung der eGovernment-Strategie dürften diese Formen von Hemmnissen eben-

falls zunehmend wegfallen.   

 

Politiker 

Politiker – oder „Chefbürokraten“ – haben gute Gründe, sich nicht für die Schaffung von eGovern-

ment-Diensten ins Zeug zu legen. Geht man davon aus, dass das primäre Ziel ihres Handelns in 

der Wiederwahl liegt, sind Projekte, welche bürokratischen Widerstand hervorrufen, zu vermeiden. 

eGovernment-Projekte, welche auf eine Erhöhung der behördlichen Effizienz hinwirken, mittelfris-

tig aber auch einen Stellenabbau bedeuten können, sind in diesem Lichte kaum ein attraktives Mit-

tel zur Sicherung von Wählerstimmen. Es kommt hinzu, dass in der Vergangenheit die Gefahr des 

Scheiterns von eGovernment-Projekten tatsächlich nicht gering war. Auch hier gilt, dass die 

eGovernment-Strategie diesbezüglich bessere Voraussetzungen schaffen dürfte.  

 

Bürger und Unternehmen  

Die Präferenzen von Bürgern und Unternehmen hinsichtlich eGovernment dürften relativ ähnlich 

sein. Beide Akteursgruppen können von effizienten und kundenzentrierten eGovernment-Diensten 

profitieren. Heute ist das ihnen zur Verfügung stehende Angebot im internationalen Vergleich be-

scheiden. Eine aktuelle Studie von gfs.bern zeigt allerdings, dass sowohl in der Bevölkerung als 

auch unter Unternehmen dennoch mehrheitlich Zufriedenheit herrscht mit dem Angebot an 

eGovernment-Diensten. Die Bevölkerung beurteilt die Angebote insgesamt etwas positiver als die 

Unternehmen, wobei heute vorwiegend Informationsangebote genutzt werden. 
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Fazit und Empfehlungen 

Die Ausführungen haben gezeigt, dass die Schweiz im internationalen Vergleich bezüglich 

eGovernment vergleichsweise rückständig ist. Da die Bereitstellung von eGovernment-Diensten 

zwangsläufig eine Aufgabe des Staates (Bund, Kantone, Gemeinden) darstellt, muss hier von ei-

nem Staatsversagen ausgegangen werden. Mithilfe der Theoriekonzepte der Neuen Politischen 

Ökonomie können durchaus plausible Erklärungen gefunden werden, warum Staat und Behörden 

dazu neigen, die Umsetzung entsprechend nutzenstiftender Projekte für Bürger und Unternehmen 

auf die lange Bank zu schieben. Sie erklären allerdings nicht, warum die Entwicklung in anderen 

Staaten heute weiter fortgeschritten ist als in der Schweiz. Offenbar braucht es zur Förderung von 

eGovernment konkrete Aktionsprogramme, wie sie in den EU-Staaten seit längerem existieren. In 

der Schweiz wurde in der Vergangenheit vermutlich zu stark auf die Kraft des föderalistischen 

Wettbewerbs gesetzt. Doch dort, wo in der Schweiz ein gewisser Standortwettbewerb spielen 

könnte – auf inner- und interkantonaler Ebene – existieren Hemmnisse in Form von fehlenden 

gemeinsamen Grundlagen und Standards.  

 

Bei der negativen Bestandesaufnahme ist einschränkend darauf hinzuweisen, dass die traditionel-

len Behördendienste in der Schweiz offenbar so gut funktionieren, dass Bevölkerung und Unter-

nehmen mit dem heutigen Angebot an eGovernment-Diensten scheinbar noch zufrieden sind. 

Ausserdem ist der Handlungsbedarf mittlerweile erkannt worden, wie aus der sich in Umsetzung 

befindenden „E-Government-Strategie Schweiz“ deutlich hervorgeht.  

 

Die Massnahmen der eGovernment-Strategie scheinen alle in eine gute Richtung zu zielen. Die 

Wahl der priorisierten Vorhaben und die Unterscheidung zwischen zu schaffenden Leistungen und 

Voraussetzungen wirken bestechend, auch wenn eine abschliessende Beurteilung ohne nähere 

Kenntnisse der Entscheidungsgrundlagen kaum möglich ist.  Durch die Verbesserung der Voraus-

setzungen (gemeinsame Standards und Grundlagen) könnte auf der Ebene der Kantone und Ge-

meinden durchaus so etwas wie eine eGovernment-Dynamik entstehen. Der Bund selber hat seine 

Angebotslücken so rasch wie möglich zu schliessen. Entscheidend ist, dass die Strategie konse-

quent umgesetzt wird.  

 

Neben der Umsetzung der aktuellen Strategie scheinen zwei Forderungen zentral:  

 

- Erstens sollte bei Bund und Behörden eine kontinuierliche eGovernment-Kultur geschaf-

fen werden. Die Entwicklungen im IKT-Bereich schreiten weiter voran und die Durchdrin-

gung der IKT in der Gesellschaft ist ebenfalls noch nicht am Ende. Daher wäre es fatal, 

wenn sich die aktuelle Strategie als einmaliger Effort im Bereich eGovernment entpuppen 

würde. Vielmehr sollten auf fortlaufender Basis kontinuierlich neue eGovernment-

Projekte evaluiert werden. Dabei sind zum einen die Bedürfnisse der Kunden (Unter-

nehmen und Bevölkerung) zu berücksichtigen und zum anderen fundierte Kosten-

Nutzen-Abwägungen als Entscheidungsgrundlage zu erstellen. Wird Handlungsbedarf 

geortet, ist dafür zu sorgen, dass die entsprechende Umsetzung nicht an fehlenden Mit-

teln scheitert.  

 

- Zweitens kann der Staat eine wichtige Rolle bei der Verankerung von elektronischen Ge-

schäftsprozessen in der Wirtschaft und der Gesellschaft spielen, da er ein häufiger 

Transaktionspartner von Bürgern und Unternehmen ist. Je mehr Behördentransaktionen 

z.B. mithilfe der neu lancierten „SuisseID“ abgewickelt werden können, umso rascher 

wird sich die „SuisseID“ auch in B2B- und B2C-Transaktionen etablieren können. Der  

Beitrag, den die Behörden zur Überschreitung der für den Erfolg der „SuisseID“ erforder-

lichen kritischen Masse leisten können (Netzwerkeffekt), ist nicht zu unterschätzen. Da-
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mit der Staat diese Rolle aktiv wahrnehmen kann, sind hierfür auf sämtlichen Behörden-

stufen entsprechende Sensibilisierungsmassnahmen zu prüfen. 

 

5.2.5 Elektronische Gesundheitsdienste 

 

Gegenstand 

 

Gesundheitswesen: Reformbedarf unbestritten, Ausgangslage komplex  

Praktisch weltweit stehen die Gesundheitssysteme unter einem enormen Reformdruck. Die Kosten 

der Gesundheitsversorgung steigen seit Jahrzehnten an und gesellschaftliche Entwicklungen wie 

die voranschreitende Alterung, die steigende Anspruchshaltung gegenüber der eigenen Gesund-

heit, die Zunahme von Zivilisationskrankheiten etc. lassen in naher Zukunft keine Trendwende er-

warten. Steigende Gesundheitskosten lassen sich dann rechtfertigen, wenn ihnen ein entspre-

chender Gegenwert in Form von „Patientennutzen“ gegenübersteht. Darüber, inwieweit dies in der 

Vergangenheit zutraf, lässt sich allenfalls mutmassen. Es gibt ökonomisch plausible Gründe für 

Skepsis: Gesundheitsmärkte sind üblicherweise stark reguliert, da sie für verschiedene Formen 

von Marktversagen anfällig sind und weil das Gut „Gesundheit“ eine meritorische Komponente 

aufweist. Eine effiziente Produktion des Gutes „Gesundheit“ kann deswegen in der Praxis sowohl 

durch Formen von Markt- als auch von Regulierungsversagen verhindert werden. Deswegen wäre 

es trügerisch, davon auszugehen, dass Input (Gesundheitskosten), Output (Gesundheitsleistun-

gen) und Strukturen und Prozesse im Gesundheitswesen jeweils das Ergebnis eines funktionie-

renden Marktmechanismus‟ darstellen. Im Gegenteil, im gesundheitsökonomischen Diskurs be-

steht ein breiter Konsens, dass dringend Wege gefunden werden müssen, welche die Gesund-

heitsversorgung effizienter gestalten lassen.  

 

eHealth als Katalysator der Erneuerung  

Soll die Gesundheitsversorgung effizieter werden, muss das Verhältnis zwischen Input und Output 

verbessert werden. In diesem Zusammenhang sind zwei Anforderungen zentral:  

 

1) Koordinations- und Rationalisierungsmassnahmen auf Ebene Strukturen, Prozesse und 

Arbeitsinstrumente müssen dazu beitragen, dass der gegebene Output (heutige Ge-

sundheitsversorgung) in Zukunft kostengünstiger produziert werden kann.  

2) Alle kostensteigernden Entwicklungen müssen verstärkt daran gemessen werden, ob sie 

für die Bürger auch einen entsprechenden Zusatznutzen mit sich bringen (Patientenzent-

riertheit). Hier fehlt es heute v.a. an der notwendigen Transparenz. 

 

Über die Art und Weise, wie die geforderte Erneuerung zu fördern ist, gehen die Meinungen weit 

auseinander (mehr Markt oder mehr Staat?). Selbst wenn die allgemeine Stossrichtung geregelt 

ist, bleibt die Frage nach den konkreten Instrumenten kontrovers. In einem Punkt herrscht im 

Fachdiskurs jedoch eine bemerkenswerte Einigkeit: IKT-gestützte Anwendungen und Prozesse 

sind ein Schlüsselfaktor für die Modernisierung der Gesundheitssysteme.  

Getrieben vom anhaltenden technischen Fortschritt und zahlreichen Publikationen zum Thema, 

gelten elektronische Gesundheitsdienste („eHealth“) heute als Hoffnungsträger, was patienten-

zentrierte und zugleich kosteneffiziente Erneuerungen im Gesundheitswesen betrifft. Vom „inte-

grierten Einsatz von IKT zur Gestaltung, Unterstützung und Vernetzung aller Prozesse und Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer im Gesundheitswesen“ (Definition eHealth vom BAG) wird mittel- bis 

langfristig nicht weniger erwartet als eine bessere Qualität der Gesundheitsversorgung, grössere 

Patientensicherheit und zugleich eine höhere Effizienz des Mitteleinsatzes.  

Tatsächlich ist kaum ein Sektor ähnlich informations- und kommunikationsintensiv wie das Ge-

sundheitswesen. Täglich fallen riesige Mengen an Daten an, die verarbeitet, abgelegt und weiter-

gereicht werden müssen. Nach Björnberg (2009) werden in einem einzigen Spital mit 1'000 Betten 
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jährlich mehr Daten generiert als in einer Grossbank. Und anders als im Bankwesen werden viele 

der im Gesundheitswesen generierten Daten bis heute nur auf Papier gespeichert. Neben der 

schieren Datenmenge spricht auch der Verwendungszweck der Daten für das Potenzial von 

eHealth, zumal Kommunikation und Koordination zwischen den Akteuren (Arzt – Patient, Arzt – 

Arzt, Arzt – Labor etc.) für Qualität, Sicherheit und Effizienz von Gesundheitsleistungen von zent-

raler Bedeutung sind. Der zielgerichtete Einsatz von IKT ermöglicht diesbezüglich neue Formen 

der Zusammenarbeit, die bis vor wenigen Jahrzehnten kaum denkbar waren. Deswegen ist das 

Gesundheitswesen grundsätzlich wie kein zweiter Sektor dazu prädestiniert, von den Entwicklun-

gen im IKT-Bereich zu profitieren.  

 

Den Versprechungen von eHealth steht in vielen Staaten – so auch in der Schweiz – die Tatsache 

gegenüber, dass bis heute nur ein Bruchteil der bereits existierenden technischen Möglichkeiten 

genutzt wird. Angesichts der hohen volkswirtschaftlichen Bedeutung des Gesundheitssektors – in 

der Schweiz entsprechen die jährlichen Gesundheitskosten rund 12% des BIP – ist die Förderung 

von eHealth in der gesundheitspolitischen Agenda vieler Staaten weit nach oben gerückt. Auch 

hier stellt die Schweiz keine Ausnahme dar.   

 

Potenzial: eHealth allgemein 

In den folgenden Abschnitten wird anhand von konkreten Beispielen illustriert, inwiefern IKT im 

Gesundheitswesen – bereits heute – sinnvoll eingesetzt werden kann98. 

 

Gesundheitsinformationen: reach und richness  

Das Internet hat den informationsökonomischen Tradeoff „reach vs. richness“ weitgehend elimi-

niert. Über Onlineportale besteht heute die Möglichkeit, einer praktisch unbeschränkten Zahl von 

Empfängern (reach) aktuelle, detaillierte und qualitativ hochstehende Gesundheitsinformationen 

bereitzustellen (richness). Auf Laien ausgerichtete Gesundheitsportale erhöhen die Eigenverant-

wortung und Gesundheitskompetenz der Bürger, während Fachportale den Leistungserbringern 

erlauben, sich über neue Entwicklungen auf dem Laufenden zu halten und – in einer zunehmend 

spezialisierten Gesundheitsindustrie – vorhandene Wissenslücken zu schliessen.  

 

Telemedizin: Überwindung geografischer Grenzen 

Die Möglichkeiten der IKT im Gesundheitssektor gehen weit über die blosse Informationsbeschaf-

fung hinaus. Immer weniger sind Kommunikation und Interaktion zwischen den Akteuren (Arzt – 

Arzt, Arzt – Patient etc.) von geographischer Nähe abhängig. Der Teilbereich von eHealth, der die 

Überwindung räumlicher Distanz zwischen den Akteuren durch technische Kommunikationsmittel 

ermöglicht, wird als Telemedizin bezeichnet. Innerhalb der Telemedizin lassen sich drei Unter-

gruppen unterscheiden: 

  

- Die Telekonsultation (Kontakt zwischen Arzt und Patient via Telefon oder Internet) er-

möglicht rund um die Uhr kompetente Behandlung und Auskunft für die Bürger. Dadurch 

steigt die Qualität der Gesundheitsversorgung. Soweit durch Telekonsultationen Arztbe-

suche vermieden werden, können ausserdem Kosten eingespart werden.  

- Ein dynamischer Bereich, in welchem in den vergangenen Jahren zahlreiche neue An-

wendungsmöglichkeiten entstanden, ist das sogenannte Telemonitoring, bei welchem 

der Patient dem Arzt von zuhause aus regelmässig Messwerte mittels eines telemedizi-

nischen Geräts überliefert. Der Arzt kann die Werte beobachten und – bei Bedarf – zeit-

nah eingreifen. Ein einfaches Beispiel sind Diabetiker, die ein online-Diabetestagebuch 

führen, das von einem Spezialisten überwacht wird. Erfahrungen zeigen, dass Telemoni-

 
98 Die Ausführungen dieses Abschnitts sind angelehnt an ITIF (2009), US Broadband Plan (2010), BAG (2007), Koordinationsor-
gan eHealth Bund-Kantone (2008) und Koordinationsorgan eHealth Bund-Kantone (2009, 2009a, 2009b, 2009c, 2009d). Zum 
Nutzen von eHealth vgl. ausserdem Fitterer et al. (2009). 
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toring motivationsfördernd wirkt, die Therapietreue erhöht und Fehlentwicklungen erken-

nen lässt, bevor schwerwiegende Komplikationen entstehen. Trotz geringerer Anzahl di-

rekter Konsultationen steigt die Qualität der Patientenbetreuung. Das Potenzial ist be-

sonders gross bei der Betreuung von chronisch Kranken (Diabetes-, Herz-Kreislauf-, 

Asthmakranke u.a.). Im Rahmen eines Projektes in den USA mit 32'000 chronisch Kran-

ken wurde durch die Anwendung von Telemonitoring-Elementen eine Senkung der Spi-

taleintritte von rund 20% erreicht (Darkins et al., 2008). Auch die Kosteneinsparungen 

erwiesen sich als hoch. Im Zuge der Alterung der Gesellschaft und der zunehmenden 

Ressourcenknappheit im Gesundheitswesen (Finanzen, Personal) wird Telemonitoring in 

Zukunft mit Sicherheit an Bedeutung gewinnen.  

- Eine dritte Ausprägung von Telemedizin ist das Telekonsil, welches den IKT-gestützten 

Austausch zwischen Leistungserbringern beschreibt. Im Rahmen des Telekonsils bieten 

anerkannte Spezialisten anderen Leistungserbringern auf Grundlage elektronischer 

Übermittlung von Entscheidgrundlagen (z.B. von Bildern) qualitativ hochstehende Fern-

diagnosen und Beratung an. Dank dem Telekonsil erhöht sich die Diagnosequalität, aus-

serdem können z.B. Verlegungen von Patienten erspart bleiben. Ein grosses Potenzial 

des Telekonsils besteht in der Möglichkeit internationaler Zusammenarbeit. Bisher war 

die Gesundheitsversorgung weitgehend eine nationale Angelegenheit. Heute ist es 

denkbar, dass sich ein Spital als länderübergreifendes  Kompetenzzentrum für bestimm-

te Tätigkeiten positioniert und sich auf diese Weise dem internationalen Wettbewerb 

stellt.  

 

Datenintegration: bessere Diagnose und Behandlung dank besserer Information 

Im Laufe eines menschlichen Lebens fallen viele medizinische Daten an, die heute dezentral und 

unsystematisch bei den jeweiligen Leistungserbringern an geographisch unterschiedlichen Orten 

gelagert werden. Gerade in Notfällen verfügt der behandelnde Arzt deswegen häufig nur über ei-

nen Bruchteil der existierenden medizinischen Daten des Patienten, was die medizinische Betreu-

ung unnötig erschwert und die Gefahr von Fehldiagnosen und –behandlungen erhöht99. Das Ein-

holen von Informationen bei anderen Leistungserbringern ist aufwändig – und häufig weiss der 

Arzt gar nicht, welche Informationen zu einem Patienten überhaupt existieren.  

Durch IKT-gestützte Datenintegration lässt sich diese Problematik heute umgehen. Abhilfe bieten 

insbesondere sogenannte elektronische Patientendossiers (elektronic health records), welche dem 

behandelnden Arzt – unabhängig von Ort und Zeit – Zugriff auf alle medizinisch relevanten Daten 

und Informationen seines Patienten erlauben. Ein elektronisches Patientendossier ist eine übli-

cherweise patientenmoderierte, lebenslang fortschreibbare Sammlung aller verfügbaren persönli-

chen medizinischen, präventiven, pflegerischen und administrativen Daten (Definition gemäss 

BAG (2007)). In elektronischen Patientendossiers können z.B. Informationen zur individuellen 

Krankengeschichte, wichtige Laborbefunde, Operationsberichte sowie Röntgenbilder und digitale 

Daten anderer Untersuchungen systematisch erfasst und gespeichert werden. Durch elektronische 

Patientendossiers können Fehldiagnosen, Fehlbehandlungen und überflüssige Mehrfachuntersu-

chungen vermieden werden. Ausserdem können sie zur Vermeidung medizinischer oder präventi-

ver Versäumnisse beitragen, z.B. indem sie Arzt und Patienten automatisch an fällige Impfauffri-

schungen, Präventivuntersuchungen oder andere Sachverhalte erinnern. 

 

Transaktionen: Vereinfachung administrativer Prozesse dank IKT-gestütztem Datenaustausch 

Zahlreiche administrative Prozesse lassen sich im Gesundheitswesen durch IKT-gestützte Syste-

me rationalisieren und verbessern. Ein aktuelles Beispiel aus der eHealth-Praxis in der Schweiz 

sind elektronische Versichertenkarten, welche administrative Daten der Versicherten speichern 

und die Kommunikation zwischen Leistungserbringern und Versicherern standardisieren und er-

 
99 Dass ungenügendes Informations- und Wissensmanagement ein zentrales Problem der Gesundheitssysteme darstellt, ist spä-
testens seit der Publikation „To Err Is Human – Building a Safer Health System“ (Institute of Medicine, 1999) allgemein anerkannt.  
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leichtern. Ein verwandtes Konzept sind elektronische Arzneimittelrezepte (eRezepte), welche die 

herkömmlichen Rezepte in Papierform ablösen. eRezepte dienen dem elektronischen Transport 

von Arzneimittelverordnungen vom Arzt zum Apotheker und von dort zum Versicher. Neben admi-

nistrativen Vorteilen in Form von Kosteneinsparungen dürften eRezepte auch eine Verbesserung 

der Gesundheitsversorgung mit sich bringen, zumal schlechte Lesbarkeit handschriftlich ausgefüll-

ter Papierrezepte fehlbare Medikamentenausgabe nach sich ziehen kann. Durch Integration von 

eRezept und Patientendossier lassen sich ausserdem computergestützte Systeme errichten, wel-

che den Arzt bereits bei der Erstellung des Rezepts auf allfällige Wirkstoffunverträglichkeiten des 

Patienten oder Wechselwirkungen mit anderen Medikamenten hinweisen. 

 

Nutzung der Datenmasse zu Forschungszwecken  

Entsprechende Anonymisierung vorausgesetzt, eröffnet die systematische digitale Speicherung al-

ler medizinischen Daten der Bevölkerung grosse Möglichkeiten für die medizinische Forschung. 

Die Bedeutung qualitativ hochstehender Datensätze für die medizinische Forschung lässt sich am 

Beispiel Herz-Kreislauf-Erkrankungen illustrieren: Der heutige Wissenstand über die Risikofaktoren 

von Herz-Kreislauf-Erkrankungen wird zu einem grossen Teil auf die Framingham Heart Study zu-

rückgeführt, im Rahmen welcher seit 1948 mehr als 15'000 Personen medizinisch detailliert erfasst 

und begleitet wurden (US-Broadband Plan, 2010). Das Programm brachte mehr als 1'000 wissen-

schaftliche Artikel hervor, war aber mit grossem Aufwand verbunden. Mithilfe von elektronischen 

Patientendossiers können heute auf vergleichsweise einfache Art und Weise weitaus grössere und 

womöglich reichhaltigere Datensätze der Forschung zugänglich gemacht werden. Dies könnte der 

medizinischen Forschung einen Schub verleihen. Ein konkretes Beispiel ohne Bezug zu integralen 

Patientendossiers ist die von einem amerikanischen Asthma-Forscher entwickelte Smartphone-

Applikation AsthmaMD (Arrington, 2010). Sämtliche Asthma-Patienten, welche diese Applikation 

nutzen, übermitteln verschiedene Daten wie Medikation, Attacken und Auftenthaltsort an eine 

zentrale Sammelstelle, welche die Informationen sammelt und anonymisiert auswertet. Die Nutzer 

der Applikation erhalten in verschiedener Weise einen direkten Gegenwert: So existiert z.B. eine 

Alert-Funktion, welche den Nutzer in Echtzeit auf eine erhöhte Gefahr eines Asthmaanfalls auf-

merksam macht, wenn im näheren Umkreis andere Patienten mit einem ähnlichen Asthmaprofil 

eine Asthmaattacke gemeldet haben.  

 

Fazit: Primär qualitative  Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung 

Diesen Beispielen lässt sich entnehmen, dass der potenzielle Nutzen der Anwendung von eHealth 

vielfacher Natur ist. Das grösste Potenzial liegt zweifellos in einer verbesserten Patientenzentriert-

heit und –sicherheit der Gesundheitsversorgung: Viele Entwicklungen im eHealth-Bereich zielen 

direkt auf eine Erhöhung der Qualität einzelner Behandlungen ab. Die digitale Revolution schafft 

ausserdem die Grundlage für eine mehr Transparenz im Gesundheitswesen: Bis heute ist der 

Kenntnisstand über den qualitativen Output im Gesundheitswesen beschränkt; durch die Verbes-

serung der Datenlage schafft eHealth zumindest die Grundlage für Fortschritte in diesem Bereich. 

Bezüglich der Kostenentwicklung lassen sich auf den ersten Blick keine eindeutigen Aussagen 

treffen. In zahlreichen Bereichen von eHealth sind Kosteneinsparungen – nach einer anfänglichen 

Investitionsphase – allerdings höchst plausibel. Online Gesundheitsportale und elektronische Pati-

entendossiers dürften zu einer Verbesserung der Gesundheitskompetenz beitragen. Gemäss BAG 

(2007) sind heute 3% der Gesundheitsausgaben auf zu geringe Gesundheitskompetenzen zu-

rückzuführen, weswegen auch hier ein Kostensekungspotenzial geortet wird. Allerdings ist es zu-

mindest denkbar, dass eine Erhöhung der durchschnittlichen Gesundheitskompetenz auch eine 

Ausweitung der Nachfrage nach bestimmten Gesundheitsleistungen nach sich zieht. Konkrete 

Kosten-Nutzen-Messungen von einzelnen eHealth-Anwendungen werden heute durch methodolo-

gische Herausforderungen und fehlende Erfahrungswerte erschwert (OECD, 2008 und Teisberg, 

2008). Dennoch ist unbestritten, dass eHealth eine Schlüsselkomponente für eine nutzenorientier-

te Neuausrichtung oder Weiterentwicklung der Gesundheitssysteme darstellt. 
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Schlechte Durchdringung von eHealth-Elementen im Schweizer Gesundheitswesen 

Betrachtet man die Ergebnisse verfügbarer Studien zur Nutzung der IKT-Potenziale im Schweizer 

Gesundheitswesen, drängt sich die Feststellung auf, dass eHealth in der Schweiz bislang eine 

stark untergeordnete Rolle spielt. Im Folgenden wird kurz auf zwei Studien eingegangen:  

In Anlehnung an die Studie „Status Quo der IT-Infrastruktur und IT-Kompetenz in Schweizer Arzt-

praxen“ (FMH und SGAM, 2008), die freilich nur einzelne Bereiche des Gesundheitswesens resp. 

von eHealth erfasst, zeichnet Bhend (2008) ein düsteres Bild. Gemäss dieser repräsentativen Um-

frage unter Schweizer Arztpraxen nutzen 85% der Schweizer Arztpraxen IT-Unterstützung nur für 

die Administration. Die elektronische Dokumentation der Krankengeschichte ist nur in 12 -15% der 

Praxen üblich, noch immer herrschen handschriftliche Notizen vor. Elektronischer Austausch me-

dizinischer Patientendaten zwischen Leistungserbringern ist praktisch inexistent, eRezepte existie-

ren nicht. Der Gebrauch von Expertensystemen als Entscheidungshilfen sowie der Gebrauch des 

Computers während der Konsultation allgemein sind die klare Ausnahme. Insgesamt besteht ge-

mäss den Autoren eine grosse Diskrepanz zwischen der Infrastruktur (Internet-Verbreitung in Arzt-

praxen) und der Nutzung der entsprechenden Möglichkeiten. 

  

 
 
Abbildung 33: Nutzung von eHealth unter Allgemeinpraktikern: Vergleich Schweiz - EU27 – Dänemark (Quel-
le: Bhend (2008)100 

 

 

Im europäischen Vergleich liegt die Schweiz damit weit im Hintertreffen. Gemäss Bhend rangiert 

sie im Europa-Ranking hinter Bulgarien und vor Lettland und Litauen, wenn man die EU-Studie als 

Benchmark heranzieht (European Commission, 2008) Dänemark gilt nicht nur im europäischen 

Vergleich, sondern auch international als führend bezüglich der Nutzung von IKT im Gesundheits-

wesen.  

 

Eine aktuelle Bestandesaufnahme der Verbreitung von eHealth-Elementen im Schweizer Gesund-

heitswesen liefert das „eHealth Barometer“ (gfs, 2010), das auf einer Umfrage unter Ärzten und 

Spitälern basiert. Es wurde unter dem Patronat der FMH, dem Koordinationsorgan eHealth Bund-

Kantone, den Gesundheitsdepartementen der Kantone Luzern und St. Gallen sowie der IG 

 
100 In Anlehnung an European Commission (2008) und FMH und SGAM Informatics (2008) 
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eHealth erstellt. Die Ergebnisse bestätigen den Eindruck, dass die Möglichkeiten von eHealth in 

der Schweiz nicht genutzt werden. Die Studie hält u.a. folgende Resultate fest:  

 

Ärzteschaft: Die Vernetzung der Ärzteschaft ist insgesamt schwach. Abgesehen von der relativ 

verbreiteten Vernetzung mit Labors (rund die Hälfte aller Ärzte), sind jeweils nur ein Viertel oder 

weniger mit anderen Partnern im Gesundheitswesen systematisch vernetzt. Vernetzung mit Kran-

kenversicherungen und Gesundheitsbehörden ist unter der Ärzteschaft die klare Ausnahme. Die 

Betrachtung der jeweiligen Kanäle legt offen, dass die vernetzte Ärzteschaft mehrheitlich via gesi-

chertem Email-Verkehr kommuniziert, Online-Portale sind kaum verankert. Vollständige elektroni-

sche Geschäftsabwicklung mit den jeweiligen Partnern existiert nur in Ausnahmefällen, am ehes-

ten noch im Kontakt mit Krankenversicherungen (15%). Im Umgang mit Hausärzten (2%) oder Spi-

tälern (3%) ist vollständige elektronische Geschäftsabwicklung praktisch inexistent.  

 

Im Mittel nutzt die Ärzteschaft zwischen 4 und 5 von insgesamt 18 erfragten Informatik- und 

eHealth-Anwendungen. Was die Nutzung von Informatikmitteln betrifft, ist die elektronische Auf-

zeichnung und Speicherung von individuellen administrativen Patientendaten am meisten verbrei-

tet (67%). Bereits weniger als die Hälfte aller Ärzte (45%) nutzt Informatikmittel zur elektronischen 

Aufzeichnung und Speicherung von individuellen medizinischen Patientendaten sowie zur Bestel-

lung von Medikamenten, Praxiszubehör u.ä. (48%). Keine von 12 erfragten eHealth-Anwendungen 

im engeren Sinne wird von der Mehrheit der Ärzteschaft genutzt. Mit Abstand am besten verbreitet 

ist die Anwendungsmöglichkeit „elektronischer Zugang zu und/oder Erhalt von Laborbefunden“ 

(49%). Diverse andere Anwendungsgebiete werden ca. von einem Viertel der Ärzteschaft genutzt 

(Beispiele: Software-Systeme zur Unterstützung von Medikamentenverordnungen, elektronischer 

Kontakt mit Patienten für medizinische Zwecke, elektronischer Austausch von medizinischen Pati-

entendaten mit anderen Leistungserbringern) (siehe Tabelle). Im Bericht wird u.a. festgehalten, 

dass unter der Ärzteschaft „insgesamt wenig“ neu geplant ist. Namentlich bezüglich folgender An-

wendungsmöglichkeiten stehe gemäss den Antworten der Ärzteschaft keine breite Realisierung 

bevor:  

 

- Zugang von Patienten zu eigenen Daten 

- Telemonitoring 

- elektronische Unterstützung bei der Diagnose 

- elektronische Medikationsvorschläge 

 

Spitäler: Unter den Spitälern ist die Vernetzung mit IT-Unternehmen (Fernwartung), Labors und 

den Krankenversicherungen vergleichsweise verbreitet (mehr als 60% aller Spitäler). Rund zur 

Hälfte sind die Spitäler auch mit anderen Spitälern vernetzt. In diesem Bereich sowie zur Kommu-

nikation zwischen Spitälern und Labors sind Online-Portale gut etabliert. Vollständige elektroni-

sche Geschäftsabwicklung ist jedoch auch im Spitalwesen die Ausnahme. Die Geschäftsabwick-

lung mit Krankenversicherungen erfolgt beispielsweise nur zu 9% vollständig elektronisch; am 

höchsten ist die entsprechende Quote im Austausch mit Labors (16%). Von wiederum 18 erfragten 

Informatik- und eHealth-Anwendungen sind bei den Spitälern im Durchschnitt erst knapp 6 im Ein-

satz. In grossen Spitälern sind es mit 8 Anwendungen etwas mehr (kleine Spitäler: 5 Anwendun-

gen). Informatikmittel werden in Spitälern insgesamt stärker genutzt als unter der Ärzteschaft. 

Dennoch ist z.B. die elektronische Aufzeichnung und Speicherung von individuellen medizinischen 

Patientendaten erst in 71% der Spitäler im Einsatz. In weiteren 14% ist der entsprechende Einsatz 

immerhin in Planung. In über der Hälfte der Spitäler sind Klinikinformationssysteme und Bildarchi-

ve im Einsatz. Die elektronische Abwicklung von Kostengutsprachen ist in 38% der Spitäler ver-

breitet, in vielen Spitälern ist dies in Planung (29%). Andere eHealth-Anwendungen sind nur min-

derheitlich in Anwendung. Vielerorts geplant sind der Einsatz von Software-Systemen zur Unter-

stützung von Medikamentenverordnungen und der elektronische Austausch von medizinischen 
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Patientendaten. Der Einsatz von eHealth zur Unterstützung von Diagnosen, für Medikationsvor-

schläge oder für das Telemonitoring zeichnet sich hingegen auch Spitälern nicht ab.  

 

Erwähnenswert ist die im Bericht dokumentierte zurückhaltende Einstellung zahlreicher Ärzte und 

Spitäler gegenüber verschiedenen Elementen von eHealth. Insbesondere gegenüber Elementen 

wie Telemonitoring, Gewährung eines elektronischen Zugangs für die Patienten zu ihren eigenen 

Daten oder auch Software-Systemen, die aufgrund vorhandener individueller Patientendaten Me-

dikationsvorschläge anpassen, ist die Ärzteschaft in der Schweiz skeptisch.  

Insgesamt drängt sich die Feststellung auf, dass sich in der Schweiz bis heute keine eigentliche 

eHealth-Kultur entwickelt hat. Es gab in der Vergangenheit zwar immer wieder diverse Initiativen 

auf privater und oder kantonaler Ebene (z.B. das Projekt e-toile in Genf, das allen Genfern Zugang 

zu einem Patientendossier gestatten soll oder die Gesundheitsplattform VitaClic von Microsoft und 

der Krankenkasse KPT), doch eine Breitenwirkung haben sie bislang nicht entfacht.  

 

Nationale eHealth-Strategie  

2006 legte der Bundesrat im Rahmen der überarbeiteten „Strategie für eine Informationsgesell-

schaft in der Schweiz“ neu die Erarbeitung einer nationalen „eHealth-Strategie“ als prioritäre Mas-

snahme fest (neben eGovernment). Im Juni 2007 wurde die „eHealth-Strategie Schweiz“ (BAG, 

2007) für die Jahre 2007 bis 2015 genehmigt, die sich im Moment in Umsetzung befindet. Die 

Strategie soll „dazu beitragen, den Zugang zu einem bezüglich Qualität, Effizienz und Sicherheit 

hoch stehenden und kostengünstigen Gesundheitswesens zu gewährleisten“ (Seite 2). Die Strate-

gie soll das System mitgestalten und als Katalysator für grundsätzliche Überlegungen über die 

Struktur des Gesundheitssystems wirken.  

 

Die in der Strategie formulierte Vision lautet wie folgt (Seite 3):  

„Die Menschen in der Schweiz können im Gesundheitswesen den Fachleuten ihrer Wahl unab-

hängig von Ort und Zeit relevante Informationen über ihre Person zugänglich machen und Leis-

tungen beziehen. Sie sind aktiv an den Entscheidungen in Bezug auf ihr Gesundheitsverhalten 

und ihre Gesundheitsprobleme beteiligt und stärken damit ihre Gesundheitskompetenz. Die Infor-

mations- und Kommunikationstechnologien werden so eingesetzt, dass die Vernetzung der Akteu-

re im Gesundheitswesen sichergestellt ist und dass die Prozesse qualitativ besser, sicherer und 

effizienter sind.“  

 

Es wurden drei Handlungsfelder festgelegt: „Online-Dienste“, „elektronisches Patientendossier“ 

und „Umsetzung der Strategie“. Die Zielsetzung im Handlungsfeld „Patientendossier“ lautet wie 

folgt (Seite 4): „Bis Ende 2015 können alle Menschen in der Schweiz unabhängig von Ort und Zeit 

den Leistungserbringern ihrer Wahl den elektronischen Zugriff auf behandlungsrelevante Informa-

tionen ermöglichen („Elektronisches Patientendossier“).“ Die aktuelle Einführung der elektroni-

schen Versichertenkarte ist ein Teilschritt auf dem Weg zum Patientendossier. Ursprünglich sollte 

die Versichertenkarte 2008 eingeführt werden. Die Zielsetzung im Handlungsfeld „Online-Dienste“ 

ist die folgende (Seite 5): „Bis Ende 2015 ist der sichere Zugang der Bürgerinnen und Bürger auf 

ihr elektronisches Patientendossier über das Gesundheitsportal verknüpft mit der Möglichkeit, 

strukturierte und spezifische Informationen abzurufen.“ 

Zur Förderung der Ziele wurde von Bund und Kantonen ein gemeinsames „Koordinationsorgan 

eHealth“ gegründet. Die Ziele der eHealth-Strategie werden von internationalen Fachleuten als 

ambitioniert erachtet (Björnberg, 2009a). Sollte die Schweiz bis 2015 sämtliche Ziele inkl. online 

Patientendossier umsetzen, wäre der internationale Rückstand in den entsprechenden Handlungs-

feldern vorerst wohl weitgehend wettgemacht. Technische Herausforderungen im eigentlichen 

Sinne bestehen für die Umsetzung der Strategie kaum, gefragt ist insbesondere Koordinationsbe-

darf. 
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Dänemark als internationale Benchmark 

In verschiedenen Staaten Europas ist eHealth deutlich weiter entwickelt als in der Schweiz. Inner-

halb Europas gelten v.a. Dänemark, Schweden, England sowie die Niederlande als Vorreiter in der 

Anwendung von eHealth (ITIF, 2009). Insbesondere das Beispiel Dänemarks liefert einen Einblick 

in die Anwendungsmöglichkeiten, die eHealth bereits heute bietet101.  

 

Dänemarks eHealth-Vorreiterschaft basiert auf einer Serie von erfolgreich durchgeführten nationa-

len eHealth-Initiativen, die ihren Ursprung in der Schaffung von Electronic Patient Records (EPR, 

elektronische Krankengeschichte) im Jahr 1996 hatte. EPR stehen für die innerbetriebliche, arzt-

moderierte, fallbezogenene Sammlung aller verfügbaren medizinischen, präventiven, pflegeri-

schen und administrativen Daten eines Patienten. Die Daten werden elektronisch erfasst und ge-

speichert und können einrichtungsübergreifend zur Verfügung gestellt werden. EPR nehmen eine 

Schlüsselstellung auf dem Weg zu einem elektronisch unterstützten Gesundheitssystem ein und 

bilden die Grundlage für das elektronische Patientendossier, welches in Dänemark bereits 2003 

eingeführt wurde.  

 

Es existiert ein nationales Gesundheitsportal (www.sundhed.dk), welche als Zugang zu sämtlichen 

online-Gesundheitsdienstleistungen für die Bürger dient. Auf der Plattform werden den Bürgern 

qualitätsgesicherte Gesundheitsinformationen angeboten. Die Website kann ausserdem persona-

lisiert werden, d.h. die angezeigten Informationen lassen sich auf die Krankengeschichte des Bür-

gers abstimmen. Diabetes-Patienten können beispielsweise an einem Diabetes-Management-

Programm teilnehmen, das ihnen hilft, ihre Erkrankung besser zu verstehen und mit ihr umzuge-

hen. Jeder Bürger verfügt über einen gesicherten Zugriff zu seinem eigenen Bereich, wo er sein 

persönliches Patientendossier einsehen kann und von Ärzten vorgenommene Einträge genau 

rückverfolgen kann. Fast alle Allgemeinärzte und viele Spitäler arbeiten mit dem Patientendossier.  

 

Das Gesundheitsportal kann u.a. zur Vereinbarung von Arztterminen genutzt werden, liefert Infor-

mationen über dänische Spitäler (Wartezeiten für bestimmte Eingriffe, Ratings) und ermöglicht 

Email-gestützte medizinische Beratung mit Fachleuten. Ausserdem können die Bürger wichtige 

persönliche Verfügungen speichern, z.B. inwieweit sie lebenserhaltende Massnahmen wünschen 

oder ob sie zur Organspende bereit sind. Das Angebot der Gesundheitsplattform ist in den letzten 

Jahren sukzessive erweitert und an die Bedürfnisse angepasst worden. Bereits 2004 liefen 40% 

aller gesundheitsspezifischen Internet-Recherchen in Dänemark über das Portal sundhed.dk. Die 

Akzeptanz des Systems gilt als hoch, datenschützerische Bedenken stehen im Hintergrund.  

Führend ist Dänemark ausserdem, was die Nutzung von eRezepten betrifft. Forciert wurde die 

Anwendung dieser kostensparenden und qualitätssteigernden technischen Möglichkeit durch ei-

nen Zwang für Allgemeinärzte, d.h. die Nutzungsquote liegt bei 100%.  

 

Stark forciert werden in Dänemark auch Telemedizin-Anwendungen. Das dänische Zentrum für 

Gesundheits-Telematik hat zahlreiche Programme initiiert, welche sinnvolle Telemedizin-

Anwendungen etablieren sollen. Die Liste der der laufenden Projekte liest sich eindrücklich und 

umfasst unterschiedlichste medizinische Bereiche (z.B. Teledermatologie, Tele-Alkohol-

Abstinenzprogramme etc.). Im Rahmen eines aktuellen Pilotprojektes konnte bei Patienten mit 

chronischen Atemwegserkrankungen (COPD) innerhalb von drei Monaten eine Reduktion der 

Hospitalisierungsrate um die Hälfte erreicht werden102. Wird ein Patient ins Spital eingeliefert, folgt 

innerhalb von 48 Stunden eine Evaluation, ob er sich für eine Telemedizin-Behandlung eignet. 

Falls dies zutrifft und der Patient eine Rückkehr nach Hause begrüsst, wird er – ausgestattet mit 

einfach zu bedienenden medizinischen Messgeräten und Videokonferenz-Equipment – nach Hau-

 
101 Die Ausführungen in diesem Abschnitt beruhen weitgehend auf ITIF (2009) sowie einem Referat des CEO von sundhed.dk, 
Morten Elbaek Petersen (http://videolectures.net/seehealth2010_elbaek_petersen_defe/) 
102 http://www.ehealtheurope.net/news/5242/denmark_runs_telehealth_pilots 
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se gebracht. Die tägliche Visite findet anschliessend via Videokonferenz statt. Die Kosteneinspa-

rungen fielen bisher tiefer aus als erwartet, liegen aber immerhin bei 5%. In einem anderen Pilot-

projekt wird für Spitalpatienten, die kein Dänisch sprechen, mittels Videokonferenz-Schaltung zu 

einem Call-Center mit mehrsprachigen Spezialisten qualitativ hochstehende Gesundheitsversor-

gung gefördert103. Mittlerweile existieren auch Kooperationen mit Krankenhäusern in Estland und 

Litauen, welche medizinische Zusammenarbeit resp. internationale Arbeitsteilung ermöglichen. So 

besteht die Möglichkeit des Outsourcings einzelner Aufgaben (z.B. medizinischer Auswertungen) 

von Kopenhagen nach Tallinn.  

 

Die Fortschritte im eHealth-Bereich Dänermarks sind geprägt von staatlichen Initiativen. Die starke 

Rolle des Staates im homogenen dänischen Gesundheitswesen dürfte die Förderung von eHealth 

erleichtert haben. Gemäss der ITIF-Studie „Explaining International IT Application Leadership: 

Health IT“ (ITIF, 2009) war der Staat bislang in den meisten bezüglich eHealth führenden Ländern 

die treibende Kraft.  

 

Rahmenbedingungen 

 

Wettbewerb 

Mit der Einführung des KVGs wurde im Schweizer Gesundheitswesen 1996 eine wettbewerblich 

orientierte Reform durchgeführt. In Anlehnung an Enthoven (1988) lässt sich das KVG als Modell 

regulierten Wettbewerbs bezeichnen, welches wettbewerbliche und planerische Elemente kombi-

niert („managed competition“).  

 

Der Leistungs- und Kostenwettbewerb soll unter den Akteuren insbesondere durch die freie Wahl 

des Krankenversicherers sowie die Zulassung besonderer Versicherungsformen (Managed Care-

Modelle) gefördert werden. Im Zuge der KVG-Einführung wurde ausserdem der unternehmerische 

Spielraum der Versicherer in den Beziehungen zu den Leistungserbringern erhöht (Tarif- und Ver-

tragsgestaltung, Kostenkontrolle). An die Leistungserbringer stellt das KVG im Vergleich zu den 

Versicherern weniger weitgehende Erwartungen hinsichtlich unternehmerischem und wettbewerb-

lichem Verhalten. Das regulatorische Modell zielt damit v.a. auf den Wettbewerb zwischen den 

Versicherern ab, welche auf die Leistungserbringer Druck ausüben sollen, der zu tieferen Kosten 

und damit auch tieferen Prämien führt104.  

Anders als in den ausgeprägt planwirtschaftlich gesteuerten Gesundheitssystemen wäre in der 

Schweiz aufgrund der wettbewerblichen Grundausrichtung zu erwarten, dass die Diffusion innova-

tiver und sinnvoller eHealth-Anwendungen weitgehend bottom-up erfolgt.  

Gerade Managed Care-Organisationen scheinen dazu prädestiniert, die Verankerung von eHealth-

Elementen im Schweizer Gesundheitswesen voranzutreiben und auf diese Weise die übrigen Ak-

teure unter Zugzwang zu setzen. Arbeit in Netzwerken, Disease Management inklusive konse-

quentem Controlling den gesamten Behandlungszyklus, Streben nach Einsparmöglichkeiten jegli-

cher Art sowie Schaffung von medizinischem Mehrwert durch Offenheit gegenüber innovativen 

Ansätzen gehören zu den Grundkompetenzen, welche Managed Care auszeichnen.  

 

Angesichts des offensichtlichen Fehlens einer eigentlichen „eHealth-Kultur“ in der Schweiz drängt 

sich aus ökonomischer Optik die Vermutung auf, dass der Wettbewerb im Gesundheitswesen zu 

wenig spielt, als dass a) die Leistungserbringer im Eigeninteresse nach neuen und innovativen 

Konzepten strebten (Angebotsseite) und b) die Nachfrager im gegebenen Umfeld imstande und 

willens wären, durch ihre individuellen Entscheidungen fortschrittlichen Lösungen auf dem Markt 

zum Durchbruch zu verhelfen.  

 

 
103 http://www.ehealtheurope.net/news/5242/denmark_runs_telehealth_pilots 
104 Vgl. Obsan (2008). Die Ausführungen zur Ausgestaltung des Gesundheitswesens lehnen weitgehend an diesen Bericht an. 
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Regulierung 

Das Schweizer Gesundheitswesen ist trotz seiner vergleichsweise wettbewerblichen Grundaus-

richtung wie sämtliche Gesundheitssysteme in den westlich-industrialisierten Ländern stark regu-

liert. Die Regulierungsziele sind vielfältig und umfassen u.a. Massnahmen zur Vermeidung von 

Marktversagen im Krankenversicherungsbereich, zur Qualitätssicherung und soziale Ziele (Ver-

sorgungssicherheit, Zugangsgerechtigkeit). Auf Einzelheiten der Regulierung soll nicht im Detail 

eingegangen werden.  

 

Es ist allerdings unbestritten, dass zwischen den einzelnen Regulierungszielen bisweilen Zielkon-

flikte existieren, deren Folge eine stark eingeschränkte Wettbewerbsintensität ist. Die folgenden 

Beispiele wettbewerbsbehindernder Elemente seien erwähnt (in Anlehnung an Obsan, 2008):  

 

- Zwischen den Krankenversicherungen ist der Wettbewerb im Rahmen des Obligatoriums 

aufgrund starker Vorgaben (einheitlicher Grundleistungskatalog, Tarife) massiv einge-

schränkt. Weil das Versicherungsprodukt vergleichsweise homogen ist, spielt sich der 

Wettbewerb in erster Linie auf der Kostenebene ab (Prämienwettbewerb) und äussert 

sich trotz Risikoausgleich primär in Versuchen der Risikoselektion, d.h. der Jagd nach 

„guten Risiken“. Alternative Versicherungsmodelle (Managed Care) können aufgrund 

einschränkender gesetzlicher Vorgaben nur bedingt in ihrem eigentlichen Sinne umge-

setzt werden (voller Grundleistungskatalog, eingeschränkte Prämienrabatte). Managed 

Care-Modelle haben sich deswegen kaum zu einer ernsten Bedrohung für die traditionel-

len Versicherungsmodelle entwickelt, wie im Vorfeld der Schaffung des KVGs erhofft 

wurde. Managed Care wird heute vorwiegend in „Light“-Versionen angeboten, welche 

wiederum in erster Linie der Risikoselektion dienen. Die Zuschüsse für finanziell Schwa-

che sind ausserdem häufig so ausgestaltet, dass für diese kaum Anreize entstehen, al-

ternative Versicherungsmodelle zu wählen.  

- Im Spitalwesen verhindern u.a. die föderalistischen Marktstrukturen (kantonale Spitalpla-

nung), die Grundsätze der Spitalfinanzierung sowie fehlende Transparenz bezüglich der 

Leistungsqualität echten Wettbewerb. Gewisse Entwicklungen der jüngeren Vergangen-

heit dürften die Wettbewerbsintensität etwas erhöht haben, doch fehlt es heute z.B. nach 

wie vor am Interesse der Spitäler an integrierten Versorgungsmodellen. 

- Im ambulanten Bereich besteht ebenfalls kaum Wettbewerb. Vorwiegend aufgrund des 

Kontrahierungszwanges sehen sich die Ärzte nicht der Notwendigkeit ausgesetzt, sich 

durch ein gutes Preis-Leistungs-Verhältnis von ihrer Konkurrenz abzuheben. Die Einzel-

leistungstarifierung fördert überdies eine unternehmerische „Kultur“, die der Optimierung 

des Einkommens durch Mengenausweitung dient. Öffentlich zugängliche Informationen 

zur Qualität und zum Nutzen erbrachter Leistungen existieren nicht.  

- Fehlende Transparenz und Ergebnismessungen bezüglich der Qualität medizinischer 

Leistungen erschweren den Versicherten/Patienten die Vornahme einer informierten 

Wahl des Leistungserbringers. Ausserdem sind die Wahlmöglichkeiten der Versicherten 

bezüglich des Versicherungsproduktes vergleichsweise gering.  

 

All diese Faktoren stützen die These, dass die Wettbewerbsintensität im schweizerischen Ge-

sundheitswesen zu stark eingeschränkt ist, als dass eHealth einen fruchtbaren Nährboden für eine 

bottom-up-Entwicklung vorfinden würde.  

 

Im Zusammenhang mit der „eHealth-Strategie Schweiz“ sind aktuell umfangreiche Arbeiten im 

Gange, welche die Grundlagen für die Umsetzung der Ziele bereitstellen sollen. Im vergangenen 

Jahr wurden Berichte zu verschiedenen Teilbereichen erstellt (rechtliche Fragen, Standards und 

Architektur, Bildung, Modellversuche und PPP, Finanzierung und Anreizsysteme, Online-Dienste 
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und Befähigung). Aus den Berichten geht u.a. hervor, dass es bezüglich eHealth in verschiedenen 

Bereichen heute an Rechtssicherheit fehlt (Datenschutz, fehlende gesetzliche Grundlagen für Te-

lemedizin, Haftungsfragen im Umgang mit elektronischen Patientendossiers, fehlende Standards 

in Bezug auf sichere Identifikation, Authentisierung und Autorisierung der Teilnehmer). Hier be-

steht offensichtlich ein regulatorischer Handlungsbedarf, sind klare und zugleich flexible rechtliche 

Gesetzesgrundlagen doch eine Grundvoraussetzung für Investitionen im öffentlichen und privaten 

Raum.  

 

Des weiteren sind Bemühungen im Gange, gewisse technische Standards zu erarbeiten, welche 

die Interoperabilität, d.h. die datenmässige Verbindung verschiedener eHealth-Anwendungen er-

möglichen und gewährleisten („Architektur“). Entsprechende Standards könnten die Ungewisshei-

ten, die heute mit der Lancierung von eHealth-Anwendungen verbunden sind, ebenfalls mindern. 

 

Akteure und ihre Anreize:  

 

Versicherer:  

In einem wettbewerblich geprägten Gesundheitswesen wie der Schweiz wäre davon auszugehen, 

dass die Versicherer im Sinne ihrer Kunden die Einführung von sinnvollen eHealth-Diensten för-

dern. Die heutige Regulierung hindert sie allerdings daran, massgeblichen Einfluss auf Ärzte und 

Spitäler zu nehmen und degradiert sie weitgehend zu Zahlstellen. Es ist deswegen nicht ersicht-

lich, warum die Versicherer ausgerechnet grössere Anstrengungen im eHealth-Bereich anstellen 

sollten. Der Branchenverband santésuisse sieht in der geplanten Einführung elektronischer Patien-

tendossiers angesichts falsch gesetzter Anreize unter den Leistungserbringern denn auch in erster 

Linie die Gefahr weiter steigender Krankenkassenprämien (santésuisse, 2009).   

 

Bund, Kantone, Gemeinden:  

Die staatlichen Kompetenzen im Schweizer Gesundheitswesen sind verteilt auf Bund, 26 Kantone 

und knapp 3000 Gemeinden. Die Kompetenzen des Bundes sind beschränkt, auch bezüglich 

eHealth. Die Kantone wiederum erachteten sich in der Vergangenheit – bis auf wenige Ausnah-

men – für die Förderung nennenswerter eHealth-Projekte offenbar als zu klein (BAG, 2007). Durch 

Bündelung der Kräfte (nationale eHealth-Strategie, Koordinationsorgan „eHealth Bund – Kantone“) 

soll die Blockade nun überwunden werden. Insoweit als durch die Koordination verbindliche Stan-

dards und Rechtssicherheit geschaffen werden, kann dies eine gewisse Dynamik auslösen, wel-

che den Weg für kantonal-, privat- oder gemischtfinanzierte Projekte ebnet. Für die Umsetzung der 

„eHealth“-Strategie bleiben die Kantone verantwortlich, was einen gewissen interkantonalen Wett-

bewerb um sinnvolle und bedürfnisorientierte Anwendungen eröffnen dürfte.  

 

Leistungserbringer:  

Die Leistungserbringer (Arztpraxen, Spitäler, Spitex etc.) verfügen im Gesundheitssystem bisher 

kaum über Anreize, sich gegenüber eHealth zu öffnen. Die Einführung von eHealth-Elementen 

bedeutet für die Leistungserbringer zunächst Kosten (finanziellen und zeitlichen Aufwand), denen 

häufig ein unklarer Nutzen  gegenübersteht: Zum einen existieren heute noch relativ wenig Erfah-

rungswerte, welche den Nutzen einzelner eHealth-Elemente konkret belegen. Zum anderen be-

stehen (noch) Ungewissheiten rechtlicher und technischer Natur. Folglich wurden eHealth-

Elemente in der Schweiz bisher auch nur im kleinen Rahmen eingeführt – und zwar dort, wo sie 

aus der Sicht der Leistungserbringer betriebswirtschaftlich rentieren.  

 

Das Tarifsystem ist überdies so ausgestaltet, dass nur in Ausnahmefällen finanzielle Anreize be-

stehen, durch Koordination der Versorgung oder den Austausch von Informationen z.B. Doppel- 

oder andere unnötigen Untersuchungen zu vermeiden. Häufiger ist das Gegenteil: Einzelleis-

tungsvergütung im ambulanten Bereich und Tagespauschalen im stationären Bereich belohnen 

Mehraufwand durch die Leistungserbringer. Auch Telemonitoring-Ansätze, die zur Reduktion der 
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Zahl der Konsultationen oder zur Reduktion der Spitalaufenthalte beitragen, sind für die Leis-

tungserbringer unter diesen Umständen – finanziell betrachtet – uninteressant.  

Die Erfahrungen im Gesundheitswesen zeigen immer wieder, dass sich die Akteure gemäss ihren 

finanziellen Anreizen verhalten. Es ist deswegen zu bezweifeln, ob „top-down“ eingeführte 

eHealth-Elemente den erhofften volkswirtschaftlichen Nutzen nach sich ziehen werden, wenn sie 

der betriebswirtschaftlichen Logik der Leistungserbringer diametral zuwider laufen. Beispiel Patien-

tendossier: Der Zugriff auf sämtliche relevanten Patientendaten eröffnet den Leistungserbringern 

zusätzliche Möglichkeiten der Einkommensoptimierung, z.B. die Identifikation und Schliessung 

vermeintlicher „Lücken“ im Patientendossier durch medizinisch nicht zielführende Untersuchungen.  

 

Versicherte / Patienten:  

Aus der Sicht der Versicherten/Patienten ist kaum grösserer Widerstand gegen eHealth zu erwar-

ten, wenn erst mal breite Nutzungsmöglichkeiten existieren und diese den Patientenbedürfnissen 

entsprechen. Gemäss dem Zentrum für Technologiefolgen-Abschätzungen (2008) stehen die 

Schweizerinnen und Schweizer selbst dem elektronischen Patientendossier mehrheitlich positiv 

gegenüber. Der Schutz der sensiblen Patientendaten bereitet ihnen gemäss der Studie „wenig 

Kummer“, nicht zuletzt, weil sie mit Online-Banking gute Erfahrungen gemacht haben. Interessan-

terweise werden mehrheitlich keine Kosteneinsparungen erwartet. 

 

Fazit und Empfehlungen 

Die Errungenschaften der IKT verfügen über das Potenzial, die Gesundheitssysteme nachhaltig zu 

reformieren. Die sinnvolle Nutzung von eHealth – diesbezüglich sind sich Fachleute einig – ist ein 

Schlüsselfaktor für zugleich kosteneffiziente und patientenzentrierte Erneuerungen im Gesund-

heitswesen. Gerade im stark fragmentierten und überdies teuren Gesundheitswesen der Schweiz 

dürfte die Nutzung der digitalen Möglichkeiten ein grosses Potenzial hinsichtlich Transaktions- und 

Prozessoptimierungen eröffnen.  

 

Allerdings fehlt in der Schweiz bis heute eine eigentliche eHealth-Kultur, wie sämtliche Bestandes-

aufnahmen zeigen. Angesichts der Tatsache, dass praktisch alle Arztpraxen über einen PC mit 

Breitbandanschluss verfügen, mag dies zunächst erstaunen. Es bieten sich allerdings zwei Erklä-

rungsansätze an: 

  

Schlechtes Umfeld für „top-down“-Lösungen: Anders als in Staaten wie Dänemark oder England, 

die bezüglich eHealth zu den führenden Nationen gehören, existiert in der Schweiz keine starke 

staatliche Instanz, welche gesundheitspolitische Visionen entwickelt und diese mit den erforderli-

chen Kompetenzen umsetzen kann. „Top-down“-Ansätze werden durch das föderale Gesund-

heitswesen erschwert, welches die staatlichen Kompetenzen auf Bund, Kantone und Gemeinden 

verteilt. Einheitliches Vorgehen erfordert einen hohen Koordinationsbedarf. 

  

Schlechter Nährboden für „bottom-up“-Entwicklung: In einem wettbewerblich ausgestalteten Ge-

sundheitssystem wäre indessen zu erwarten, dass die Krankenversicherer die Verbreitung patien-

tenzentrierter und kosteneffizienter Innovationen im Sinne ihrer Kundschaft fördern und die Leis-

tungserbringer entsprechend in die Pflicht nehmen. Das KVG beschneidet die Möglichkeiten der 

Einflussnahme der Versicherer allerdings zu stark, als dass von dieser Seite grössere Anstren-

gungen zu erwarten wären. Unter den Leistungserbringern wiederum sind die Anreize zum gros-

sen Teil so gesetzt, dass sie aus der Implementierung volkswirtschaftlich sinnvoller eHealth-

Anwendungen keinen eigenen finanziellen Nutzen ziehen können. In Verbindung mit der fehlen-

den Unternehmerkultur ist es insofern nicht erstaunlich, dass das eHealth-Barometer unter Ärzten 

und Spitälern starke Abwehrreflexe gegen eHealth feststellte.  

 

Die aktuellen Bestrebungen im eHealth-Bereich sind von verstärkten Bemühungen der Koordinati-

on zwischen Bund und Kantonen mit expliziten Zielsetzungen (Patientendossier, Online-Portal) 



 

89 

geprägt. In Bezug auf die Festlegung verbindlicher Leitplanken technischer und rechtlicher Natur 

scheint dieses Vorgehen zielführend zu sein, wenngleich sich bisher vieles noch im Evaluations-

stadium befindet. Gleichzeitig werden auch eHealth-spezifische bildungspolitische Massnahmen 

sowie die Einführung spezifischer finanzieller Anreize (z.B. Anschubfinanzierungen für eHealth, 

eHealth-gebundene Vergütung u.ä.) diskutiert. Ob die Akzeptanz und der sinnvolle Einsatz von 

eHealth mit entsprechenden Massnahmen nachhaltig gefördert werden kann, ist zu bezweifeln. 

 

Mittelfristig wäre es fraglos sinnvoller, die Anreizstrukturen im Gesundheitswesen allgemeinen da-

hingehend anzupassen, dass betriebswirtschaftlich lohnendes Verhalten seitens der Akteure ver-

stärkt mit volkswirtschaftlich erwünschten Handlungen einhergeht. Die in diesem Zusammenhang 

zu prüfenden Massnahmen sind aus dem gesundheitspolitischen Diskurs bekannt:  

 

- mehr  Leistungswettbewerb durch Förderung von Managed Care  

- Förderung der Transparenz durch Daten zur Qualität der erbrachten Leistungen 

- mehr Wettbewerb durch Aufhebung des Kontrahierungszwangs 

- mehr Wettbewerb durch Abschaffung der Spitalplanung  

- etc.  

 

Entsprechende Reformen würden das Gesundheitswesen allgemein stärken, könnten aber auch 

ein Umfeld schaffen, in welchem die Leistungserbringer eHealth verstärkt als Mittel zum Erreichen  

eigener Ziele erkennen, von sich aus entsprechende Bildungsmöglichkeiten nachfragen, sich ge-

genüber innovativen Anwendungen aufgeschlossen zeigen und aus Eigeninteresse in eine ent-

sprechende eHealth-Infrastruktur zu investieren bereit sind.  

 

5.2.6 Energie und Umwelt 

 

Mit IKT-Unterstützung kann der Energieverbrauch in der Produktion (Unternehmen) und im Kon-

sum (Haushalte) bei gleichem Nutzen gesenkt werden – es geht also um den Einsatz von IKT zur 

Steigerung der Energie- und somit der Umwelteffizienz von Wirtschaft und Gesellschaft. Dies wird 

insbesondere erreicht durch  

 

- intelligente Netze (smart grids), 

- intelligente Gebäude (smart homes and buildings) und 

- intelligente Transportsysteme (smart transportation). 

 

Netz- und Gebäudemanagement zielen gleichermassen auf die Steigerung der Energieeffizienz 

von Haushalten und Unternehmen, jedoch im ersten Fall von der Angebotsseite, im zweiten Fall 

von der Nachfrageseite ausgehend. Bereits relativ geringe Energieeffizienzgewinne können hier 

offenbar enorme positive ökonomische und ökologische Wirkungen zeitigen, ebenso wie dies bei 

entsprechenden Energieeffizienzgewinnen dank Transportmanagement der Fall sein dürfte, denn 

Unternehmen und Haushalte stehen zusammen an erster, Transporte an zweiter Stelle der Ener-

gieverbrauchsstatistiken. 

 

Der US Broadband Plan widmet auch den IKT-Netzen und -Geräten eine eigene Optimierungska-

tegorie (sustainable information and communications technology), weil der rasant zunehmende 

Einsatz und Dauerbetrieb von immer leistungsfähigeren IKT-Netzen und –Geräten auch immer 
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mehr Strom benötigt.105  Eine eigene „smart ICT“-Kategorie dürfte aber kaum nötig sein. Dass 

auch Telekommunikationsnetze und IKT-Geräte möglichst energie- und umwelteffizient konzipiert 

sein sollten, gilt wie für alle Güter und ist hier nicht Thema, während ihr sparsamer Einsatz (Stich-

wort: abschalten statt stand-by) je nach Standort und Perspektive schon unter intelligente Netze 

oder intelligente Gebäude fällt. 

 

Netz-, Gebäude- und Transportmanagement wickeln sich in der Schweiz (wie auch in anderen 

fortschrittlichen Ländern) unter unterschiedlichen Rahmenbedingungen ab. Hier werden nur die 

Rahmenbedingungen zur Diskussion gestellt, von denen plausibel angenommen werden kann, 

dass sie für die Anwendung von IKT in diesen Managementbereichen eine wesentliche Rolle spie-

len. Von grundlegender Bedeutung sind die wettbewerblichen Rahmenbedingungen sowie gewis-

se staatliche, parastaatliche und eventuell auch private Regeln.106 Herrscht wirksamer Wettbe-

werb, dann sind die Marktteilnehmer durch den Wettbewerbsdruck gezwungen, IKT-gestützte Effi-

zienzsteigerungen so rasch als möglich zu realisieren, sobald sie sich technisch-ökonomisch um-

setzen lassen. Dies gilt auch für Massnahmen zu Steigerung der Energieeffizienz, die sich direkt in 

niedrigeren (privaten) Kosten niederschlagen und die dazu meistens auch für die Umwelt (soziale 

Kosten) von Vorteil sind. Bei intelligenten Netzen, Gebäuden und Transporten stellen Fortschritte 

in der Energieeffizienz höchstwahrscheinlich immer auch Fortschritte in der Umwelteffizienz dar, 

weshalb wir diesbezüglich nicht weiter unterscheiden.107 

 

5.2.6.1 Intelligente Netze  

 

Gegenstand 

Der Begriff intelligentes Stromnetz108 bezieht sich auf die IKT-gestützte kommunikative Vernet-

zung und Steuerung von Stromerzeugern, Stromspeichern, Netzkomponenten und Elektrogeräten 

(elektrische Verbraucher von Haushalten und Unternehmen)  in Übertragungs- und Verteilnetzen 

der Elektrizitätsversorgung.109 Stromnetze werden mit IKT aufgerüstet, damit sie in Echtzeit von 

Maschine zu Maschine erfassen können, welche angeschlossenen Geräte wie viel Strom einspei-

sen oder beziehen (smart metering). Dies erlaubt die optimale Anpassung der dezentralisierten 

Stromproduktion (virtuelles Kraftwerk) an die sich dauernd ändernde Nachfrage sowie simultan 

auch eine gewisse Beeinflussung des Verbrauchs zur Glättung von ökonomisch und ökologisch 

problematischen Verbrauchsspitzen (peak loads).  

 

So könnte beispielsweise in der Steuerungszentrale des intelligenten Netzes einprogrammiert 

sein, dass Geräte im Leerlauf (stand by) bei sich abzeichnender Verknappung in der Produktion 

via Impuls automatisch ab- und danach wieder eingeschaltet werden. Damit würde erst die Ver-

schwendung gestoppt, bevor teure Spitzenlastenergie ins Netz eingespeist wird. Vorstellbar ist 

auch, dass Kunden einige Geräte als nicht-prioritär bezeichnen, dafür für diese Geräte generell in 

Genuss niedrigerer Preise kommen, diese Geräte jedoch bei drohenden Versorgungsengpässen 

wiederum automatisch abgeschaltet werden. Intelligente Netze könnten auch eine Steuerung mit-

 
105 Im Jahr 2005 verbrauchten der IKT-Sektor und die IKT-Anwender bereits je rund 3%, zusammen also über 6% des Stroms in 
den USA – Tendenz überproportional zunehmend im Vergleich mit anderen Stromverbrauchern; vgl. US Broadband Plan, Ab-

schnitt 12.3, S. 257 ff. 
106 Im IKT Bereich kommt es oft vor, dass nationale oder internationale Branchenstandards oder –normen vom Staat geduldet 
oder sogar gefördert werden. In diesem Fall kann von parastaatlichen Regeln gesprochen werden. Ebenfalls sehr häufig ist, dass 
sich Normen und Standards von weltweit marktführenden Unternehmen (z.B. Microsoft) im Markt durchsetzen.  
107 Dem wäre nicht so, wenn der IKT-Einsatz zwar private Ersparnisse mit sich bringen würde, dabei aber Substitutionseffekte mit 
grösseren Umweltbelastungen nach sich ziehen würde. In diesem Fall, der hier sicher nicht zutrifft, müsste aber nicht der IKT-
Einsatz verhindert, sondern die Umweltbelastung z.B. durch eine Internalisierungsstrategie angegangen werden.  
108 Es ist anzunehmen, dass auch andere Versorgungsnetze (Gas, Wasser, Entsorgung) mit IKT intelligenter und damit in Dimen-

sionierung und Betrieb optimiert werden können.  
109 Für eine eingehende Beschreibung vgl. z.B. National Institute of Standards and Technology NIST (USA) 
http://www.nist.gov/smartgrid/ oder ABB Gruppe: Smart grids portal 
http://www.abb.com/cawp/db0003db002698/145ABC3534B16460C12575B300520D8B.aspx 

http://www.nist.gov/smartgrid/
http://www.abb.com/cawp/db0003db002698/145ABC3534B16460C12575B300520D8B.aspx
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tels flexibler Preisdifferenzierung unterstützen, welche ohne automatische Abschaltungen seitens 

der Versorgungszentrale auskommt. So könnten Verbraucher bei zunehmender Verknappung 

durch die Signalisierung steigender Preise übers Netz veranlasst werden, Abschaltungen aus ei-

genem Antrieb vorzunehmen und damit Verbrauchsspitzen zu brechen.  Hierzu bräuchte es aber 

in Ergänzung zum intelligenten Stromnetz des Versorgers auch ein IKT-gestütztes Strommanage-

ment beim Verbraucher, welches automatisch auf die Preissignale aus dem Netz reagieren und 

leer laufende (stand-by) oder nicht-prioritäre elektrische Verbraucher ausschalten kann (vgl. intelli-

gente Gebäude). 

 

Diese Beispiele könnten ohne weiteres vermehrt werden, und im Zuge der technischen Entwick-

lung werden noch mehr und noch wirksamere Applikationen hinzukommen. Wie jede andere IKT-

gestützte Plattform sind intelligente Stromnetzen in der Lage, grosse Reichweite (sämtliche ange-

schlossenen  Produzenten und Kunden mitsamt ihren am Netz eingesteckten Geräte) mit fast be-

liebiger Vielfalt individueller Behandlung (kundenspezifisch, gerätespezifisch, zeitspezifisch, 

marktbezogen) zu kombinieren. 

 

Potenzial und Entwicklungsstand 

Beim ökonomischen und ökologischen Nutzenpotenzial von intelligenten Stromnetzen geht es um 

Nettoeinsparungen110 von Hunderten von Milliarden Franken allein in den USA und in Europa und 

um Treibhausgassenkungen im zweistelligen Prozentbereich. Für die Schweiz gibt es keine konso-

lidierten Potenzialschätzungen, doch steht ausser Frage, dass intelligente Netze auch hier ein 

enormes Potenzial aufweisen. Das Effizienz- und Umweltpotenzial intelligenter Netze beruht in 

ökonomischer Darlegung im Wesentlichen auf zwei Wirkungen: Erstens auf der gesteigerten Be-

triebssicherheit bzw. der Vermeidung von „Blackouts“ (Angebotssteuerung) zweitens auf der Re-

duktion der Spitzenlastnachfrage: 

 

- Stromnetze sind heute „Patchworks“ aus grössten bis kleinsten Erzeugungs- und Ver-

brauchsstätten, alles hängt mit allem zusammen, gewisse angeschlossene Werke sind 

zu gewissen Zeiten Strombezüger und zu anderen Zeiten Stromlieferanten.111 In den 

letzten Jahren ist es allein auf den veralteten Netzen der USA regelmässig zu „Black-

outs“ mit durchschnittlichen jährlichen Kostenfolgen von 164 Milliarden USD gekom-

men.112 Auch in Europa hat es – teilweise mit Schweizer „Beteiligung“ – diverse „Black-

outs“ gegeben. Nur mit IKT-Unterstützung können die immer komplexer werdenden Net-

ze noch sicher gesteuert und Ausfälle vermieden werden. 

- Dank der bidirektionalen Kommunikation in intelligenten Netzen können alle Beteiligten 

Produzenten, Netzbetreiber, und Verbraucher Optimierungen vornehmen, durch die der 

Gesamtverbrach und – weit bedeutsamer – die Verbrauchsspitzen erheblich gesenkt 

werden können. Das Einsparpotenzial kann freilich nur dann voll ausgenützt werden, 

wenn die intelligenten Netze nicht nur Mengeninformationen, sondern zudem jederzeit 

auch knappheitsgerechte Preise generieren.  

„According to a recent FERC report, dynamic pricing and better-demand-side engage-

ment can reduce peak demand by as much as 20% by 2019, limiting the need to build 

expensive new power plants.“ 113 

Intelligente Elektrizitätsnetze gibt es heute in einem volkswirtschaftlich bedeutsamen Ausmass 

weder in der Schweiz noch sonst in Europa noch in anderen führenden Industriestaaten, ein-

 
110 Von den Bruttoeinsparungen müssen selbstverständlich die Kosten der IKT-Aufrüstung in Abzug gebracht werden. 
111 Besonders auch die Inbetriebnahme von Solar- und Windkraftwerken sowie weiterer Werke mit erneuerbaren aber in ihrer 
Leistung stark schwankender Energiequellen destabilisiert tendenziell die Netze. 
112 Vgl. US Broadband Plan, 249. 
113 Zitat aus US Boradband Plan, 257, mit Bezug auf FERC 2009. 
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schliesslich USA. Es gibt indessen schon verschiedene Pilotprojekte im Ausland wie auch in der 

Schweiz, meistens zunächst beschränkt auf den Einbau intelligenter bidirektionaler Stromzähler 

(smart metering) und auf verbesserte Kundeninformationen.114  Allerdings wird überall intensiv 

über die Entwicklung solcher Netze und über die hierfür notwendigen Voraussetzungen in den 

Märkten und in den Rahmenbedingungen sowie die Rolle der öffentlichen Hand diskutiert. Die 

Schweiz muss hier sicher keinen Rückstand aufholen, sie sollte aber vermeiden, in Rückstand zu 

geraten.  

 

Rahmenbedingungen 

 

Wettbewerb 

Zwischen Elektrizitätsnetzen herrscht kein Wettbewerb, weil diese sowohl auf der Ebene des 

Fernverkehrs als auch in der regionalen Übertragung und bei der lokalen Feinverteilung grössten-

teils stabile monopolistische Bottlenecks darstellen (vgl. Brunekreeft/Meyer 2009). Aus diesem 

Grund werden Preise und Leistungen von Elektrizitätsnetzen reguliert (nicht aber die Produktion 

und der Handel mit Strom, welche kompetitive Leistungsbereiche darstellen). Somit steht die Fra-

ge im Vordergrund, ob sich aus der Netzregulierung positive oder negative Anreize zur Schaffung 

intelligenter Netze ergeben. 

 

Regulierungen 

Die Regulierungen der Elektrizitätsnetze sind seit der Inkraftsetzung des Energiegesetzes, des 

Stromversorgungsgesetzes und einschlägiger Vollzugsverordnungen (im Wesentlichen per Anfang 

2009) von hoher Komplexität. Zudem herrscht im Vollzug zurzeit eine noch kaum je dagewesene 

Rechtsunsicherheit, indem praktisch noch keine der getroffenen Regulierungsmassnahmen von 

materieller Bedeutung rechtskräftig geworden ist. Tatsächlich hat die Elektrizitätskommission (El-

Com) im Rahmen der Preisregulierung die Tarife des Übertragungsnetzes (Swissgrid AG) für das 

Jahr 2009 massiv gekürzt, wogegen ein Rekurs beim Bundesverwaltungsgericht hängig ist. Und 

trotz dieses laufenden Beschwerdeverfahrens hat die ElCom vor kurzem auch bereits die Swiss-

grid-Tarife für das Jahr 2010 nach der genau gleichen Methodik gekürzt – noch stärker als diejeni-

gen für das Jahr 2009 -, wogegen die Parteien ebenfalls Beschwerde führen. Es ist hier weder 

möglich noch nötig, diese regulatorischen Streitigkeiten im Detail zu analysieren.115 Vielmehr 

kann schon anhand einer Skizze dargelegt werden, dass Regulierung und Rechtsunsicherheit den 

Aufbau intelligenter Netze gefährden oder zumindest verzögern dürften.  

 

Folgende Regulierungen und energiepolitischen Dispositionen sind entscheidend: 

 

- Die Übertragungsnetze sind im Besitz einiger grösserer Elektrizitätswerke (EW), werden 

aber seit dem Jahr 2009 von der schweizerischen Netzgesellschaft Swissgrid AG koordi-

niert und ihren Besitzern, anderen EW sowie weiteren Kunden gegen einen staatlich re-

gulierten Tarif (Netznutzungsentgelt) zur Verfügung gestellt. 

- Die Besitzer der Übertragungsnetze sind Aktionäre von Swissgrid, dürfen aber auf deren 

Geschäfte nicht Einfluss nehmen. Voraussichtlich im Jahr 2013 sollen die Übertragungs-

netze ins Eigentum von Swissgrid überführt werden. 

- Die Besitzer stellen die Anlage- und Betriebskosten der Übertragungsnetze Swissgrid in 

Rechnung; Swissgrid addiert ihre eigenen Kosten und bestimmt daraus die Netztarife. 

 
114 Vgl. z.B. Pressemitteilung CKW/Luzern: Mit neuer Technologie zu energieeffizienten Kunden, publiziert durch PowerGrid: 
http://www.powergrid.ch/2010/04/mit-neuer-technologie-zu-energieeffizienten-kunden/ 
115 Der interessierte Leser muss stattdessen auf die Seite der ElCom www.elcom.admin.ch verweisen werden. Dies gilt auch für 
die einschlägigen Gesetze, da deren Aufführung und Diskussion hier zu viel Platz in Anspruch nehmen würde. 

http://www.elcom.admin.ch/
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- Letztere werden von der ElCom einer Kosten- und Effizienzkontrolle unterzogen, welche 

als Basis einer „cost-plus“ Regulierung dient. 116  Dabei wurden in je einer Verfügung 

die Tarife 2009 und 2010 massiv reduziert und somit auch die Entschädigungen an die 

Besitzer der Übertragungsnetze gekürzt – teilweise bis fast um 50% der ursprünglich 

eingereichten Forderungen. Gegen diese Verfügungen laufen Beschwerden von Swiss-

grid sowie von Netzbesitzern beim Bundesverwaltungsgericht. 

- Die Kostenkontrolle basiert auf historischen Kosten (was ökonomisch grundsätzlich prob-

lematisch erscheint, weil diese nicht den Opportunitätskosten entsprechen); für ältere An-

lagen werden zudem pauschale Abzüge bei den Anlagewerten vorgenommen sowie ein 

reduzierter Zinssatz angewendet (Hauptstreitpunkte der eingereichten Beschwerden sind 

diese pauschalen Abwertungen und Ineffizienzabzüge). 

- Sofern die Verfügungen der ElCom in dieser Form rechtskräftig werden, müssen die Be-

sitzer des Übertragungsnetzes gegenüber ihren Planungen mit erheblichen Ertragsaus-

fällen rechnen; zudem müssen sämtliche EW, also auch die Besitzer von regionalen und 

lokalen Verteilnetzen damit rechnen, entsprechend preisreguliert zu werden, was zu wei-

teren Preissenkungen und grossen Etragsausfällen führen würde. Werden die Verfügun-

gen im Rekurs aufgehoben, dann wird die Rechtsunsicherheit noch grösser.  

- Die Behörden sind sich der Gefahren dieses Dilemmas bewusst und arbeiten an einer 

Re-Regulierung, mit welcher die „cost-plus“ Preisregulierung eventuell durch eine anreiz-

orientierte Regulierung (z.B. Price-Cap-Regulierung) abgelöst werden soll. Dies trägt in-

dessen zu noch grösserer Planungsunsicherheit bei. 

Die eingeschlagene Politik ist durch und durch vergangenheitsbezogen, indem sie auf der Annah-

me beruht, die EW hätten ihre heute in Betrieb stehenden Anlagen mit Erträgen vergangener Jah-

re grösstenteils schon amortisiert, weshalb sie den Kunden nicht noch einmal (also doppelt oder 

mehrfach) belastet werden dürften. Doch selbst wenn diese Annahme de facto zutreffen würde, 

sind die daraus abgeleiteten Massnahmen gefährlich. Sie bedeuten, dass Anlagen, welche noch 

einen positiven Gebrauchswert haben, weil sie ja in der Tat weiterhin gebraucht werden können, 

nicht mehr oder nicht zu ihrem vollen ökonomischen Wert in die Preiskalkulation einfliessen. So 

werden künstlich überhöhte Tarife der Vergangenheit mit künstlich zu niedrigen Tarifen in der Zu-

kunft kompensiert.117 

 

Somit drohen der gesamten Elektrizitätsbranche in Zukunft regulierungsbedingt auch dann sehr 

wenig Erträge zuzufliessen, wenn an sich aufgrund zunehmender Knappheiten hohe Preise richtig 

wären. Dies, zusammen mit der hohen Rechts- und Planungsunsicherheit, steigert die Investitions-

risiken – nicht zuletzt natürlich auch Investitionen in intelligente Netze.  

 

Akteure und ihre Anreize 

Wer sind die Akteure, die an sich jetzt in intelligente Netze investieren sollten? Intelligente Netze 

können ihre effizienzsteigernden Wirkungen nur dann voll entfalten, wenn sie einerseits möglichst 

viele Kunden und Geräte erreichen und andererseits auch die Seite der Stromerzeugung (mög-

lichst nachfragegerecht) steuern können. Die Schweizer Stromlandschaft weist einige wenige über 

ihr Versorgungsgebiet vertikal integrierte EW auf, die sowohl über Produktionsanlagen als auch 

 
116 In einer „cost-plus“ Preisregulierung ergeben sich die regulierten Preise (Tarife) aus den Kosten plus einem regulierten Ge-
winnzuschlag. Diese Tarifregulierung muss ergänzt werden mit einer Effizienzkontrolle und Kosten- bzw. Tarifkürzungen bei 
nachweislicher betrieblicher Ineffizienz (das regulierte Unternehmen hat Anreize zu Ineffizienz und hohen Kosten, da diese ohne 

Effizienzkontrolle auf die Kunden überwälzt werden können). 
117 Nebenbei erwähnt, ist keineswegs sicher, ob die letztlich bezahlten Tarife in der Vergangenheit effektiv zu hoch gewesen sind, 
denn um dies zu beurteilen, fehlen den Behörden die Referenzwerte „richtiger“ Tarife. Zudem wurden die Erträge der Vergan-
genheit reinvestiert oder an die Besitzer (grösstenteils Kantone und Gemeinden, wenig Privataktionäre) ausgeschüttet. 
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über Übertragungsnetze sowie regionale und lokale Verteilnetze verfügen.  Sie müssen ihre Antei-

le am Übertragungsnetz, die schon heute von Swissgrid koordiniert werden, in den nächsten Jah-

ren in deren Eigentum. Damit werden auch sie in Zukunft nur noch über Produktionsanlagen und 

über Vertriebsnetze verfügen. 

 

Daneben gibt es in der Schweiz Hunderte von Klein- und Kleinstwerken mit kleinen oder gar kei-

nen eigenen Produktionsanlagen und ebenso mit kleinen bis kleinsten Vertriebsnetzen. Sie kaufen 

den Strom bei grösseren Werken oder im Ausland und verteilen diesen an ihre Abonnenten. Ob-

wohl es in den letzten Jahren schon zu einigen Fusionen gekommen ist, gibt es in der Schweiz 

immer noch etwa 800 Werke – das sind etwa 10 mal mehr als z.B. in Deutschland auf einer rund 

10 mal so grossen Fläche tätig sind (daraus ergibt sich, dass ein Schweizer Versorger durch-

schnittlich 100 mal kleiner ist als ein Deutscher Versorger)! 

 

Vor diesem Hintergrund stösst die Errichtung intelligenter Netze auf eine mehrschichtige Proble-

matik: Intelligente Netze bedingen eine Steuerung von der Produktion bis hin zu den Endkunden. 

Die Schweiz ist jedoch daran, Produktion, Übertragung und Vertrieb immer weiter zu entkoppeln 

und so die Koordination intelligenter Netze noch komplexer zu machen als sie ohnehin schon ist. 

Sie wird weiter erschwert, indem auf Stufe Verteilung Hunderte zum Teil kleinste Werke bestehen. 

Dadurch wird nicht nur die Koordinationskomplexität, sondern auch der Planungsaufwand für intel-

ligente Netze vervielfacht. 

 

Hinzu kommen ebenso mehrschichtige Anreizprobleme. Die „cost-plus“ Regulierung basiert nicht 

nur auf irrelevanten vergangenheitsbezogenen Werten und versucht in volkswirtschaftlich riskanter 

Weise, angeblich früher überhöhte Preise mit künftigen Preisreduktionen zu „kompensieren“, son-

dern sie impliziert auch, dass Effizienzgewinne stets unverzüglich an die Kunden weitergegeben 

werden müssen. Dies reduziert u.E. die Anreize der Unternehmen effizienzsteigernde Investitio-

nen, also namentlich heute die Anreize, in intelligente Netzwerke zu investieren. Aufgrund der 

grossen regulierungsbedingten Rechtsunsicherheit und drohenden Preissenkungen werden die 

Investitionsrisiken verstärkt und die Investitionsanreize weiter geschwächt.  

 

Diese Umstände dürften übrigens auch den Beizug privaten Kapitals für Investitionen in intelligen-

te Netze erschweren. Der grösste Teil der schweizerischen Elektrizitätsanlagen ist im Besitz der 

öffentlichen Hand (Kantone und Gemeinden), die wahrscheinlich kaum in der Lage und dazu be-

reit sind, fehlendes privates Risikokapital in grösserem Umfange durch öffentliches Risikokapital 

(Steuermittel) zu ersetzen. 

 

Fazit und Empfehlungen 

Aufgrund der aktuellen zersplitterten Produktions- und Vertriebsstrukturen, der Besitzverhältnisse, 

der vergangenheitsbezogenen Preisregulierung und enormer Rechtsunsicherheit über die aktuelle 

und die zukünftige Regulierung dürfte in der Schweiz in den nächsten Jahren die Bereitschaft für 

Investitionen in intelligente Stromnetze eher gering sein. Unter den erwähnten Strukturen und Um-

ständen dürften zudem die Planung und die Realisierung sowie der Betrieb intelligenter Netze in 

der Schweiz weit teurer sein als in vergleichbaren Industriestaaten. 

 

Da erstens die aktuelle Regulierung sehr wahrscheinlich das Haupthindernis für die Schaffung in-

telligenter Elektrizitätsnetze darstellt und zweitens zurzeit Arbeiten für eine erneute Revision der 

Regulierung in Angriff genommen werden oder bereits im Gange sind, besteht die wichtigste Mas-

snahme darin, die Schaffung intelligenter Elektrizitätsnetze ausdrücklich als verbindliches Regulie-

rungsziel vorzugeben. 
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Das heutige Ziel der Regulierung besteht darin, die Voraussetzungen für eine sichere Elektrizitäts-

versorgung sowie für einen wettbewerbsorientierten Elektrizitätsmarkt zu schaffen (Art. 1 Abs. 1 

StromVG);118 das Gesetz soll ausserdem die Rahmenbedingungen festlegen für eine zuverlässige 

und nachhaltige Versorgung mit Elektrizität in allen Landesteilen (Art. 2. lit. a) und die Rahmenbe-

dingungen festlegen für die Erhaltung und Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der 

Schweizer Elektrizitätswirtschaft (Art. 2 lit. b). 

Es ist nicht nötig an diesem Zweckartikel etwas zu ändern, denn eine sichere Versorgung im 

Rahmen eines wettbewerbsorientierten Marktes sowie gar die internationale Wettbewerbsfähigkeit 

der Schweizer Elektrizitätswirtschaft bedingen heute zwingend und dringend (!), dass intelligente 

Netze geschaffen werden. 

Bei den Revisionsarbeiten ist im Hinblick auf das Regulierungsziel „intelligente Netze“ des Weite-

ren Folgendes zu prüfen: 

 

- Ist die Ausgliederung des Übertragungsnetzes immer noch sinnvoll (gewisse EU-Länder 

haben sie auf eine Tag x „aufgeschoben“)? 

- Sollten die Preise statt an der Vergangenheit nicht vielmehr an den künftigen Anforde-

rungen orientiert werden (Knappheit, Investitionsbedarf)? 

- Die Effizienzwirkungen intelligenter Netze können potenziert werden mit dynamischer 

Preisdifferenzierung – wie muss eine Preisregulierung gestaltet sein, wenn sie diese un-

terstützen will? 

- Wie kann die Regulierung anreizkompatibel ausgestaltet werden? 

- Die Zersplitterung der Verteilnetze beruht nicht zuletzt auf den öffentlich-rechtlich domi-

nierten Eigentumsverhältnissen – sind regulatorische Massnahmen in Betracht zu zie-

hen, die Verteilnetze zu entstaatlichen? 

(Der letzte Punkt der Liste, die sicher noch erweitert werden könnte, beruht auf der Annahme, 

dass nach einer Entstaatlichung ein beschleunigter Konzentrationsprozess oder zumindest eine 

Tendenz zur Bildung von Allianzen in Gang kommen könnte und der Zersplitterung der Versor-

gungslandschaft in Klein- und Kleinsteinheiten entgegenwirken würde.) 

 

5.2.6.2 Intelligente Gebäude 

 

Gegenstand 

Ähnliches wie für intelligente Stromnetze - wenn auch „bottom up“ statt „top down“ - gilt für das 

IKT-gestützte Gebäudemanagement (auch facility management, smart homes, smart buildings o-

der intelligente Gebäude). Hier scheint die Reichweite der Steuerung zunächst auf eine Wohnung, 

ein Gebäude oder eine Gruppe von Gebäuden (Wohnsiedlung, Industriekomplex) beschränkt, 

lässt sich aber in Bezug auf die Individualität der Behandlung vertiefen. Wie schon erwähnt, könn-

ten Elektrogeräte in Reaktion auf Informationen (z.B. Preissignale) der Elektrizitätsversorgung und 

nach den Vorgaben der Verbraucher automatisch ein- und ausgeschaltet werden. Intelligente An-

lagen könnten aber noch auf ganz andere Signale programmiert werden. Wie Thermostaten, die 

schon seit Jahrzehnten Heizungen sozusagen thermomechanisch regulieren, könnten Helligkeits-

messer, Luftfeuchtigkeitsmesser, Bewegungsmelder und andere Sensoren via IKT erwirken, dass 

Lampen, Lüftungen, Luftbefeuchter, Sonnenstoren, Bewässerungsanlagen und dgl. nur dann und 

nur so lange und so intensiv in Betrieb genommen werden, wie dies nötig und sinnvoll ist (wobei 

letzteres an Kriterien – Wärme, Luftfeuchtigkeit usw. – zu messen ist, welche entsprechend den 

 
118 Bundesgesetz über die Stromversorgung (StromVG; SR 734.7). 
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individuellen Präferenzen der Bewohner oder den individuellen Bedürfnissen eines Spitals, einer 

Fabrik usw. einprogrammiert werden können). 

 

Zum IKT-gestützten Gebäudemanagement sind IKT-fähige, vernetzte Geräte (Kommunikation Ma-

schine-Maschine) und Programmierungen (Kontrollpanel Mensch-Maschine) notwendig. Aus dem 

Bedarf nach entsprechender Hard- und Software können sich administrative und industrielle Betä-

tigungen (Planung und Produktion von Steuerungen, Einbau, Programmierung, Betrieb, Kontrolle) 

ergeben. Unternehmen und andere Gebäudeeigner können die Ausrüstung, die Implementierung 

und das Management ihrer Liegenschaften an Gebäudemanagementunternehmen „outsourcen“.  

 

Mittels Internet und Breitbanderschliessung von Liegenschaften sowie drahtgebundener (LAN, 

Powerline) oder drahtloser inhouse-Verbindungen (WLAN, WiFi) zu den Geräten können Pro-

grammierung, Überwachung und Kontrolle (also die Steuerungen) intelligenter Gebäude ortsunge-

bunden (im Prinzip in der ganzen Welt) vorgenommen werden. Soweit auch hier die Verbindung 

von Reichweite und individueller Behandlung mit Grössen- und Verbundvorteilen einhergeht, 

könnten sich auf Dauer grosse und sogar international tätige Gebäudemanagementunternehmen 

im Markt durchsetzen (outsourcing). Es ist zu erwarten, dass sich auch Unternehmen, die ohnehin 

schon Netzwerke bis hin zur inhouse-Verkabelung betreiben, dieses Geschäftsfeld erschliessen 

werden wollen (z.B. Elektrizitätsversorger, Telekommunikationsunternehmen, Internetprovider).  

 

Am nebenstehenden Flyer über eine Ko-

operation der grössten Bauunternehmung 

und der grössten Telekommunikationsun-

ternehmung der Schweiz lässt sich dies il-

lustrieren (Zitate aus dem Flyer): 

 

- „[...] Seit einigen Jahren genies-

sen die Poliere und Bauführer auf 

den Baustellen mit mobilen Gerä-

ten einen direkten Zugang zum 

SAP-System des Unternehmens. 

- [...] Auf der Suche nach neuen 

Geschäftsfeldern hat Implenia kürzlich CEI  (Collaborative Enterprise Innovation) von 

Swisscom an Bord geholt.  

- Zusammen mit diesen Innovationsspezialisten haben die Praktiker von Implenia analy-

siert, wie sich mit - hilfe von mobiler Technologie die  Wertschöpfung im Gebäudeser-

vicegeschäft ausbauen lässt. 

- [...]  Gemeinsam mit Swisscom hat die swiss IT-Factory für Implenia ein Pilotsystem für 

die effiziente Gebäudeüberwachung entwickelt.  

- Ein Rechner im Gebäude sammelt – über Funk oder Kabel – Messwerte und Meldungen 

von verschiedenen Anlagen (z. B. Heizung, Klimaanlage, Zutrittskontrolle oder Beleuch-

tung). Via SAP-System von Implenia integriert über eine mobile Client-Lösung erreichen 

diese den zuständigen Techniker – und zwar ganz egal, wo er sich gerade befindet. Der 

Techniker kann von überall her direkt reagieren: Indem er über sein mobiles Gerät etwa 

die Heizung im Gebäude steuert und überwacht oder eine  Störungsmeldung von der 

Klima- oder Liftanlage erhält. Die Erfahrungen aus dem Pilotbetrieb sind positiv. Bei der 

Bedienung der Anlagen und der Rapportierung der Meldungen spart man viel Zeit, und 

zahlreiche Fahrten der Techniker zu den Gebäuden entfallen.  

Abbildung 34: Gebäudemanagement Flyer (Juni 2009) 
Quelle: http://www.swisscom.ch/ 
solutions/implenia.pdf 
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- [...]  Mit dem Einsatz  von intelligenter Technologie lässt sich Energie einsparen und der 

CO2-Ausstoss verringern. 

- Für Johnny Gschwend, CIO bei  Implenia, kommt zum Nutzen für die Umwelt ein  ge-

wichtiger Vorteil für das Unternehmen hinzu: «Indem wir zusammen  mit Swisscom neue 

Lösungen wie diese entwickeln, sind wir der Konkurrenz  immer einen Schritt voraus. 

Und  das zahlt sich für alle Beteiligten nachhaltig aus.»“ 

Wenn schon Baustellen auf diese Art und Weise ferngesteuert optimiert werden können, dürfte 

dies erst recht bei fertiggestellten Bauten der Fall sein. Einer Meldung des Tagesanzeigers-online 

(vgl. http://www.tagesanzeiger.ch/wirtschaft/unternehmen-und-konjunktur/Dubai-gibt-den-Burj-

Khalifa-in-Schweizer-Haende/story/28900816; Stand 21. April 2010) ist ein  weiteres ebenso illust-

ratives wie  interessantes Beispiel zu entnehmen (Auszüge aus der Meldung): 

 

„Dubai gibt den Berj-Khalifa in Schweizer Hände: 

 

- Um den Auftrag der staatlichen dubaier Bauunternehmung Emaar für den technischen 

Unterhalt des höchsten Gebäudes der Welt hatten sich über ein Dutzend weltweit füh-

rende Facility-Dienstleister beworben. Gewonnen hat am Schluss die Immobilienfirma 

Avireal mit Sitz in Zürich. Der prestigeträchtige Auftrag hat einen Wert von rund 20 Millio-

nen Franken verteilt über drei Jahre, wie Avireal am Mittwoch mitteilte. 

- Demnach wird Avireal beim 828 Meter hohen Turm die Wartung sämtlicher Kälte- und 

Klimaanlagen, Sanitäreinrichtungen, Gebäudeleitsysteme, Stromanlagen sowie der So-

lar- und Lüftungseinrichtungen übernehmen. [...] Die insgesamt 378 Sonnenkollektoren 

heizen Tag für Tag rund 140‟000 Liter Wasser für den täglichen Gebrauch der Turmbe-

wohner. 

Arbeit für 130 Mitarbeiter 

 

- Die Firma beschäftigt in Zürich 200, in Genf 100 und in Dubai 1500 Angestellte. Für den 

technischen Unterhalt im Burj Khalifa werden rund 130 Mitarbeitende eingesetzt. Der 

Auftrag wird gemeinsam mit dem Facility-Management-Unternehmen Cofely Besix aus-

geführt. Avireal gehörte früher zur Swissair und ist heute im Besitz des Churer Immobili-

enunternehmers Remo Stoffel. 

Avireal (vgl. http://www.avireal.com/desktopdefault.aspx) anerbietet sich im In- und Ausland zur 

Implementierung und zum Betrieb des Gebäudemanagements im Sinne intelligenter Gebäude für 

Bürokomplexe, Flughäfen, Logistikzentren, Rechenzentren, Hotels und Residenzen sowie Indust-

rie und Gewerbe. Gleiches gilt  für Cofely Besix mit geografischer Konzentration auf den mittleren 

Osten und sachlicher Konzentration auf den Betrieb (vgl. http://www.cofely-besix.com/index.html). 

 

Allein schon aus diesen Beispielen lässt sich einiges folgern oder zumindest vermuten. IKT-

gestütztes Gebäudemanagement wird heute in kommerziell genutzten Grossgebäuden und Ge-

bäudekomplexen von dafür spezialisierten Unternehmen in internationaler Konkurrenz betrieben. 

Die Gebäudebesitzer oder –nutzer lagern dieses Management offenbar mit Vorteil aus, wie sie 

auch andere IKT-Bereiche auslagern (Outsourcing). Anbieter von Gebäudemanagement sind bei-

spielsweise „spin-offs“ dieser Auslagerung, also ehemals interne Gebäudemanager (wie bei Avire-

al Gebäudemanager der ehemaligen Swissair Group), die ihre Kompetenzen unter Nützung von 

Grössen – und Verbundvorteilen in einer eigenständigen Gebäudemanagementfirma konzentrie-

ren und auf dem Markt anbieten, oder interdisziplinäre Kooperationen (wie im Beispiel betreffend 

Swisscom und Implenia).  Bezeichnend ist sicher auch, dass die schweizerische Avireal in Zürich 

http://www.tagesanzeiger.ch/wirtschaft/unternehmen-und-konjunktur/Dubai-gibt-den-Burj-Khalifa-in-Schweizer-Haende/story/28900816
http://www.tagesanzeiger.ch/wirtschaft/unternehmen-und-konjunktur/Dubai-gibt-den-Burj-Khalifa-in-Schweizer-Haende/story/28900816
http://www.avireal.com/desktopdefault.aspx
http://www.cofely-besix.com/index.html
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und Genf weit weniger Beschäftigte hat als in Dubai: je extremer die klimatischen Bedingungen, 

desto grösser das energetische und ökonomische Nutzenpotenzial eines intelligenten Gebäudes. 

 

Potenzial und Entwicklungsstand 

Eine Credit Suisse-Studie zeigt in den Jahren 2005 bis 2008 eine Zunahme der Beschäftigung im 

Bereich der Immobilien-Dienstleistungsunternehmen, von rund 30% auf (noch relativ bescheiden 

scheinende) 30„000 Beschäftigte, welche gemäss Auffassung der Autoren insbesondere den 

Trend zum Outsourcing widerspiegelt.119  Hierbei soll das an spezialisierte Unternehmen ausgela-

gerte Gebäudemanagement eine noch höhere Zuwachsrate aufweisen und im Jahr 2008 in der 

Schweiz etwas über 7„200 Personen beschäftigt haben. Indes geht aus dieser Studie nicht hervor, 

wie weit es sich dabei effektiv um IKT-gestütztes Gebäudemanagement im hier skizzierten Sinn 

handelt. Ebenso wenig sind Angaben darüber verfügbar, wie viele interne Arbeitskräfte der Ge-

bäudebesitzer oder -nutzer sich dem Gebäudemanagement widmen. 

 

Eine kleine Internetrecherche120 sowie Beiträge aus der Branche (Schumacher 2009, Caravatti-

Felchlin 2009) zeigen aber, dass in der Schweiz IKT-gestütztes, professionelles Gebäudema-

nagement in der Tat bereits in erheblichem Ausmass umgesetzt wird. Die Kunden sind in erster 

Linie kommerzielle und institutionelle Nutzer von grossen Gebäuden und Gebäudekomplexen. 

Diese Kunden, also Industrie- und Verwaltungskomplexe (Flughäfen, Bahnhöfe, Büros), Spitäler 

und Pflegeheime sowie öffentliche Verwaltungen und Grossüberbauungen, haben schon seit vie-

len Jahren eigene Dienste für Haustechnik unterhalten und immer mehr auch externe Haustech-

nikunternehmen eingesetzt, die im Zuge der technologischen Entwicklung offenbar stetig den neu-

en Möglichkeiten IKT-gestützter Lösungen gefolgt sind. Die Schweiz weist im Bereich dieser 

Grosskunden gewiss keinen Rückstand auf die fortschrittlichsten Länder auf. Dies zeigt sich auch 

an der bereits seit den 1930-Jahren organisch gewachsenen Industrie- und Verbandsstruktur und 

ihren engen Beziehungen zu ausländischen Verbänden und Institutionen (Caravatti-Felchlin 2009) 

sowie an starken Internationalisierungstendenzen, die in der Schweiz besonders durchschlagend 

sind. So lässt sich feststellen, dass immer mehr internationale Facility Management Konzerne in 

den Schweizer Markt eintreten, indem sie einheimische Unternehmen aufkaufen. Dies wird damit 

erklärt, dass sich die Schweiz neben den üblichen Vorteilen in den wirtschaftspolitischen Rahmen-

bedingungen (Steuern, Zinsen, Stabilität) über eine enorme Dichte global tätiger Konzerne als ent-

sprechend potenzielle globale Kunden auszeichnet (Schumacher 2009). Somit werden aus der 

Schweiz Gebäudemanagementleistungen exportiert, wie auch das eingangs skizzierte Beispiel 

von Avireal illustriert. 

 

Dass die Schweiz zur Zeit im IKT-gestützten Gebäudemanagement keinen grossen Aufholbedarf 

zum Ausland, sondern vermutlich sogar eine recht gute Position aufweist, bedeutet nun aber kei-

neswegs, dass in der Schweiz nicht trotzdem ein Energieeffizienzsteigerungspotenzial auszunüt-

zen wäre – ganz im Gegenteil. Denn obwohl erstens in der Schweiz wie in anderen fortschrittlichen 

Ländern immer intelligentere Grossgebäude schon fast selbstverständlich geworden sind, trifft dies 

für kleinere Gebäude und vor allem auch für Einfamilienhäuser offenbar noch praktisch nirgends 

zu;121 daraus ergibt sich ein riesiges mengenmässiges Potenzial. 

 

 
119 Vgl. Credit Suisse Economic Research 2010 sowie NZZ am Sonntag vom 11. April 2010, S. 47. 
120 Eine Google Anfrage nach „Gebäudemanagement“ or „Facility Management“ beschränkt auf die Schweiz ergibt 3„180 Treffer, 
wobei es sich zur Hauptsache um Seiten von Anbietern mit – naturgemäss – zahlreichen Erfolgsmeldungen (success stories) 
über die Erarbeitung und Umsetzung von Lösungen bei bedeutsamen Kunden handelt. Die genau gleiche Anfrage, jedoch geo-
grafisch uneingeschränkt, ergibt über 62„000 Treffer. 
121 Da in der Schweiz die Mieter und Wohnungsbesitzer gegenüber den Eigenheimbesitzern weit in der Überzahl sind, und erste-
re in grosser Zahl in Grossgebäuden und Überbauungen wohnen, dürften hierzulande heute im Vergleich zum Ausland überpro-
portional viele Haushalte von IKT-gestütztem Gebäudemanagement profitieren. Ihre Vermieter sind die direkten Kunden der An-
bieter solcher Managementleistungen. 
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Zweitens ergibt sich aus der möglichen Entwicklung der Elektrizitätsnetze zu intelligenten Netzen 

(smart grids) sozusagen ein technisch-ökonomischer Multiplikator des Potenzials über alle Arten 

von Gebäuden. Es dürfte kaum übertrieben sein, von einem veritablen Quantensprung zu spre-

chen. Nur durch Informationen vom Elektrizitätsversorger über Verbrauchsmengen und Preise (im 

Idealfall via dynamische Knappheitspreise, welche durch Impulse im Netz von Maschine zu Ma-

schine – Stichwort: smart metering - kommuniziert werden) kommen die Endverbraucher in die 

Lage und erhalten zudem starke Anreize, ihre Gebäude, Wohnungen und Geräte energieeffizient 

und – gleichbedeutend - kosteneffizient zu steuern. Und nur mittels intelligenten Netzen bis in die 

Unternehmen und Haushalte kann diese Steuerung IKT-gestützt sozusagen vollautomatisiert wer-

den. 

 

Folgendes Zitat fasst diesen Abschnitt nicht nur bestens zusammen, sondern lässt auch ermes-

sen, um welche riesigen Einsparpotenziale es hier geht (US Broadband Plan, 254-255): 

 

“Today, most Americans receive an electricity bill – via paper or an electronically delivered PDF – 

12 times a year after the energy use occurs. They do not know the price of electricity, the source of 

the power or the amount of power needed to run each of their appliances. […] almost no one 

knows how much electricity it takes to run a load of laundry, turn on an additional flat-screen tele-

vision or cool a home an extra two degrees. Smart meters help change this equation because they 

generate real-time data. In addition to their other operational capabilities such as automated meter 

reading and remote power monitoring, smart meters can record or transmit three types of infor-

mation: 

 

1. Historical energy consumption data (e.g. ‟How much power did I use yesterday, last 

month and last winter?‟) 

2. Real-time data (e.g. „How much power am I using right now?‟) 

3. Price and demand response data (e.g. „What is the price of electricity right now?) 

In dozens of consumer trials, Advanced Metering Infrastructure (AMI) technologies combined with 

time-bases pricing tariffs have led to reductions of both peak demand and total energy consump-

tion. A recent study of 15 utility pilots by the Brattle Group found that time-based or dynamic pric-

ing of electricity resulted in an drop of peak demand between 3% and 20%, depending on how the 

pricing was set up. Adding technologies such as two-way programmable communicating thermo-

stats, in-home energy displays und two-way load control systems drove the drop in peak demand 

to between 27% and 44%.” 

 

Selbst wenn durchaus angenommen werden kann, dass in der Schweiz schon heute etwas spar-

samer mit Energie umgegangen wird als in den USA, dürften diese Optimierungspotenziale auch 

hier im zweistelligen Prozentbereich in Bezug auf die Spitzenlast liegen (und letztere stellt in Be-

zug auf die Umwelt und auf die Kosten bekanntlich das Hauptproblem dar). Obgleich vorliegend 

nicht im Vordergrund stehendes Thema, drängt sich angesichts solcher Möglichkeiten unweiger-

lich die Frage auf, ob unsere Energie- und Umweltpolitik im Angebot mit der Förderung erneuerba-

rer Stromquellen und in der Nachfrage mit dirigistischen Massnahmen nicht in die falsche Richtung 

zielt. Sowohl intelligente Netze und intelligente Gebäude als auch die aktuelle Energie- und Um-

weltpolitik bedingen hoher Investitionen. Die erneuerbaren Ressourcen erfordern aber einen 

enormen Einsatz von Regelenergie (z.B. aus rasch zu- und abschaltbaren Gaskraftwerken), dass 

sie netto nur wenig zur Versorgung beitragen (es wird auf lange Dauer mit gegen 10% gerechnet), 

während dirigistische Massnahmen aus Nutzensicht zu Fehlallokationen führen. In diesem Sinne 

sollte die momentan eingeschlagene Politik mitsamt ihren Kosten und Nutzen unbedingt den Kos-

ten und Nutzen intelligenter Netze und Gebäude gegenübergestellt werden. 
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Nicht unwesentlich bei diesem Vergleich sind mögliche Nebeneffekte. So wird gemeinhin davon 

ausgegangen, dass sich besonders mit der Förderung erneuerbarer Energien eine „zweite Divi-

dende“ erzielen lasse, indem die daraus resultierenden Produkte und das Know-How exportiert 

werden können. Es liegt auf der Hand, dass auch intelligente Netze und Gebäude eine solche 

„zweite Dividende“ abwerfen. Es scheint, dass die Ausgangslage der Schweiz hierzu sogar noch 

besser sein könnte als bei den erneuerbaren Ressourcen. Im vorliegenden Zusammenhang ist 

aber mindestens einzusehen, dass in intelligenten Netzen und Gebäuden ein grosses volkswirt-

schaftliches Potenzial liegt, dass in Bezug auf die nötigen Investitionen in Konkurrenz zur derzeit 

verfolgten Energiepolitik steht. Diese Einsicht wird heute erst zögerlich von der Branche vorgetra-

gen. 

 

Rahmenbedingungen 

 

Wettbewerb 

Beim Bau, Verkauf sowie auch bei der Verpachtung oder Vermietung von Liegenschaften und Ge-

bäuden herrscht grundsätzlich Wettbewerb, der aber durch ein breites Bündel an Regulierungen 

auf Bundesebene (Miete und Pacht), Kantonsebene (Bauzonen u.v.m.) sowie auf Gemeindeebene 

(Bauvorschriften) beeinflusst wird. Hier stellt sich insbesondere die Frage, wer zu energieeffizienz-

steigernden Investitionen berechtigt oder eventuell sogar verpflichtet wäre und wie die privaten Er-

träge aus diesen Investitionen auf Gebäudebesitzer und Mieter oder Pächter zu verteilen sind. In 

Geschäftsliegenschaften von Unternehmen, die ihrerseits auf ihren Absatzmärkten dem Wettbe-

werb ausgesetzt sind, gibt es offenbar schon heute wirksame Anreize zum optimierten Gebäude-

management. 

 

Im Bereich des Angebots von IKT-gestützter Hard- und Software zur Schaffung intelligenter Ge-

bäude herrscht ohne Zweifel in jeder Hinsicht wirksamer nationaler und internationaler Wettbe-

werb. 

 

Insgesamt ist davon auszugehen, dass intelligenten Gebäuden keine bedeutsamen wettbewerbs-

ökonomischen oder auch wettbewerbsrechtlichen Hindernisse im Wege stehen. Solche könnten 

sich indessen indirekt – ausgehend von den bereits behandelten Wettbewerbsproblemen bei den 

intelligenten Netzen – ergeben. Der Erfolg von intelligenten Gebäuden hängt eben in entscheiden-

dem Masse von der Intelligenz der Elektrizitätsversorgung ab. 

 

Regulierungen 

In Bezug auf staatliche Regulierungen, welche die Errichtung von intelligenten Gebäuden erheb-

lich beeinträchtigen könnten, fallen vermutlich - soweit in dieser groben Analyse ersichtlich - im 

Sinne des eben erwähnten Zusammenhangs mit intelligenten Netzen, einerseits die Regulierun-

gen der Elektrizitätsnetze sowie andererseits die energiepolitischen Regulierungen ins Gewicht. 

Erstere wurden bereits bei den Netzen behandelt. Hier wurde gezeigt, dass Anreize zur Errichtung 

und zum Betrieb intelligenter Gebäude (zumal bei den Privathaushalten) stark von den Möglichkei-

ten der Preisdifferenzierung abhängen (wir kommen bei den Akteuren darauf zurück). 

 

Die energiepolitischen Regulierungen fallen insofern ins Gewicht, soweit sich aus ihnen eine Mit-

telkonkurrenz zwischen Investitionen in intelligente Gebäude und Investitionen in andere Energie-

sparmassnahmen ergibt. Derjenige, der sein Haus schon „durchisolieren“ musste, dem allenfalls 

der Gebrauch gewisser Geräte untersagt ist usw., wird weniger Anreize haben, noch in die Intelli-

genz seins Hauses oder seiner Wohnung zu investieren. 

 

Intelligente Netze und Gebäude (also mitsamt den Elektrizitätsverbrauchern, d.h. den Geräten) 

müssen technisch kompatibel sein, damit die Kommunikation (IKT) Maschine-Maschine funktionie-

ren kann. Es ist anzunehmen, dass hier der Staat gewisse technische Normen und Standards 
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zwingend festlegen muss, damit technische Inkompatibilitäten die Schaffung intelligenter Netze 

und Gebäude nicht verzögert oder sogar verhindert. Vorstellbar ist auch, dass beispielsweise der 

Einbau von intelligenten Strommessern und Kontrollpanels (smart metering) neben Normen und 

Standards auch eines staatlichen Zwangs bedarf. 

 

Eine weitergehende Diskussion eventueller Regulierungsprobleme kann hier im vorgegebenen 

Analyserahmen nicht geboten werden. 

 

Akteure und ihre Anreize 

Die Hauptakteure sind die Anbieter von Hard- und Software sowie von Managementleistungen für 

intelligente Gebäude, die Besitzer oder die Benutzer von Gebäuden und Wohnungen und die 

Elektrizitätsversorger. Es ist klar, dass die Gebäudemanagementfirmen und ihre Zulieferer gröss-

tes Interesse an intelligenten Netzen und Gebäuden haben. Das ist nicht weiter zu diskutieren. 

 

Bei den Besitzern oder Benutzern von Gebäuden und Wohnungen ist relevant, wer die Strom-

rechnung zahlt und wer die Investitionskosten finanzieren muss. Aus ökonomischer Sicht muss die 

Stromrechnung zahlen, wer auch den Nutzen von den Elektrogeräten hat – also der Bewohner ei-

nes Eigenheims oder dessen Mieter, ein Pächter eines Restaurants, der Betreiber eines Spitals 

usw. Das Gleiche gilt direkt oder indirekt für die Investitionskosten. Soweit z.B. Grundinvestitionen 

in intelligente Gebäude auf den Vermieter oder den Erbauer fallen, muss dieser sie dem Mieter 

oder dem Käufer also in Rechnung stellen können, sonst wird er sie nicht tätigen. Insgesamt wer-

den bei Freiwilligkeit der Investor und der Benützer ihren Teil der Kosten nur übernehmen wollen, 

wenn diesen ein mindestens ebenso hoher Nutzen (in Geldwerten) gegenübersteht. Der Benutzer 

von stromverbrauchenden Geräten kann seinen Nettonutzen aus dem intelligenten Gebäude (Me-

tering, Verkabelung oder Funkverdingung von Geräten, Programmierung) selber optimieren und 

hat dazu offensichtlich umso mehr Möglichkeiten und Anreize, je mehr die Preise der Elektrizität 

schwanken. Geht jede Verbrauchsspitze mit markant steigenden Preisen einher, dann haben die 

Verbraucher ebenso markante Anreize, nach Optimierungen zu suchen, um diese Spitze zu um-

gehen – genau das ist aber aus gesamtwirtschaftlicher Sicht und aus Umweltsicht auch gewollt. 

 

Auf den ersten Blick könnte man meinen, die Elektrizitätsversorger würden sich intelligenten Net-

zen und Gebäuden wiedersetzen, weil damit ihr Absatz sinkt. Dies ist aber nicht richtig, weil mit in-

telligenten Netzen und Gebäuden die Spitzenlast gesenkt werden kann. Da diese auch für den 

Elektrizitätsversorger teurer ist als die Grundlast, kann der Versorger auch bei sinkendem Ver-

brauch gewinnen. Bedingung ist aber, dass er seine Preise genügen differenzieren kann, was aber 

wiederum gerade für möglichst starke Anreize der Verbraucher zur Reduktion der Spitze schafft. 

Es ergeben sich bei richtiger Preisgestaltung keine Anreizprobleme, sondern Kunden und Versor-

ger sehen sich in einer win-win Situation. 

 

Das Nachsehen haben allerdings die Produzenten von Spitzenenergie, da ihre Nachfrage massiv 

abnehmen könnte. Dies dürfte indes kein oder höchstens ein vorübergehendes Problem sein, weil 

wir ja auf eine „Versorgungslücke“ zugehen, die ohne intelligente Netze und Gebäude mit zusätzli-

chen Investitionen erst noch geschlossen werden müsste. 

 

Soweit eine Politik intelligenter Netze und Gebäude die aktuelle Politik der Förderung erneuerbarer 

Ressourcen ersetzen würde, hätten schliesslich alle Akteure mit Einbussen zu rechnen, die von 

der heutigen Politik profitieren. 

 

Fazit und Empfehlungen 

Durch die Schaffung intelligenter Gebäude kann die Energieeffizienz enorm gesteigert und der 

Spitzenbedarf massiv gesenkt werden.  Davon können mit Ausnahme der Produzenten von Spit-
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zenenergie sowie eventuell auch Nutzniesser der Förderung erneuerbarer Ressourcen und der ak-

tuellen Energiepolitik alle beteiligten Akteure profitieren. 

 

In der Schweiz besteht bereits ein funktionierender Markt für das Angebot von intelligenten Ge-

bäuden. Die Marktteilnehmer sind national und sogar international erfolgreich und haben insbe-

sondere die IKT-gestützten Weiterentwicklungen vollzogen. 

 

Damit die potenziell möglichen Energieeinsparungen umfassend realisiert werden können, braucht 

es neben einem IKT-gestützten Gebäudemanagement ein ebenso IKT-gestütztes Netzmanage-

ment. Nur so werden auch die Einfamilienhäuser und Einzelwohnungsbesitzer Anreize haben, in 

die Intelligenz von Häusern und Wohnungen zu investieren oder entsprechend höhere Mieten oder 

Kaufpreise zu zahlen. 

 

Die aktuelle Energiepolitik mit der Förderung erneuerbarer Ressourcen und mit dirigistischen 

Sparmassnahmen absorbiert hohe Investitionskosten und steht so indirekt in Konkurrenz zur 

Schaffung intelligenter Netze und Gebäude. 

 

- Die aktuelle Politik und eine Politik der intelligenten Netze und Gebäude müssen in Form 

rigoroser Kosten-/Nutzenrechnungen gegenübergestellt werden. 

- Der besseren Politik ist der Vorzug zu geben, während die andere Politik entsprechend 

angepasst oder ganz aufgegeben werden muss. 

- Die laufenden Re-Regulierungsarbeiten sind zunächst nur um diese Fragestellung zu er-

gänzen. Je nach Antwort ergeben sich Folgemassnahmen. 

- Sofern eine Politik der intelligenten Netze und Gebäude verfolgt wird, kann deren Er-

folgspotenzial nur mit der Zulassung möglichst dynamischer Preisdifferenzierungen voll 

ausgeschöpft werden. 

 

5.2.6.3 Intelligente Transportsysteme 

 

Gegenstand 

Intelligente Netze und intelligente Gebäude, von Maschine zu Maschine ferngesteuert, sind ohne 

IKT nicht denkbar. Dagegen hat es optimierte Transportsysteme oder integrierte Logistiksysteme 

(kürzeste Route, Vermeidung von Leerfahrten, optimierte Lagerhaltung) auch ohne IKT schon im-

mer gegeben. So gibt es denn auch schon lange spezialisierte Transport, Lager- oder Speditions-

unternehmen, welche Transporte und weitere Logistikaufgaben von Dritten (Sendern und Empfän-

gern) mit Bündelungsvorteilen und Netzvorteilen ausführen. Grosse Produktions- und Handelsun-

ternehmen erreichen oft selber genügend solche Vorteile, um effiziente eigene Transportsysteme 

betreiben zu können. Durch IKT-gestützte Echtzeitkommunikation nicht nur zwischen beteiligten 

Personen, sondern auch zwischen Infrastruktur und Fahrzeugen (Vehicle to Infrastructure, V2I) 

oder zwischen Fahrzeugen (V2V), unter Verwendung mobiler Breitbanddienste und geografisch 

referenzierter Systeme, lassen sich Transporte oder öffentliche und private Verkehrssysteme in-

dessen noch sehr viel weitergehender optimieren122 (Broadband Plan, S. 258 ff., Ezell/ITIF 2010, 

Barry 2010, EU KOM(2008) 886 und 887, Makino 2006, Sakai 2009). 

 

 
122 Im Fall von Telefon- und Videokonferenzen geht die Optimierung sozusagen so weit, dass Personentransporte vollständig 
durch IKT substituiert werden. 
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So  erlauben Satelliten- oder andere Funknavigationssysteme in Verbindung mit Informationssys-

temen über das lokale und regionale Wetter, Strassenzustände, Verkehrsflüsse oder die Staulage 

sowie – wenn praktiziert - differenzierte Preise123 eine laufende Anpassung und Optimierung des 

Verkehrsverhaltens der Verkehrsteilnehmer. Virtuelle Frachten- und Leerfahrtenbörsen ermögli-

chen die Rekonfiguration von Transporten bei Routenänderungen (nicht mehr erfüllbare Frachten 

können an andere Transporteure vermittelt, und stattdessen andere Frachten akquiriert werden). 

Die Transporte erfolgen zeitgerechter (just in Time) als dies früher möglich war. Lager können 

durch IKT-gestützte Bewirtschaftung, automatisierte Inventur und Bestellung von Computer zu 

Computer sowie durch stetige, fristgerechte und sichere Zulieferungen minimal gehalten werden 

(Efficient Consumer Response ECR). Die Produktion erfolgt immer mehr auf „Abruf“ statt auf La-

ger, und die Transporte übernehmen zum Teil die Funktion von Lagerhäusern, Kühlhäusern, 

Mischwerken oder gar von Montagestätten für die Endmontage. Dank IKT-Vernetzung der am 

Transport Beteiligten können sämtliche Vorgänge von allen laufend kontrolliert (tracking & tracing) 

und bei Bedarf umdisponiert werden. Grosse Verlader oder Empfänger mit eigenen Transportflot-

ten arbeiten zum gegenseitigen Vorteil (und auch zum volkswirtschaftlichen Vorteil) nicht nur mit 

unabhängigen Transporteuren, sondern oft auch mit Transportsystemen konkurrierender Unter-

nehmen zusammen. 

 

Es ist indes kein Zufall, dass bei der nachfolgenden Auflistung von intelligenteren Systemen – von 

der allgemeinen point-to-multipoint-Verkehrsinformation durch Radio bis hin zur bidirektionalen 

point-to-point-Kommunikation z.B. zwischen den Bordcomputern zwei sich folgender Autos –  die 

Transportsysteme privater Transporteure und Spediteure nur indirekt berücksichtigt sind. Die 

kommerziellen Verkehrsteilnehmer waren durch intramodalen und intermodalen Wettbewerb seit je 

gezwungen, die jeweils besten verfügbaren Informations- und Kommunikationsmittel so rasch als 

möglich ein- und umzusetzen.124 In dieser Beziehung dürfte die Schweiz als traditionelles Transit-

land, internationale Verkehrsdrehscheibe und Sitz vieler international tätiger Logistik- und Spediti-

onsunternehmen kaum einen Nachholbedarf aufweisen (vgl. z.B. Kompetenzzentrum der Wirt-

schaft für Standards, Logistik, Supply und Demand Management, http://www.g1.ch). Aus diesem 

Grund geht es bei intelligenten Transportsystemen weniger um die IKT der kommerziellen Akteure, 

sondern um Informationen der Infrastrukturen des Verkehrs an diese Akteure und andere Reisen-

de sowie um Rückkoppelungen  zum System, wie folgendes Zitat  verdeutlicht (Ezell/ITIF 2010, S. 

2): 

 

„Intelligent transportation systems empower actors in the transportation system – from commuters, 

to highway and transit network operators, to the actual devices, such as traffic lights, themselves – 

with actionable information (that is, intelligence) to make better-informed decisions, whether it‟s 

choosing which route to travel; when to travel, whether to mode-shift (take mass transit instead of 

driving); how to optimize traffic signals; where to build new roadways; or how to hold providers of 

transportation services accountable for results. This information can be used both to maximize the 

operational performance of the transportation network and to move towards performance based 

funding for transportation systems.” 

 

In Anlehnung an Ezell und den EU Aktionsplan KOM (2008) 886 erscheint es sinnvoll, die vielfälti-

gen IKT-gestützten technischen Möglichkeiten, die hier nicht im Einzelnen skizziert werden kön-

nen, in Ziele und Systeme wie folgt zu kategorisieren: 

 

Ziele: 

 

 
123 Zugangspreise, Maut, Roadpricing, Congestionpricing, Slotpreise in Flughäfen, eBillette. 
124 Ohne Zweifel waren Taxis und Lkw die ersten, welche die mobilen Kommunikationsmittel (Natels, die die Grösse von Akten-
koffern hatten) kommerziell nutzten. Heute findet man bei ihnen auch die besten Navigationssysteme im Einsatz. 

http://www.g1.ch/
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- Sicherheit 

- Verkehrsoptimierung / Produktivität 

- Umwelt 

- Bequemlichkeit  

Verkehrsoptimierung im Sinne von Produktivitätssteigerung dient grundsätzlich auch der Umwelt, 

indem ein gegebenes Transportvolumen (ceteris paribus) mit geringerer Umweltbelastung erzielt 

werden kann. Allerdings geht die Produktivitätssteigerung meistens mit sinkenden Transportkosten 

(Grenz- und Durchschnittskosten) einher, was Substitutions- und Einkommenseffekte nach sich 

ziehen kann, die das Transportvolumen und die Umweltbelastung letztlich (mutatis mutandis) ins-

gesamt ansteigen lassen könnten. Aus diesem Grund ist es durchaus richtig, die Umweltentlas-

tung als separates Ziel aufzuführen. 

 

Systeme: 

 

1. Reisendeninformation 

(Wetter, Baustellen, Staulage, Navigationssysteme usw.) 

2. Verkehrsmanagement (Individualverkehr, öffentlichen Verkehr und Schnittstellen) 

(Signalisation, Geschwindigkeitsregelung,Trassensignalisation usw.) 

3. Preisinformationen bzw. Preisbildung 

(Maut, Spitzenlastpreise, Schnellspurpreise, leistungsbezogene Preise z.B. auf km) 

4. Voll integrierte Systeme 

(Fahrzeug-zu-Infrastruktur- und Fahrzeug-zu-Fahrzeugkommunikation, Sensoren) 

Potenzial und Entwicklungsstand 

Da der Transport von Personen und Gütern in der arbeitsteiligen Welt ein eminenter Wirtschafts-

faktor sowie ein grosser Energieverbraucher ist (meistens an zweiter Stelle nach den Haushalten), 

sind die möglichen Beiträge intelligenter Transportsysteme zur Steigerung der gesamtwirtschaftli-

chen Produktivität und zu mehr Energieeffizienz und Umweltschutz zweifelsohne enorm,125 lassen 

sich aber quantitativ nur höchst ungenau einschätzen.  

 

Voll integrierte Systeme, bei denen Fahrzeuge nicht nur mit der Infrastruktur (V2I),126 sondern 

auch unter sich (V2V) in Echtzeit kommunizieren können, bieten neuartige Möglichkeiten und 

grosse Potenziale zur Unfallprävention. In den USA wird jedenfalls geschätzt, dass mit dem intelli-

genten Strassentransportsystem „IntelliDrive“ 82%  der leichteren Unfälle vermieden werden könn-

ten. Im Weiteren werden von diesem System folgende Wirkungen erwartet (Ezell/ITIF 2010, S. 3 

ff.): 

 

- 40% weniger Stopps (flüssiger Verkehr). 

- 20% weniger Staus (gemessen an Stauzeit). 

 
125 Dass Produktivitätssteigerungen im Transportwesen auch eine grössere Nachfrage generieren und damit trotz höherer Ener-

gieeffizienz der Gesamtenergieverbrauch und die Umweltbelastung anwachsen lassen können, darf keinesfalls Anlass dazu sein, 
auf Produktivitätssteigerungen durch den IKT-Einsatz zu verzichten. Vielmehr sollten bei Bedarf flankierende Massnahmen (am 
besten über den Preismechanismus zur Internalisierung der Umweltkosten) zugunsten des Umweltziels getroffen werden. 
126 In den USA spricht man an Stelle von V2I von VII (Vehicle Infrastructure Integration). 
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- 25% kürzere Fahrzeit (Durchschnitt). 

- 10% weniger Treibstoffverbrauch. 

- 22% weniger CO2 – Ausstoss. 

Rechnet man diese und weitere erwartete Effizienzgewinne in Nutzen um (in Geld umgerechnete 

Zeiteinsparungen, direkte Kosteneinsparungen, indirekte Wirkungen), so soll der Barwert der Zu-

satznutzen zum Barwert der Investitionskosten für die USA je nach Ausbaustandard in einem Ver-

hältnis von 9 bis 25 zu 1 stehen, während das entsprechende Verhältnis für „konventionelle“ 

Strasseninfrastrukturbauten ohne IKT-Intelligenz 2.7 zu 1 beträgt (Ezell/ITIF 2010, S. 3). Verge-

genwärtigt man sich allerdings die grossen Unwägbarkeiten eines solchen Vergleichs auf der Nut-

zen- und auf der Kostenseite sowie die zentrale Rolle, die schon nur dem Abdiskontierungszins-

satz beim Vergleich unterschiedlich langlebiger Projekte zukommt, dann sind diese Angaben nicht 

einfach zum „Nennwert“ zu nehmen. Sie lassen sich aus verschiedenen Gründen, die hier nicht 

erörtert werden müssen, auch nicht von einem Land oder einer Region auf andere Länder und 

Regionen übertragen. Immerhin illustrieren sie, dass der Übergang zu intelligenten Strassentrans-

portsystemen mit enormen Potenzialen verknüpft sein muss. 

 

Japan verfolgt mit seiner „Smartway“ Politik unter anderem das Ziel, seine gesamten CO2 Emissi-

onen bis Ende 2010 um 31 Mio. t unter das Niveau des Jahres 2001 zu senken, und setzt dabei 

stark auf intelligente Transportsysteme. So sollen 11 Mio. t CO2 durch  den verbesserten Ver-

kehrsfluss (intelligente Verkehrsregelung, weniger Staus) und weitere 11 Mio. t durch effizienteren 

Fahrzeugeinsatz eingespart werden können (Ezell/ITIF 2010, S. 3).  

 

Der aktuelle Stand der Planung und der Umsetzung von intelligenten Transportsystemen lässt sich 

in vorliegender Studie nicht mit vertretbarem Aufwand systematisch erfassen. Aufgrund der hier zi-

tierten Literatur und weiterer Internetrecherchen wird aber klar, dass Japan schon seit Jahren be-

deutende Investitionen zur Umsetzung intelligenter Transportsysteme tätigt und weltweit an der 

Spitze liegt, gefolgt von Südkorea und Singapur (Makino 2006, Barry 2010). Die USA und Europa 

verharren dagegen abgesehen von einigen urbanen Pilotversuchen seit Jahren in einem Zustand 

der Dauerplanung und beklagen mittlerweile immer lauter ihren Rückstand gegenüber den asiati-

schen Ländern (Kerry 2010); sie befürchten, dass ihrer Wirtschaft im weltweiten Wettbewerb im-

mer stärker spürbare Standortnachteile erwachsen könnten, was angesichts des skizzierten Nut-

zenpotenzials auch tatsächlich ein ernstzunehmendes Risiko darstellt. 

 

Der Stand in Japan kann wie folgt charakterisiert werden: 

 

- Treibende Kraft sind die zuständigen Ministerien (Ministerium für Land, Infrastruktur und 

Transport MLIT, Ministerium für Inneres und Kommunikation MIC, Ministerium für Wirt-

schaft, Handel und Industrie METI und Staatliche Polizei NPA). 

- System für V2I -Kommunikation ist grösstenteils aufgebaut. 

- Eine V2I-Maut ist bereits produktiv. 

- Forschung und Standardisierung von V2V-Kommunikation ist weit fortgeschritten. 

- V2V- und erweiterte V2I-Versuche laufen in: 

o Advanced Safety Vehicle  

(Intelligente Sicherheitssysteme, z.B. Abstandregelung) 

o Advanced Highway System 

(C2I-Erweiterungen, Erkennung von Verkehrsfluss und –dichte, Übermittlung an 

Fahrzeuge) 
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o Driving Safety Support System 

(Erforschung Infrafrot-Kommunikation Sensoren am Strassenrand und Fahr-

zeug) 

In den USA befinden sich die treibenden Kräfte eher auf der Seite der Automobilhersteller und 

beim Department of Transportation. Bisher wurden zwar wichtige Normen und Standards festge-

legt, doch noch kaum Pilotversuche durchgeführt. In Europa laufen die Arbeiten schwergewichtig 

auf der Ebene der Automobilhersteller und –zulieferer sowie auf der Ebene von Forschungsinstitu-

ten. Über Normen und Standards wird noch stark gestritten. Zu Pilotversuchen ist es, soweit er-

sichtlich, noch kaum gekommen. 

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass IKT-gestützte Transportsysteme, insbesondere intelli-

gente Strassen mit V2I- und V2V-Kommunikation, enorme Produktivitätspotenziale und Umwelt-

schutzpotenziale bereithalten. Japan und einige weitere asiatische Staaten mit dichter Besiede-

lung sowie bedeutsamer IKT- und Automobilindustrie sind auf Antrieb des Staates schon weit fort-

geschritten, um diese Potenziale zu erschliessen. In den USA laufen Planungen auf Hochtouren 

und sind auch Normierungen und Standardisierungen von Automobilbranche und Staat weit vo-

rangetrieben worden, doch ist von Umsetzung noch wenig bis nichts zu sehen. Letzteres gilbt 

ebenso für Europa, wo besonders auf der Ebene der Hersteller von Autos und IKT-Komponenten 

auch noch stark um Normen und Standards gerungen wird. Die Schweiz reiht sich hier offensicht-

lich nahtlos in die europäischen Staaten ein. 

 

Exkurs: IKT-gestützte Beziehungen zu den Fahrgästen im öffentlichen Verkehr 

Vorstehende wie nachfolgende Ausführungen zu den intelligenten Transportsystemen konzentrie-

ren sich auf den intelligentem Strassenverkehr. IKT-gesteuert - und damit betrieblich optimiert - 

werden also Fahrzeuge, Personenwagen, Lieferwagen, Lastwagen, Motorfahrräder. Von den Be-

treibern der Fahrzeuge wird angenommen, sie seien dem Wettbewerb ausgesetzt (kommerziellen 

Transporteure) beziehungsweise maximierten ihren privaten Nutzen oder minimierten ihre privaten 

Kosten (Fahrer und Mitfahrer im Individualverkehr). Unter diesen Umständen ist zu erwarten, dass 

die betreffenden Akeure die jeweils bestverfügbare IKT einsetzen, soweit dies ihren Gewinn- oder 

Nutzenzielen entspricht.  

 

Nachfolgend wird überdies davon ausgegangen, der ÖV (Bahnen und Busse) optimiere seinen 

Betrieb ebenfalls mit den jeweils besten verfügbaren IKT-Mitteln. Somit haben wir auf der Strasse 

wie auf der Schiene die Infrastruktur und die Fahrzeuge betrachtet. Für die Ladung des Strassen-

güterverkehr wird in Kommunikation mit Verlader und Empfänger eine IKT-gestützte, integrierte 

Logistik betrieben (z.B. Efficient Consumer Response). In Analogie dazu können natürlich auch die 

Bahnen und Busse in Echtzeitkommunikation zu ihrer „Ladung“ – also zum Fahrgast – treten. In 

diesem Bereich gibt es eine ganze Menge neuartiger IKT-gestützter Möglichkeiten zur gegenseiti-

gen Optimierung zwischen ÖV-Betreiber und Fahrgast, die noch nicht behandelt wurden: 

 

- IKT-gestützte Fahrkartenausgabe (z.B. via Automaten, Internet, Handy). 

- IKT-gestützte Platzreservation (Check-in) bei Bahn, Flugzeug, Schiff. 

- IKT-gestützte Informationen über Fahrpläne und Störungen. 

- usw. 

Dies alles wird von den heutigen ÖV-Betreibern in der Schweiz, namentlich von den Eisenbahnen 

- wie im Gebrauch des ÖV für jede und jeden ersichtlich wird - zum Nutzen der Fahrgäste bereits 

angeboten. Ein weiteres Verbesserungspotenzial bleibt hingegen noch auszuschöpfen, indem IKT-

gestützt im Sinne einer Echtzeitkommunikation zwischen Fahrgast und ÖV eine Preis- und Leis-
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tungsdifferenzierung umgesetzt wird, damit der ÖV-Betrieb noch besser optimiert werden kann, 

und auch der Fahrgast Signale für optimiertes Verhalten erhält. Dazu stelle man sich z.B. statt der 

üblichen Fahrkarte einen Chip vor, der fortdauernd die Bewegungen der Fahrgäste registriert 

(wann fährt der Fahrgast mit was von wo nach wo?), damit dem Fahrgast schliesslich – z.B. jeden 

Monat – Rechnung gestellt werden kann.127 Parallel dazu wird der Fahrgast vor jeder Fahrt dar-

über in Kenntnis gesetzt, was die vorgesehene Fahrt kosten wird, welche Einsparungen er erzie-

len kann, wenn er seine Reise auf eine weniger stark frequentiertes Zeitfenster legt usw. Mit dieser 

Kommunikation ÖV2C (ÖV zu Customer) kann der ÖV Betreiber durch dynamische Preissetzung 

(dynamische Spitzenlasttarifierung) die Auslastungsspitzen brechen, die Fahrpläne optimieren und 

letztlich auch die Infrastrukturausbauten besser dimensionieren. 

 

Die SBB haben dem Vernehmen nach Versuche mit solchen ÖV2C- oder Chipfahrkarten bereits 

geplant, jedoch unseres Wissens nie ausgeführt bzw. das Projekt abgebrochen. Man kann sich 

vorstellen, dass anstelle eines spezifischen Chips in Zukunft die eben herausgekommene schwei-

zerische ID (SuissID) als dynamische Fahrkarte, als Bankkarte, als Kreditkarte und für viele ande-

re Zwecke eingesetzt werden kann.  

 

Rahmenbedingungen 

 

Wettbewerb 

Im Strassentransport herrscht wirksamer intramodaler Wettbewerb im Bereich des Gütertransports 

und bei Busreisen (ohne Linienverkehr). Diese Bereiche sind natürlich auch intermodaler Konkur-

renz durch Bahn, Flugzeuge und Schiffe ausgesetzt. Der Linienbusverkehr ist dagegen öffentlicher 

Verkehr (ÖV) und geprägt von Konzessionierung (Monopol). Der Taxiverkehr kennt zwar viele po-

lizeirechtliche und gewerbliche Regulierungen (Marktzutrittsschranken) und weist deshalb schein-

bar kartellistische Züge auf, ist aber zumindest der Konkurrenz des ÖV und – nicht zu vergessen – 

der Selbstversorgung durch den Individualverkehr (IV) ausgesetzt. Im Strassengütertransport bzw. 

in der sog. „integrierten Logistik“ sowie auch im Taxigewerbe werden heute u.E. die jeweils ver-

fügbaren IKT-Mittel eingesetzt. Es sind keine Gründe zur Annahme ersichtlich, dass dies nicht 

auch bei neuen IKT-Mitteln im Sinne von V2I- und V2V-Kommunikation so der Fall sein sollte (so-

weit über deren Einsatz überhaupt freiwillig entschieden werden kann bzw. dieser nicht ohnehin 

gesetzlich vorgeschrieben wird).  

 

Der Linienbusverkehr hat – wie der Bahnverkehr – keine intramodale, jedoch intermodale Konkur-

renz zu gewärtigen. Er gehört ebenfalls zum ÖV wie der Bahnverkehr. Letzterer ist schon rein 

technisch (Zugsleitsysteme, Fahrplanbetrieb, Sicherungssysteme) ein IKT-gestütztes Gebilde (so-

gar mit allumfassender eigener Glasfasererschliessung). Und der Linienbusverkehr, der ja zu ei-

nem grossen Teil von Bahnen betreiben wird, scheint sich auch stets dem Bahnverkehr angepasst 

zu haben. Man gewinnt den Eindruck, dass das ganze ÖV-System der Schweiz (Bahn, Bus – aber 

auch Tram, Trolleys, Bergbahnen) aufgrund von systemimmanenten Anforderungen (v.a. bei den 

Bahnen), intermodalem Wettbewerb und Kostendruck durch die Leistungsbesteller (die öffentliche 

Hand) durchaus technisch unter Einsatz der jeweils bestverfügbaren IKT optimiert wird. Auch hier 

besteht somit kein Grund zur Annahme, dass die Umsetzung von V2I- sowie V2V-Kommunikation 

im davon einzig betroffenen Linienbusverkehr Probleme bieten könnte, soweit dieser nicht ohnehin 

– wie schon oben vermerkt – erzwungen wird. 

 

Kein Wettbewerb herrscht hingegen in Bezug auf den Bau und den Betrieb von Strasseninfrastruk-

turen. Stellte man sich vor, dass etwa zwischen zwei Ortschaften mit einem hohen Verkehrsauf-

kommen konkurrierende Autobahnen durch private Betreiber errichtet und betrieben werden könn-

 
127 Bei weniger kreditwürdigen Fahrgästen können Prepaid-Chips ausgegeben werden, wie dies ja in der mobilen Telekommuni-
kation schon seit langem praktiziert wird. 
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ten, dann könnte man sich auch sehr gut vorstellen, dass diese den Wettbewerb durch eine lau-

fende Aufrüstung (upgrading) einerseits zur Optimierung ihres Betriebs und andererseits zur 

Schaffung von Kundennutzen führen müssten. Da in der Praxis dieser Wettbewerb nicht existiert, 

braucht es offenbar andere Anreize, dass die Strassen zum Nutzen aller Beteiligter intelligenter 

gemacht werden. 

 

Regulierungen 

Aus den obenstehenden Ausführungen lässt sich ableiten, dass auch im Transportsystem grund-

sätzlich diejenigen Regeln die Umsetzung modernster IKT behindern oder verzögern, die den 

Wettbewerb ausschalten. Da aber an eine Privatisierung und an Wettbewerb bei Strassen aus 

verschiedensten politischen und auch regulierungsökonomischen128 Erwägungen kaum zu denken 

ist, wird diese Idee hier auch nicht weiter verfolgt. 

 

Somit geht es bei den Strassen nicht um Regulierungen im engeren Sinn, sondern schlicht um die 

Strassenpolitik oder um die Verkehrspolitik. Dies zeigt sich auch an den skizzierten Beispielen des 

Auslands: In Japan scheint der Staat die Initiative mit Erfolg übernommen zu haben. In den USA 

lässt der Broadband Plan vermuten, dass dies – weniger ausgeprägt als in Japan – auch der Fall 

ist bzw. dass die Zentralregierung die Initiative von den Bundesstaaten mehr und mehr überneh-

men wird. Ähnliches dürfte sich in den EU-Ländern abspielen, obwohl sich in der EU noch nicht 

klar abzeichnet, ob die Mitgliedsstaaten oder Brüssel die Führung übernehmen werden.129 

 
In der Schweiz ergeben sich bei intelligenten Transportsystemen weniger Fragen bei nationalen 

und mehr bei internationalen Regulierungen, insbesondere betreffend der europäischen Normen 

und Standards. Es versteht sich, dass die Kommunikation V2I und V2V interoperabler IKT-Geräte 

(Bordcomputer, Infrastruktursensoren, automatische Steuerungen) bedarf, die zur Ausnützung von 

Skalenerträgen in grossen Mengen hergestellt werden sollten. Zudem verfügt die Schweiz ja nicht 

– wie Japan oder auch Südkorea - über eine grosse einheimische Automobilproduktion und kann 

wohl nur beschränkt auf die Normen und Standards von Autos Einfluss nehmen. In diesem Sinne 

ist zu klären, wie weit die Schweiz bei intelligenten Transportsystemen eine eigenständige Politik 

verfolgen kann und wie weit sie in diesem Bereich von EU-Regulierungen abhängig ist. Es geht 

hierbei um technische Spezifikationen einer Komplexität, die im Rahmen dieser Studie nicht ange-

gangen werden kann. 

 

Akteure und ihre Anreize 

Die relevanten Akteure im Bereich intelligenter Transportsysteme sind unter den verkehrspoliti-

schen Akteuren zu suchen. Dabei ist die zentrale Frage, welche politischen Kräfte sich gegen sol-

che Systeme wenden könnten. Im Sinne der politischen Ökonomie deuten die eingangs erwähnten 

enormen Produktivitäts- bzw. Nutzensteigerungspotenziale darauf hin, dass es nur wenig Verlierer 

und sehr viele Gewinner geben sollte. Wenn die Nutzen-/Kostenrelationen, die in den USA ge-

schätzt werden, für die Schweiz auch nur in der Grössenordnung annähernd zutreffen, dann soll-

ten die Widerstände in der Politik gegen intelligentere Strassen an sich gering sein (und wenn 

schon, wäre es bei diesen Relationen ein Leichtes, potenzielle Verlierer auf den Gewinnen poten-

zieller Gewinnen im Sinne der Kaldor-Hickschen Wohlfahrtsökonomie zu kompensieren).  

 

 
128 Der Bau und der Betrieb von Strassen ist dermassen mit überwiegenden öffentlichen Interessen „belastet“, dass die Schaffung 

von Wettbewerb mit einem enorm komplexen Geflecht von flankierenden Regulierungen (Leistungsaufträge, polizeirechtliche 
Vorschriften, regionalpolitische Auflagen) überzogen werden müsste, das wahrscheinlich mehr Regulierungsfehler generieren 
würde als die Übernahme der Strassen in die öffentliche Hand. 
129 In diesem Zusammenhang existiert eine Analogie in Form der sozusagen „zentralen Dauerpläne“ der EU zum Ausbau eines 

EU-weiten Eisenbahn-Hochgeschwindigkeitsnetzes. Die Eisenbahnen der EU-Länder haben zusammen mit der EU-Zentrale jah-
relang Pläne über ein optimiertes EU-Hochgeschwindigkeitsnetz „gezeichnet“, doch in der Realisierung – zumal betreffend Priori-
täten – haben sich in den Mitgliedsländern auf politisch letztlich massgeblicher Ebene fast immer nationale Präferenzen durchge-
setzt. 
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Allerdings ist dies keineswegs so sicher. In diese Nutzen-/Kostenrechnung fliessen auch in gros-

sem Masse externe Kosten und Nutzen ein, die eventuell von den Betroffenen im Rahmen ihrer 

persönlichen Präferenzstruktur ganz anders eingeschätzt werden. Ist beispielsweise eine Mass-

nahme mit pekuniären Kosten verbunden und stehen ihr auf der Nutzenseite „nur“ Reduktionen in 

externen Kosten (Umweltverschmutzung, Lärm) gegenüber, dann kann sich leicht Widerstand ge-

gen diese Massnahme formieren und im Sinne der Theorie der Interessengruppen auch durchset-

zen. Dass es hierbei nicht um praktisch irrelevante Theorie geht, zeigt sich gerade in der Schweiz 

und gerade an einer IKT-gestützten Massnahme für intelligenteren Verkehr: Tatsächlich stossen 

zur Zeit Massnahmen zur Einführung von Road Pricing zu Brechung von Spitzenlasten auf mehr-

heitlichen politischen Widerstand. Auch hier ist kaum daran zu zweifeln, dass die Massnahmen 

letztlich volkswirtschaftlich weniger kosten als nützen. Allerdings wird ein Teil der Kosten, nämlich 

die Einschränkung der Freiheit, zu fahren, wann immer und wo immer man möchte (zu Null Zu-

satzkosten), im Kalkül der Behörden gar nicht berücksichtigt. 

 

Aus diesem Beispiel muss die Lehre gezogen werden, dass die Vorhaben zugunsten intelligenter 

Strassen so konzipiert werden müssen, dass ihre Nutzen- und Kosten aus der Sicht einer politi-

schen Mehrheit in einem positiven Verhältnis stehen. 

 

Fazit und Empfehlungen 

Die Weiterentwicklung des Strassenmanagements in Richtung einer Echtzeitkommunikation zwi-

schen Infrastruktur und Fahrzeugen sowie auch zwischen Fahrzeugen weist ein enormes Produk-

tivitäts- und Umweltpotenzial auf. Die Schweiz liegt in der Nutzung dieses Potenzials zusammen  

mit der EU sowie auch mit den USA gegenüber den fortschrittlichsten Ländern in Rückstand, den 

es aufzuholen gilt, wenn der Wirtschaftsstandort nicht auf Dauer Nachteile in Kauf nehmen will. 

 

Da die Schweiz als kleine offene Volkswirtschaft inmitten der EU liegt und über keine nennenswer-

te eigene Automobilproduktion verfügt, ist sie in der Implementierung und Umsetzung intelligenter 

Strassen – generell intelligenter Transportsysteme – technisch und politisch von den Entscheiden 

der EU abhängig. Da diese im Rückstand liegt und schwergewichtig immer noch über Normen und 

Standards diskutiert, ist dies eine zusätzliche Schwierigkeit. 

 

In diesem Umfeld sollte die Schweiz: 

 

- Nicht nur Pläne zur Einführung von intelligenten Transportsystemen, sondern eine veri-

table, ökonomisch, politisch und geopolitisch fundierte Strategie zur Umsetzung dieser 

Pläne entwickeln. 

- Die Schweiz sollte zunächst ermitteln, welche Entscheidungen sie schon heute – ohne 

grosse Risiken – allein treffen kann, und diese dann so rasch als möglich treffen und um-

setzen. 

- Die Schweiz sollte parallel dazu ermitteln, wie die Entscheide der EU oder wichtiger 

Nachbarländer für die schweizerische Pläne optimalerweise ausfallen sollten, und ent-

sprechend im Rahmen ihrer Möglichkeiten Einfluss nehmen. 

Diese Empfehlungen haben provisorischen Charakter, denn es ist ausserordentlich schwierig, den 

Stand und die kommenden Entwicklungen in Europa und darüber hinaus zu ermitteln. Zur Zeit 

kursieren in Europa viele Dokumente und Absichtserklärungen verschiedenster Seite. 

 

5.2.7 Neue IKT-Anwendungsbereiche 

 

Wo liegen die IKT-Anwendungsbereiche der Zukunft? 
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Evans und Wurster, zwei Ökonomen der Boston Consulting Group, zeigen in „Blown to Bits“ an-

hand praktischer Beispiele und strategischer Erwägungen, dass jedes Geschäft mehr oder weni-

ger auch ein „information business“ ist. Beispielsweise entsteht rund ein Drittel der US-

Gesundheitskosten durch Beschaffung, Speicherung, Verarbeitung und Abfragen von Information 

– das Gesundheitswesen soll die grössere „information industry“ sein als die eigentliche Informa-

tionsindustrie (wobei nicht ganz klar wird, was letztere sein soll). Auch die Güterproduktion wird in 

hohem Mass durch Information und deren Verarbeitung bestimmt: „A high-end Mercedes automo-

bile contains as much computing power as a midrange personal computer. Information dominates 

processes as well as products. It is hard to imagine how even low-tech manufacturers could com-

pete without such information-intensive functions as market research, logistics, and advertising. 

Inventory and work-in-process are purely physical things, but if information were accurate and 

timely, factories could operate with a fraction of their current inventory. Inventory is merely the 

physical correlate of deficient information” (Evans/Wurster 2000, 9).  

 

Die Existenz und die Organisationstruktur von Unternehmen wird in der Institutionenökonomik oder 

in der Transaktionskostenökonomik  (seit Coase 1937, massgeblich weiterentwickelt von  William-

son 1985) damit erklärt, dass die unternehmensinternen Koordinationskosten 

(=Transaktionskosten) bis zu einer bestimmten Unternehmensgrösse geringer sind als die Kosten 

einer externen Koordination über Märkte. Mit zunehmender Grösse und Komplexität des Unter-

nehmens durch horizontale und/oder vertikale Integration steigen die internen Transaktionskosten. 

Die optimale Grenze des Unternehmens wird erreicht, sobald die internen Transaktionskosten 

(„make“) den Markttransaktionskosten („buy“) entsprechen. Unternehmen, die diesen Punkt über-

schritten haben, veräussern Teile und kaufen deren Leistungen am Markt ein (Outsourcing). Das 

Beispiel von Mercedes zeigt auf, was diese Transaktionskosten sind, nämlich nichts anderes als 

der Austausch von Information: „Information is the glue that holds value chains and supply chains 

together“ (Evans/Wurster 2000, 13). 

 

IKT macht es also möglich, gegen aussen (mit Lieferanten, komplementären Unternehmen sowie 

mit Händlern und auch direkt mit Kunden) ebenso kostengünstig, sicher und schnell spezifische 

und proprietäre Information (rich information) auszutauschen wie innerhalb eines Unternehmens. 

Ohne IKT wäre es nie möglich geworden, dass sich in der Automobilherstellung und in vielen an-

deren Bereichen der industriellen Produktion heute weltweite Netzwerke von vertraglich gebunde-

nen Lieferanten betreffend Forschung, Entwicklung und Herstellung von Bestandteilen für ein ge-

meinsames Endprodukt kostengünstig koordinieren lassen. Auch auf der Absatzseite werden dank 

IKT reichhaltige Information (richness) mit weltweiter Reichweite (reach) kombiniert. So etwa im In-

ternethandel mit Computern: Michael Dell war der Pionier darin, seine Computer weltweit über In-

ternet zu vertrieben, wobei jeder Kunde in einem Konfigurator per Mausklick aus einer grossen 

Zahl von Komponenten wählen konnte. Heute bieten diese Möglichkeit praktisch alle Hersteller, 

sei es über ihre eigene Internet-Verkaufsplattform oder über diejenigen von Händlern. Der Bücher- 

und Musikhandel von Amazon, hält für alle Kunden weltweit ein Sortiment enormer Breite und Tie-

fe bereit und unterbreitet jedem Kunden gemäss dessen individueller Kaufgeschichte oder „Klick-

spur“ Angebote und Geschenkvorschläge. Amazon dient den Kunden zudem als Plattform zum 

Verkauf gebrauchter Bücher. 

 

Mit IKT, also letztlich dank der Möglichkeit, bei niedrigen Transaktionskosten eine grosse Reich-

weite mit einer fast beliebigen Reichhaltigkeit zu kombinieren,  

 

- Wird in vielen Bereichen eine „Dekonstruktion“ (deconstruction) bzw. „Rekonstruktion“ 

heutiger Unternehmens- und Marktstrukturen oder Wertschöpfungsketten stattfinden und 

- Intermediäre oder Zwischenhändler könnten in vielen Fällen obsolet werden (disinterme-

diation). 
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Der Titel „Blown to Bits“ könnte also kaum besser gewählt werden – die Wertschöpfung wird 

gleichsam in Bits und Bytes zerlegt und neu zusammengesetzt. Shapiro und Varian, zwei eminen-

te Spieltheoretiker und Industrieökonomen, belegen in ihrem Buch „Information Rules“, dass sich 

diese Wechselwirkungen zwischen IKT-Entwicklung sowie Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur 

ohne Weiteres mit modernen mikro- und industrieökonomischen Tools erklären lassen (Shapi-

ro/Varian 1999). „As the century closed, the world became smaller. The public rapidly gained ac-

cess to new and dramatically faster communication technologies. Entrepreneurs, able to draw on 

unprecedented scale economies, built vast empires. […] Every day brought new technological ad-

vances to which the old business models seemed no longer to apply. Yet. somehow, the basic 

laws of economics asserted themselves. Those who mastered these laws survived in the new en-

vironment. Those who did not, failed. A prophecy for the next decade? No. You have just read a 

description of what happened a hundred years ago when the twentieth-century giants emerged. 

Using the infrastructure of the emerging electricity and telephone networks, these industrialists 

transformed the US economy, just as today‟s Silicon Valley entrepreneurs are drawing on comput-

er and communications infrastructure to transform the world‟s economy.” (Shapiro/Varian 1999, 1).  

 

Gemäss diesen Autoren wird die Dekonstruktion oder Rekonstruktion von Strukturen dort wahr-

scheinlich und tiefgehend sein, wo die Generierung von Wissen oder Information sehr hohe Kos-

ten, hingegen ihre Reproduktion (Kopie) sehr geringe Kosten verursacht (wie z.B. bei Software, 

Büchern, Zeitungen, Zeitschriften). Ferner befassen sie sich eingehend mit der wichtigen Rolle des 

Schutzes der Eigentumsrechte (insbesondere auch des geistigen Eigentums), mit Normen und 

Standards (für Wettbewerb zwischen Plattformen durch die Minimierung von lock-ins) sowie mit 

Netzwerkeffekten. Betreffend die Letzteren ist auch Young 1998 von Interesse, der zeigt, dass 

aufgrund rationalen individuellen Verhaltens in Zusammenhang mit Netzwerkeffekten Strukturan-

passungen in der Regel nicht stetig, sondern in Sprüngen erfolgen. Es ist hier nicht möglich, auf 

alle diese Erklärungsansätze einzutreten. 

 

Immerhin ergeben sich aus dieser Literaturskizze Hinweise auf Bereiche, in welchen die IKT früher 

oder später zu tiefgreifenden Strukturveränderungen führen dürfte:  

 

- Bei Gütern und Diensten mit hohen Herstellungs- und relativ niedrigen Reproduktions-

kosten, die sich digitalisieren lassen 

(Software, Bücher, Zeitungen, Zeitschriften, Musik, Filme). 

- Bei Gütern und Diensten mit hohem Informations- bzw. Intermediationsbedarf 

(Computer, Autos, Elektronik, Pharmazeutika). 

- Bei Gütern und Diensten, die sich das Wissen vieler nutzbar machen können  

(Cloud Intelligence, Kreativität) (Surowiecky  2004). 

Diese Liste ist natürlich nicht abschliessend und müsste weiter differenziert werden. Ferner könnte 

man im Sinne von Hehl 2010 auch noch Inventionen und Innovationen erwähnen, die ohne IKT-

Mittel überhaupt nicht machbar sind, so z.B. in den Bereichen Nanotechnologie, Biotechnologie 

sowie – selbstverständlich – im IKT-Sektor (Web 2.0, Cloud Computing). Diese Bereiche werden 

hier jedoch nicht eingehend weiterverfolgt, denn sie sind ja direkt in oder mit den IKT-Strukturen 

gewachsen und bilden schon lange weltweite Netzwerke. Im Übrigen spielt die Schweiz in Nano-

und Biotechnologie eine im Vergleich zu ihrer weltwirtschaftlichen Bedeutung überproportionale 

Rolle, die sie wohl in erster Linie ihren guten Standortbedingungen im Hinblick auf Forschung und 

Entwicklung (einschliesslich Vorhandensein von IKT-Mitteln) zu verdanken hat. 

 

Nachfolgend werden einige interessante positive und weniger positive Beispiele skizziert und 

kommentiert. 
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5.2.7.1 Social Media 

Die Definition sozialer Medien wird als bekannt vorausgesetzt. Den Ergebnissen einer kleinen on-

line Umfrage des Web 2.0–Kommunikationsunternehmens xeit GmbH (Zürich) nutzten von 300 

Befragte im Jahr 2009 soziale Medien wie folgt (http://blog.xeit.ch/2010/01/verweildauer-und-

traffic-auf-social-networks-steigen-weiter-an-%E2%80%93-auch-in-der-schweiz/): 

 

- 97% Online Videos (insb. YouTube), 

- 86% Social Networking (Facebook, Xing, LinkedIn u.a.), 

- 74% Blogs (als regelmässige Leser), 

- 57% Online Fotos (z.B. Flikr, Picasa), 

- 46% Audio-Podcasts, 

- 46% Video-Podcasts, 

- 39% Microblogging / Twitter, 

- 26% Social Bookmarking. 

Dieses Sample ist zu klein, um für die Schweiz repräsentativ sein zu können, aber es zeigt, was 

aktuell etwa zu den sozialen Medien zu zählen ist. Charakteristisch bei den diesen Medien ist, 

dass die Nutzer mit bekannten oder befreundeten Nutzern (many to many) in Dialog treten und sie 

dabei zugleich Produzenten und Konsumenten (prosumers) der Inhalte dieser Medien sind. Immer 

mehr Parteien und Politiker sind bestrebt, solche Benutzergruppen zu bilden, um sie zur Mei-

nungsbildung oder zur Unterstützung politischer Vorstösse einzusetzen. Es wird erwartet, dass so-

ziale Medien auch immer mehr für die Zwecke der Unternehmenskommunikation (Public Relati-

ons) und für Werbung, zur Mitarbeitersuche (bzw. von potenziellen Mitarbeitern zur Stellensuche) 

eingesetzt werden. 

 

Zum weltweit führenden sozialen Medium hat sich zweifelsohne Facebook entwickelt. Dessen 

Entwicklung ist in der Tat auch in der Schweiz frappant: Ende 2009 nutzten rund 1.8 Millionen 

Schweizerinnen und Schweizer Facebook, im April 2010 sollen es bereits über 2 Millionen also 

über ein Viertel der Bevölkerung gewesen sein (http://blog.xeit.ch/2010/04/facebook-zahlen-

schweiz-neue-auswertungen-der-nutzungszahlen/). Diese Zahl ist keineswegs unplausibel. Ge-

mäss einer kürzlich publizierten Univox Studie nutzen heute 38% der Einwohner jeden Tag das In-

ternet (sda/NZZ online vom 27. April 2010).   

 

Während die Geschlechterverteilung in Facebook in der Schweiz recht ausgeglichen ist (Männer 

52%, Frauen 48%), sind die Nutzer in der überwiegenden Mehrheit unter 40-jährig (bis 19 Jahre: 

23%, 20-29 Jahre: 35%, 30-39 Jahre: 23%, 40-49 Jahre: 13%, 50 und älter: 6%). Bezieht man die 

in der xeit-Umfrage genannten Relationen auf 2 Millionen Facebooknutzer, dann ergeben sich 1.7 

Millionen mehr oder weniger regelmässige Blog-Leser sowie gar über 2 Millionen YouTube Nutzer. 

Auch wenn diese Zahlen unsicher sind, dürften sie in der Grössenordnung kaum völlig daneben 

liegen. Dies zeigt sich auch am Leser- und Inserateschwund, mit welchen sich die schweizerische 

Printpresse immer stärker konfrontiert sieht. 

 

Facebook und andere soziale Medien nutzen offenbar ihr Mitgliederpotenzial und verbinden immer 

mehr zusätzliche Anwendungen mit ihrer Plattformen. Facebook ist z.B. verlinkt mit 

www.fiverr.com, einer amerikanischen Plattform, auf welcher die Benützer anderen Benützer Tä-

tigkeiten für 5$ anbieten (zur Zeit sind keine grösseren Transaktionsbeträge erlaubt, doch dürfte 
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dies ein guter Einstieg für grössere Nachfolgedienstleistungen sein).  Ebenfalls verlinkt mit Face-

book ist neuerdings „Google Docs“, www.scribd.com und „iLike“ (wobei die letztere Plattform direkt 

zum Internetradio www.lastfm.com und zudem zu Apples iTunes führt). Mit „Google Docs“ und 

„Scribd“ können die Benützer Schriftstücke und andere Dokumente austauschen und können 

sozusagen Verleger „spielen“. Scribd wird denn auch schon rege von Wissenschaftlern zur Publi-

kation von Arbeitspapieren benützt. Es dürfte nur noch eine Frage von kurzer Zeit sein, bis diese 

Plattformen mit kommerziellen Angeboten verbunden werden, wie es bei iLike-lastfm-iTunes ja 

schon jetzt der Fall ist. Mittels weniger Klicks hört man die Lieblingsmusik eines Freundes, tauscht 

diese aus oder beschafft sie gleich online. 

  

Facebook und andere Anbieter sind bestrebt, ihre Plattformen mit einem Potenzial von Millionen 

von Kunden weltweit, die sich zudem auf diesen sozialen Medien sozusagen selber nach Interes-

sen gruppieren, produktiven und auch kommerziellen Zwecken – dem Austausch von Gütern und 

Diensten – zuzuführen.  

 

Folgerungen und Massnahmen 

 

- Durch diese Entwicklungen dürften die sozialen Medien nicht nur komplementäre, son-

dern über immer mehr Bereiche auch substitutive (konkurrenzielle) Eigenschaften zur 

Printpresse, zum Verlagswesen, zu wissenschaftlichen Journals sowie auch zu den öf-

fentlichen und privaten elektronischen Medien entwickeln.  

- Sie werden zu etablierten Tauschplattformen des Internets (allen voran EBay und Ri-

cardo) in harte Konkurrenz treten.  

- Sie können für die Unternehmenskommunikation (PR), für Werbezwecke, als Absatzka-

näle und für die Personalrekrutierung eingesetzt werden. 

- Sie werden schon heute immer mehr für die politische Meinungs- und Gruppenbildung 

und zur Lancierung politischer Vorstösse eingesetzt (gewisse Parteien und Politiker bie-

ten über ihre eigenen Plattformen schon heute Podcasts und Videocasts an – so etwa 

www.teleblocher.ch). 

- Die Schweiz ist an dieser Entwicklung, die erst am Anfang steht und enorme wirtschaftli-

che und gesellschaftliche Veränderungen generieren könnte, sehr gut beteiligt. 

- Die sozialen Medien und ihre Möglichkeiten und Entwicklungstendenzen sollten beson-

ders im Hinblick auf die Weiterentwicklung der Medienpolitik des Bundes (Presseförde-

rung, Radio und TV) eingehend geprüft und berücksichtigt werden. Der heute allumfas-

sende „Service Public“ muss kritisch hinterfragt werden. 

- Aus der Weiterentwicklung der sozialen Medien könnte sich eine „Schattenwirtschaft“ 

entwickeln, welche sich den üblichen Regulierungen, Steuern und Abgaben entzieht. Die 

Ordnungs- und Wirtschaftspolitik muss die Entwicklung aufmerksam verfolgen und bei 

Bedarf geeignete Massnahmen treffen. 

- Aktive Fördermassnahmen zum Anschluss der Schweiz an soziale Medien sind zur Zeit 

wohl nicht nötig. Je nach deren Weiterentwicklung könnten indessen Hilfemassnahmen 

für gewisse Bevölkerungsgruppen nötig sein. 

5.2.7.2 Online Programme, Cloud Computing, Cloud Intelligence 

Beim Cloud Computing können die Internetbenützer dank Breitbanderschliessung Programme, 

Rechnerkapazität und Speicherplatz aus dem Internet – aus der Cloud/Wolke – abrufen und be-

nützen. Nicht eigentlich unter den Begriff Cloud Computing fallen die Bestrebungen grosser Inter-

netanbieter wie Google, Microsoft und Apple, ihre Programme den Benützern nicht mehr zu ver-

kaufen, damit sie diese lokal auf ihrem PC oder Laptop installieren und verwenden können, son-
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dern sie diesen gegen eine Abonnementsgebühr via Internet und Browser zum Gebrauch zur Ver-

fügung zu stellen. 

 

Da Programme in der Herstellung (Forschung und Entwicklung) enorm teuer, hingegen digitalisiert 

und damit praktisch kostenlos beliebig oft kopiert werden können, werden online Programme und 

Cloud Computing ohne Zweifel einen regelrechten Quantensprung in der Produktivität mit sich 

bringen. Jeder Abonnent hat ständig Zugriff auf die neueste Version, zeitaufwendige updates und  

upgrades entfallen, Speicherplatz steht praktisch unbegrenzt und sehr günstig zur Verfügung. 

 

Wuala 

In der NZZ vom 6. Mai 2010 steht in diesem Zusammenhang eine Erfolgsgeschichte des Schwei-

zer Back-up-Services Wuala: Wuala bietet Speicherplatz im Internet an und greift dabei teilweise 

auch auf die nicht-benützten freien Speicher ihrer Kunden zurück. Das ist echtes Cloud Compu-

ting. Die Firma ist als Spin-off der ETH entstanden, welche auch an der Entwicklung der techni-

schen Lösung beteiligt war. Wuala wurde inzwischen von der französischen Firma LaCie über-

nommen und ist so in der Lage, das Backup von LaCie zu verstärken und selber ihre internationa-

le Präsenz auszubauen. 

 

Doodle 

Der bekannte Internetterminplaner oder Cloud-Terminplaner Doodle ist inzwischen dermassen 

verbreitet im Gebrauch, dass er nicht besonders vorgestellt werden muss. Doodle ist wie Wuala 

ein schweizerisches Unternehmen, das mittlerweile über 6 Millionen Kunden zählt. Bei diesem Po-

tenzial ist logisch, dass Doodle neuerdings auch Werbebeiträge aufschaltet. 

 

Google App der SBB 

Eine der erfolgsreichsten schweizerischen Google Applikationen (Google App) ist der Fahrplan der 

SBB, über den inzwischen nicht nur Fahrplan- und Streckenabfragen, sondern auch Billette gelöst 

und zahlreiche Echtzeitinformationen abgefragt werden können. Diese App beruht gemäss NZZ 

Folio 05/2010, 44 auf der Eigeninitiative des Programmierers Jonas Schnelli, der sie von sich aus 

im Internet gratis angeboten hatte. Die SBB hat die erste Version verboten, sich dann aber rasch 

aufgrund von Kundenreklamationen (!) eines Besseren besonnen und zusammen mit Schnelli eine 

verbesserte „offizielle“ Version vertrieben. 

 

Atizo (www.atizo.com) 

Atizo betreibt nicht eigentlich Cloud Computig, sondern eine an sich gewöhnliche Internetplattform, 

die technisch mit einem sozialen Medium wie Facebook vergleichbar ist. Alles andere als gewöhn-

lich, sondern sehr innovativ, ist  das Atizo-Geschäftsmodell. Dieses Unternehmen verkauft nämlich 

Ideen, die von ihrer inzwischen bereits auf über 7„000 Mitglieder angewachsenen Community ge-

neriert werden. Unternehmen und Institutionen wenden sich heute in immer grösserer Zahl an 

Atizo mit strategischen oder anderen kommerziellen Fragen (sehr häufig sind Fragen zur Entwick-

lung und zur Vermarktung neuer Produkte) und leitet diese mit Hilfe von Atizo in strukturierter 

Form an die Atizo Mitglieder weiter. Diese reichen ihre Ideen ein und werden bei Akzeptanz durch 

die Auftraggeber mit einer Prämie belohnt. Auf diese Weise hat Atizo noch eigenen Angaben 

schon Hunderte von Problem zu besten Zufriedenheit der Auftraggeber gelöst. 

 

Folgerungen und Empfehlungen 

 

- In der Schweiz werden auch ganz spezifische IKT-Inventionen und –Innovationen gene-

riert und mit Erfolg umgesetzt. 

- Es könnte geprüft werden, ob das regulatorische Umfeld für solche Tätigkeiten bereits 

gut genug ist oder allenfalls gewisser Verbesserungen bedürfte. 
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5.2.7.3 Internethandel 

Im Buch von Xavier Comtesse (Comtesse, 2005) werden nur zwei Handelsplattformen erwähnt: 

Swissquote (Börsenhandel) und Le Shop (Online-Laden der Migros). Diese beiden haben sich seit 

dem Jahr 2005 erfolgreich weiterentwickelt. Mittlerweile bieten praktisch alle Banken vielfältige 

Leistungen im online-Banking inklusive online-Börsenhandel an und neben Migros betreiben auch 

Coop sowie viele andere Detailhändler Internethandel. Der Internethandel erfasst aber nicht nur 

den Lebensmitteldetailhandel online, bei dem zuerst niemand recht an einen Erfolg im Markt glau-

ben mochte, sondern auch praktisch alle non-food Händler bis hin zum Elektrogeräte- und Compu-

terhandel und zum Bürobedarf (Papeterie, Möbel). Auch homogene Dienstleistungen (standardi-

sierte Verträge) Unfall-, Kranken- und Lebensversicherungen werden online abgewickelt. Das in-

teraktive Internet kann aber auch für nicht-standardisierte Verträge eingesetzt werden. 

 

Grundsätzlich wird in der Schweiz das Internet für solche B2C Transaktionen sehr rege benützt. 

Es gibt keine Hinweise darauf, dass die Penetration des Internethandels im Grossen und Ganzen 

nicht den Präferenzen der Kunden entsprechen würde. Dieser Handel wird weiter zunehmen und 

erhebliche Produktivitätsfortschritte nach sich ziehen. Interessant ist dabei, wie oben schon skiz-

ziert, die Weiterentwicklung sozialer Medien zu C2C und B2C Transaktionsplattformen, weil die 

Anbieter in diesem Medien bereits eine grosse Community antreffen. 

 

Erstaunlich ist, dass trotz hoher Breitbandanschlussdichte und fast hundertprozentiger Verbreitung 

von PC und Laptops in den Haushalten immer noch ein reger Versandhandel über Kataloge läuft. 

Allerdings sind keine Gründe (Regulierungen, Marktversagen) ersichtlich, die vermuten liessen, 

der Katalog-Versandhandel würde nicht den Präferenzen einer nach wie vor genügend grossen 

Gruppe von Kunden entsprechen. Besonders Kleider werden noch sehr häufig über Kataloge ge-

handelt. 

 

Sonderfall Buchhandel 

Im Jahr 2000 wurden in der Schweiz nur rund 3% aller umgesetzten Bücher über das Internet ver-

trieben (Vaterlaus et al. 2005, 78).  Heute sind es in der Schweiz wie auch in Deutschland gegen 

11%.130 Nebst diesem erstaunlich geringen Marktanteil hat auch die praktizierte Form des Inter-

netvertriebs von Büchern noch wenig bis nichts mit den eingangs skizzierten Möglichkeiten der 

Kombination von Reichweite und reichhaltiger, kundenorientierter Information - also auch wenig 

bis nichts mit der IKT-gestützten De- und Rekonstruktion einer ganzen Branche oder Wertschöp-

fungskette zu tun. Vielmehr betreiben Verlage und Sortimentsbuchhandlungen eine Internetseite, 

auf welcher der Leser Bücher aus dem jeweiligen Katalog per Mausklick bestellen kann.  

Auf diese Weise werden im deutschsprachigen Raum nach wie vor Hunderte von Verlagen und 

Tausende von grössten bis kleinsten Buchhandlungen betrieben. Intermediäre werden höchstens 

durch die zunehmende Marktkonzentration auf den involvierten Stufen des Gross- und Detailhan-

dels in Verlagserzeugnissen dezimiert (zur Erzielung von Grössenvorteilen), nicht aber ersetzt; die 

Wertschöpfungskette ist somit bis auf graduelle Unterschiede unverändert geblieben. Die Aus-

nahme bildet in erster Linie Amazon (www.amazon.de und www.amazon.com), die sich als immer 

mehr als Web 2.0 Buchhandlung etabliert und möglichst ein allumfassendes Sortiment über alle 

Verlage und Autoren im gesamten deutschsprachigen Raum anstrebt. Was heisst Web 2.0 im Bü-

cherhandel? Es heisst, dass die Internethandelsplattform Autoren und Leser direkt zusammen-

führt. Autoren können ihre Werke in traditioneller Buchform oder als eBook verlegen lassen. La-

gerhaltung gibt es keine oder nur bei Bestsellern, denn die Bücher können just-in-time auf Bestel-

lung digital geliefert oder als Einzelexemplare gebunden und per Post verschickt werden. Mit einer 

solchen Entwicklung wären offensichtlich enorme Produktivitätsvorteile verknüpft, die letztlich allen 

(noch) Beteiligten zugutekommen könnten. 

 
130 Vgl. http://www.kulturwirtschaft.ch/deutsch/teilmaerkte/buchmarkt/ sowie http://www.ecc-
handel.de/entwicklungstendenzen_im_b2c-online-buchhandel.php#68124501  
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Stattdessen ist das Verlags- und Buchhandlungswesen nach wie vor gekennzeichnet durch die 

Lagerung auf verschiedenen Stufen, durch zu viele Handelsstufen, durch zu schmale Sortimente. 

Diese Produktivitätsnachteile der aktuellen Struktur führen letztlich  zu höheren Bücherpreisen und 

zu niedrigeren Tantiemen für die Autoren. Dabei sind die aktuelle ineffiziente Struktur wie auch die 

ungenügende IKT-Umsetzung ohne Zweifel auf das Buchhändler- und Verlegerkartell, auf die 

Preisbindung oder den sog. Sammelrevers im Buchhandel zurückzuführen. Es ist heute ange-

sichts der produktiven Möglichkeiten, die IKT für den Büchermarkt bereithalten würde immer weni-

ger verständlich, dass die Politik in Deutschland und in der Schweiz an diesem Kartell festhalten 

will. Das Ziel der Förderungen des Lesens oder der Autorenschaft wird damit mit Sicherheit ver-

fehlt. Geschützt werden indessen ineffiziente Vertriebsstrukturen. 

 

Sonderfall Automobilhandel 

Automobile sind Suchgüter, bei denen die potenziellen Käufer vor dem Kauf erhebliche Informati-

onskosten in Kauf nehmen, um die für sie beste Wahl treffen zu können. Der Kunde will möglichst 

viele Marken und Modelle vergleichend gegenüberstellen. Er trifft aufgrund seiner Präferenzen ei-

ne Vorauswahl einer kleinen Zahl von Modellen, die er anschliessend eventuell probefahren wird, 

um seine definitive Wahl zu treffen. Es versteht sich von selbst, dass bei der heutigen Marktstruk-

tur, bei welcher der Kunde an eine grosse Zahl von kleinen Markenhändlern verwiesen wird, die 

Informationsbeschaffung für den Kunden sehr teuer ist. Zudem halten viel zu viele Händler viel zu 

viele Autos zum Probefahren und zur Auslieferung bereit.  

 

Im Internet könnten sämtliche Modelle aller Marken mit ihren technischen Daten präsentiert und 

wohl auch schon einer „virtuellen“ Probefahrt unterzogen werden. Wenige grosse Händler würden 

Fahrzeuge zum effektiven Probefahrt bereithalten müssen, die Fahrzeuge würden schliesslich di-

rekt im Werk – just-in-time – fabriziert und ausgeliefert, wenn in dieser Weise Information und Pro-

dukt separiert würden.  

 

Während sich in den USA und in Asien der Automobilhandel immer mehr in diese Richtung fort-

entwickelt, erstarren Europa und die Schweiz in kleinräumigen Strukturen mit viel zu vielen Wert-

schöpfungsstufen und viel zu vielen Marktteilnehmern im Vertrieb. Nirgends werden pro Automo-

bilhändler so wenig Autos umgesetzt wie in Europa und in der Schweiz – mit entsprechenden Fol-

gen für die Preise. Ein Grund hierfür dürfte darin liegen, dass die Wettbewerbsbehörden Europas 

und der Schweiz den Automobilhandel seit Jahren durchreglementiert haben. Sie tun dies zum 

Schutz des Intrabrandwettbewerbs – also des Wettbewerbs innerhalb einer Marke – auf Händler-

stufe sowie zum Schutz unabhängiger Reparaturbetriebe. 

 

Folgerungen und Empfehlungen 

 

- Der Internethandel bietet in der Schweiz offenbar keine grundsätzlichen Probleme – IKT 

bis hin zu Web 2.0 Applikationen werden in den meisten Bereichen umgesetzt und kön-

nen einen Beitrag zur Produktivitätssteigerungen leisten. 

- Sind keine regulatorischen Hindernisse (staatlicher oder kartellistischer Provenienz) er-

sichtlich und werden verschiedene Systeme parallel betrieben (Internethandel und Kata-

logversand), dann entspricht dies wahrscheinlich der Präferenzstruktur der Kunden. Die-

se Vielfalt der Systeme ist indes mit Kosten verbunden. 

- Der Buchhandel und der Automobilhandel vollziehen den Übergang zu IKT-gestützten ef-

fizienteren Handelsformen offenbar nur langsam und zu wenig weit- und tiefgehend. Im 

Buchhandel liegt dies höchstwahrscheinlich in der politisch geduldeten oder sogar er-

wünschten Preisbindung (Kartell). Dagegen scheint der Automobilhandel als Folge einer 
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kontraproduktiven künstlichen Förderung „atomistischer“ Vertriebsstrukturen durch die 

Wettbewerbsbehörden IKT-basierte Produktivitätsgewinne nicht ausschöpfen zu können. 

- Regulierungen privater oder staatlicher Natur sind fortlaufend darauf hin zu prüfen, ob sie 

produktivitäsgetriebene Strukturveränderungen hemmen oder verhindern. 

- Dabei sind die Möglichkeiten der IKT besonders in Betracht zu ziehen, denn diese kön-

nen sehr tiefgehende Strukturanpassungen auslösen. 

Bottom Line 

Zu Beginn des Kapitels wurde gezeigt, dass die IKT-Anwendung reichhaltige Informationen mit 

grosser Informationsreichweite verbinden kann. Auch die Güterwirtschaft ist überlagert von Infor-

mationen. IKT-gestützte soziale Medien und Plattformen können die Informations- und die Güter-

wirtschaft und namentlich den Handel mit Gütern und Informationen regelrecht dekonstruieren und 

in produktiverer Form rekonstruieren. In der Schweiz sind viele Ansätze und jedenfalls kein grund-

sätzlicher Rückstand in neuen  IKT-Anwendungsbereichen ersichtlich. Zu massiven Produktivitäts-

steigerungen kann es erst kommen, wenn es auch zu entsprechenden strukturellen Umschichtun-

gen kommt. Zu Beginn des IKT-Einsatzes kann dieser sogar eine Kostenduplizierung – also Pro-

duktivitätseinbussen – zur Folge haben, nämlich besonders dann, wenn alte und neue Systeme 

und Strukturen parallel geführt werden müssen. 

 

5.3 Normen und Standards 

 

Technik 

IKT können nur effizient funktionieren, wenn die Beteiligten Netze und Geräte (Hardware) sowie 

Programme (Software) via Leitung oder Funk physisch und logisch verbunden und interoperabel 

sind. Es kann Zwischenkomponenten geben, welche das Zusammenwirken nicht-operabler Kom-

ponenten (Hardware oder Software) erwirken können (Transformatoren). Ist dies nicht möglich (o-

der zu teuer), dann braucht es Normen und Standards, die von den Herstellern einzuhalten sind, 

damit ihre Komponenten mit den Netzen und Komponenten anderer Hersteller kommunizieren 

können.   

 

Unter einer Norm kann man sich eine Einigung oder auch einen gesetzlichen Zwang auf einen be-

stimmten Standard, also eine „Normierung“ in dem Sinne vorstellen, dass ein bestimmter Standard 

vorgeschrieben oder zumindest empfohlen wird. Um komplizierte Unterscheidungen zwischen 

Normierung, Norm und Standard zu vermeiden, sprechen wir von „Normen und Standards“. Die 

Ökonomie von Normen und Standards ist eine vielfältige Angelegenheit mit komplizierten Implika-

tionen auf den statischen und noch mehr den dynamischen Wettbewerb (Innovationswettbewerb).  

 

Statisch betrachtet, besteht beispielsweise die Gefahr, dass ein marktmächtiger Hersteller ver-

sucht, einen proprietären (z.B. patentgeschützten) Standard im Markt bei den Herstellern komple-

mentärer Komponenten als Industriestandard durchzusetzen, um so die Substitutionskonkurrenz 

auszuschalten. Gegen ein solches Verhalten müssten entweder die Wettbewerbsbehörden ein-

schreiten oder der Staat die Normen und Standards zwingend vorgeben. Möglich ist auch die ge-

genteilige Gefahr, dass zu viele verschiedene, konkurrierende Normen und Standards existieren 

und so die IKT in Teilbereiche zersplittert wird, die an sich synergetisch (zum Nutzen aller Beteilig-

ten) zusammengeführt werden könnten. 

Setzt sich ein Standard eines marktführenden Herstellers im Markt durch, was durchaus legal sein 

kann und sehr oft vorkommt (Nachahmung, freiwillige Anpassung), dann konzentriert sich in der 

Folge der grösste Teil der Forschung und Entwicklung auf die Weiterentwicklung dieses Stan-

dards, obwohl vielleicht technisch weit bessere Lösungen möglich wären. Und wenn wiederum zu 

viel Heterogenität in Normen und Standards herrscht, dann ergibt sich als negative dynamische 

Wirkung eventuell eine Verzettelung von Forschung und Entwicklung. 
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Die Beispiele könnten vermehrt werden. Klar ist, dass der Markt in Bezug auf Normen und Stan-

dards und das normative Ziel statischer und dynamischer Effizienz aus zwei fundamentalen Grün-

den versagen kann: 

 
1. Marktteilnehmer beeinflussen Normen und Standards zu ihren Gunsten und zu Unguns-

ten des wirksamen Wettbewerbs. 

2. Normen und Standards haben den Charakter öffentlicher Güter und werden deshalb vom 

Markt in ungenügender Zahl und Ausprägung generiert. 

 
Gerade in High-Tech Bereichen wie in den IKT – egal ob Entwicklung oder Umsetzung – ist es für 

den Staat sehr schwierig, auf Normen und Standards ohne Fehler Einfluss zu nehmen, sei dies 

nun im Fall eines Wettbewerbsversagens oder im Fall öffentlicher Güter.  Es droht stets Regulie-

rungs- oder Staatsversagen, weshalb grosse Vorsicht angebracht ist. Dies liegt nicht zuletzt daran, 

dass der Staat in dieser komplexen Materie auf die Informationen aus der Branche angewiesen ist 

(Informationsasymmetrie) und dies wiederum einflussreichen Regulierten die Möglichkeit gibt, auf 

den Regulator zu seinen Gunsten Einfluss zu nehmen (regulatory capture). Der Staat muss sich 

bewusst sein, dass die Marktteilnehmer nicht nur in den Märkten mit guten Preisen und Leistungen 

das Spiel Wettbewerb gewinnen wollen, sondern dass sie ebenso sehr ein Regulierungsspiel (re-

gulatory game) spielen, in welchem sie Regeln und Schiedsrichter (Vollzug) beeinflussen wollen. 

 

In High-Tech Bereichen behilft sich der Regulator meistens in der Weise, dass die Normierung  

und Standardisierung soweit möglich der Branche überlassen werden, die diese somit faktisch un-

ter staatlichem Auftrag oder zumindest staatlicher Duldung vornimmt. Diese sogenannte parastaat-

liche Regulierung wird meistens explizit oder stillschweigend den betroffenen Branchenverbänden 

zuerkannt. Der Staat kann diese Branchennormen genehmigen und verbindlich erklären oder auch 

nur auf Klage hin einschreiben (Subsidiaritätsprinzip). 

 
Folgerungen und Empfehlungen 

- In der IKT und ihrer Umsetzung in verschiedensten Anwendungsbereichen können falsch 

konzipierte technische Normen die statische und die dynamische Effizienz unterminieren. 

- Der Staat muss direkt oder indirekt (subsidiär) auf die Normen Einfluss nehmen. 

- Bei Normen besteht wie in allen anderen Regulierungsbereichen die Gefahr, dass die 

Regulatoren als Folge von Informationsasymmetrien von Regulierten für deren Zwecke 

vereinnahmt werden. 

- Der Einfluss von Normen und Standards auf die IKT-Entwicklung und –Umsetzung ist 

laufend zu beobachten. 

- Die Branche kann sich technisch weitgehend selber normieren und standardisieren (auch 

mit Blick auf Bestimmung von Normen im Ausland); für kritische Normen sollte eine Insti-

tution geschaffen werden, welche sich aus Branchenvertretern, unabhängigen Experten 

und Regulatoren zusammensetzt. 

 
Weitere Normen 

Seit einigen Tagen ist in der Schweiz die SwissID erhältlich (eine durch durch Staatsmittel künst-

lich verbilligte digitale Identitätskarte in Form eines USB-Sticks oder einer computerlesbaren Kar-

te); damit ist ein offizieller Schritt zur Normierung der „digitalen Identität“ von natürlichen und juris-

tischen Personen impliziert. Fritz Sutter, Beirat Swiss ICT, bezeichnet dies absolut zutreffender-

weise als „start-up-Unterfangen – als Voraussetzung für den elektronischen Wirtschaftsraum“ (Sut-

ter 2009). Zwar könnte eine solche Identitätskarte durchaus auch von einer anderen, nicht-
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staatlichen vertrauenswürdigen Institution herausgegeben werden, doch erscheint es durchaus am 

einfachsten und damit von Vorteil, wenn dies der Staat tut. 

 

Neben dieser Normierung der digitalen Identität sollte der Staat im Sinne der Schaffung eines si-

chereren Umfeldes für die IKT-Nutzung weitere polizeirechtliche Normierungen und Standardisie-

rungen zu folgenden Zwecken vornehmen: 

 

- Normen und Standards zur Verwaltung digitaler Rechte (digital rights management DRM) 

– wenn möglich koordiniert mit DRM-Lösungen im Ausland. 

- Normen und Standards zur Bekämpfung der Cyberkriminalität. 

- Normen und Standards zum Datenschutz. 

 

(Diese Punkte stellen zugleich die Forderungen des Abschnitts dar.) 

Es handelt sich bei solchen Normen und Standards zwar vordergründig um Einschränkungen der 

elektronischen Wirtschaft, die diese aber keineswegs lähmen, sondern de facto geradezu kataly-

tisch fördern, soweit sich den Sicherheitsbedürfnissen der Teilnehmer gerecht werden. 

 
5.4 Die Rolle der Verbände 

(Die IKT-Verbände verwenden allesamt die englische Abkürzung ICT, weshalb wir uns nachfol-

gend auch daran halten wollen.) Die ICT-Landschaft ist geprägt durch eine grosse Zahl von Fach-

verbänden. Da ist zunächst der Dachverband ICT Switzerland mit 28 Mitgliedsverbänden aus der 

ICT-Branche. Sodann der Verband Swiss ICT mit gegen 2„900 Unternehmen und Personen als 

Mitglieder. Und schliesslich Informatik Schweiz SI mit einer grossen Mitgliederzahl an Unterneh-

men und Einzelpersonen - schwergewichtig aus dem Informatikbereich.  

 

Seit längerer Zeit sind Bestrebungen im Gange, als ICT-Branche gegenüber Politik und Öffentlich-

keit konzentrierter aufzutreten. Allerdings scheiterte im März 2009 eine Fusion zwischen Swiss 

ICT, SI und ICT Switzerland (Flatt 2009). Indessen trat im Verlauf des Jahres 2009 unter anderen 

der Verband Swico dem Dachverband bei. Swico vereint die wichtigsten ausländischen ICT Anbie-

ter in der Schweiz, was zur Folge haben kann, dass in- und ausländische ICT Unternehmen zu-

sammen auftreten können. Während die heterogene Verbandstruktur bisher in erster Linie bei der 

Ausbildung von ICT-Fachleuten den grössten gemeinsamen Nenner aufwies, werden nunmehr 

wieder Fusionsgespräche geführt. Auch der Bund hat im Zusammenhang mit der Einführung der 

SwissID und mit Plänen zur Förderung der ICT-gestützten Verwaltungsführung (eGovernment) 

seinerseits ein geschlosseneres Auftreten der Branche gefordert (Russo 2009). 

 

Im Sinne der politischen Ökonomie wird die Branche in der Tat einen grösseren politischen Ein-

fluss ausüben können, wenn sie als kleinere, dafür aber umso homogenere Gruppe lobbyiert. Dies 

kann von Vorteil sowohl für die Branche als auch die Volkswirtschaft sein, wenn es die Schaffung 

geigneter Normen und Standards für die Entwicklung der elektronischen Volkswirtschaft beschleu-

nigt, dies besonders im Hinblick auf die Förderung der von eGovernment. Andererseits nimmt mit 

der zunehmenden Homogenität der Verbandsstrukturen aber auch deren Potenz zur Vereinnah-

mung der Regulierung zu. Im Rahmen dieser Studie ist es nicht möglich, die Rolle der Verbände 

eingehend zu klären. 

 

Folgerungen und Empfehlungen 

- Durch Homogenisierung der Verbandsstrukturen lassen sich Vorhaben wie die Förde-

rung von eGovernment oder auch der Ausbildung von ICT-Fachkräften wahrscheinlich 

beschleunigen. 
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- Gleichzeitig steigt aber der politische Einfluss der ICT-Verbände, was auch neue Gefah-

ren mit sich bringen kann. 

- Forderungen 

- Die Rolle der Verbände in ihrer aktuellen und künftigen (erwarteten) Struktur sollte ein-

gehend analysiert werden. 

- Aufgrund dieser Analyse ist zu bestimmen, in welcher Form und in welchen Gremien der 

öffentlichen Hand die Verbände beizuziehen sind. 
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6 Evaluation ausländischer Förder- und Monitoringprogramme  

6.1 Breitbandstrategie Deutschland 

Problemanalyse und Ziele 

Im Frühjahr 2009 hat die Bundesregierung im Rahmen des „zweiten Konjunkturpakets“ eine Breit-

bandstrategie lanciert, welche zwei konkrete Ziele verfolgt: Zum einen sollen bis spätestens Ende 

2010 flächendeckend leistungsfähige Breitbandanschlüsse verfügbar sein und zum anderen sollen 

bis 2014 bereits für 75% der Haushalte Anschlüsse mit Übertragungsraten von mindestens 50 

Megabit pro Sekunde zur Verfügung stehen mit dem Ziel, solche hochleistungsfähigen Breitband-

anschlüsse möglichst bald flächendeckend verfügbar zu haben.  

 

Begründet wird die Strategie dahingehend, dass Breitbandnetze „ein wesentliches Fundament für 

wirtschaftliches Wachstum“ sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verfügbarkeit einer leis-

tungsfähigen Breitbandinfrastruktur „die Basis für innovative Breitbanddienste mit hohem wirt-

schaftlichen Potenzial z.B. im Bereich des eWork, eGovernment, eHealth und eLearning“ ist. Aus-

serdem wird betont, dass insbesondere ländliche Gebiete von Breitband und seinen Möglichkeiten 

profitieren können: „Breitband ist ein wichtiger Standortfaktor für die Ansiedlung von Unternehmen 

und Familien und ist somit wichtig, um Arbeitsplätze zu sichern sowie die Ertragskraft und Attrakti-

vität auch ländlicher Räume zu steigern. Hier gibt es nach wie vor eine grosse Zahl von nicht mit 

Breitband versorgten Gebieten (‚weisse Flecken‟), viele davon in Teilen Ostdeutschlands.“  

 
Tatsächlich verfügte Deutschland aber bereits vor der Lancierung der Breitbandstrategie über eine 

auch im internationalen Vergleich sehr gute Breitbandversorgung. Rund 92% der deutschen 

Haushalte steht bereits die Möglichkeit eines Breitbandanschlusses mit Übertragungsraten von 

mindestens 1 Megabit pro Sekunde zur Verfügung. Die „weissen Flecken“ sind in Deutschland in 

den vergangenen Jahren bereits spürbar zurückgegangen, was zum einen auf die kontinuierlichen 

Investitionen der Netzbetreiber, zum anderen auf vielfältige Aktionsprogramme der Länder, kom-

munale Breitbandinitiativen in den betroffenen Orten, bundesweite Aktivitäten seitens von Verbän-

den und vielfältige Massnahmen des Bundes zurückgeführt wird. Das Bundesministerium für Wirt-

schaft und Technologie (BMWi) hält denn auch fest, dass die Basis für den Erfolg bereits gelegt 

sei. 

 

Massnahmen 

Zur Umsetzung der Ziele wird eine Vier-Sälulen-Strategie verfolgt, die folgende Komponenten um-

fasst:  

 

- Nutzung von Synergien beim Infrastrukturausbau, 

- Gewährleistung einer unterstützenden Frequenzpolitik, 

- Wachstums- und innovationsorientierte Regulierung und 

- Finanzielle Fördermassnahmen. 

 
Das kurzfristige Ziel der flächendeckenden Versorgung mit leistungsfähigen Breitbandanschlüssen 

wird v.a. durch die Fortsetzung und den Ausbau der finanziellen Fördermassnahmen für Kommu-

nen unterstützt sowie durch die Nutzung von Instrumenten zur Verbesserung der Finanzierungs-

möglichkeiten für Unternehmen. Für das langfristige Ziel, flächendeckend Hochleistungsnetze auf-

zubauen, sollen zudem verstärkte anreizorientierte Elemente im europäischen Rechtsrahmen grei-

fen. Hinzu kommen Impulse aus dem Massnahmenpaket zur Nutzung von Synergien beim Infra-

strukturausbau sowie finanzielle Fördermassnahmen. 

 



 

122 

Beurteilungen und Folgerungen für die Schweiz 

Angesichts der bereits guten Versorgung Deutschlands mit Breitbandinfrastruktur sowie des offen-

bar funktionierenden Wettbewerbs zwischen verschiedenen Anbietern und Technologien131 

scheint v.a. die konjunkturpolitische Komponente für die Lancierung der Breitbandstrategie aus-

schlaggebend gewesen sein. Um einschätzen zu können, inwieweit die in Deutschland gewählten 

Massnahmen auch in der Schweiz sinnvoll wären, müsste vorab geklärt werden, welche „weissen 

Flecken“ in der Schweiz überhaupt existieren, d.h. ob überhaupt ein Handlungsbedarf besteht. An-

schliessend müssten die möglichen Förderinstrumente evaluiert werden, wobei die von Deutsch-

land gewählten Ansätze en détail zu analysieren wären.  

 

6.2.„ePerformance-Bericht Deutschland“ 

Problemanalyse und Ziele 

Seit dem Jahr 2000 ermittelt das BMWi-Projekt „Monitoring Informations- und Kommunikations-

wirtschaft“ regemlässig den Status Quo der deutschen Informations- und Kommunikationswirt-

schaft. Zentrale Publikationen sind der jährlich erscheinende, umfassende „Faktenbericht“ sowie – 

seit 2007 – der den Faktenbericht ergänzende ePerformance Report.  

 

Die Publikationen dienen dazu, Entscheidungsträgern aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und 

Gesellschaft „ein unentbehrliches Kompendium zu Strukturen und Entwicklungen in der Informa-

tions- und Kommunikationstechnologie“ an die Hand zu geben. Die Berichte sollen Wissen schaf-

fen, Transparenz bieten und Hintergründe analysieren. Der „Faktenbericht“ basiert auf drei 

Hauptkapiteln:  

 
- Der Gesamtmarkt der Informations- und Kommunikationswirtschaft, 

- Infrastrukturelle Voraussetzungen  

- sowie Anwendungen. 

 

Massnahmen 

Die Positionierung der deutschen IKT-Wirtschaft im weltweiten Vergleich wird durch den ePerfor-

mance Report anhand von Kernindikatoren vertiefend dargestellt. Auf Basis von 28 Kernindikato-

ren, die in einem Expertenworkshop festgelegt wurden, erfolgt eine direkte Gegenüberstellung der 

„ePerformance“ Deutschlands im Vergleich mit den bevölkerungsreichsten Staaten Europas („Top-

Fünf-Ländervergleich“: Deutschland, Frankreich, Grossbritannien, Italien, Spanien) sowie weiteren 

führenden IKT-Nationen. Anhand von Indexwerten, die Deutschland zum europäischen Durch-

schnitt positionieren, soll gezeigt werden, in welchen Bereichen Deutschland Stärken und Nach-

holbedarf besitzt. Zukünftige Chancen und Risiken werden unter Hinzuziehung aktueller Progno-

sen und Trends analysiert. 

 

Beurteilungen und Folgerungen für die Schweiz 

Sorgfältiges und zeitnahes Monitoring von Entwicklungen und Trends sind eine zentrale Entschei-

dungsgrundlage für die Festlegung und Überprüfung von Strategien im Bereich eEconomy. 

Deutschland hat hier eine sehr umfassende Lösung gewählt, währenddem in der Schweiz die Da-

ten zur Informationsgesellschaft vergleichsweise unstrukturiert gesammelt und publiziert werden. 

Zahlreiche Daten sind heute nur via Onlineportal des Bundesamtes für Statistik zugänglich. Wer 

ein umfassendes Bild zum Stand der eEconomy Schweiz erhalten will, muss sich die Daten von 

unterschiedlichen Quellen zusammentragen – ein Aufwand, den zahlreiche Entscheidungsträger 

scheuen dürften. Durch die Schaffung einer periodisch erscheinenden Publikation, welche eine 

 
131 Vgl. http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Magazine/MagazinWirtschaftFinanzen/066/t2-breitbandversorgung.html 
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Bestandesaufnahme der eEconomy Schweiz in kompakter Form widergibt, könnte der ungenü-

gende Informationsstand verbessert werden. 

 

6.3 „i2010“ und „Digital Europe“ 

Da zurzeit eine Anpassung der IKT-Strategien in der EU stattfindet, werden im Folgenden die zu 
Ende gehende Strategie („i2010“) sowie der Aufbau der darauf folgenden „Digitalen Agenda“ kurz 
beleuchtet. 
 

Problemanalyse und Ziele 
Die i2010-Initiative der EU war eine Gesamtstrategie der Kommission zur Förderung der digitalen 
Wirtschaft, welche durch die Europäische Kommission im Jahre 2005 lanciert wurde und bis 2010 
dauerte. Sie baute auf der im Jahre 2005 zu Ende gegangenen Initiative “eEurope“ auf.132  
 
Mit der i2010-Initiative sollte die Führungsposition von Europa im Bereich der IKT behauptet wer-
den. Die Initiative wurde als strategischer Rahmen für die Informationsgesellschaft und die Medi-
enpolitik in Europa konzipiert, welche die politischen Bemühungen hinsichtlich Förderung einer of-
fenen und wettbewerbsfähigen digitalen Wirtschaft beschreibt.133 
 
Das Ziel von i2010 war letztlich die Vollendung des Binnenmarktes für IKT-Produkte und -Dienste 
zum Vorteil der europäischen Verbraucher, Unternehmen und Behörden. 134 
 
Konkret wurden drei Ziele gesetzt: 135 

 

1. Die Schaffung eines einzigen europäischen Informationsraums mit erschwinglichen, si-

cheren und schnellen Breitbandverbindungen, reichhaltigen und vielseitigen Inhalten und 

digitalen Diensten.  

2. Weltweite Spitzenleistung in der IKT-Forschung und Entwicklung durch das Aufschlies-

sen zur internationalen Konkurrenz Europas. 

3. Schaffung einer Informationsgesellschaft, die alle Menschen einbezieht, hochwertige öf-

fentliche Dienste bietet und zur Anhebung der Lebensqualität beiträgt. 

 
Massnahmen 

Um die Ziele zu erreichen wurden konkrete Massnahmen im Rahmen von i2010 formuliert, welche 
bei folgenden Punkten ansetzten: 136 

 

1. Regulierung  

Beseitigung rechtlicher Hindernisse und Vereinheitlichung der Regulierung von Tele-

kommunikation und audiovisueller Mediendienste (insbesondere Fernsehen und Video-

abruf). 

 
132 http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/what_is_the_i2010/index_en.htm 
133 Bericht über die digitale Wettbewerbsfähigkeit Europas. Hauptergebnisse der i2010-Strategie 2005-2009 
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm (Main achievements of the i2010 strategy 
2005-2009) 
134 Bericht über die digitale Wettbewerbsfähigkeit Europas. Hauptergebnisse der i2010-Strategie 2005-2009 

http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm (Main achievements of the i2010 strategy 
2005-2009) 
135 Bericht über die digitale Wettbewerbsfähigkeit Europas. Hauptergebnisse der i2010-Strategie 2005-2009 
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm (Main achievements of the i2010 strategy 

2005-2009) 
136 Bericht über die digitale Wettbewerbsfähigkeit Europas. Hauptergebnisse der i2010-Strategie 2005-2009 
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm (Main achievements of the i2010 strategy 
2005-2009) 

http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm
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2. Forschungsfinanzierung  

Bündelung öffentlicher und privater Forschungsmittel und Konzentration auf Gebiete, in 

welchen Europa weltweit führend werden kann (LTE im Bereich des Mobilfunks oder 

elektronische Stabilitätskontrolle (ESC) bei PKW).  

3. Staatliche Aktivitäten und Partnerschaften  

Gewährleistung von allen zugänglichen öffentlichen Diensten hoher Qualität, eines intel-

ligenten, sauberen und energieeffizienten Verkehrs sowie die Bereitstellung des EU-

Kulturerbes auf Mausklick durch den Aufbau einer Europäischen Digitalen Bibliothek. 

 
Hinsichtlich IKT-Binnenmarkt wurden die Beseitigung rechtlicher Hindernisse, die Erhöhung der 
Wettbewerbsintensität  sowie eine verbesserte Koordination bei Frequenzfragen sowie der Nut-
zung von durch Digitalisierung des Rundfunks frei werdenden Frequenzbändern bei den Mitglieds-
ländern angestrebt. Der Rechtsrahmen für die elektronische Kommunikation wurde in Angriff ge-
nommen sowie ein EU-Rechtsführer („eYou Guide“) für die Stärkung der Rechte den Nutzern zur 
Verfügung gestellt. 
 
Hinsichtlich Forschungsfinanzierung wurden mehr als 10 Mia. Euro für die Forschung und Entwick-
lung in IKT bewilligt, öffentlich-rechtliche Partnerschaften wurden ins Leben gerufen sowie Initiati-
ven gestartet, welche die Architektur eines „zukünftigen Internets“ mit mehr IP-Adressen, Sicher-
heit, Innovation und Wettbewerb sowie schnellerer Datenübertragung fördern sollten. Das Experi-
mentieren mit neuen Vernetzungs- und Dienstleistungsparadigmen sollte diesbezüglich unterstüt-
zen.  
 
Hinsichtlich staatlicher Aktivitäten wurden Schwerpunkte im Gesundheitswesen, den Behörden-
diensten, der digitalen Integration sowie im Bereich „Lebensqualität“ gesetzt. Im Rahmen des 
elektronischen Gesundheitswesen (eHealth) wurden wichtige Politikinitiativen gestartet - die Ver-
besserung der Gesundheit und die Steigerung der Produktivität durch Telemedizin sowie die 
grenzüberschreitende Nutzung elektronischer Patientendatensysteme im Interesse des Bürgers 
und des Marktes. Im Rahmen der elektronischen Behördendienste (eGovernment) wurden 
Grosspilotprojekte gestartet – hinsichtlich elektronischer Beschaffungssysteme sowie der europa-
weiten Anerkennung elektronischer Identitäten. Bezüglich digitaler Integration (e-Inclusion) sollte 
aufgezeigt werden, wie beispielsweise IKT-Fähigkeiten in die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt 
integriert oder die Rechte benachteiligter Menschen gestärkt werden können. Der Schwerpunkt 
„Lebensqualität“ umfasste Initiativen zu intelligenten Fahrzeugen, multimedialen Onlinebibliothe-
ken, Bewältigung von Herausforderungen für alternde Menschen sowie Steigerungen der Energie-
effizienz mittels IKT.137 
 
IKT-Strategien sind damit entweder allgemeiner Art oder aber spezifischer Art, die sich auf ent-
sprechende Politikbereiche (Breitbandnetze, digitale Integration „e-Inclusion“, elektronische Ge-
sundheitsdienste „e-Health“, IKT-gestütztes Lernen „e-Learning“ oder den elektronischen Ge-
schäftsverkehr „e-Business“) beziehen. 
 
Insbesondere hinsichtlich weithin verfügbares Breitband-Internet unterbreitete die Kommission 
Vorschläge für Investitionen, vorwiegend in ländlichen Gebieten, welche vom europäischen Rat 
gebilligt wurden. Das entsprechende Budget betrug 1.02 Mia. Euro. 
 

 
137 Bericht über die digitale Wettbewerbsfähigkeit Europas. Hauptergebnisse der i2010-Strategie 2005-2009 
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm (Main achievements of the i2010 strategy 
2005-2009) 

http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm
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Beurteilungen und Folgerungen für die Schweiz 
Mit i2010 konnten gemäss Bericht der Kommission138 unter anderem folgende Ergebnisse erreicht 
werden: 

- Anstieg der regelmässigen Internetnutzer, insbesondere aus benachteiligten Bevölke-

rungsgruppen wie Nicht-Erwerbstätigen, Personen mit niedrigem Bildungsstand sowie in 

der Altersgruppe zwischen 55 und 65 Jahren. 

- Verbreiterung von Breitbandanschlüssen in der Bevölkerung (rund 93% der Bevölkerung 

der EU25 haben Zugang zu einem Breitbandinternetanschluss von über 2Mbits Down-

load-Geschwindigkeit).  

- Gewöhnung der Bevölkerung an die Nutzung von elektronischer Kommunikation 

- Grosse Fortschritte in Bereitstellung und Nutzung von elektronischen Behördendienstleis-

tungen – für natürliche Personen werden rund 50% und für Unternehmen rund 70% der 

Dienste vollständig elektronisch angeboten. Ein Drittel der Bevölkerung und rund 70% 

der Unternehmen nehmen elektronische öffentliche Dienste in Anspruch. 

- Erkenntnis der Bedeutung von IKT-Anwendungen für Produktivität und Wachstum in den 

Mitgliedsländern. IKT-Massnahmen als fester Bestandteil in diversen Politikbereichen. 

- Die Innovationsbereitschaft ist aber weiterhin fragmentiert. 

- Im Rahmen der elektronischen Behördendienste (eGovernment) stellt die Interoperabilität 

nach wie vor eine grosse Herausforderung dar. 

 
Europa läuft gemäss Einschätzung der EU-Kommission Gefahr, ihren Wettbewerbsvorsprung ins-
besondere bei innovativen Entwicklungen einzubüssen. Beispielsweise liegt Europa trotz Füh-
rungsposition bei Breitband-Internet weltweit betrachtet auf dem Gebiet der Glasfasererschlies-
sung zurück. Aus diesem Grund wurde im Anschluss an die i2010-Strategie eine neue digitale 
Agenda erstellt, welche Unterstützung bezüglich dem Meistern bestehender Herausforderungen, 
dem Ausbau von Infrastrukturen sowie dem Ausschöpfen des IKT-Potenzials bieten soll. Die nun 
folgende Digitale Agenda ist wiederum eine Strategie der EU-Kommission, wodurch die Breite und 
Tiefe der IKT-Strategie unterstrichen wird.  
 
Anfangs März 2010 identifizierte die EU-Kommission im Rahmen der neuen neue ökonomische 
Strategie der EU drei Schlüsseltreiber.139 Insbesondere der erste Schlüsseltreiber „Intelligentes 
Wachstum“, welcher die  Förderung des Wissens, der Innovation, der Bildung sowie der digitalen 
Gesellschaft zum Ziel hat, beeinflusst die Priorität der IKT innerhalb der politischen Agenda we-
sentlich. 
Neelie Kroes, EU-Kommissarin für die Digitale Agenda, formuliert folgende drei Themen, welchen 
sich Behörden der EU sowie jene der Mitgliedsländer im Rahmen der Digitalen Agenda über die 
nächsten Jahre annehmen müssten:140 
 

- Hochgeschwindigkeits-Internetanschlüsse für alle Europäer werde nicht automatisch be-

reitgestellt 

- Die EU-Bürger benötigen Unterstützung, um sich Fähigkeiten zur Nutzung der Vorteile 

der Digitalen Welt anzueignen.  

 
138 Bericht über die digitale Wettbewerbsfähigkeit Europas. Hauptergebnisse der i2010-Strategie 2005-2009 
http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm (Main achievements of the i2010 strategy 
2005-2009) 
139 http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/225&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en 
140 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=SPEECH/10/28&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage
=en 

http://ec.europa.eu/information_society/eeurope/i2010/key_documents/index_en.htm
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/225&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=SPEECH/10/28&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=SPEECH/10/28&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en
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- Hindernisse sollen ausgeräumt bzw. die Nachfrage, durch Schaffung von Vertrauen, an-

gekurbelt werden. 
 
Damit könnten Arbeitsplätze und Wachstum geschaffen werden. In den nächsten Monaten werden 
Details der Digitalen Agenda ausgearbeitet. 
 
Schwerpunkte sind, aufbauend auf jenen der i2010-Strategie, weiterhin die Förderung des digita-
len Binnenmarktes, die Revision der regulatorischen Rahmenbedingungen (ähnlich der bisher er-
folgten Verbesserungen im Bereich der Telekommunikation) sowie der Steigerung des Vertrauens 
der Konsumenten in die Sicherheit der online Dienste um die Nachfrage nach Letzteren zu erhö-
hen. 
 
Die Digitale Agenda soll dementsprechend nachhaltige wirtschaftliche und soziale Vorteile durch 
einen einheitlichen digitalen Markt, basierend auf „ultra schnellem Internet“, ermöglichen. Alle Eu-
ropäer sollen bis im Jahre 2013 Zugang zu Hochgeschwindigkeitsinternet haben.141 
 
Grundsätzlich scheint in der EU die Überwindung des digitalen Grabens durch den Ausbau der 
Breitbandanschlüsse sowie die teilweise Integration von benachteiligten Bürgern in die IKT-
Gesellschaft fortzuschreiten. Gelungen scheint zudem die Bereitstellung von gewissen öffentlichen 
Dienstleistungen für Unternehmen. Die Koordination (und Einigung) zwischen Behörden im Rah-
men des eGovernment scheint aber – wie auch in der Schweiz –  nach wie vor eine Herausforde-
rung darzustellen. Ebenso musste im Rahmen der nun folgenden Digitalen Agenda die Schaffung 
des digitalen Binnenmarktes wiederum auf die Agenda gesetzt werden – der Abbau der bestehen-
den regulatorischen und rechtlichen Hindernisse scheint schwierig umsetzbar.  

 
6.4 „France Numérique 2012“ 

Problemanalyse  

Die Problemanalyse im Plan FN vollzieht sich auf rund 80 Seiten fast durchwegs in 
folgenden vier Schritten. Erstens wird grob ein Referenzzustand skizziert (wie ist es in 
den besten Ländern? wie sollte es sein). Zweitens wird der aktuelle Zustand in 
Frankreich skizziert; liegt Frankreich hinter der Referenz zurück, dann wird ein 
Handlungsbedarf als gegeben erachtet. Drittens wird eine grobe Handlungslinie 
skizziert, mit welcher der Rückstand auf die Besten aufgeholt werden soll. Viertens 
folgt die Auflistung von konkreten, meistens mehrteiligen Handlungen (actions), 
welche auf dieser Handlungsline ergriffen werden sollen. Folgendes Beispiel aus dem 
Kapitel 4, Rénover la gouvernance et l‟écosystème de l‟économie numérique (FN, p. 
68) veranschaulicht die ersten drei Schritte dieser Art der Darlegung: 
 

„4.1  Adapter les politiques publiques dans le domaine 
des PME innovantes du numérique 

 
[Schritt 1] L‟économie numérique est le principal facteur de gain de compétitivité des éco-
nomies développées. Elle représente désormais plus de 25 % de la croissance du PIB. Elle 
en représentera 30 % avant 5 ans. Les investissements dans l‟économie numérique sont 
identifiés comme les plus productifs, parce qu‟ils accroissent la compétitivité de l‟ensemble 
des autres secteurs de l‟économie. 
  
[Schritt 2] Malgré de nombreux atouts pour profiter de l‟essor de l‟économie numérique, la 
France souffre néanmoins d‟une trop faible contribution des TIC à sa croissance et d‟une 
faiblesse économique dans les domaines du logiciel, des services en ligne et de la fabrica-
tion d‟ordinateurs. Seuls deux “champions nationaux” s‟inscrivent au palmarès des 5 pre-
miers groupes mondiaux dans les six principaux secteurs de l‟économie numérique. La 

 
141 http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/10/225&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en 
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France n‟a presque aucun acteur de taille mondiale dans les industries d‟Internet. Aucune 
société française ne figure parmi les 15 premières sociétés éditrices de logiciels. 
 
[Schritt 3] Pour être compétitive, l‟économie numérique française passe nécessairement 
par le couplage entre recherche et innovation d‟une part, et développement des PME à fort 
potentiel de l‟autre. Il est donc nécessaire aujourd‟hui de favoriser la création de jeunes en-
treprises très innovantes et d‟accompagner le développement des PME, en appui des ef-
forts déjà entrepris par le Gouvernement.“ 

 

Auf diese Weise werden im FN vier Problemkreise mit insgesamt 38 Handlungslinen und 154 

mehrteiligen actions abgehandelt. Bei den 70 (von total 80) Seiten des Berichts, die für diese Dar-

legung beansprucht werden, ergibt sich pro action im Durchschnitt weniger als ein halbe Seite. 

Diese Arithmetik mag lächerlich erscheinen, doch zeigt sie auf, dass von einer veritablen Problem-

analyse im FN nicht die Rede sein kann. Es wird nicht untersucht, ob die gewählte Referenz für die 

französischen Umstände überhaupt relevant ist. Gründe für Abweichungen Frankreichs von dieser 

Referenz werden nicht analysiert, sondern können bestenfalls aus den aufgeführten Handlungsli-

nien rekonstruiert werden.  

Der FN bietet, der Leser möge dies anhand des FN selber weiter nachprüfen, keine echte Prob-

lemanalyse, sondern eher eine „brainstormmässige“ Problemsammlung und eine ebensolche 

Sammlung von teilweise sehr originellen, aber in der grossen Mehrheit doch markant etatistisch 

gefärbten Verbesserungsvorschlägen. Gegen staatliche Initiativen zu Lösung von Problemen ist 

selbstverständlich nicht grundsätzlich etwas einzuwenden, sofern plausibel dargelegt wird, dass 

sie das Problem tatsächlich lösen können. Dies ist aber im FN über weite Bereiche nicht der Fall. 

 

Ziele und Massnahmen 

Die einzelnen Kapitel bezeichnen zugleich die wichtigsten Handlungsbereiche und Handlungszie-

le, es sind dies in Originalzitat (FN, p. 1-2): 

 

1. Permettre à tous les Français d‟accéder aux réseaux numériques, 

2. Développer la production et l‟offre de contenus numériques, 

3. Diversifier les usages et les services numériques, 

4. Rénover la gouvernance et l‟écosystème de l‟économie numérique. 

 

Bis auf Kapitel 2 sind dies durchaus übliche eEconomy-politische Handlungsbereiche und Hand-

lungsoberziele. Erwähnenswert ist vielleicht in Kapitel 1 das Ziel, bis ins Jahr 2012 ganz Frank-

reich sozusagen unter Staatszwang auf Digital-TV umzustellen, um die freiwerdenden Funkfre-

quenzen für den Breitbandausbau der Mobilfunknetze zur Verfügung stellen zu können. In der Tat 

ist heute eine Verwendung knapper Frequenzen für analoges TV sicher nicht mehr effizient. 

Wirklich interessant ist indes der Handlungs- und Zielbereich des Kapitels 2. Die Franzosen ma-

chen sich offenbar gewissen Sorgen über Menge und Qualität von Inhalten. Bei näherer Betrach-

tung droht aber auch in Frankreich nicht eine Verstaatlichung der IKT-Inhalte, im Gegenteil, gewis-

se Unterziele dürften sehr gerechtfertigt sein, um die private Produktion von Inhalten in Menge und 

Qualität zu sichern. So etwa die Ziele „Garantir le statut de l‟hébergeur de donnés“, Réformer la 

commission pour copie privée“, Sécuriser la diffusion de l‟éctrit et le développement de la presse“ 

und „Développer le secteur du jeu vidéo“. Gerade für diese Bereiche ist zu bedauern, dass der FN 

keine echte Problem- und Lösungsanalyse enthält. 

 
Beurteilungen und Folgerungen für die Schweiz 

Die Beurteilung des FN wurde schon weitgehend vorweggenommen. Zusammenfassend mangelt 

es diesem Plan an einer nachvollziehbaren Analyse. Dies, und nicht unbedingt eine gewisse fran-
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zösische Tendenz zur zentralen Steuerung, hat zur Folge, dass für die Schweiz keine wesentli-

chen Folgerungen aus dem FN gezogen werden können. Immerhin stellt der FN eine enorme 

Sammlung mit Hunderten von Handlungsmöglichkeiten dar, die auf die Schweiz bezogen nachge-

prüft werden könnten. 

 
6.5 OECD "Internet Economy"  

Problemanalyse und Ziele 

Anlässlich des “OECD Ministerial Meeting on the Future of the Internet Economy“ im Juni 2008 er-

klärten die OECD-Staaten die gemeinsame Absicht, durch die Schaffung einer geeigneten politi-

schen und regulativen Umgebung die „Internet Economy“ – und damit Wirtschaftswachstum und 

Wohlstand – zu fördern. Der Bericht „Shaping Policies for the Future of the Internet Economy“ 

(OECD, 2008) verdichtet Erkenntnisse aus den verschiedenen OECD-Forschungsbereichen (ICT, 

Consumer Policy, Bildung, Public Governance, Gesundheit und Entwicklung) und leitet daraus 

Empfehlungen für eine Vielzahl von Bereichen ab, denen beim Vorantreiben der „Internet Econo-

my“ auf regulatorischer Ebene Beachtung zu schenken ist.  

 

Die gemeinsamen Herausforderungen der OECD-Staaten werden wie folgt zusammengefasst:  

 
- Making Internet access available to everyone and everywhere, 

- promoting Internet-based innovation, competition and user choice, 

- securing critical information infrastructure and responding to new threats, 

- ensuring the protection of personal information, respect for intellectual property rights, 

and more generally a trusted Internet-based environment which offers protection to indi-

viduals, especially minors and other vulnerable groups, 

- promoting secure and responsible use of the Internet; and,  

- creating an environment that encourages infrastructure investment, higher levels of con-

nectivity and innovative services and applications. 

 
Die im Bericht empfohlenen Massnahmen sollen in erster Linie als Wegweiser (guidepost) für zu-

kunftsgerichtete regulatorische Eingriffe dienen. Es werden vier zentrale Ziele formuliert, an wel-

chen sich die Massnahmen zu messen haben:   

 
- Erleichterung der Konvergenz digitaler Netzwerke, Geräte, Anwendungen und Dienste 

(facilitating convergence). 

- Förderung von Kreativität bei der Entwicklung, Nutzung und Anwendung des Internets 

(stimulating creativity). 

- Stärkung des Vertrauens und der Sicherheit (strengthening confidence). 

- Sicherstellung einer globalen Internet Economy (expanding the opportunities for global 

economic, social and cultural development). 

 
Massnahmen 

Insgesamt werden für 20 Bereiche verschiedene Guidelines für eine zielgerichtete Weichenstel-

lung formuliert. Die Guidelines sind häufig relativ allgemein formuliert, weswegen es an dieser 

Stelle kaum sinnvoll wäre, sie im einzelnen abzuhandeln. Einige Beispiele seien erwähnt:  
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- Im Bereich Infrastruktur wird v.a. betont, dass geeignete Marktstrukturen zu schaffen 

sind, welche die Diffusion von Breitband zu kompetitiven Preisen beschleunigen und den 

Nutzern breite Wahlmöglichkeiten gewähren.  

- Die Behörden werden aufgerufen, die Möglichkeiten von IKT in den Bereichen eGovern-

ment, eHealth und eEducation zu nutzen: „These are areas in which governments play a 

significant role and which account for a large share of their budgets and the economy.“  

- Ausserdem wird zwecks besserer Integration der “Internet economy” in die gesamte 

Volkswirtschaft folgende Massnahme empfohlen: “Ensuring that policies and practices 

favourable to the deployment and use of the Internet are systematically factored into pub-

lic policy development, in all areas including trade, competition, tax policy, social policy 

and regulatory reform”. 

- Zur Förderung der Konvergenz ist ein Umfeld zu erschaffen, in welchem sich Netzwerke 

der nächsten Generation rasch etablieren können. Gleichzeitig sind Massnahmen zur 

Stärkung der Konsumenten zu treffen (empowered consumers), da die Wahlmöglichkei-

ten immer grösser, Leistungs- und Preisvergleiche aufgrund zunehmender Komplexität 

immer schwieriger werden. 

- Kreativität und Innovation sind u.a. durch Massnahmen zu fördern, die eine Kultur der Of-

fenheit und der Zusammenarbeit verschiedener Institutionen im Umgang mit For-

schungsdaten begünstigen. 

 
Beurteilungen und Folgerungen für die Schweiz 

Die OECD-Guidelines wirken insofern bestechend, als sie klare Anforderungen an zielgerichtete 

Regulierungsmassnahmen und Politikbestrebungen im Bereich „Internet Economy“ stellen. Die 

Regulierung ist daran zu messen, inwieweit sie zur Erreichung der Ziele „convergence, creativity, 

confidence“ beiträgt. Wie die Regulierung konkret auszugestalten ist, wird nicht indes nicht vorge-

geben, den Staaten bleibt ein grosser Handlungsspielraum erhalten.  

Für die Schweiz sind die Guidelines daher als Grundlage für eine detaillierte Checkliste zur kriti-

schen Überprüfung der regulatorischen Rahmenbedingungen denkbar.  

 
6.6 „Digital Britain” 

 

Problemanalyse und Ziele 

Die britische Regierung hat am 16. Juni 2009 den Massnahmenplan „Digital Britain“ vorgelegt, der 

unter anderem die Sicherung der Vorreiterstellung Grossbritanniens in den Bereichen Innovation, 

Investition und Qualität im Bereich der digitalen Kommunikation zum Ziel hat. Der 236 Seiten lan-

ge Bericht geht vom Standpunkt aus, dass Grossbritannien bereits über eine gut funktionierende 

Kommunikationsinfrastruktur verfügt, diese jedoch stärken und modernisieren muss, um wettbe-

werbsfähig zu bleiben und im internationalen Markt an vorderster Front mitzumischen.  

 
Neun Ziele werden formuliert:142 
 

1. Festigung der Position Grossbritanniens als eine der weltweit führenden Digitalen Wis-

sensökonomien.  

 
142 Digital Britain Report (Juni 2009): Jeweils beim Anfang der jeweiligen Kapitel aufgeführt.  
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2. Sicherstellung der Nutzung von Vorteilen eines „Digitalen Grossbritanniens“ für jeder-

mann. 

3. Verbesserung und Modernisierung der Kommunikationsinfrastrukturen und damit eine 

Ausstattung Grossbritanniens, damit es in der globalen digitalen Wirtschaft wettbewerbs-

fähig ist. 

4. Verbreitung und Sicherung von digitalen Radioplattformen, welche Radioanstalten und 

Hörern Nutzen bieten. 

5. Positionierung Grossbritanniens als eine weltweite kreative Hauptstadt.  

6. Sicherstellung der Verbreitung von Inhalten öffentlich-rechlicher Institutionen in hoher 

Qualität und Breite, von vielzähligen Anbietern auf vielzähligen Plattformen.  

7. Positionierung Grossbritanniens als globaler Führer in Forschung, Innovation, Technolo-

gie und Kreativität durch Inspiration der nächsten Generation und Bereitstellung des Um-

felds für florierendes digitales Talent.  

8. Sicherstellung eines verlässlichen und sicheren online Lebens und online Arbeitens für 

jedermann. 

9. Sicherstellung der Situation, dass die Bereitstellung von öffentlichen Leistungen in 

Grossbritannien mit den Erwartungen der Nutzer von neuen Technologien Schritt hält 

und dass der öffentliche Sektor effizient und klug in der Bereitstellung und Nutzung von 

IKT funktioniert.  

 

Der „Digital Britain Report“ macht im Bereicht der IKT ein „globales Wettrüsten“ aus, bei welchem 

es mitzuhalten gilt. „We are at an inflection point in technology, in capability and in demand. Those 

countries and governments that strategically push forward their digital communications sector will 

gain substantial and long-lasting competitive advantage.” Der Bericht versucht, Analysen sowie 

Vorschläge für Massnahmen zu liefern, welche Grossbritannien ermöglichen, mit der internationa-

len Entwicklung in diesem Sektor mitzuhalten und das Tempo sogar zu übertreffen.143 Gleichzeitig 

soll „Digital Britain“ aber auch ein Nährboden für neue Firmen darstellen.  

 

„Industrial Activism is at the centre of The Digital Britain Report.”, wird im Bericht eröffnet. Dabei 

geht es um den Einsatz von Staatsressourcen und politischen Entscheidungen in jenen Bereichen, 

wo die öffentliche Ordnung und der Markt aufeinandertreffen. „There are many activities within the 

sector where public policy and the market do not impinge on one another: the market is working 

well and without any wider social policy consequences.” Obwohl der „Digital Britain Report“ nicht 

alle dieser Aktivitäten anspricht, bringen viele von ihnen einen Mehrwert und Kundenzufriedenheit. 

Diese Sektoren funktionieren jedoch so gut, dass weder Kommentare dazu noch Interventionen 

nötig sind.144  

 

Im Bericht werden auch die Gefahren einer zu stark dirigistischen Perspektive angesprochen. Die 

Analyse der Bedeutung eines digitalen Grossbritanniens für die breitere Wirtschaft und 

Gesellschaft  sowie der industrielle Aktivismus in diesem Sektor stiessen weitgehend auf 

Einverständnis und Unterstützung, wie die Reaktionen auf den Interim Report zeigten. Jedoch 

 
143 Digital Britain Report (Juni 2009): Executive Summary.  
144 Digital Britain Report (Juni 2009): Executive Summary.  



 

131 

wurde davor gewarnt, dass ein übermässiger Fokus auf den IKT-Sektor eine abschreckende 

Wirkung auf unternehmerische Aktivitäten haben kann. Marktteilnehmer könnten abwarten, wie 

neue Vorschläge und Aktivitäten seitens der Regierung die Marktsituation beeinflussen können. 

Solche „abschreckende Wirkungen“ bzw. Verzerrungen des Marktes werden nun versucht zu 

minimieren. 

 

Abgesehen von ihrem Einfluss auf die gesamtheitlichen wirtschaftlichen und rechtlichen 

Rahmenbedingungen beeinflusst die Regierung die digitale Wirtschaft in Grossbritannien auf vier 

Arten: Durch die Bereitstellung von öffentlichen Dienstleistungen, als grösserer Käufer von 

digitalen Systemen, als Beauftragter und Eigentümer von Datenmaterial und Inhalt sowie als 

strategische Drehscheibe für die Entwicklung von Grossbritanniens „zukünftiger digitaler Kraft“. Mit 

dem „Digital Britain Report“ soll das Web – und nicht nur im Web –  reguliert werden.  

 

Gewisse im „Digital Britain Report“ erwähnte Vorstösse betreffen landesweite Aspekte, andere 

betreffen die Regionene. In Zusammenarbeit mit den regionalen Behörden soll eine erfolgreiche 

digitale Wirtschaft im ganzen Land erreicht werden.  
 
Ob „Digital Britain“ sein volles Potenzial zum zukünftigen Wachstum beitragen kann, hängt aber 
gemäss Bericht wesentlich von den vorhandenen Fähigkeiten der Leute und von ihrem Einsatzes 
(zur richtigen Zeit am richtigen Ort) ab.  

 

Massnahmen 

Die im „Digital Britain Report“ vorsgeschlagenen Massnahmen sollen Grossbritannien 

ermöglichen, mit dem hohen Tempo, mit dem die Entwicklung des IKT-Sektors fortschreitet, 

mitzuhalten. Die Vorgehensweise wird folgendermassen festgehalten: „We need a clear and 

effective approach which is consistent, ensures full access, provides regulatory certainty, smarter 

public procurement and shows a readiness to intervene where necessary.“145 
 
Grundsätzlich bestehen drei Ansätze, um die Kluft zwischen Personen mit Zugang zur Online-Welt 
und solchen ohne Zugang zu reduzieren, was für den Erfolg der Digital Britain Strategie essentiell 
ist: Erhältlichkeit (Availability), Erschwinglichkeit (Affordability) sowie Fähigkeit und Relevanz 
(Capability and relevance).   
 

- Erhältlichkeit 
Bezüglich Availability unterscheidet die „Digital Britain“-Strategie zwischen „richtigem 
Netz heute“ und „richtigem Netz morgen“. Da mehr als 10% der Haushalte heute keinen 
Zugang zu 2MBit/s-Anschlüssen haben, soll dieser Anteil durch den Einsatz eines Mix 
von Technologien (DSL, FTTC, Funktechnologie sowie allenfalls via Satelliten) stark er-
höht werden. Bestehende Kupfer und Funknetze sollen dazu aufgerüstet werden. Im Be-
reich der Wireless Infrastruktur sieht die Regierung die folgenden Verbesserungen vor: 
Mobiles High-Speed Breitband und Fortschritt in Richtung 3G-Abdeckung sowohl natio-
nal als auch im gesamten Zugverkehrsnetz und der Londoner Underground. Finanziert 
wird dies im Rahmen eines „Universal  Service Commitment„ mit 200 Millionen Pfund 
durch direkte staatliche Finanzierung, ergänzt um fünf weitere Quellen (u.a. private Part-
ner, Beiträge von Organisationen des öffentlichen Sektors in jenen Regionen, die vor-
wiegend vom Ausbau profitieren, u.a.). Für das Netz der Zukunft soll eine staatliche Un-
terstützung greifen, damit das letzte Drittel, welches nicht durch den Markt bedient wird, 
auch von „next generation“-Breitbanddiensten profitieren kann. Hier wird die Erstellung 
eines neuen Netzwerks nötig. 

 

- Erschwinglichkeit  
Der Punkt der Erschwinglichkeit wird einerseits durch die Einführung der „300 Pfund 

 
145 Digital Britain Report (Juni 2009): Foreword. 
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Home Access“ Massnahme der Regierung für einkommensschwache Familien ange-
sprochen. Andererseits wird der Markt zunehmend für die breite Verfügbarkeit von neuen 
günstigeren Geräten, neuen Massnahmen für die Verwertung von PCs für einkommens-
schwache Haushalte oder neues vorausbezahltes mobiles Breitbandinternet sorgen. 

 

- Fähigkeit 
Capability and relevance: Der Digital Britain Report unterstützt unter anderem nachfrage-
seitige Finanzierungen in einem „National Plan for Digital Participation“, welcher Bürger 
motivieren soll, online zu gehen. Zudem soll die britische relative Schwäche bei niedrig 
und mittelqualifizierten Arbeitskräften sowie bei „digitalen Fähigkeiten“ mittels Empfeh-
lungen (hinsichtlich Nutzung von Talenten im digitalen Arbeitsmarkt sowie hinsichtlich 
verstärkten Weiterentwicklungen des bestehenden Personalbestands) an die Firmen und 
Individuen adressiert werden. Der britischen Regierung ist zudem klar, dass sie für die 
Sicherung eines gesunden Anschlusskanals von Talenten im Bildungssystem, von der 
Primarschule bis zur Hochschule, ansetzen muss. 

 

Beurteilung und Folgerungen für die Schweiz 
Im Bericht wird immer wieder vom „Markt“ gesprochen. Es scheint (auf den ersten Blick) ein Glau-
be an das grundsätzliche Funktionieren des Marktes zu bestehen und der Staat müsse dann ein-
greifen, wenn der Markt eben nicht alles abdecke. Das „Technology Strategy Board“ habe eine 
wesentliche und wachsende Aufgabe, gemeinschaftliche und „dem Wettbewerb vorangehende“ 
(pre-competitive) Forschung und Innovationen in Schlüsselindustrien wahrzunehmen. „Digital Bri-
tain“ ist eines der zentralen Programme des „Technology Strategy Board" und hat sich zu 30 Mio. 
Pfund für „Digital Britain“-verwandte Forschung und mindestens 10 Mio. Pfund für spezifische Pro-
gramme verpflichtet. „The [Technology Strategy Board] will use the next generation broadband 
networks as test-beds to enable infrastructure providers, content owners and consumers to come 
together to trial innovative projects on micropayments and other methods of monetization of digital 
content, new rights models and new methods of ensuring personal digital security.“ 
 
Erstaunlich marktorientiert ist auch der folgende Satz: „The combination of public policy need and 
market circumstance means we need to ask if funding is required.“ und “The Government is open 
to other proposals for funding in the consultation process.” “Any funding needs to be contestable, 
allocated against clear range, reach and quality criteria by an arm‟s-length body.” 

 
Die britische Regierung hat die Wichtigkeit, in diesen sich schnell wandelnden Sektor zu investie-
ren, erkannt und hat Massnahmen zur Sicherstellung der Modernisierung und Erweiterung des 
Sektors, gerade auch hinsichtlich Schliessung des „digitalen Grabens“, formuliert.  
Auffallend ist, dass der Bericht die Massnahmen jeweils nur sehr vage formuliert. Die Regierung 
verwendet jeweils sehr unverbindliche Formulierungen und betont lediglich ihre Absichten und 
nicht ihre Verpflichtung, die Massnahmen auszuführen. 
 

6.7 US „Broadbandplan (US-BBP)“ 

Problemanalyse 

Der BBP ist eine akribisch in die gesamte Breite und Tiefe der eEconomy bzw. der IKT und ihrer 

aktuellen und künftigen Umsetzung in Wirtschaft und Gesellschaft geführte Problemanalyse von 

über 370 Seiten, die am 16. März 2010 dem Kongress eingereicht wurde. Im Zentrum steht die 

Feststellung, dass in den USA heute von rund 300 Millionen Einwohnern gegen 100 Millionen 

noch über keinen Breitbandzugang verfügen! Aus diesem Grund ist das Grundlagenpapier denn 

auch betitelt mit „Connecting America: The National Broadband Plan“ und geht auf einen Auftrag 

des Kongresses an die Federal Communications Commission (FCC) aus dem Jahr 2009 zurück, 

einen Plan vorzulegen, nach welchem der Breitbandzugang aller Einwohner sicherzustellen sei. 

 

Aufgrund dieser Ausgangs- und Auftragslage würde man keine so breite und tiefe Analyse erwar-

ten, doch wird bereits in der Einleitung des BBP (Chapter 1) überzeugend dargelegt, dass eine 

nahezu 100-prozentige Breitbandpenetration nur zu erreichen ist, wenn der Breitbandanschluss für 
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die Kunden einen hohen Nutzen ergibt: „Broadband networks only create value to consumers and 

business when they are in conjunction with broadband-capable devices to deliver useful applica-

tions and contents. To fulfill Congress„ mandate, the plan seeks to ensure that the entire broad-

band ecosystem – networks, devices, content and applications – is healthy.” (BBP, Executive 

Summary, p. xi.) 

 

Welche Einzelprobleme der BBP aus der Analyse dieses “Ökosystems Breitband” im Hinblick auf 

seine eigene Zielgebung herleitet, wird aus den vorgeschlagenen Massnahmen implizite ersicht-

lich, weshalb an dieser Stelle nicht zusätzlich darauf eingetreten wird. 

 

Ziele 

Das vom Kongress vorgegebene Ziel, den Breitbandzugang aller Einwohner sicherzustellen wird 

im Grunde genommen zerlegt in Ziele der Verfügbarkeit von Breitbandanschlüssen (sozusagen 

„push“) und Ziele der Steigerung des Nutzens dieser Anschlüsse (sozusagen „pull“). Salopp könn-

te man sagen: Ziel ist erstens, dass alle Einwohner Breitbandanschlüsse sowie breitbandtaugliche 

Geräte und Applikationen überhaupt zur Verfügung haben, und Ziel ist zweitens, dass möglichst 

alle Einwohner Breitbandanschlüsse auch wirklich wollen und benützen. Wie dieses doppelseitige 

push/pull- (oder auch top-down/bottom-up-)Zielsystem im BBP weiter in operationelle Unterziele 

oder Teilziele zerlegt wird, ergibt sich wiederum implizite aus den Massnahmen bzw. der Stoss-

richtung von Massnahmen. 

 

Eine Besonderheit des BBP ist, dass auch gewisse langfristigen Ziele bzw. messbare Kriterien 

vorgegeben werden, an denen der Zielerreichungsgrad der BBP-Umsetzung nach einer Dekade 

gemessen werden soll (BBP, Executive Summary, p. xiv): So sollen nach dieser Zeit mindestens 

100 Millionen Einwohner mit 100/50 Mbps (up-/download) und auch sonst alle Einwohner über 

Breitbandanschlüsse verfügen und sich entsprechende Abonnemente und Dienste auch wirklich 

leisten können. Gemeinden, Spitäler, Schulen und andere öffentliche Institutionen sollen mit min-

destens einem Gbps erschlossen sein. Die USA sollen über das weltweit beste Mobilnetz verfügen 

und jeder Amerikaner und jede Amerkanerin muss zu jeder Zeit drahtlosen Zugang zu einem 

staatlichen Sicherheitsnetzwerk (Notrufe, Polizei) haben. Sehr ehrgeizig ist auch das letzte dieser 

Kriterien, wonach die USA in der „clean energy economy“ eine weltweite Führunsrolle einnehmen, 

und alles US-Einwohner in die Lage versetzt sein sollten, „to use broadband to track and manage 

their real-time energy consumption“ (BPP, Executive Summary, p. xv). 

 

Massnahmen 

Der Plan wird im BBP wie folgt zusammengefasst BBP, Executive Summary, p. xi): 

 

„Government can influence the broadband ecosystem in four ways: 

 

1. Design policies to ensure robust competition […] 

2. Ensure efficient allocation and management of assets government controls or influences, 

such as spectrum, poles, and rights-of-way […] 

3. Reform current universal service mechanisms to support deployment of broadband and 

voice in high-cost areas; and ensure that low-income Americans can afford broadband; 

and in addition, support efforts to boost adoption and utilization. 

4. Reform laws, policies, standards and incentives to maximize the benefits of broadband in 

sectors government influences significantly, such as public education, health care and 

government operations. 
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Punkt 1 betrifft Massnahmen zur Sicherstellung des Wettbewerbs im Broadbandökosystem. Der 

Plan geht im Grundsatz davon aus, dass wirksamer Wettbewerb per se zu höherer Breitband-

penetration und –nutzung führt. Bei den einzelnen Massnahmen (vgl. BBP, Executive Summary, p. 

xi-xii) offenbart sich, dass dahinter die Einsicht steht, dass der Wettbewerb entweder durch tech-

nisch-ökonomisch bedingte Charakteristika (z.B. „öffentliche Güter“, Informationsprobleme), durch 

strategisch-ökonomische Verhaltensweisen (Marktversagen als Folge von Marktmachtmissbrauch 

und Abreden) oder durch staatliche Regulierungen (Staatsversagen) beeinträchtig sein kann. Die 

FCC will den Zustand des Wettbewerbs im gesamten Breitbandökosystem einer systematischen 

Beobachtung unterwerfen. Sie will mehr knappe Frequenzen verfügbar machen. Sie will Normen 

und Standards für diverse Geräte (z.B. Set-top Boxes) kompetitiver ausgestalten. 

 

Punkt 2 bedarf keiner Erläuterung, geht es doch hier direkt um die Beseitigung von Fehlallokatio-

nen regierungsbestimmter Ressourcen, also letztlich auch um die Beseitigung von Staatsversa-

gen. Federation und Gliedstaaten sind angehalten, ihre Regeln den Zielen des BBP anzupassen. 

 

Bei Punkt 3 geht es um Massnahmen der Grundversorgung zur Sicherstellung von Breitbandan-

schlüssen in nicht-rentablen Versorgungsgebieten (Objekthilfe) und um ergänzende Beihilfen, für  

bedürftige Benützer (Subjekthilfe). 

 

Unter Punkt 4 fallen schliesslich alle Massnahmen zur staatlichen Förderung IKT-gestützter Appli-

kationen. Es sticht ins Auge, dass diese ausdrücklich auf Bereiche konzentriert (wenn nicht sogar 

beschränkt) werden, die direkt oder indirekt ohnehin schon signifikant unter staatlicher Ägide ste-

hen - öffentliches Schulwesen, Gesundheitswesen und Regierungstätigkeiten. 

 

Beurteilung 

In einem Land, welches in modernen Technologien weltweite Spitzenplätze einnimmt ist in der Tat 

inakzeptabel, wenn rund ein Drittel der Bevölkerung von deren Nutzung ausgeschlossen ist. Es 

erscheint deshalb absolut folgerichtig, dass Zielen und Massnahmen zur allumfassenden Breit-

banderschliessung höchste Priorität eingeräumt wird. Bei der Umsetzung von IKT, also bei der 

Förderung von IKT Anwendungen stehen Bereiche im Vordergrund, die mehr oder weniger direkt 

vom Staat beeinflusst werden. Dies ist sicher richtig, denn in diesen Bereichen trägt der Staat 

auch die Hauptverantwortung, wenn der produktive IKT-Einsatz ungenügend ist. Auch der beson-

dere Schwerpunkt in Bezug auf intelligente Netze und Gebäude ist angesichts der schlechten 

Energieeffizienz der US-Gesellschaft sicher eine gute Priorität. 

 

Nicht nur in Bezug auf das Zielsystem, sondern auch in regulierungsökonomischer Perspektive ist 

der BBP offenbar minutiös durchdacht. Der Plan setzt Ziele und dazu messbare Kriterien, beo-

bachtet die Entwicklung (in den Anwendungsbereichen, die sich seinem direkten Einfluss entzie-

hen) und sieht Eingriffe bei Marktversagen (Wettbewerbspolitik, Ordnungspolitik, öffentliche Güter, 

Normen, Standards) und Korrekturen bei Staatsversagen vor, setzt aber grundsätzlich auf die In-

ventions- und Innovationskraft der US-Wirtschaft und Gesellschaft. 

 

Folgerungen für die Schweiz 

Im Grundsatz scheint dieser eher subsidiäre Förderungsansatz der USA für die Schweiz ebenso 

passend zu sein. Die Schweiz hat indes keinen „digitalen Graben“ zwischen der IKT-Spitze und 

vielen IKT-„Habenichtsen“ zu schliessen und kann sich deshalb im Zielsystem mehr auf Anwen-

dungen fokussieren. Auch was die Hinterlegung des BBP mit wissenschaftlicher Analyse in techni-

scher und ökonomischer Hinsicht anbelangt, kann diesem sicher für die Schweiz Vorbildcharakter 

zukommen. 
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7 Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen 

7.1 Schlussfolgerungen 

 

Brachliegendes Produktivitätspotenzial als „Schweizer Paradox“? 

Im Jahr 2005 stellte Xavier Comtesse die These auf, dass in der Schweiz zwar massiv in IKT 

(Hard- und Software) investiert werde, daraus jedoch – wenn überhaupt - nur geringe Produktivi-

tätsfortschritte resultierten („Schweizer Paradox“, Comtesse 2005, 11). Dabei besteht heute im 

Fachdiskurs Konsens darüber, dass der IKT-Sektor und IKT-Anwendung in öffentlicher Verwal-

tung, Wirtschaft und Gesellschaft zu wichtigen Treibern des Produktivitätswachstums geworden 

sind.  

 

Das „Schweizer Paradox“ wird in der vorliegenden Studie weder vollständig bestätigt noch wider-

legt; daraus liessen sich auch keine konkreten Politikempfehlungen ableiten. Vielmehr wird an-

hand internationaler Vergleiche und spezifischer Fallanalysen wichtiger IKT-Anwendungsbereiche 

geprüft, ob und wie die Nutzung von IKT in der Schweiz durch staatliche Interventionen oder 

Rahmenbedingungen und andere Faktoren beeinträchtigt wird und welche staatlichen Massnah-

men sich gegebenenfalls eignen könnten, die Ausschöpfung brachliegenden Potenzials zu för-

dern.  

 

Telekommunikative Grundvoraussetzungen 

Die Bestandesaufnahme statischer Indikatoren und Performancedaten im Ländervergleich lässt 

den Schluss zu, dass die Schweiz heute über eine sehr gute Telekommunikation und moderne 

IKT-Betriebsmittel verfügt. Insbesondere sind die für den IKT-Einsatz entscheidenden  Breitband-

anschlussraten von Unternehmen und Bevölkerung hierzulande überdurchschnittlich. Trotzdem ist 

in Politik und Öffentlichkeit die Meinung verbreitet, aufgrund der konzentrierten Marktstruktur und 

der starken Stellung Swisscoms sei der Wettbewerb in Netzen und Diensten in der Schweiz nicht 

sehr wirksam und drohe künftig an Intensität einzubüssen. Die schweizerischen Preise liegen in 

der Regel über dem Niveau der günstigsten Länder, und es wird befürchtet, die Differenz könnte in 

den kommenden Jahren grösser werden. Vor diesem Hintergrund hat die Kommission für Verkehr 

und Fernmeldewesen des Ständerats den Bundesrat mittels Postulat beauftragt, den Fernmelde-

markt zu evaluieren und bis Mitte 2010 Bericht über dessen Zustand sowie über die Notwendigkeit 

von Regulierungsänderungen zu erstatten. Dieser Bericht wird in den nächsten Wochen vorgelegt 

werden, weshalb in der vorliegenden Studie auf eine spezifische Analyse der Telekommunikation 

verzichtet wird. Dies erscheint auch dadurch gerechtfertigt, dass in den Fallbeispielen nichts da-

rauf hindeutet, dass bis dato mangelhafte oder zu teure Telekommunikationsnetze und  -dienste 

den IKT-Einsatz in der Schweiz spürbar behindert hätten.  

 

Schwer fassbarer IKT-Sektor 

Gemäss den Aussenhandelsstatistiken ist die Schweiz ein Nettoimporteur von IKT-Hard und -

Software. Allerdings sind die Güterabgrenzungen fraglich und die offiziellen Daten deshalb mit 

Vorsicht zu interpretieren. So exportiert die Schweiz netto komplexe Maschinen und andere Gerä-

te und Komponenten (z.B. Medizinalgeräte, Steuerungen), Ingenieurleistungen (z.B. im Kraft-

werksbau oder in der Haustechnik) sowie Finanz-und Assekuranzleistungen, die  oft einen hohen 

IKT-Gehalt aufweisen, in der Statistik aber nicht als solcher erfasst wird. Ähnliches gilt für For-

schung, Entwicklung und Produktion von Pharmazeutika, Chemikalien und Werkstoffen, die immer 

mehr auf Biotechnologie und Nanotechnologie beruhen – auf Gebieten, die ohne Inventionen, In-

novationen und Umsetzung von IKT gar nicht praktiziert werden können. Würden Letztere in der 

Handelsstatistik dem IKT-Sektor zugerechnet, dann könnte sich durchaus ein IKT-

Exportüberschuss einstellen. Alles in allem findet man kaum Hinweise dafür, dass die Schweiz in 

diesem „erweiterten IKT-Sektor“ rückständig wäre oder besondere Nachteile zu beklagen hätte. Ih-

re hohe internationale Konkurrenzfähigkeit im Hochtechnologiebereich und auch als Standort glo-

bal erfolgreicher in- und ausländischer Konzerne weisen eher in die gegenteilige Richtung. 
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Ungenutzte Chancen in der IKT-Anwendung 

Hingegen hinkt die Schweiz den fortschrittlichsten Ländern in gewissen Anwendungsbereichen der 

IKT hinterher oder ist zumindest nicht weiter fortgeschritten als diese. Ungeachtet dessen, ob die 

Schweiz im Ländervergleich in Front oder zurück liegt, ergibt sich in einigen Bereichen ein enor-

mes Produktivitätssteigerungspotenzial. Darin ein „Schweizer Paradox“ zu sehen, mag zutreffend 

sein oder nicht – entscheidend ist, ob Chancen ungenützt bleiben oder nicht. Dies muss die obers-

te Richtschnur für eine schweizerische IKT-Politik sein.  

 

7.2 Politikempfehlungen 

 

Grundsätzliche Orientierungspunkte und Handlungsanweisungen für den Staat 

Neben dieser Richtschnur gibt es regulierungsökonomisch fundierte Orientierungspunkte für direk-

te und indirekte Massnahmen oder Initiativen der öffentlichen Hand bzw. der Politik. IKT-

Anwendung betreffen definitionsgemäss Transaktionen zur Vermittlung oder zum Austausch von 

Informationen, die typischerweise nach den involvierten Transaktionspartnern klassifiziert werden - 

Business to Consumer (B2C), Government to Business (G2B), Government to Citizen (G2C) usw. 

Daraus lässt sich für den Staat eine simple Feststellung ableiten: 

 

 Wo der Staat (Bund, Kanton, Gemeinde) selber als Transaktionspartner involviert 

ist, kann und sollte er direkt auf einen optimalen IKT-Einsatz hinwirken.  

 

Es geht hierbei offenbar um das IKT-gestützte Regieren und Verwalten, um das eGovernment (e 

für elektronisch, IKT-gestützt). Ist dieses suboptimal, dann wird dies selbstverständlich tiefer lie-

gende Gründe haben (z.B. fehlende Akzeptanz bei den Transaktionspartnern), doch liegt es direkt 

am Staat, diese aufzuspüren und Verbesserungsmassnahmen zu treffen. 

 

Bei Transaktionen, die nicht unter „staatsmonopolistischem“ Direkteinfluss stehen, kann der IKT-

Einsatz grundsätzlich nur dann über längere Zeit suboptimal sein, wenn ein Transaktionspartner 

(oder mehrere) nicht dem wirksamen Wettbewerb ausgesetzt ist (sind). Es gibt nur zwei grundsätz-

liche Ursachen solchen Wettbewerbsversagens: 

 

1. Marktversagen 

(Der Wettbewerb ist aufgrund privater Einflüsse nicht wirksam:  

Monopolisierung, Kartelle, antikompetitive private Normen und Standards.) 

 

2. Staatsversagen 

(Der Wettbewerb ist aufgrund staatlicher Einflüsse nicht wirksam:  

Monopole, Regulierungsfehler, antikompetitive oder fehlende staatliche oder parastaatli-

che Normen.) 

 

Bei eingehender ökonomischer Analyse kann man sich in der Tat nur dann einen (dauerhaft) sub-

optimalen IKT-Einsatz vorstellen, wenn der Wettbewerb durch Private oder durch den Staat beein-

trächtigt wird. Andernfalls zwingt Wettbewerb die Akteure zum Einsatz der jeweils besten verfüg-

baren Technologien, und von diesem Zwang ist der IKT-Einsatz selbstverständlich nicht ausge-

schlossen. Somit ist „IKT-Versagen“  letztlich Markt- oder Staatsversagen146. In beiden Fällen soll-

te der Staat nicht direkt auf die IKT-Anwendungen Einfluss nehmen, sondern nur durch eine IKT-

orientierte Anpassung und Umsetzung von Regulierungen auf den verbesserten IKT-Einsatz hin-

 
146 Ob dahinter politisch unerwünschte Verteilungen oder Effizienzprobleme öffentlicher Güter (Externalitäten, Informationsprob-
leme) stehen sowie der Streit, ob diese nun dem Markt oder dem Staat als Versagen anzulasten sind, ist hier nicht von Belang 
(vgl. zu dieser Frage Wolf 1990). 
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wirken. Daraus ergibt sich eine zweite, wiederum simple aber regulierungsökonomisch zentrale 

Feststellung: 

 

 Wo der Staat nicht selber als Transaktionspartner involviert ist, kann und sollte er 

nur indirekt auf einen verbesserten IKT-Einsatz hinwirken. 

 

Mit anderen Worten, sollte der Staat „IKT-Versagen“ aufgrund von Wettbewerbs- oder Regulie-

rungsversagen via Wettbewerbspolitik oder Re-Regulierung die Ursache angehen und nicht mittels 

Initiativen in den IKT-Märkten Symptomtherapie betreiben. Geht das Wettbewerbsversagen auf 

Marktversagen zurück, sind die allgemeine Wettbewerbspolitik (Kartellgesetz, Wettbewerbskom-

mission) oder die sektorielle Wettbewerbsregulierung (Fernmeldegesetz, Postgesetz, Stromver-

sorgungsgesetz usw.) gefordert. Geht ein „IKT-Versagen“ auf nicht IKT-konforme Regulierungen 

zurück (z.B. Bildungswesen, Grundlagenforschung, Gesundheitswesen, technische Normen und 

Standards usw.), dann sind diese soweit möglich IKT-konform auszugestalten. Letzteres gilt auch 

für Normen und Standards betreffend Interoperabilität von IKT-Komponenten verschiedener Her-

steller, Urheberrechte, Identitätskontrolle oder digitale Unterschrift, Cyberkriminalität und derglei-

chen. 

 

Normierungs- und Standardisierungsprobleme können übrigens sowohl auf Markt- als auch auf 

Staatsversagen beruhen: In den Antitrustverfahren (Kartellgesetzverfahren) gegen Microsoft, Intel, 

Nintendo, IBM u.a. haben die Wettbewerbsbehörden eingegriffen, weil diese Marktführer antikom-

petitive Branchenstandards im Markt durchgesetzt hatten. Dass sie dabei die Entwicklung der IKT 

und deren Umsetzung tangierten, liegt bei diesen IKT-Unternehmen auf der Hand. Würden aber 

marktmächtige Unternehmen oder Kartelle (oder Verbände) in der Maschinenindustrie, Pharma, 

Automobilhandel usw. vergleichbare antikompetitive Branchenregeln durchsetzen, dann könnte 

sich daraus ebenfalls eine negative Wirkung auf den IKT-Einsatz in diesen Bereichen ergeben. 

Dieser Problematik kann entweder wettbewerbspolitisch oder durch die Übernahme der Normie-

rungs- und Standardisierungskompetenz durch den Staat begegnet werden. Bei Normen und 

Standards, die den Charakter öffentlicher Güter aufweisen, besteht keine Wahl, sondern muss der 

Staat normierend tätig werden. Dabei sind Normen und Standards sehr heikle Interventionsobjek-

te. Legt der Staat gewisse technische Normen und Standards zu früh fest, dann steigert er zwar in 

der Tendenz die aktuelle Konkurrenz in Form der Umsetzung bekannter IKT-Lösungen, reduziert 

aber die Innovationskonkurrenz und damit den Marktauftritt neuer Lösungen. Normiert der Staat 

hingegen zu spät, kann sich ein ineffizienter Normierungswettbewerb der Marktteilnehmer erge-

ben, der die IKT-Umsetzung auf lange Zeit erschwert (Inkompatibilitäten, zu geringe Netzeffekte 

oder Grössenvorteile, Kostenduplizierung, hohe Preise und abwartende Nutzer). 

 

Blick auf grundsätzliche Orientierungspunkte im Ausland 

Das hier implizit vorgeschlagene „Subsidiaritätsprinzip“, wonach der Staat nur dort direkt zuguns-

ten der IKT-Umsetzungen tätig wird, wo er auch direkt als Transaktionspartner involviert ist, und 

ansonsten IKT-orientierte indirekte Fördermassnahmen in der Wettbewerbs- und Regulierungspoli-

tik betreibt, wird – soweit ersichtlich – nur im Broadbandplan der USA ausdrücklich und eingehend 

verfolgt. Dieser Plan beruht auf einer rigorosen regulierungsökonomischen Analyse. Bei den Initia-

tiven anderer Länder, die im Rahmen dieser Studie betrachtet wurden, sind solche regulierungs-

ökonomisch fundierte Orientierungen weniger bis gar nicht (Frankreich) erkennbar. 

 

Handlungsfelder und Handlungs-Ansatzpunkte 

In der Studie werden aus der Sicht der Autoren diejenigen Fallbeispiele mit dem vermutlich gröss-

ten Produktivitätssteigerungspotenzial analysiert. Dabei werden im Sinne der grundsätzlichen re-

gulierungsökonomischen Überlegungen besonders privat oder staatlich bedingte Wettbewerbs-

probleme aufgespürt und entsprechende Handlungs-Ansatzpunkte formuliert. In vorliegender Zu-
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sammenfassung erfolgt nur eine summarische Rekapitulation; die Details und Begründungen zu 

den Folgerungen und Vorschlägen lassen sich im Analyseteil im Einzelnen nachlesen.  

 

Die Handlungsfelder und Handlungs-Ansatzpunkte betreffen gemäss folgender Auflistung neben 

einer initialen Auslegeordnung und einem kontinuierlichen Monitoring, einer Regulierungsrichtlinie 

und einer ergänzenden generellen Sensibilisierung zunächst die Bildung und Befähigung sowie 

den Arbeitsmarkt. Es folgen auf konkrete IKT-Anwendungsbereiche  bezogene Handlungsfelder, 

die vor allem nach zwei Kriterien als Fallbeispiele ausgewählt und analysiert wurden: Einerseits 

nach dem Grad der staatlichen Involvierung und Regulierungskompetenz und andererseits nach 

dem erwarteten Produktivitätssteigerungspotenzial. Eine Rolle spielte bei der Auswahl natürlich 

auch, dass die Schweiz in diesen Anwendungsbereichen gegenüber den besten Ländern in Rück-

stand liegt oder geraten könnte. 

 

Übersicht 

 

- IKT-Auslegeordnung und IKT Monitoring 

- IKT-Regulierungsrichtlinie 

- IKT-Bildung und Befähigung 

- IKT-Arbeitsmarkt 

- IKT-gestützte Regierung/Verwaltung (eGovernment)  

- IKT-gestütztes Gesundheitswesen (eHealth) 

- IKT-gestützte Netze (smart grids) 

- IKT-gestützte Gebäude (smart homes and buildings) 

- IKT-gestützte Transportsysteme (smart transportation) 

- Neue IKT-Anwendungsbereiche (Web 2.0) 

- IKT-Normen und Standards 

 

Erläuterungen 

 

IKT-Auslegeordnung und IKT Monitoring 

- Vertiefte und umfassendere IKT-Auslegeordnung durchführen. 

- Kontinuierliches IKT-Monitoring implementieren. 

 

Mit dem Projekt eEconomy wird aus ökonomischer und aus IKT-Sicht eine Auslegeordnung er-

stellt. Sie sollte u.E. als Ausgangslage und zur Bestimmung einer Systematik für eine analytisch 

breitere und thematisch umfassendere Auslegeordnung  dienen. Auf dieser Basis können einer-

seits die ersten und wichtigsten (prioritären) Handlungsfelder und Massnahmen festgelegt und 

nach Dringlichkeit in Angriff genommen werden. Zweitens kann sie als Grundlage zur Implementie-

rung eines systematischen und kontinuierlichen Monitorings verwendet werden, welches dazu 

dient, die wichtigsten Input- und Outputdaten der Anwendungsbereiche zu verfolgen, die Perfor-

mance zu messen und die Ergebnisse mit einer „Benchmarkgruppe“ zu vergleichen. Anhand des 

Monitorings lassen sich alsdann die Wirkung getroffener Massnahmen laufend kontrollieren, korri-

gierend eingreifen und der Bedarf an zusätzlichen Massnahmen oder die Möglichkeit des Abbaus 

obsolet gewordener Massnahmen herleiten. 
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IKT-Regulierungsrichtlinie 

- IKT-Regulierungsrichtlinie einführen. 

 

Im Jahr 1999 hat der Bundesrat die „Richtlinie des Bundesrates für die Darstellung der volkswirt-

schaftlichen Auswirkungen von Vorlagen des Bundes“ erlassen. Darauf basierend erstellte das se-

co ein Handbuch sowie eine Checkliste zur Regulierungsfolgenabschätzung und stellt dieses seit-

her sämtlichen Bundesstellen zum Vollzug der Richtlinie zur Verfügung. Analog dazu ist eine Re-

gulierungsrichtlinie zur IKT-Folgenabschätzung bei Vorlagen des Bundes zu empfehlen. Bei sämt-

lichen Vorlagen zu Gesetzen und Verordnungen müssten sich die antragstellenden Behörden ein-

gehend Gedanken über die Folgen neuer Regeln auf den produktiven Einsatz von IKT machen 

und diese den Entscheidungsbehörden zur Kenntnis bringen.  

 

IKT-Bildung und Befähigung  

- Verbesserung der Allgemeinbildung (insbesondere Massnahmen gegen Illetrismus).  

- Verbesserung der Vermittlung von IKT-Kompetenzen in der obligatorischen Schule durch 

o Kompetenz der Lehrerschaft, 

o Trennung in Anwendung, Medienwissen, Informatik, 

o Trennung von IKT als Lerninhalt und IKT als didaktisches Hilfsmittel (eLearning) 

o differenzierte Lernkontrolle (Monitoring).  

- Abbau von Barrieren der IKT-Nutzung bei spezifischen Gruppen (z.B. Älteren) durch nie-

derschwellige Unterstützungsangebote, Sensibilisierung der betroffenen Kreise, Normie-

rungen. 

 

Die IKT-Potenziale können nur dann voll realisiert werden, wenn möglichst alle Einwohner über 

minimale IKT-Kompetenzen verfügen und zur IKT-Nutzung bereit sind (sonst müssen neben IKT-

gestützten Systemen auch die traditionellen Lösungen noch weitergeführt werden – es kommt zu 

Duplizierungen). Im internationalen Vergleich scheint der „digitale Graben“ in der Schweiz zwar 

nicht sehr ausgeprägt zu sein. Dennoch gibt es Bevölkerungsgruppen mit stark unterdurchschnitt-

lichen IKT-Nutzungsquoten (Leute mit geringem Bildungsstand oder geringen Einkommen sowie 

Ältere). Die Literatur zeigt, dass das Fehlen von Grundkompetenzen wie Lesen und Schreiben ei-

ne häufige Ursache von fehlender IKT-Nutzung ist. Bildungspolitische Massnahmen zur Bekämp-

fung des Illetrismus dürften deswegen auch die Problematik der „digitalen Spaltung“ verringern. 

Die Massnahmen sollten in der Schule ansetzen, da sie hier eine präventive Wirkung entfalten. 

Dagegen gelten die Identifikation und die Mobilisierung betroffener Erwachsener als schwierig und 

sind häufig von wenig Erfolg gekrönt. Aus diesem Grund sind hier Massnahmen zur „Symptombe-

kämpfung“ nicht gänzlich abzulehnen, doch sollten sie ex ante umsichtig geplant und hinsichtlich 

ihres Erfolges laufend evaluiert werden. 

 

IKT-Arbeitsmarkt  (Öffnung, Flexibilisierung) 

- Aktionistische Angebotsfördermassnahmen und Bildungsoffensiven vermeiden  

(Diese verstärken tendenziell bestehende Ungleichgewichte - Überangebot, Mangel). 

- Dauerhafte Flexibilisierung des IKT-Arbeitsmarktes durch 

o Förderung der IKT-Kompetenz in allen Berufen (Quereinsteiger), 

o günstige Rahmenbedingungen für Wiedereinsteiger (Frauen), 

o bedarfsorientierte Rekrutierung ausländischer Fachkräfte. 
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Kurzfristige IKT-Arbeitsmarktungleichgewichte lassen sich mit Bildungs- und Befähigungsmass-

nahmen nicht beseitigen, während diskretionärer politischer Aktivismus zur Beeinflussung von An-

gebot und Nachfrage in der Regel sogar kontraproduktiv wirkt - also Ungleichgewichte verstärkt ( 

„Schweinezyklus“). Die Massnahmen sind deshalb darauf anzulegen, den IKT-Arbeitsmarkt gene-

rell offen und flexibel zu halten. Diese Massnahmen unterstützen sowohl kurzfristige Anpassungen 

wie eine dauerhaft gedeihliche Entwicklung. 

 

IKT-gestützte Regierung/Verwaltung (eGovernment) 

- Konsequente Umsetzung der nationalen eGovernment-Strategie 

- Schaffung einer eGovernment-Kultur auf Behördenebene für kontinuierliche Weiterent-

wicklungen.  

- Förderung der Akzeptanz sicherer elektronischer Geschäftsprozesse in der gesamten 

Gesellschaft durch Einsatz entsprechender Instrumente im Behördenverkehr (Beispiel 

„SuisseID“). 

 

Internationale Studien zeigen klar, dass die Schweiz im elektronischen Behördenverkehr gegen-

über vielen europäischen Staaten weit im Rückstand liegt. Trotz der vermutlich überdurchschnitt-

lich guten Qualität des traditionellen Behördenverkehrs in der Schweiz ist hier angesichts des 

brachliegenden Potenzials ein klares Staatsversagen zu orten. Die laufende eGovernment-

Strategie soll hier Abhilfe bieten. Die ergriffenen Massnahmen zielen in die richtige Richtung und 

sollten konsequent umgesetzt werden. Darüber hinaus sollte auf Behördenebene eine eigentliche 

eGovernment-Kultur entwickelt werden, damit die sich in diesem  Bereich bietenden Potenziale in 

Zukunft schneller identifiziert und umgesetzt werden. Der Staat als häufiger Transaktionspartner 

von Bürgern und Unternehmen verfügt ausserdem über die grosse Chance, der Akzeptanz von 

elektronischen Geschäftsprozessen in der gesamten Volkswirtschaft (also auch B2C, B2B etc.) 

nachhaltig zum Durchbruch zu verhelfen, indem er von den hierfür geeigneten Instrumenten selber 

aktiv Gebrauch macht (Netzwerk-Effekt).   

 

IKT-gestütztes Gesundheitswesen (eHealth) 

- Kurzfristig: Rasche Umsetzung der eHealth-Strategie.  

- Langfristig: Anpassung der Rahmenbedingungen im Gesundheitswesen. 

 

Das Gesundheitswesen sollte schon allein aufgrund seiner hohen (finanziellen) Bedeutung eine 

prioritäre Position in der IKT-Politik einnehmen. Die Schweiz liegt hier im internationalen Vergleich 

in der Anwendung von IKT zurück. Und eine weitestgehend IKT-gestützte Abwicklung dürfte gera-

de in der Schweiz mit ihrem kleinräumig-föderalen Gesundheitswesen und einer enormen Zahl von 

Schnittstellen sehr hohe Effizienzgewinne mit sich bringen.  

 

Im Rahmen der eHealth-Strategie werden aktuell u.a. technische Standards zur Gewährleistung 

der Interoperabilität erarbeitet und die rechtlichen Rahmenbedingungen für eHealth überprüft. Die-

se von Bund und Kantonen getragenen Aktivitäten zielen zweifellos in die richtige Richtung. Es ist 

aber höchst unsicher, ob sie ausreichen werden, um die unter zahlreichen Akteuren des Gesund-

heitswesens schwach ausgeprägte Akzeptanz von eHealth nachhaltig zu erhöhen. Strukturelle 

Hemmnisse der eHealth-Entwicklung liegen in nicht-marktkonformen (wettbewerbswidrigen) ge-

setzlichen Rahmenbedingungen und Regulierungen des Gesundheitswesens. Aus dem KVG er-

geben sich für die Leistungserbringer zu wenig Wettbewerbs- und Effizienzanreize (soweit Wett-

bewerb überhaupt erlaubt ist). Dass von diesen Anreizdefiziten auch die IKT-Anwendungen erfasst 

werden, ist logisch. Eine Ursachentherapie erfordert also wettbewerbsorientierte gesundheitspoliti-

sche Reformen, wie sie freilich nicht in kurzer Zeit möglich sind. (Gingen die Reformen dagegen 
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eher in die Richtung einer weitergehenden Verstaatlichung, dann müssten die beteiligten Behör-

den im Sinne von eGovernment für bessere IKT-Anwendungen sorgen.)  

 

IKT-gestützte Netze (smart grids) 

- Kurzfristige Strategien sind nicht möglich, da die Schaffung IKT-gestützter Netze viel Zeit 

in Anspruch nimmt. 

- Ziele und Anforderungen IKT-gestützter Netze sind zu erarbeiten und in die Arbeiten zur 

Revision des gesetzlichen Rahmens für die Elektrizitätsversorgung einzubringen.  

- Soweit eine Politik intelligenter Netze (und intelligenter Gebäude) in Konflikt oder Investi-

tionskonkurrenz zur aktuellen Energie- und Umweltpolitik steht, sind Entscheide Alterna-

tivenwahl vorzubereiten. 

 

Die aktuelle nicht-IKT-anreizorientierte Regulierung sowie die durch frühere Regulierungen beding-

te enorme Zersplitterung der Versorgung in kleine und kleinste Werke dürften die Haupthindernis-

se zur umfassenden Schaffung intelligenter Netze sein, wenngleich es doch schon erste Versuche 

mit smart metering gibt. Da zurzeit Arbeiten zur Revision des gesetzlichen Rahmens in Angriff ge-

nommen werden, ist zu fordern, dass das Anliegen intelligente Netze dort thematisiert wird. Im Un-

terschied zu eHealth gibt es hier keine bereits bestehende kurzfristige Strategie, die bis zur Revi-

sion umgesetzt werden könnte. Da intelligente Netze enormer Investitionen bedürfen, macht die 

Erarbeitung einer kurzfristigen Strategie keinen Sinn. 

 

Intelligente Netze und intelligente Gebäude ergeben zusammengenommen ein enormes Energie- 

und Umwelteffizienzsteigerungspotenzial, bedingen aber auch ein hohes Mass an Investitionen. 

Letzteres gilt auch für die Förderung erneuerbarer Ressourcen in der Energieproduktion sowie für 

traditionelle Energiesparmassnahmen, die indessen ein niedrigeres Verbesserungspotenzial auf-

weisen. Soweit eine Politik intelligenter Netze mit der aktuellen Energie- und Umweltpolitik betref-

fend Investitionen in Konkurrenz steht, müssten Grundlagen für eine politische Prioritätensetzung 

geschaffen werden. 

 

IKT-gestützte Gebäude (smart homes and buildings) 

- IKT-gestütze Gebäude werden mit der Schaffung IKT-gestützter Netze massiv zuneh-

men. 

- Somit besteht die beste Politik zur Förderung von smart homes and buildings darin, 

smart grids zu fördern. 

- Die bei den Netzen erwähnte Erwägung zwischen einer Politik intelligenter Netze und 

anderen Energie- und Umweltpolitiken (Alternativenwahl) ist auch für das Gebäudema-

nagement von grosser Bedeutung (Planbarkeit, Investitionsbereitschaft).  

IKT-gestütztes Gebäudemanagement wird heute in Industrie- und Verwaltungsgebäuden, in gros-

sen Wohnsiedlungen sowie in Spitälern und Pflegeheimen bereits sehr häufig umgesetzt (oft als 

Outsourcing an dafür spezialisierte Unternehmen). In der Schweiz gibt es viele Gebäudemanage-

mentunternehmen, die ihre Dienste im In- und Ausland anbieten. So lange aber dem Gebäudema-

nagement nicht die Dienste und der Informationsfluss intelligenter Netze zur Verfügung stehen, 

bleibt das Energie- und Umwelteffizienzpotenzial eingeschränkt. Mit der Schaffung intelligenter 

Netze, die der Staat direkter erwirken kann als IKT-Anwendung im Management von Gebäuden, 

steigt dieses Potenzial pro versorgte Einheit und werden die intelligent verwalteten Einheiten mas-

siv zunehmen. 
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IKT-gestützte Transportsysteme (smart transportation) 

- Es gibt in der Schweiz wie in den Nachbarstaaten diverse Forschungen und Planvorstel-

lungen im Bereich IKT-gestützter Strassen; daraus müssen Strategien und verbindliche 

Planungen erarbeitet werden. 

- Zunächst sollte ermittelt werden, was die Schweiz im Alleingang erreichen kann und in 

welchen Bereichen zwingend eine Koordination mit dem Ausland erforderlich ist. 

 

IKT-gestütztes Strassenmanagement (sowie im Bereich des ÖV auch eBillette und dgl.) weist ein 

grosses Produktivitäts-, Energie- und Umweltpotenzial auf, wie anhand der darin führenden asiati-

schen Länder zu ermessen ist. Als internationale Verkehrsdrehscheibe und erfolgreicher Wirt-

schaftsstandort wird die Schweiz immer mehr auf die Ausschöpfung dieser Potenziale angewiesen 

sein. Ebenso ist sie aber auf  eine entsprechende Koordination mit dem Ausland angewiesen (kei-

ne eigene Automobilproduktion, hoher Anteil an Import-, Export- und Transitgüterverkehr, hoher 

Anteil von Touristen auf schweizerischen Strassen). 

 

Neue IKT-Anwendungsbereiche (Web 2.0) 

- Regulierungen privater oder staatlicher Natur sollten systematisch darauf  hin geprüft 

werden, dass sie erwünschte IKT-getriebene Strukturveränderungen nicht hemmen oder 

verhindern. 

- Den neuen volkswirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Möglichkeiten und Struk-

turveränderungen neuer IKT-Anwendungen sollte in sämtlichen Regulierungsbereichen 

systematisch Rechnung getragen werden (so etwa in der Medienpolitik). 

- Angesichts der rasanten IKT-Entwicklungen sollten alle regulatorischen Massnahmen 

zeitlich befristet und ihr Fortbestand an sachliche Kriterien und Konditionen geknüpft 

werden (sunset clauses). 

 

Neue IKT-Anwendungen für verschiedenste Bereiche ergeben sich aus dem technisch-

ökonomischen Fortschritt in Richtung des so gennannten Web 2.0 (z.B. soziale Medien, Cloud 

Computing). Daraus können sich massive Produktivitätssteigerungen, verbunden mit ebenso mas-

siven Veränderungen in der Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur ergeben. Es gilt, diese Verän-

derungen – zumal die erwünschten – nicht mit anachronistischen Regulierungen zu beeinträchti-

gen. Andererseits ergeben sich durch neue IKT-Anwendungen eventuell bessere Lösungen für 

gewisse öffentliche Interessen. Zu denken ist hierbei insbesondere an die sozialen Medien (Face-

book, YouTube, Blogs, Twitter et al.), aus deren Möglichkeiten etwa im Hinblick auf die Regulie-

rung eines Service Public bei Radio und TV Rückschlüsse gezogen werden sollten. 

 

IKT-Normen und Standards 

- Der Einfluss von Normen und Standards auf die IKT-Entwicklung und –Umsetzung ist 

laufend zu beobachten. 

- Die Branche kann sich dank ihres Wissensvorsprungs weitgehend selber (und in Zu-

sammenarbeit mit dem Ausland) normieren. 

- Der Staat muss die Normierungskompetenz übernehmen, wenn private Normen und 

Standards zu Wettbewerbsproblemen führen oder wenn den Normen und Standards den 

Charakter öffentlicher Güter aufweisen. 

- Der Staat sollte nur normierend tätig werden, wenn Normen und Standards aus dem 

Markt und aus der Branche zu wirtschaftlich oder gesellschaftlich unerwünschten Zu-

ständen oder Entwicklungen führen (Subsidiaritätsprinzip). 
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Insbesondere technische, jedoch auch ökonomische, rechtliche und polizeirechtliche Normen und 

Standards können für die IKT und deren Einsatz in Wirtschaft und Gesellschaft eine Schlüsselrolle 

spielen. Man denke etwa an technische Standards zu Interoperabilität von IKT Komponenten, an 

Normen zur Verwaltung geistigen Eigentums und digitaler Rechte, an Normen betreffend Cyber-

kriminalität oder zum Schutz persönlicher Daten. 
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